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* * *

Präsident Ing. Penz (um 10.00 Uhr): Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
eröffne die Sitzung. Von der heutigen Sitzung hat 
sich Frau Landesrätin Bohuslav ab 13.30 Uhr auf 
Grund eines Brüssel-Termines entschuldigt. Ich 
stelle die Beschlussfähigkeit fest. Die Verhand-
lungsschrift der letzten Sitzung ist geschäftsord-
nungsmäßig aufgelegen. Sie ist unbeanstandet 
geblieben und ich erkläre sie daher für genehmigt. 

Hinsichtlich der seit der letzten Sitzung bis zum 
Ablauf des gestrigen Tages eingelaufenen Ver-
handlungsgegenstände, deren Zuweisung an die 
Ausschüsse, der Weiterleitung von Anfragen und 
der eingelangten Anfragebeantwortungen verweise 
ich auf die elektronische Bekanntmachung der Mit-
teilung des Einlaufes. Diese wird in den Sitzungs-
bericht der heutigen Landtagssitzung aufgenom-
men. 

Einlauf: 

Ltg. 969/A-3/147 - Antrag der Abgeordneten Land-
bauer, Gabmann u.a. betreffend 
Wiedereinführung der Landes-

förderung für Kindergarten-
transporte – wird dem Wirt-
schafts- und Finanz-Ausschuss 
zugewiesen. 

Ltg. 970/B-34/3 - Bericht der Landesregierung 
vom 24.5.2016 betreffend Tätig-
keitsbericht des Landesverwal-
tungsgerichtes Niederösterreich 
für das Jahr 2015 – wird dem 
Rechts- und Verfassungs-Aus-
schuss zugewiesen. 

Ltg. 986/R-1/3 - Bericht der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend 
Rechnungsabschluss des Lan-
des Niederösterreich für das 
Jahr 2015 sowie Stellungnahme 
des Landesrechnungshofes 
Niederösterreich zum Entwurf 
des Rechnungsabschlusses 
2015 – wurde am 2. Juni 2016 
dem Wirtschafts- und Finanz-
Ausschuss zugewiesen und 
steht auf der Tagesordnung. 
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Ltg. 987/V-4 - Vorlage der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend Vor-
anschlag des Landes Nieder-
österreich für das Jahr 2017 – 
wurde am 2. Juni 2016 dem 
Wirtschafts- und Finanz-Aus-
schuss zugewiesen und steht 
auf der Tagesordnung. 

Ltg. 988/V-4/100 - Vorlage der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend NÖ 
Budgetprogramm 2016 bis 2020 
– wurde am 2. Juni 2016 dem 
Wirtschafts- und Finanz-Aus-
schuss zugewiesen und steht 
auf der Tagesordnung. 

Ltg. 989/B-32/3 - Bericht der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend Be-
richt über die Landesentwick-
lung in den Bereichen Landes-
hauptstadt, Regionalisierung 
und Dezentralisierung sowie 
über die Tätigkeit der NÖ Lan-
des-Beteiligungsholding GmbH 
2015/16 – wurde am 2. Juni 
2016 dem Wirtschafts- und Fi-
nanz-Ausschuss zugewiesen 
und steht auf der Tagesord-
nung. 

Ltg. 990/B-33/3 - Bericht der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend NÖ 
Gemeindeförderungsbericht 
2015 – wurde am 2. Juni 2016 
dem Wirtschafts- und Finanz-
Ausschuss zugewiesen und 
steht auf der Tagesordnung. 

Ltg. 991/B-38/3 - Bericht der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend 
Leasingverbindlichkeiten und 
Schuldeinlösungen (Sonderfi-
nanzierungsmodell Forderungs-
kauf) des Landes sowie Darle-
hensaufnahmen der verschie-
denen Fonds 2015 – wurde am 
2. Juni 2016 dem Wirtschafts- 
und Finanz-Ausschuss zuge-
wiesen und steht auf der Ta-
gesordnung. 

Ltg. 992/B-43/3 - Bericht der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend EU-
Bericht 2015 - Bericht über die 
finanziellen Auswirkungen des 
EU-Beitrittes für das Jahr 2015 
– wurde am 2. Juni 2016 dem 

Wirtschafts- und Finanz-Aus-
schuss zugewiesen und steht 
auf der Tagesordnung. 

Ltg. 993/L-9 - Vorlage der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend Auf-
hebung des Gesetzes über eine 
NÖ Landesakademie 1995 – 
wurde am 2. Juni 2016 dem 
Wirtschafts- und Finanz-Aus-
schuss zugewiesen und steht 
auf der Tagesordnung. 

Ltg. 994/S-5/13 - Vorlage der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend Neue 
Denkwerkstatt – Zukunft für 
Niederösterreich – wurde am 2. 
Juni 2016 dem Wirtschafts- und 
Finanz-Ausschuss zugewiesen 
und steht auf der Tagesord-
nung. 

Ltg. 995/B-2/29 - Bericht des Rechnungshofes 
vom 1.6.2016 betreffend das 
Donauhochwasser 2013 (Reihe 
Niederösterreich 2016/3) – wird 
dem Rechnungshof-Ausschuss 
zugewiesen. 

Ltg. 996/G-25/1 - Vorlage der Landesregierung 
vom 31.5.2016 betreffend Ände-
rung des NÖ Gassicherheitsge-
setzes 2002 (NÖ GSG 2002) – 
wird dem Bau-Ausschuss zuge-
wiesen. 

Ltg. 997/A-3/148 - Antrag der Abgeordneten Ing. 
Huber, Gabmann u.a. betreffend 
keine Doppelfunktion als Bür-
germeister und Gemeindebe-
diensteter in ein und derselben 
Gemeinde – wird dem Rechts- 
und Verfassungs-Ausschuss 
zugewiesen. 

Anfragen: 

Ltg. 968/A-4/148 - Anfrage des Abgeordneten 
Landbauer an Landeshaupt-
mann-Stv. Mag. Mikl-Leitner 
betreffend Vergabe der 
Wohn.Chance.NÖ-Wohnungen. 

Ltg. 971/A-4/149 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landes-
hauptmann-Stv. Mag. Mikl-
Leitner betreffend Fremdwäh-
rungsanleihen des Landes NÖ 
in Norwegen - nachgefragt. 
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Ltg. 972/A-4/150 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landes-
hauptmann-Stv. Mag. Mikl-
Leitner betreffend Antidiskrimi-
nierung von gleichgeschlechtli-
chen Partnerschaften. 

Ltg. 973/A-4/151 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landes-
hauptmann-Stv. Mag. Renner 
betreffend Antidiskriminierung 
von gleichgeschlechtlichen 
Partnerschaften. 

Ltg. 974/A-5/191 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landesrätin 
Dr. Bohuslav betreffend Antidis-
kriminierung von gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften. 

Ltg. 975/A-5/192 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landesrat Dr. 
Pernkopf betreffend Antidiskri-
minierung von gleichgeschlecht-
lichen Partnerschaften. 

Ltg. 976/A-5/193 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landesrat 
Mag. Wilfing betreffend Antidis-
kriminierung von gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften. 

Ltg. 977/A-5/194 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landesrätin 
Mag. Schwarz betreffend Anti-
diskriminierung von 
gleichgeschlechtlichen 
Partnerschaften. 

Ltg. 978/A-5/195 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landesrat 
Ing. Androsch betreffend Anti-
diskriminierung von gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften. 

Ltg. 979/A-5/196 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landesrat 
Fuchs MBA betreffend Antidis-
kriminierung von gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften. 

Ltg. 980/A-4/152 - Anfrage des Abgeordneten 
Königsberger an Landeshaupt-
mann Dr. Pröll betreffend 
Integrationsmaßnahmen für 
Asylwerber in NÖ – Ablauf und 
Finanzierung. 

Ltg. 981/A-4/153 - Anfrage des Abgeordneten 
Königsberger an Landeshaupt-
mann-Stv. Mag. Mikl-Leitner 
betreffend Integrationsmaß-
nahmen für Asylwerber in NÖ – 
Ablauf und Finanzierung. 

Ltg. 982/A-5/197 - Anfrage des Abgeordneten 
Königsberger an Landesrätin 
Mag. Schwarz betreffend 
Integrationsmaßnahmen für 
Asylwerber in NÖ – Ablauf und 
Finanzierung. 

Ltg. 983/A-5/198 - Anfrage des Abgeordneten 
Königsberger an Landesrat Ing. 
Androsch betreffend Integrati-
onsmaßnahmen für Asylwerber 
in NÖ – Ablauf und Finanzie-
rung. 

Ltg. 984/A-4/154 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landes-
hauptmann-Stv. Mag. Mikl-
Leitner betreffend Extragelder 
für ÖVP-, SPÖ-Gemeindever-
treterverbände unter anderem in 
Zusammenhang mit Risikoana-
lysen zu Finanzgeschäften. 

Ltg. 985/A-4/155 - Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber an Landes-
hauptmann-Stv. Mag. Renner 
betreffend Extragelder für ÖVP-, 
SPÖ-Gemeindevertreterver-
bände unter anderem in Zu-
sammenhang mit Risikoanaly-
sen zu Finanzgeschäften. 

Anfragebeantwortungen zu Ltg. 924/A-5/185 
von Landesrätin Dr. Bohuslav; zu Ltg. 946/A-4/146, 
zu Ltg. 948/A-4/147, zu Ltg. 968/A-4/148, zu Ltg. 
971/A-4/149, zu Ltg. 972/A-4/150 von Landes-
hauptmann-Stv. Mag. Mikl-Leitner; zu Ltg. 973/A-
4/151 - von Landeshauptmann-Stv. Mag. Renner; 
zu Ltg. 974/A-5/191 von Landesrätin Dr. Bohuslav; 
zu Ltg. 975/A-5/192 von Landesrat Dr. Pernkopf; zu 
Ltg. 976/A-5/193 von Landesrat Mag. Wilfing, zu 
Ltg. 977/A-5/194 von Landesrätin Mag. Schwarz; 
zu Ltg. 978/A-5/195 von Landesrat Ing. Androsch, 
zu Ltg. 979/A-5/196 - von Landesrat Fuchs MBA; 
zu Ltg. 980/A-4/152 von Landeshauptmann Dr. 
Pröll; zu Ltg. 981/A-4/153 von Landeshauptmann-
Stv. Mag. Mikl-Leitner; zu Ltg. 982/A-5/197 von 
Landesrätin Mag. Schwarz; zu Ltg. 984/A-4/154 
von Landeshauptmann-Stv. Mag. Mikl-Leitner. 
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Es sind folgende Geschäftsstücke eingelangt, 
die gemäß § 32 Abs.5 unserer Geschäftsordnung 
nicht ausreichend unterstützt sind. Und zwar: Ltg. 
998/A-3/149, Antrag mit Gesetzentwurf der Abge-
ordneten MMag. Dr. Petrovic u.a. betreffend Ände-
rung des NÖ Jagdgesetzes 1974. (Nach Abstim-
mung über die Unterstützung:) Ich stelle fest, dass 
das nur mit zwei Abgeordneten der GRÜNEN un-
terstützt wird. Die Unterstützung ist abgelehnt! 

Ltg. 999/A-3/150, Antrag der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber u.a. betreffend keine Verlängerung 
der Zulassung von Glyphosat. (Nach Abstimmung 
über die Unterstützung:) Für diesen Antrag stim-
men die Abgeordneten der SPÖ, die Liste FRANK 
und drei Abgeordnete der GRÜNEN. Die Unterstüt-
zung ist abgelehnt! 

Ltg. 1000/A-3/151, Antrag der Abgeordneten 
Enzinger MSc u.a. betreffend Tempolimit 80 km/h 
auf der A2 zwischen Wien und Knoten Guntrams-
dorf. (Nach Abstimmung über die Unterstützung:) 
Ich stelle fest, dass drei Abgeordnete der GRÜNEN 
dafür stimmen. Die Unterstützung ist abgelehnt! 

Ltg. 1001/A-3/152, Antrag der Abgeordneten 
Enzinger MSc u.a. betreffend 365 Euro Öffi-Jahres-
ticket – ein Erfolgskonzept für Niederösterreich. 
(Nach Abstimmung über die Unterstützung:) Dafür 
stimmen die Abgeordneten der SPÖ, 4 Abgeord-
nete der Liste FRANK, die FPÖ und die Abgeord-
neten der GRÜNEN. Die Unterstützung ist abge-
lehnt! 

Weiters wurde eingebracht der Antrag Ltg. 
1002/A-3/153 von den Abgeordneten Weiderbauer 
u.a. betreffend einheitliches und existenzsicherndes 
Pensionssystem für alle. (Nach Abstimmung über 
die Unterstützung:) Dafür stimmen die Abgeordne-
ten der GRÜNEN. Die Unterstützung ist abgelehnt! 

Ltg. 1003/A-3/154, Antrag der Abgeordneten 
Enzinger MSc u.a. betreffend flächendeckende 
LKW-Maut. (Nach Abstimmung über die Unterstüt-
zung:) Dafür stimmen die Abgeordneten der SPÖ 
und die GRÜNEN. Die Unterstützung ist abgelehnt! 

Ltg. 1004/A-3/155, Antrag der Abgeordneten 
MMag. Dr. Petrovic u.a. betreffend Errichtung eines 
Grundwasserschongebietes auf dem Gemeindege-
biet von Lichtenwörth. (Nach Abstimmung über die 
Unterstützung:) Dafür stimmen die Abgeordneten 
der SPÖ, die Liste FRANK, die FPÖ und 2 Abge-
ordnete der GRÜNEN. Die Unterstützung hat keine 
Mehrheit gefunden und ist somit abgelehnt! 

Ltg. 1005/A-3/156, Antrag der Abgeordneten 
Dr. Krismer-Huber u.a. betreffend klares Nein zu 

den Freihandelsabkommen TTIP, CETA und TISA. 
(Nach Abstimmung über die Unterstützung:) Dafür 
stimmen die Abgeordneten der SPÖ, die Liste 
FRANK, die FPÖ und die Abgeordneten der 
GRÜNEN. Der Antrag hat keine Mehrheit gefunden. 
Die Unterstützung ist abgelehnt! 

Weiters wurde eingebracht der Antrag Ltg. 
1006/A-3/157 von den Abgeordneten Dr. Krismer-
Huber u.a. betreffend regulierte Freigabe von 
Cannabis für medizinische Zwecke. (Nach Abstim-
mung über die Unterstützung:) Dafür stimmen die 
SPÖ und die GRÜNEN. Die Unterstützung ist ab-
gelehnt! 

Ltg. 1007/A-3/158, Antrag der Abgeordneten 
Enzinger MSc u.a. betreffend gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit. (Nach Abstimmung über die Unter-
stützung:) Dafür stimmen die Abgeordneten der 
SPÖ und die GRÜNEN. Die Unterstützung ist ab-
gelehnt! 

Ltg. 1008/A-3/159, Antrag der Abgeordneten 
Weiderbauer u.a. betreffend Zukunft der Lehre. 
(Nach Abstimmung über die Unterstützung:) Dafür 
stimmen die Abgeordneten der SPÖ und die 
GRÜNEN. Die Unterstützung ist abgelehnt! 

Ich lasse nunmehr über den Antrag der Abge-
ordneten Dr. Krismer-Huber u.a. Ltg. 1009/A-3/160 
betreffend Antidiskriminierung von gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften abstimmen. (Nach 
Abstimmung über die Unterstützung:) Dafür stim-
men die Abgeordneten der SPÖ und der GRÜNEN. 
Die Unterstützung ist abgelehnt! 

Ltg. 1010/A-3/161, Antrag der Abgeordneten 
Enzinger MSc u.a. betreffend Top-Jugendticket 
betreffend keine Preiserhöhung und Ausweitung 
auf niederösterreichische Studentinnen. (Nach 
Abstimmung über die Unterstützung:) Das ist ein 
einstimmiger Antrag. Ich weise diesen Antrag daher 
dem Verkehrs-Ausschuss zu. 

Ltg. 1011, Antrag der Abgeordneten Dr. 
Krismer-Huber u.a. betreffend keine weitere Ver-
schlechterung für NÖ Mindestsicherungsbeziehe-
rinnen und –bezieher. (Nach Abstimmung über die 
Unterstützung:) Dafür stimmen die Abgeordneten 
der SPÖ, die GRÜNEN und ein Abgeordneter der 
Liste FRANK. Die Unterstützung ist abgelehnt! 

Ich möchte festhalten, dass auf Grund des Be-
schlusses des Landtages vom 24. April 2013 für die 
Debatte zum Voranschlag eine Redezeitkontingen-
tierung gilt. Demnach beträgt die Redezeit eines 
jeden Redners, Abgeordneten, Mitglieder der Lan-
desregierung und Berichterstatter, in der Spezial-
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debatte maximal 10 Minuten pro Wortmeldung. 
Geschäftsordnungsbestimmungen, die eine andere, 
das heißt eine geringere Redezeit vorsehen wie 
beispielsweise eine tatsächliche Berichtigung ge-
mäß § 59 unserer Geschäftsordnung bleiben davon 
unberührt. 

Ergänzend zu dieser Bestimmung kommt dem 
jeweils von seinem Klub genannten Hauptredner 
bzw. Hauptrednerin zum jeweiligen Teil des Voran-
schlages eine Höchstredezeit von 15 Minuten zu. 
Dieser Hauptredner wird bei der Worterteilung je-
weils vom Vorsitzenden bekannt gegeben. Bei 
Überschreiten der vorgesehenen Redezeit wird der 
Präsident zur Beendigung der Rede auffordern. 

Ich halte fest, dass Berichterstattungen, Wort-
meldungen zur Geschäftsordnung, tatsächliche 
Berichtigungen und die Ausführung des am Vorsitz 
befindlichen Präsidenten nicht unter die Redezeit-
kontingentierung fallen.  

Ich darf Sie auch davon in Kenntnis setzen, 
dass ich beabsichtige, die heutige Sitzung um 22 
Uhr zu beenden. Die Fortsetzung über die Ver-
handlung des Voranschlages ist für morgen, Don-
nerstag, dem 16. Juni 2016 um 9.00 Uhr vorgese-
hen. 

Auf Grund des sachlichen Zusammenhanges 
beabsichtige ich, die Tagesordnungspunkte 2 bis 
12 gemeinsam zu verhandeln. Vorerst wird zu den 
Tagesordnungspunkten 2. bis 4 und im Anschluss 
an die Generaldebatte zum Voranschlag zu den 
Tagesordnungspunkten 5 bis 12 Bericht erstattet. 
Im Rahmen der Spezialdebatten werden sämtliche 
Geschäftsstücke gemeinsam verhandelt. Die Ab-
stimmungen werden jedoch getrennt erfolgen. Wird 
gegen diese Vorgangsweise ein Einwand erhoben? 
Das ist nicht der Fall. 

Ich ersuche Herrn Abgeordneten Ing. Schulz, 
die Verhandlungen zu folgenden Geschäftsstücken 
einzuleiten: Ltg. 986/R-1/2, Bericht der Landesre-
gierung betreffend Rechnungsabschluss des Lan-
des Niederösterreich für das Jahr 2015 sowie Stel-
lungnahme des Landesrechnungshofes Nieder-
österreich zum Entwurf des Rechnungsabschlusses 
2015. Ltg. 988/V-4/100, Vorlage der Landesregie-
rung betreffend NÖ Budgetprogramm für die Jahre 
2016 – 2020. Ltg. 987/V-4, Vorlage der Landesre-
gierung betreffend Voranschlag des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2017. Bitte, Herr Abge-
ordneter Ing. Schulz. 

 

Berichterstatter Abg. Ing. Schulz (ÖVP): Ge-
schätzter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! 
Liebe Mitglieder der Landesregierung! Geschätzte 
Damen und Herren! Hoher Landtag! 

Der Rechnungsabschluss des Landes Nieder-
österreich für das Jahr 2015 liegt nunmehr zur Be-
ratung vor. Die Erstellung des gesamten Rech-
nungsabschlusses erfolgte, wie schon in den ver-
gangenen Jahren, wiederum in vier Teilbänden. 
Der erste Band enthält den Bericht und den Antrag 
zum Rechnungsabschluss. Hier finden Sie auch die 
Erläuterungen zu den Abweichungen der Einnah-
men und Ausgaben zum Voranschlagsbetrag. Der 
zweite Band als Hauptteil enthält die Rechnungs-
abschlüsse des ordentlichen Haushaltes. Band 3 
enthält die Untervoranschläge. Der vierte und letzte 
Band enthält die laut Voranschlags- und Rech-
nungsabschlussverordnung des Bundesministers 
für Finanzen geforderten Nachweise und finanzsta-
tistischen Zusammenstellungen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Rech-
nungsabschluss 2015 weist folgendes Ergebnis 
aus: 

1. Gesamtgebarung 

1.1. Ergebnis nach Maastricht-Kriterien 

Der Rechnungsquerschnitt ergibt einen Finan-
zierungssaldo in Höhe von € - 30,558.103,92. 

Der im Voranschlag 2015 vorgesehene Finan-
zierungssaldo beträgt € 49,350.200,00. 

1.2. Finanzierungssaldo gemäß ESVG. Die 
Überleitungstabelle vom Ergebnis laut Rechnungs-
querschnitt zum Finanzierungssaldo laut ESVG 
weist für das Land Niederösterreich einen Betrag 
von € - 122,300.000,00 aus. 

Die Vorgabe gemäß ÖStP (strukturelles Defi-
zit) beträgt € - 170.000.000,00. 

1.3. Gesamteinnahmen 

Ordentliche Einnahmen € 8.187,196.886,70 

1.4. Gesamtausgaben 

Ordentliche Ausgaben € 8.792,211.312,97 

1.5. Gesamtbruttoabgang € 605,014.426,27 
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Dieser Abgang wurde durch die Aufnahme von 
Darlehen bzw. Anleihen in Höhe von € 
589,118.453,10 sowie von „Inneren Anleihen“ in 
Höhe von € 15,895.973,17 abgedeckt. 

Die Summe der Darlehenstilgungen beträgt € 
420,880.682,95. 

Zum Abschluss meines Berichtes darf ich fol-
genden Antrag stellen (liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1. Der Rechnungsabschluss des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2015 wird mit folgenden 
im Hauptteil und in den Untervoranschlägen aufge-
gliederten Gesamtbeträgen genehmigt: 

Ausgaben im ordentlichen Haushalt von € 
8.792,211.312,97 und Einnahmen im ordentlichen 
Haushalt von € 8.792,211.312,97. 

2. Der Bericht, die Erläuterungen sowie die 
Nachweise werden genehmigend zur Kenntnis 
genommen. 

3. Die bei den einzelnen Voranschlagsstellen 
ausgewiesenen Abweichungen zum Voranschlag 
werden genehmigt.“ 

Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, die De-
batte zum Rechnungsabschluss des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2015 einzuleiten und die 
Abstimmung durchzuführen. 

Zum zweiten Punkt. Ich berichte zum NÖ 
Budgetprogramm 2016 – 2020. Der NÖ Landtag 
hat den Österreichischen Stabilitätspakt 2012 am 6. 
Juli 2012 beschlossen. Gemäß Artikel 15 des 
Österreichischen Stabilitätspaktes 2012 haben 
Bund, Länder und Gemeinden die mittelfristige 
Haushaltsorientierung in Übereinstimmung mit den 
Verpflichtungen dieser Vereinbarung sicherzustel-
len und einen glaubwürdigen, effektiven, mittelfristi-
gen Haushaltsrahmen entsprechend den unions-
rechtlichen Regelungen festzulegen. 

Diese Planungen sind dem Österreichischen 
Koordinationskomitee jährlich zu berichten. Das zur 
Zeit geltende NÖ Budgetprogramm läuft bis 2019 
und muss auf Grund des Stabilitätspaktes 2012 
laufend verlängert werden. 

Die NÖ Landesregierung beehrt sich daher, 
folgenden Antrag zu stellen (liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1. Das NÖ Budgetprogramm 2016 - 2020 wird zur 
Kenntnis genommen. 

2. Die NÖ Landesregierung wird beauftragt, die 
Zielsetzungen des NÖ Budgetprogrammes 
2016 - 2020 bei der Erstellung und der Voll-
ziehung der jeweiligen Voranschläge umzu-
setzen.“ 

Nun zum dritten und letzten Punkt.  

Als Berichterstatter obliegt mir die Aufgabe, 
dem Hohen Landtag den Voranschlag des Landes 
Niederösterreich für das Jahr 2017 zur Beratung 
und Beschlussfassung vorzulegen. 

Die Landesregierung hat gemäß Artikel 29 Ab-
satz 2 der NÖ Landesverfassung den Voran-
schlagsentwurf der Einnahmen und Ausgaben des 
Landes für das Jahr 2017 rechtzeitig erstellt. 

Die Vorlage wurde vom Finanz-Ausschuss 
eingehend behandelt. 

Der Aufbau des Landesvoranschlages ent-
spricht den Bestimmungen über Form und Gliede-
rung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse 
der Länder, der Gemeinden und von Gemeindever-
bänden.  

Die vertikale Gliederung in Gruppen, Ab-
schnitte, Unter- und Teilabschnitte sowie Voran-
schlagsstellen erfolgt nach funktionellen, finanzwirt-
schaftlichen und ökonomischen Gesichtspunkten. 

Die horizontale Gliederung stellt die Einnah-
men und Ausgaben des Voranschlages 2017 den 
Einnahmen und Ausgaben im Voranschlag 2016 
und im Rechnungsabschluss 2015 gegenüber.  

Die Ausgaben, bereinigt um die Schuldentil-
gungen, steigen gegenüber dem Voranschlag 2016 
um 5,57%. Die Einnahmen (ohne Schuldaufnah-
men) steigen um 5,19 %. 

Der strukturelle Saldo gemäß ESVG beträgt -
58,4 Millionen Euro. Das Maastricht-Ergebnis des 
Voranschlages 2017 gemäß ESVG beträgt -101,8 
Millionen Euro. Die Vorgaben des Österreichischen 
Stabilitätspakts werden damit eingehalten. 

Herkunft, Zweckwidmung und Begründung der 
einzelnen Einnahmen und Ausgaben sind in den 
Erläuterungen ausführlich dargestellt, Änderungen 
gegenüber dem Vorjahr sind aus der Horizon-
talgliederung ersichtlich. 
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Zur Durchführung des Landesvoranschlages 
2017 werden wieder alle jene Bestimmungen be-
antragt, die sich schon bisher für den Budgetvollzug 
als notwendig oder zweckmäßig erwiesen haben.“ 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die Ver-
handlungen über den Voranschlag 2017 einzulei-
ten. 

Präsident Ing. Penz: Ich danke dem Herrn 
Abgeordneten Schulz für die kompakte Berichter-
stattung. Zu Wort gelangt nun die Finanzreferentin 
des Landes Niederösterreich, Frau Landeshaupt-
mann-Stellvertreterin Mag. Johanna Mikl-Leitner. 

LHStv. Mag. Mikl-Leitner (ÖVP): Hoher 
Landtag! Sehr geschätzter Herr Landeshauptmann! 
Geschätzte Damen und Herren Regierungskolle-
ginnen und –kollegen! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren Abgeordneten, geschätzte Damen 
und Herren! 

Es ist für mich eine Ehre und Freude zugleich, 
Ihnen erstmals ein Budget für unser Bundesland 
Niederösterreich vorlegen zu können. Ein ordentli-
ches Budget und ein sorgsamer Haushalt sind et-
was, auf das man bauen kann. Sind etwas, auf das 
man vertrauen kann. Und das ist wichtig, gerade in 
herausfordernden Zeiten wie diesen, denn wir in 
Niederösterreich haben auch in Zukunft noch viel 
vor. 

Ein Budget vorzulegen heißt für mich allerdings 
zuallererst, ein Danke zu sagen. Ein Danke zu sa-
gen allen ehrlichen Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahlern! Allen, die tagtäglich früh aufstehen und 
etwas anpacken und weiter bringen. Allen danke zu 
sagen, die etwas für sich und ihre Familien leisten 
wollen. Und damit mit ihrer Leistung dem gesamten 
Bundesland Niederösterreich nützen. Denn auf sie 
kommt es an! 

Daher werde ich auch im Interesse unserer 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler genau darauf 
achten, wie wir mit diesem Geld umgehen und wo-
für wir das Geld verwenden. In welche Projekte wir 
dieses Geld investieren. 

Denn wir brauchen nicht nur Solidarität mit den 
Armen und Schwachen, ja, das wird auch weiterhin 
wichtig und notwendig sein. Aber wir brauchen vor 
allem auch Solidarität mit jenen, die Leistungen für 
die Allgemeinheit erbringen. Denn das wird immer 
wichtiger werden. Denn Solidarität ist keine Ein-
bahnstraße. Und das ist auch der Weg unseres 
Bundeslandes Niederösterreich. Das ist mir ein 
ganz großes Anliegen. Was haben wir zu tun? Wir 
haben uns den Herausforderungen gemeinsam zu 

stellen. Wir haben gemeinsam zu säen und wir 
haben gemeinsam die Früchte unserer Anstren-
gungen zu ernten. Das ist der beste Weg für Nie-
derösterreich und das ist der Weg für uns alle! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Danken möchte ich natürlich auch meinem 
Vorgänger und Freund Wolfgang Sobotka, der für 
dieses Budget sehr viele Vorarbeiten geleistet hat 
und der vor allem durch seine Arbeit, durch sein 
großartiges Engagement viel in Niederösterreich 
und für Niederösterreich weitergebracht hat. Danke 
für seine langjährige Tätigkeit hier im Bundesland 
Niederösterreich! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Hoher Landtag! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ja, wir stehen mit unserem Budget gut 
da. Wir können alle Vorgaben von Maastricht erfül-
len und wir können vor allem auch alle Vorgaben 
des Bundes erfüllen. Und das Wichtigste überhaupt 
ist, wir können mit unserem Finanzhaushalt, wir 
können mit unserem Budget auch Investitionen in 
die Zukunft weiter vornehmen. Eine Zukunft, die wir 
gemeinsam gestalten und formen wollen. Wir be-
stimmen in welche Richtung es geht und sonst 
niemand! 

Auf dieser Grundlage schreiben wir die Er-
folgsgeschichte Niederösterreichs weiter. Dafür und 
darauf können sich die Menschen verlassen. Und 
das alles trotz schwieriger Rahmenbedingungen. 
Wir leben in Niederösterreich in einem wunder-
schönen Bundesland auf einem wunderschönen 
Stück Erde dieser Welt. Aber wir wissen, wir leben 
nicht im luftleeren Raum. Ja, die Globalisierung 
macht auch uns zu schaffen. Ja, die Globalisierung 
stellt uns vor ganz große Herausforderungen und 
ist in mancher Hinsicht beinharte Realität. 

Die geplatzte Immobilienblase in den USA und 
ihre Nachwirkungen sind noch immer für uns alle 
spürbar. Und die weltweiten Krisenherde kommen 
einfach nicht zur Ruhe. Und auch bei den Migrati-
onsströmen ist kein Ende abzusehen. Und ich sage 
auch hier, auch mit Blick auf die finanziellen Aus-
wirkungen der Migrationswelle ist es entscheidend, 
dass die Bundesregierung Linie hält. Gerade die 
Migration wirkt sich auf das gesamte Budget aus. 
Wirkt sich belastend auf unser Budget aus. 
Schließlich haben wir im Land und vor allem in 
unseren Gemeinden die Menschen unterzubringen, 
haben die Menschen zu vorsorgen. 

Bisher haben wir diese Herausforderung mit 
sehr viel Kraftanstrengung auch bewerkstelligt. 
Aber wir alle wissen, es gibt Grenzen. Grenzen der 
Belastbarkeit bei der Bevölkerung, Grenzen der 
Zumutbarkeit bei der Bevölkerung. Und vor allem 
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auch Grenzen unserer Systeme. Daher gilt es für 
die Bundesregierung, hier Kurs zu halten und hier 
vor allem Linie zu halten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit 
Blick auf die Bundesebene und mit Blick auf die 
Prognosen zeigt sich die wirtschaftliche Entwick-
lung Österreichs. Die wirtschaftliche Entwicklung 
Österreichs bessert sich zwar leicht, aber dieser 
zarte Aufschwung reicht nicht aus, die Herausforde-
rungen auf dem Arbeitsmarkt nachhaltig verbessern 
zu können. Und umso wichtiger ist es, dass wir in 
Niederösterreich jeden Spielraum nützen, um die-
ses Wachstum zu heben, um dieses Wachstum 
auch vorantreiben zu können. 

Und das gelingt uns auch in Niederösterreich. 
Schauen wir uns an die Prognosen des IHS. IHS 
sagt uns, dass wir ein Wirtschaftswachstum von 1,9 
Prozent zu erwarten haben, während das Wachs-
tum auf österreichischer Ebene bei 1,5 Prozent 
liegt. Das liegt wohl an unseren gut ausgebildeten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Das liegt vor 
allem auch an unseren engagierten Unternehmun-
gen, die vor allem ihre Chancen nutzen. Ihre Chan-
cen nutzen vor allem, was den Export betrifft. Denn 
die niederösterreichischen Unternehmungen expor-
tieren Jahr für Jahr Güter und Dienstleistungen im 
Wert von über 20 Milliarden Euro. Und unsere wirt-
schaftliche Stärke ist auch der Grund für den deutli-
chen Zuwachs bei der Beschäftigung. Noch nie-
mals zuvor waren so viele Menschen in Nieder-
österreich beschäftigt wie heute. 

Trotz des permanenten Anstiegs an Beschäf-
tigten gelingt es uns nicht, die Arbeitslosigkeit zu 
reduzieren. Ja, auch wir in Niederösterreich sind 
von der Arbeitslosigkeit stark betroffen und brau-
chen vor allem bessere Rahmenbedingungen für 
unsere Unternehmungen. Für unsere Unterneh-
mungen, die letztendlich die Arbeit und die Arbeits-
plätze schaffen. 

Manche haben das noch immer nicht verstan-
den und greifen wieder tief in die Mottenkiste oder 
greifen daneben. Ich sage nur „Maschinensteuer“, 
Arbeitszeitverkürzung oder eben Öffnung des Ar-
beitsmarktes bereits im Asylverfahren. Das alles 
bringt uns nur weitere Probleme und bringt uns 
sicherlich keine Lösung. Diese Überlegungen sind 
weit verfehlt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Was wir in Österreich tun müssen ist, die bes-
ten Rahmenbedingungen für die Arbeit und für die 
Wettbewerbsfähigkeit zu schaffen. Und dabei, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, gibt Nie-
derösterreich den Ton an. In allen entscheidenden 
Bereichen, angefangen von Wissenschaft und For-

schung über die professionelle Standortpolitik bis 
hin zu den gezielten arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen. Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll hat das 
Ziel vorgegeben. Und wir gehen diesen Weg kon-
sequent weiter. Wir machen Niederösterreich zum 
führenden Standort für Wissenschaft und For-
schung. Wir wollen hier Europaspitze werden. Und 
auf dem Weg zur Europaspitze sind wir gut unter-
wegs. Auf dem Weg zur Europaspitze ist bereits 
viel geschehen: Die Wissenschaftsachse Krems, 
Tulln, Klosterneuburg, Wr. Neustadt, mit ihren 
Fachhochschulen oder der Donau-Universität und 
der Karl Landsteiner Privatuniversität ist etabliert 
und die Wissenschaftsachse und die damit verbun-
denen Wissenschaftseinrichtungen entwickeln sich 
gut weiter. 

Das IST Austria wächst kontinuierlich und zählt 
bereits mehr als 500 Forscherinnen und Forscher. 
Dazu kommen das Lehr- und Forschungsgut der 
VetMed Kremesberg, das Conrad Observatorium in 
Muggendorf, das Wolf Science Center in Ernst-
brunn oder der Wasser Cluster in Lunz. Das alles 
ist nicht von selbst gewachsen. Wir haben die 
Budgetmittel für Wissenschaft, für die Grundlagen-
forschung und im tertiären Bildungsbereich in den 
letzten 20 Jahren mehr als verzwanzigfacht. 

Im gleichen Zeitraum ist die Zahl der Studie-
renden in Niederösterreich von 750 auf über 20.000 
Studierende gestiegen. Mit anderen Worten: Wir 
investieren in Köpfe von morgen statt in Strukturen 
von gestern. Und das gibt Zukunft! Das schafft 
Arbeit! Das ist unser niederösterreichischer Weg! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

600 Millionen Euro hat Niederösterreich unter 
Erwin Pröll in die wissenschaftliche Infrastruktur 
investiert. Und weitere 500 Millionen planen wir 
auch in den nächsten Jahren zu investieren. Ja, wir 
haben große Ziele: Die Zahl der Wissenschaftlerin-
nen und Forscher in Niederösterreich soll sich ver-
doppeln! Von 7.000 auf 14.000 Forscher und For-
scherinnen. Das sind Arbeitsplätze, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, für hochqualifizierte 
Menschen. Und sie ziehen natürlich weitere Ar-
beitsplätze nach sich. Aus der hoch entwickelten 
wissenschaftlichen Basis können sich Spinn-Off-
Unternehmen entwickeln, die wiederum Wert-
schöpfung für Niederösterreich bringen. Und die vor 
allem wieder neue innovative Arbeitsplätze bringen. 

Arbeitsplätze, die nicht abwandern können in 
Billiglohnländer. Arbeitsplätze, die hier bei uns in 
Niederösterreich bleiben und die sich auch weiter 
entwickeln können. Das ist gelebte Zukunftspolitik! 
Das ist gelebte Zukunftsstrategie. 
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Natürlich sind auch die niederösterreichischen 
Kliniken sehr gute und wertvolle Arbeitgeber. Sie 
bringen Geld in die Regionen und auch Menschen, 
die dort wohnen, arbeiten und Geld ausgeben. Was 
übrigens nicht geschehen würde, wenn wir guten 
Ratschlägen gewisser Fachleute oder politischer 
Wasserträger folgen und Klinik-Standorte zusper-
ren würden. Nein! Wir stehen für Innovation und wir 
stehen hier für Verbesserung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn man sich den gesamten Gesundheitsbe-
reich und medizinischen Bereich anschaut, ist im-
mer wieder Niederösterreich der Tempomacher. 
Tempomacher in ganz Europa. Und dazu gibt es 
auch ein aktuelles Beispiel. Nämlich die Novelle 
des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes. 
Eine Novelle, die Niederösterreich angestoßen hat, 
wo sich Niederösterreich durchgesetzt hat. Jeder 
von uns kennt die Warnungen vor einem Mangel an 
Ärzten und Pflegepersonal. Mit dieser Novelle stel-
len wir die Gesundheits- und Pflegeversorgung auf 
neue Beine. Diplomierte Pflegekräfte werden künf-
tig ausschließlich an Fachhochschulen ausgebildet. 
Das ist wichtig. Und es ist vor allem auch eine 
Professionalisierung und eine Entlastung der Ärzte. 

Zur Unterstützung werden dazu neben Pfle-
geassistenzen auch noch Pflegefachassistenzen 
eingeführt. Und damit setzen wir die richtigen 
Schritte. Und damit sichern wir die Gesundheits- 
und Pflegeversorgung in unserem Land. Damit 
handeln wir vorausschauend und sorgen rechtzeitig 
vor, damit im Gesundheits- und Pflegebereich auch 
alles richtig läuft. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ho-
hes Haus! Der Schlüssel für mehr Arbeitsplätze und 
Wachstum im Land sind und bleiben natürlich un-
sere Unternehmen. Für sie entwickeln wir laufend 
die Rahmenbedingungen, damit der Standort Nie-
derösterreich die erste Adresse für Investitionen 
und für neue Arbeitsplätze ist. Unsere Wirtschafts-
strategie Niederösterreich 2020 setzt daher konse-
quent auf folgende entscheidende vier Bereiche.  

1. Auf nachhaltigen Unternehmenserfolg und 
auf eine Internationalisierung. 

2. Auf Forschung, Entwicklung und Markt-
umsetzung. 

3. Auf die Unternehmensgründung mit einer 
großen Wirtschaftsdynamik. 

4. Auf attraktive Standorte. 

Wir in Niederösterreich vertreiben keine Unter-
nehmen, sondern wir heißen die Unternehmungen 

willkommen. Kein Wunder, dass Ihnen Niederöster-
reich besser schmeckt. Bestes Beispiel jetzt: 
Niemetz! Niemetz-Schwedenbomben. Sie alle wis-
sen, dass Niemetz zu uns nach Niederösterreich 
gekommen ist. Denn wir fördern intelligent. Das 
heißt, genauso wie es die Wirtschaft braucht. Des-
halb übernehmen wir Haftungen und übernehmen 
Beteiligungen um die Betriebe zu unterstützen. 

Und dieser Kurs stimmt. Denn wir sind mittler-
weile der Wachstumsmotor in Ostösterreich. So 
funktioniert Wirtschaftspolitik. So macht man das! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Hoher Landtag! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Wir kümmern uns aber auch ganz 
gezielt um jene Menschen die Arbeit suchen. Un-
sere vier Handlungsschwerpunkte dabei sind: 

1. Junge Menschen in Beschäftigung zu brin-
gen. 

2. Ältere Menschen in Beschäftigung zu halten. 

3. Beschäftigte weiterzuqualifizieren und 

4. Arbeitsmarkt-ferne Personen beschäfti-
gungsfit zu machen. 

Wir tun das zum Beispiel mit dem Weiterbil-
dungsscheck oder mit der modularen Qualifizierung 
zum Nachholen von Lehrabschlüssen. Denn die 
Qualifikation macht den Unterschied. Und auf die 
richtige Qualifikation kommt es gerade im digitalen 
Wandel an. Und diesen digitalen Wandel müssen 
wir nützen und wollen wir auch nützen. 

Zu den Jobmotoren zählt aber auch der Tou-
rismus. Und die Zahlen der Nächtigungen in Nie-
derösterreich steigen und steigen. Darauf können 
wir zweifelsohne stolz sein. Denn Niederösterreich 
ist nicht nur ein gutes Land für starke Leistung, 
sondern auch ein gutes Land für verdiente Erho-
lung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
auch die Investitionen der Gemeinden und des 
Landes, egal ob Schulbau, Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur, Ausbau der Kliniken oder Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs, all das hat natürlich wichtige 
Effekte auch auf den Arbeitsmarkt. Wichtige Effekte 
auf den Arbeitsmarkt jetzt natürlich auch der 
Wohnbau. Unsere Wohnbauförderung ist Lebens-, 
Wirtschafts- und Umweltförderung zugleich. Und 
die 20.000 geförderten Wohnungen pro Jahr si-
chern 30.000 Arbeitsplätze Jahr für Jahr ab. 
Gerade mit unserer Wohnpolitik unterstützen wir 
die Familien, ihre Wohnträume, ihre Lebensträume 
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auch tatsächlich umsetzen zu können. Das ist uns 
Verantwortung und Freude zugleich, die Menschen 
bei der Umsetzung ihrer Wünsche auch unter-
stützen zu können. 

Das Land Niederösterreich, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, ist auch selbst ein ganz 
wichtiger und entscheidender Arbeitgeber bei uns 
im Bundesland Niederösterreich. Fast 33.500 
Dienstposten gehören zum Land Niederösterreich. 
Das sind knapp 40.000 Menschen, die täglich mit 
großem Einsatz für 1,6 Millionen Niederösterreiche-
rinnen und Niederösterreicher da sind. Ein Drittel 
des Landesbudgets verwenden wir für ihre Perso-
nalkosten. 

Mehr als die Hälfte von ihnen arbeiten in den 
niederösterreichischen Kliniken, gut 10 Prozent in 
unseren Kindergärten, 14 Prozent in den Heimen 
und knapp 9 Prozent im Bereich der Landesstra-
ßen. Und übrigens, das ist mir ganz wichtig zu be-
tonen, nur 14 Prozent der Bediensteten arbeiten in 
der Hoheitsverwaltung. Das ist ein äußerst niedri-
ger, ein sehr guter Wert im Vergleich zu allen ande-
ren Bundesländern. 

Warum ist das so? Weil wir für das Geld der 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler natürlich die 
Verantwortung tragen, damit sorgsam umzugehen, 
weil wir in den letzten Jahren immer konsequent in 
der Verwaltung gespart haben. Und wir können 
sagen, wir sind stark in der Leistung, weil wir 
schlank und fit in unserer Struktur sind. Darauf 
kommt es nämlich an! (Beifall bei der ÖVP.) 

Gleichzeitig wurden und werden die Leistun-
gen für die Bevölkerung auch massiv ausgebaut. 
Zum Beispiel mit unseren Kompetenzzentren, mit 
unseren Bürgerbüros in unseren Bezirkshaupt-
mannschaften, wo bei all diesen Initiativen, bei all 
diesen Stellen natürlich der Servicegedanke im 
Vordergrund steht. Der Staat ist bei uns für die 
Bürgerinnen und Bürger da und nicht umgekehrt. 
Das ist die Überzeugung, die wir haben. Und das 
ist die Überzeugung, die wir auch Tag für Tag le-
ben. Und ich freue mich sehr darüber, dass die 
Betroffenen das letztendlich auch genauso sehen: 
Denn 98 Prozent der Kundinnen und Kunden in 
den Bürgerbüros sind mit unseren Leistungen sehr 
zufrieden oder zufrieden. 

Dafür gebührt vor allem all unseren Landesbe-
diensteten, egal in welcher Funktion oder Position 
sie sich befinden, ein herzliches Danke für ihre 
großartige Leistung und ihr großartiges Engage-
ment. Danke! (Beifall bei der ÖVP und SPÖ.) 

Nahe am Bürger zu sein heißt für uns in Nie-
derösterreich immer auch, Nähe zur Kultur und 
Identität. Es ist ganz einfach: Wer weiß, wer er ist 
und wie er dazu wurde, der weiß auch besser, wo-
hin er will. Zwischen Zukunft und Herkunft besteht 
also ein ganz enger Zusammenhang. 

Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll hat dafür 
gesorgt, dass Niederösterreich hier wirklich einen 
eigenen, vor allem österreichweit einzigartigen Weg 
geht. Weil wir Wurzeln und Flügel brauchen! 

2017, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wird daher das Haus der Geschichte eröffnet, 
das Niederösterreich als Kernland Österreichs in 
seiner Entwicklung zeigt. Wir haben hier hervorra-
gende Experten, die das Haus der Geschichte im 
NÖ Landesmuseum entwickeln. Und Sie werden 
sehen, es wird ein weiterer wichtiger Baustein für 
unser Land. 

Ebenfalls 2017 eröffnet wird die Landesgalerie 
Niederösterreich in der Kunstmeile Krems, die 
durch dieses Museum noch erweitert wird. Hier 
entsteht das Zentrum für die Kunstsammlung des 
Landes und die Präsentation wichtiger Kunstob-
jekte. 

Das Schöne an der Kulturpolitik des Landes ist 
aber, dass sie sich nicht nur auf einige wenige 
Highlights konzentriert oder fokussiert, sondern 
dass bei uns Kulturpolitik viel, viel breiter ist. Den-
ken wir nur an die 750 Museen, die wir in Nieder-
österreich haben. Denken wir an die 132 Musik-
schulen mit den 56.000 Schülerinnen und Schülern. 
Denken wir an die 1.400 Chöre mit 30.000 Sänge-
rinnen und Sängern. Oder denken wir an die über 
1.500 Ensembles, von der Blasmusikkapelle über 
Volksmusikgruppen bis hin zu den Orchestern quer 
durch alle Stilrichtungen. 

Denken wir an die niederösterreichischen Kre-
ativakademien die 78 verschiedene Akademien an 
36 Standorten anbieten. Von der Schmiedeakade-
mie über die Mal- und Schreibakademie bis hin zu 
den Bühnenkünsten wie Schauspiel und Musical. 

23 Sommerbühnen gibt es beim niederöster-
reichischen Theatersommer. Und dieser Theater-
sommer erfreut sich großer Beliebtheit und jährlich 
kommen über 200.000 Besucherinnen und Besu-
cher. Denken wir an die 19 Sommerkinos. Die 19 
Sommerkinos locken mehr als 50.000 Besucher 
jährlich heran. Und 40.000 Menschen besuchen 
jährlich die Viertelsfestivals mit 350 nationalen und 
internationalen Künstlerinnen und Künstlern. 1.200  
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Ateliers nehmen am Tag der offenen Ateliers teil, 
die 60.000 Gäste verzeichnen.  

Sie sehen also die unglaubliche Vielfalt und die 
unglaubliche Breite der Kultur in unserem Land. 
Das große Engagement des Landes und das In-
vestieren in Kunst und Kultur zahlt sich in jeder 
Hinsicht aus. Ja, zahlt sich auch in volkswirtschaft-
licher Hinsicht aus. Denn damit schaffen bzw. si-
chern wir jährlich direkt und indirekt 12.000 Arbeits-
plätze. Die Kulturförderung des Landes löst jährlich 
rund 1 Milliarde Euro an Investitionen in Nieder-
österreich aus. Und die kulturtouristischen Effekte 
machen 200 Millionen pro Jahr aus. Von den jährli-
chen 1,5 Millionen Menschen, die vom Land Nie-
derösterreich geförderte Kulturveranstaltungen 
besuchen, kommen 70 Prozent nur wegen dieser 
Kulturveranstaltungen, die extra angeboten werden. 

Das heißt, ein in die Kultur investierter Euro 
bewirkt damit das Siebenfache an Ausgaben. Und 
das wirkt natürlich auch bei der Bevölkerung. Und 
daher ist es auch kein Zufall, dass hier 88 Prozent 
der Bevölkerung sagen, ja, Niederösterreich ist das 
Kulturland! 9 von 10 Menschen wollen dass es 
keine Budgetkürzungen im Kulturbereich gibt. Und 
daher bleiben wir selbstverständlich auch bei die-
sem Thema klar auf Kurs, nämlich auf Erfolgskurs! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Hoher Landtag! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Das gilt natürlich auch für die Sicher-
heit. Auch mit meinen intensiven Erfahrungen auf 
Bundesebene kann ich Ihnen klar sagen, wenn es 
um die Sicherheit von Niederösterreich geht, gibt es 
keine Kompromisse. Unsere Sicherheit im Bun-
desland Niederösterreich geht vor. 

Eine moderne Sicherheitsarchitektur ist fixer 
Bestandteil in unserem Land und letztendlich auch 
Garant dafür. Ich denke hier an die Landespolizeidi-
rektion, die unweit von hier beheimatet ist, an das 
Landeskriminalamt. Ich denke hier an das österrei-
chische Zentrum für die Ausgleichsmaßnahmen 
oder an das österreichweite Zentrum Cobra. Beide 
Standorte in Wr. Neustadt. Ich denke an die DSE 
oder denke hier auch an die Anti-Korruptionsaka-
demie in Laxenburg. Allein mit diesen Einrichtun-
gen sind in den letzten Jahren zusätzlich 600 quali-
fizierte Arbeitskräfte im Bereich der Sicherheit nach 
Niederösterreich gekommen. Und das werden wir 
uns bewahren und das werden wir auch ausbauen. 

Und es ist allen voran unserem Landeshaupt-
mann Dr. Erwin Pröll gelungen, auch den Bestand 
der Kasernen zu sichern. Ein wichtiges Thema. Ein 
großes Anliegen der niederösterreichischen Bevöl-
kerung. Ja, die Kaserne in Horn wird nicht verkauft. 

Die Kaserne bleibt bestehen! Und dort bleiben 400 
Militärangehörige, 230 von ihnen sind im Mai neu 
eingerückte Rekruten. Ja, auch in Melk tut sich 
etwas. In Melk kommt es im Jahr 2016 und 2017 
zum Ausbau der Pionierkaserne. 

Und was vor allem auch viele Menschen freut, 
ist, dass die Militärmusik bleibt! Dass die Militärmu-
sik wieder zu einem spielfähigen Ensemble wird. 
Das halte ich für äußerst wichtig. Vor allem wichtig 
für ein Heer, das im Land wirklich stark verankert 
ist, das große Akzeptanz hat bei unserer NÖ Be-
völkerung. (Beifall bei der ÖVP und SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ganz entscheidend für die Sicherheit in unserem 
Land sind natürlich auch die Feuerwehren und die 
Ehrenamtlichen. Auch Ehrenamtliche, die bei den 
Rettungsorganisationen Tag für Tag tätig sind. Wir 
alle wissen, ohne Feuerwehren, ohne Rettung, 
ohne Ehrenamtliche, würde unsere Gemeinschaft 
nicht so gut funktionieren. Würde nicht so vieles 
letztendlich möglich sein und auch funktionieren. 

Sie alle machen draußen vor Ort Sicherheit 
spürbar. Und wir alle wissen, wenn wir Tag für Tag 
unterwegs sind, dass diese Sicherheit tatsächlich 
spürbar ist und dass hier auch eine ganz große 
Akzeptanz besteht seitens der Bevölkerung, den 
Feuerwehren, den Rot-Kreuz-Mitarbeitern, den 
Ehrenamtlichen gegenüber. 

Wir sind stolz darauf, dass es bei uns in Nie-
derösterreich 1.631 Freiwillige Feuerwehren gibt, 
dazu 88 Betriebsfeuerwehren. Insgesamt 75.000 
aktive Mitglieder, die Tag für Tag bereit stehen, 
auch wenn es haarig wird. Auch wenn es schwierig 
wird. Auch wenn man gegen Hochwasser an-
kämpft. All diese 75.000 sind bereit wenn man sie 
braucht. Und welch enorme Leistung sie Tag für 
Tag bringen, welch enorme Leistung sie für Nieder-
österreich erbringen, zeigt ein ganz einfaches Re-
chenbeispiel: Müssten wir für die von ihnen er-
brachten Leistungen bezahlen, wäre das sehr kost-
spielig. Kostspielig wenn man sich anschaut, wie 
viel Stunden seitens der Feuerwehr geleistet wer-
den. Denn im Jahr 2015 leisten die Mitglieder der 
Freiwilligen Feuerwehren 8,4 Millionen Einsatz-
stunden. Würden wir eine Einsatzstunde mit 20 
Euro veranschlagen, haben sie dem Steuerzahler 
alleine im Jahr 2015 268 Millionen Euro erspart. 

Und es sind viele andere Ehrenamtliche, die 
hier noch hinzukommen, von den Rettungsdiensten 
über die Bergrettung, über die Suchhundestaffel, 
über den Besuchsdienst. Alles das ist in diesem 
Betrag von 268 Millionen gar nicht eingerechnet. 
Das heißt, unsere Gesellschaft lebt vom ehrenamt-
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lichen Engagement. Und das Schöne ist, wenn wir 
tagtäglich unterwegs sind draußen vor Ort, dass wir 
sehen, ja, unser Bundesland Niederösterreich ist 
das Land der Vereine, ist das Land der Freiwilligen, 
ist das Land der Ehrenamtlichkeit! (Beifall bei der 
ÖVP und SPÖ.) 

Daher werden wir den Ehrenamtlichen auch 
weiterhin seitens des Landes und seitens der Ge-
meinden guter und fairer Partner sein. Und wir wer-
den auch weiter investieren in den Bereich der 
öffentlichen Sicherheit, aber vor allem auch inves-
tieren in den Katastrophenschutz, in den Umwelt-
schutz und vor allem auch in die Luftgüteüberwa-
chung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Si-
cherheit für Ihre Zukunft geben wir vor allem auch 
unseren Landwirten. 40.000 landwirtschaftliche 
Betriebe zählt Niederösterreich derzeit. Die Hälfte 
davon bewirtschaftet weniger als 20 Hektar. Diese 
Zahlen sind seit dem Jahr 2003, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, seit dem Jahr 2003 
stabil. Das ist auch nur deshalb möglich, weil wir 
unsere Landwirte unter anderem mit Betriebsprä-
mien und Flächenprämien für umweltgerechte 
Landwirtschaft und benachteiligte Gebiete fördern, 
aber auch fördern mit Investitionsförderungen. Wir 
geben unseren Landwirten auch und gerade dann 
Sicherheit, wenn die Risken des Wirtschaftens 
unter freiem Himmel wieder einmal schlagend wer-
den. 

Aktuelles Beispiel sind die jüngsten Frostschä-
den. Wir wissen, viele Landwirte sind von diesen 
Frostschäden betroffen. Und auch hier werden wir 
Landwirten wieder mit Mitteln aus dem Katastro-
phenfonds Hilfe und Unterstützung anbieten. Weil 
sich die Landwirte auf uns verlassen können. Da-
rauf legen wir Wert und das wird auch in Zukunft so 
sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ge-
schätzte Damen und Herren Abgeordnete! Sichere 
Lebensverhältnisse sind mir persönlich vor allem 
auch ganz, ganz wichtig für unsere Familien. Fami-
lien sind mir ein großes persönliches Anliegen. Wir 
alle wissen, Niederösterreich ist ein Familienland. 
Und wir wissen, dass sich das Bundesland Nieder-
österreich in den letzten Jahren sehr stark gemacht 
hat für die Familien. Das ist auch unser Ziel für die 
nächsten Jahre, in denen die Familien hier im Mit-
telpunkt stehen werden. Wir werden auch weiterhin 
die Familien unterstützen mit der Kinderbetreuung, 
im Bereich der Bildung, mit der Sprachförderung, in 
der Schuleingangsphase. Viele Initiativen, die in 
den letzten Jahren auf den Weg gekommen sind. 

Viele Initiativen, die wir fortführen wollen und die wir 
vor allem auch ausbauen wollen. 

Wichtig ist uns vor allem auch die Betreuung 
der Unter-Dreijährigen. Auch hier werden wir einen 
Schwerpunkt setzen, um die Familien bei der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf zu unterstützen. 
Unterstützungsmaßnahmen, weil uns Familien wert 
und wichtig sind. Familien unterstützen, weil sie 
unsere Hilfe und Unterstützung auch brauchen.  

Sicherheit, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist aber nicht nur für Familien wichtig, son-
dern Sicherheit ist gerade auch im Bereich der 
Gesundheit gefragt. Ich möchte beispielhaft nur 
einen Bereich hervorheben, weil er den Löwenan-
teil unserer Personalaufwände ausmacht. Nämlich 
die NÖ Landes- und Universitätskliniken. Unsere 
NÖ Landes- und Universitätskliniken bewältigen 2 
Millionen Belagstage im Jahr mit 360.000 stationä-
ren Aufenthalten und 170.000 operativen Leistun-
gen. Und sie gelten vor allem in vielen Bereichen 
österreichweit als Treiber in der Gesundheitspolitik. 
Und das macht uns stolz und auf das setzen wir 
auch weiterhin. 

Weiter machen wollen wir auch mit unserem 
Ausbauprogramm. Auch dieses Ausbauprogramm 
hat selbstverständlich positive Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt, positive Auswirkungen auf die 
Beschäftigung. Die Gesundheit, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, ist und bleibt für die 
Menschen das wichtigste Gut. Denn die Gesund-
heit ist zwar nicht alles, aber ohne sie ist alles 
nichts, wie uns bereits Schopenhauer gelehrt hat. 

Deshalb arbeiten wir auch hier konsequent in 
der Zukunft, etwa mit unserem österreichischen 
Flaggschiff MedAustron, das auch heuer noch in 
Betrieb gehen wird. Ein Projekt, auf das wir nicht 
nur hier in Niederösterreich stolz sein können, son-
dern ein Projekt, auf das ganz Österreich stolz ist 
und weit darüber hinaus. 

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
bevor ich zu den Budgetzahlen komme, lassen Sie 
mich noch einen Punkt betonen. Einen Punkt, der 
mir persönlich sehr am Herzen liegt, nämlich die 
Partnerschaft des Landes mit unseren Gemeinden. 
Diese Partnerschaft ist eine verlässliche Partner-
schaft. Diese Partnerschaft ist eine Partnerschaft 
auf Augenhöhe. Und das zeigt sich auch am Bei-
spiel, dass nur 27 der 573 niederösterreichischen 
Gemeinden ohne ausgeglichenen Haushalt sind. 
Das sind Zahlen, auf die wir stolz sein können. 
Zahlen, die unsere gute Partnerschaft zwischen 
dem Bundesland Niederösterreich und den Ge-
meinden unterstreichen. 
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Warum mir diese Partnerschaft mit den Ge-
meinden, vom Arbeitsmarkt über den Wohnbau, 
über die Kindergärten bis hin zu den mobilen 
Diensten so wichtig ist, das liegt auf der Hand: Weil 
die Gemeinden das Zuhause unserer Niederöster-
reicherinnen und Niederösterreicher sind. Weil sich 
unsere niederösterreichischen Landsleute in unse-
ren Gemeinden wohlfühlen sollen und vor allem 
auch gut leben können. Und das ist letztendlich 
auch das Maß für die gesamte Politik, die wir ma-
chen. Die gesamte Politik, die wir gestalten, näm-
lich für unsere Gemeinden, nämlich für unsere 
Landsleute in ganz Niederösterreich. 

Deshalb ist mir auch der Kontakt mit den Ge-
meindebürgerinnen und Gemeindebürgern, mit den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern auch ein 
ganz großes Anliegen. Und meine Devise ist: Zuhö-
ren, gemeinsam eine Lösung entwickeln, dann 
gemeinsam umsetzen. Das ist mein Ziel und das ist 
meine Strategie! (Beifall bei der ÖVP und Teile der 
SPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr 
geehrter Herr Präsident! Geschätzte Regierungs-
kolleginnen und –kollegen! Geschätzte Damen und 
Herren Abgeordnete! Kommen wir nun zu den 
Budgetzahlen für das Jahr 2017. Das Budget 2017 
sieht Nettoausgaben von 8.630 Millionen Euro vor. 
Denen stehen Einnahmen von 8.374 Millionen Euro 
netto gegenüber. Brutto, also zuzüglich der laufen-
den und der endfälligen Tilgungen belaufen sich die 
vorgesehenen Ausgaben für das Jahr 2017 auf 
9.060 Millionen Euro. Damit, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, beträgt die Finanzschuld des 
Landes insgesamt 4.139 Millionen Euro. Oder pro 
Kopf 2.529 Euro. Dem gegenüber steht ein Finanz-
vermögen von insgesamt 5.818 Millionen Euro, was 
einen Vermögenszuwachs von plus 83 Millionen 
Euro bedeutet. 

Umgerechnet betragen die Forderungen und 
das Geldvermögen 3.555 Euro pro Kopf, also ein 
Plus von 51 Euro. Stellen wir also die finanziellen 
Verbindlichkeiten den Forderungen und dem Geld-
vermögen des Landes gegenüber, so kommt auf 
jede Niederösterreicherin und jeden Niederösterrei-
cher ein Guthaben von 1.026 Euro. Und darauf 
dürfen wir durchaus stolz sein. 1.026 Guthaben für 
jeden Niederösterreicher, für jede Niederösterrei-
cherin, das macht uns stolz! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und damit ist es natürlich auch immer wichtig, 
den Vergleich anzustreben mit den anderen Bun-
desländern. Und wenn wir hier den Vergleich zie-
hen mit den anderen Bundesländern, können wir 
sagen, ja, wir stehen gut da. Wir sind an 4. Stelle 
nach Vorarlberg, Tirol und dem Burgenland. Hinter 

uns liegt Oberösterreich, wo pro Kopf 292 Euro an 
Vermögen zu verzeichnen sind. Alle anderen Bun-
desländer haben pro Kopf mehr Schulden als Ver-
mögen. Das heißt, Niederösterreich liegt klar über 
dem österreichischen Durchschnitt! Und das macht 
uns stolz und das ist auch unser weiterer Weg. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Die wichtigste Voraussetzung, die wir mit dem 
Budget zu erfüllen haben, ist das Ergebnis nach 
den Maastricht-Kriterien. Und da schneiden wir gut 
ab. Die Vorgabe des österreichischen Stabilitäts-
paktes für Niederösterreich mit einem Minus von 
112,3 Millionen Euro unterschreiten wir um sage 
und schreibe 10 Millionen Euro. Denn unser Vor-
schlag sieht ein Maastricht-Defizit von 101,8 Millio-
nen Euro vor. Dieses gute Maastricht-Ergebnis ist 
übrigens kein Grund, vom strengen Budgetpfad 
abzuweichen. Wir müssen auf diesen strengen 
Budgetpfad bestehen und müssen dranbleiben. 

Wir müssen auch weiterhin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, jeden Cent und jeden 
Euro zweimal, dreimal umdrehen. Und wir müssen 
uns bei jeder Ausgabe die wir tätigen, genau über-
legen, ob diese Ausgabe wichtig und notwendig ist. 
Gründliche Prüfung ist notwendig und im Budget-
pfad auch einzuhalten.  

Noch etwas zu diesem erfreulichen Maastricht-
Ergebnis, das eigentlich noch erfreulicher sein 
könnte. Warum sage ich, noch erfreulicher sein 
könnte? Denn könnten wir die Kosten für die 
Flüchtlinge wie im Jahr 2015 und 2016 herausrech-
nen, so würden wir das Maastricht-Ergebnis sogar 
um über 89,5 Millionen Euro unterschreiten und 
hätten damit ein noch besseres Ergebnis als im 
letzten Jahr. 

Die Kosten für die Betreuung und Integration 
der Flüchtlinge, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, schlagen sich auf alle Budgetzahlen nieder. 
Das zieht sich durch das gesamte Budget durch. 
Und das zeigen auch die Flüchtlingskosten. Die 
Flüchtlingskosten steigen um 81,5 Millionen Euro 
auf 115 Millionen Euro allein im Jahr 2017. Auch 
die Kosten der Mindestsicherung steigen. Und Sie, 
die Sie auch Bürgermeisterin oder Bürgermeister 
sind, merken das Tag für Tag. Die Kosten für die 
Mindestsicherung steigen mit zusätzlich 40 Millio-
nen Euro enorm an im Jahr 2017. Genauso steigen 
die Personalkosten an für die Lehrer als auch die 
Investitionen im Wohnbau. Das eine ergibt das 
andere: Steigerungen auf allen Ebenen und bei 
allen Budgetposten! 

Daher habe ich auch eine Bitte an Sie, ge-
schätzte Damen und Herren Abgeordnete, dass 
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auch Sie auf jeder Ebene, auf der Sie die Möglich-
keit und die Chance haben, dafür werben, dass wir 
auch im Jahr 2017 die Flüchtlingskosten aus 
Maastricht herausrechnen können. Weil uns das 
Luft verschafft. Darum bitte ich Sie. Denn Öster-
reich hat hier große Verantwortung übernommen. 
Österreich hat durch die Aufnahme der Flüchtlinge 
auch mehr Kosten. Und deswegen muss das auch 
beim Maastricht-Ergebnis berücksichtigt werden. 
Da müssen wir Druck machen. Da müssen wir 
Druck machen auf österreichischer Ebene, als auch 
Druck machen auf europäischer Ebene. Darum 
bitte ich Sie, dass auch Sie diese Verantwortung 
wahrnehmen, sich dafür stark zu machen. 

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Dieses Herausrechnen der Flüchtlingskosten ist 
eine Frage der Gerechtigkeit. Denn es kann nicht 
sein, dass jene, die Flüchtlingsverantwortung über-
nehmen gleich behandelt werden wie jene, die 
keine Verantwortung bei den Flüchtlingen über-
nehmen. 

Und wenn wir schon von Gerechtigkeit spre-
chen, komme ich gleich zu einem wichtigen und zu 
einem zentralen Thema, nämlich dem Thema der 
Mindestsicherung. Auch hier ist es eine Frage der 
Gerechtigkeit, eine Frage der Gerechtigkeit für 
jeden Einzelnen, dass die Mindestsicherungsrege-
lungen neu gestaltet werden müssen. Denn es ist 
niemandem zu erklären, wenn eine Mutter oder ein 
Familienvater durch seine tagtägliche Arbeit ins 
Sozialsystem einzahlt, damit seine Nachbarfamilie 
mitfinanziert, die von der Mindestsicherung lebt und 
er oder sie dafür am Ende vielleicht weniger erhält 
als die Nachbarfamilie. Ich kann das niemandem 
erklären! (Beifall bei der ÖVP.) 

Daher ist es auch wichtig, dass wir die Min-
destsicherung neu und vor allem gerecht gestalten. 
Ja, und am besten österreichweit gestalten. Ich 
sage aber auch gleich, kommt es hier zu keiner 
österreichweiten Regelung, werden wir in Nieder-
österreich, was die Mindestsicherung betrifft, unse-
ren eigenständigen Weg, unseren Niederösterreich-
Weg gehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ja, mit dem Einhalten der Maastricht-Zahlen 
haben wir einen wesentlichen Punkt des nieder-
österreichischen Budgetprogramms von 2016 bis 
2020 erreicht. Gleichzeitig, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, halten bzw. senken wir auch 
die administrativen Abgänge auf jenes Niveau, das 
die Einhaltung des Stabilitätspaktes gewährleistet. 
Und wir stabilisieren und verringern den Schulden-
stand. Und wenn wir Geld aufnehmen, dann um in 
die Zukunft zu investieren und nicht, um es der 
Vergangenheit hinterherzuwerfen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Landeshauptmann! Herr Präsident! Geschätzte 
Regierungskolleginnen und –kollegen! Ich darf mich 
bei Ihnen, bei allen Regierungskolleginnen und –
kollegen herzlich bedanken, dass Sie die heraus-
fordernden Vorgaben für das Jahr 2017 mit viel 
Disziplin und mit viel Anstrengung erfüllt haben. 
Und ich ersuche Sie auch an dieser Stelle, dass wir 
alle gemeinsam diese Vorgaben im nächsten Jahr 
auch auf Punkt und Beistrich einhalten. 

Ja, ich weiß, die 30-prozentige Kreditsperre 
macht uns die Arbeit nicht leichter. Sie ist aber 
wichtig und notwendig, um vorbereitet zu sein auf 
unvorhergesehene Ereignisse. So wie wir das in 
den letzten Jahren auch gehandhabt haben, wird 
uns das auch dieses Jahr bzw. nächstes Jahr 
Spielraum verschaffen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mein 
Dank gilt aber nicht nur den Regierungskolleginnen 
und –kollegen, sondern vor allem dem hochqualifi-
zierten Team unserer Budgetabteilung. Allen voran 
Hofrat Dr. Reinhard Meißl als auch dem Budgetdi-
rektor Rudolf Stöckelmayer. Hervorragende Ex-
perten, die mit ihrem Team mich toll begleitet ha-
ben, die tolle Vorarbeiten geleistet haben. Und ich 
weiß, dass sie nicht nur heuer bei der Budgeter-
stellung für das Jahr 2017 gute Arbeit geleistet 
haben, sondern dass sie bereits in den letzten Jah-
ren verlässlich und präzise bei der Erstellung der 
Budgets mit dabei waren. Für all Ihre Kompetenz, 
für all Ihr Engagement darf ich an dieser Stelle ein 
großes und herzliches Danke sagen. Und ich bin 
stolz auf Sie und kann sagen, wir in Niederöster-
reich haben die besten Finanzexperten! Danke-
schön! (Beifall bei der ÖVP und SPÖ.) 

Nun aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, geschätzte Abgeordnete, ist das Wort bei 
Ihnen, damit wir heute und morgen dieses Budget 
2017 auch umfassend diskutieren können. Und ich 
weiß schon, dass es natürlich bei dem einen oder 
anderen einen anderen Zugang gibt, eine andere 
Sichtweise. Ich bitte Sie aber, dass wir in der Dis-
kussion vor allem eines nicht aus dem Auge verlie-
ren: Dass wir nämlich unser Ziel nicht aus dem 
Auge verlieren, nämlich für die Menschen in diesem 
Land zu arbeiten. Dass wir für eine Politik stehen, 
die die Menschen in diesem Land nach vorne 
bringt. Dass wir nicht vergessen, dass wir eine 
Politik vertreten, die fit für die Zukunft ist und die 
vor allem auch fit für die Zukunft macht. 

Ich darf Sie herzlich bitten um eine Diskussion, 
die fachlich, sachlich zu führen ist, wo wir alle 
Dinge ansprechen. Und darf Sie vor allem bitten, 
mich auch in Zukunft zu unterstützen. Ich freu mich 
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auf eine gute Zusammenarbeit weiterhin mit dem 
Landtag, auf eine gute Zusammenarbeit mit Ihnen 
als Abgeordnete in diesem Hohen Haus. Vielen 
herzlichen Dank! Und für unsere Arbeit und für das 
Bundesland Niederösterreich weiterhin alles Liebe, 
alles Gute und vor allem viel Erfolg! Wir bleiben auf 
Kurs! (Anhaltender Beifall bei der ÖVP, LHStv. 
Mag. Renner, Präs. Gartner und LR Fuchs MBA 
und Abg. Onodi.) 

Präsident Ing. Penz: Ich eröffne die General-
debatte und erteile Frau Klubobfrau Dr. Krismer-
Huber das Wort. Die grüne Fraktion hat sich ja 
heute für diese Budgetdebatte besonders schick 
gemacht. Ich freue mich darüber. Ich hoffe nur, 
dass die grünen Trikots keine Kunstfaser enthalten, 
sondern aus Naturfaser sind. (Beifall im Hohen 
Hause.) 

Abg. Dr. Krismer-Huber (GRÜNE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Mitglie-
der der Landesregierung! 

Ich bin immer wieder beeindruckt, mit welchen 
Themen sich unser Präsident beschäftigt. Aber Sie 
können sicher sein, wo „bio“ draufsteht ist „bio“ 
drinnen bei uns. Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich orte bei Klubobmann Schneeberger einen Re-
dedrang heute. Aber du bist noch dran, lieber 
Klaus. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Fußball und 
der Finanzmarkt sind Geschwister. Sie werden jetzt 
fragen, wie komme ich darauf. Da und dort geht es 
ums Wetten. Hätte gestern wer auf Ungarn gesetzt 
- geringe Wahrscheinlichkeit dass die gewinnen, 
super Quote, weit über 5. Leider haben die Ungarn 
ja eine tolle Performance hingelegt. Ja, besser, 
muss man sagen, besser als unsere. 2:0 kann man 
leider nicht mehr wegreden. 

In Niederösterreich lag man bei solchen Wet-
ten und Spekulationen aber meistens daneben. 
Jetzt mit geringerem Risiko, seit geraumer Zeit 
werfen die Spekulationsfonds, immerhin sind noch 
2,6 Milliarden im Topf, nur noch rund 60 Millionen 
pro Jahr ab. Ja, das war das Finanzspiel von Wolf-
gang Sobotka! Und ich würde meinen, das ist keine 
Steilvorlage für Landeshauptfrau-Stellvertreterin 
Mikl-Leitner. Und wenn sie glaubt, dass sie da 
Spielräume hat, dann glaube ich, muss sie noch 
einmal genauer hinschauen. Weil ich sehe den 
Raum sehr eng und kaum einen Platz um hier or-
dentlich aufs Tor und damit aufs Ziel vorzukommen. 

Aber jetzt zu den Zahlen. Seit 2011, haben 
viele schon wieder vergessen, war damals der 
Plan, man ließ dem Land ja Zeit, auf Grund der 

Finanzkrise hatten wir mit einer Wirtschaftskrise zu 
tun, die ja durchaus anhält. Und es war der Plan, 
zumindest ab 2011 Schulden abzubauen, aber 
auch zu investieren, wieder voranzukommen. Fakt 
ist, dass 2012, 2013 dieser Plan eines Nulldefizits 
einmal ganz gut begonnen hat und dann massiv zu 
stottern begonnen hat. 2014 100 Millionen wieder 
daneben, 2015 fast 210 Millionen daneben. 

Der Rechnungsabschluss 2015, wer immer im 
Hohen Haus den studierte, wird sehen, das ist wie 
Tag und Nacht, da passt fast nichts mehr zusam-
men. Wer der Verursacher ist, glaubt die ÖVP zu 
wissen. Wichtig ist aber, dass aus dem Plus ein 
Minus gemacht wurde. Und das ist immer die ziem-
liche Budgetzauberei, die wir da in Niederösterreich 
haben. 

Und wenn man davon spricht, wir sind so su-
per, wir haben das Maastricht-Defizit nicht erreicht, 
dann muss man auch dort einmal ein paar Zahlen 
nennen. Wir sind am Maastricht-Defizit um 10 Milli-
onen vorbeigeschrammt. Wir nehmen für nächstes 
Jahr wieder fast 700 Millionen neue Schulden auf. 
Davon der größte Brocken für den Haushaltsaus-
gleich, lediglich 54 Millionen gehen in die Landes-
kliniken-Holding. 

Und wenn man dann sagt, wir haben Men-
schen aus dem Kulturbereich gefragt, 9 von 10 
wollen keine Einsparungen. Na, das sind liebe Um-
fragen. Wer möchte denn wirklich eine Einsparung? 
Wie wenn man die Menschen fragen würde, ob sie 
Steuern bezahlen. Die Antwort weiß man im Vor-
hinein. Das sind keine seriösen Umfragen. (Abg. 
Mag. Schneeberger: Jetzt würde ich ein bisschen 
vorsichtig sein! – LH Dr. Pröll: In der Schweiz ist 
das anders!) 

Fakt ist, dass die Zahlen mittlerweile Bände 
sprechen. Und ich stehe nicht da für die Schweiz, 
Herr Landeshauptmann, sondern für Niederöster-
reich!  

Dass hinter diesem Budget Projekte stehen, 
damit hat die Frau Landeshauptmann-Stellvertrete-
rin schon Recht: Es geht um die medizinische Ver-
sorgung in diesem Land, es geht um die Feuerweh-
ren. Es geht darum, ob unsere Kinder in den Kin-
dergärten nicht nur gut betreut, sondern eine gute 
pädagogische Betreuung haben. Es geht darum, 
dass die Menschen spüren, dass in dem Land was 
weitergeht.  

Und wenn man jetzt Budgetprogramme der 
letzten vergangenen Zeit anschaut, wenn man jetzt 
in die Zukunft projiziert, dann weiß man, spätes-
tens, wenn man die Berichte des Landesrech-
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nungshofes liest, und vielleicht glaubt man dem ja 
mehr als mir und den Grünen, dann kommt man um 
Konsolidierungsmaßnahmen, um Reformen in Nie-
derösterreich nicht herum. Und die scheut man seit 
Jahren in Niederösterreich. 

Es wird jetzt die große Aufgabe sein, genau 
diese Dinge in Niederösterreich zu machen. Und 
die ÖVP Niederösterreich weiß, dass sie das ma-
chen muss. Und die ÖVP Niederösterreich weiß, 
dass sie so unsinnige Umfragen in den nächsten 
Jahren nicht mehr machen muss. Und die ÖVP 
Niederösterreich weiß, dass sie bei der Konsolidie-
rung Leistungen wegnehmen wird in den nächsten 
Jahren. Und die ÖVP Niederösterreich weiß, dass 
das ziemlich eng wird. Und was macht die ÖVP 
Niederösterreich? Sie sucht jetzt einmal schnell 
einen Sündenbock. 

Jetzt sind es die Menschen mit einem erhöhten 
Bedarf, dass sie uns brauchen, dass sie eine Min-
destsicherung brauchen, damit sie überhaupt den 
Alltag bewältigen können. Ich frag mich, wer ist es 
das nächste Mal? Sind es dann die Menschen, die 
eine 24-Stundenpflege bekommen? Sind es Men-
schen die krank sind? Wie gehen die Kampagnen 
der ÖVP jetzt weiter? (Unruhe bei der ÖVP.)  
Na, Herr Kollege, was ist denn aus der Modellre-
gion geworden? Die soziale Modellregion Nieder-
österreich ist die soziale Modellregion! War das 
Postulat dieser ÖVP Niederösterreich und heute 
landauf, landab machen Sie eine Neiddebatte. 
(Abg. Ing. Ebner MSc: Das ist falsch!) 
Das ist nicht falsch! Die ÖVP Niederösterreich hat 
es in kürzester Zeit geschafft, mit der Führung an 
der Spitze der Partei, in der Geschäftsführung, 
dass sie von einer durchaus reformwilligen Partei 
zu einer Blockierer- und Neidpartei geworden ist. 

Cent zählen bei den Bedürftigen, aber wenn es 
um Millionen geht beim Spekulationsfonds, da wird 
gar nicht darüber geredet. Dass wir 60 Millionen 
abgeschrieben haben durch die Entnahmen seit 
2011, bleibt unerwähnt. Was sind 60 Millionen bei 
ein paar Milliarden? Bei Menschen, die es tagtäg-
lich brauchen, wo es ans Eingemachte geht, wo 
jeder Hunderter wichtig ist, da wird plötzlich Grö-
scherl und Cent gezählt! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich habe von der ÖVP Niederösterreich noch 
nie gehört dass sie sich aufregt über die Steuer-
oasen. Ich habe von der ÖVP Niederösterreich 
noch nie gehört, dass sie sagen, das geht nicht 
mehr mit diesen transnationalen Unternehmungen. 
Viele haben eigene Banken in Luxemburg. Ja, mer-
ken Sie nicht, dass die Menschen genau das nicht 
mehr wollen? Dass wir seit 2008, 2010 überhaupt 
keine Anstrengungen, weder national noch euro-

päisch, unternommen haben? Und das spüren die 
Leute. Und die brauchen keine Neiddebatte. 

Und sie spüren auch, weil zuerst gesagt 
wurde, der Landwirtschaft geht’s so schlecht. Na, 
da können wir wieder jammern, wie es den Milch-
bauern geht. Dass wir aber auch hier Unge-
rechtigkeiten haben, dass der kleine Milchbauer 
nicht versteht im Voralpenland, dass er nicht mehr 
weiß, seine Kühe stehen im Stall, wie er über die 
Runden kommen kann, ein Körndlbauer aber nach 
wie vor, wenn die Förderung kommt, Liegen-
schaften im 1. Bezirk kauft. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der ÖVP! 
Sie wissen, dass ich nicht was rede, was nicht Re-
alität ist. Wir haben gewaltige Ungerechtigkeiten! 
Und dem werden wir uns gemeinsam stellen müs-
sen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich erwarte mir daher von einer Mehrheitspar-
tei kein Verhalten wie einer Oppositionspartei. Weil 
das steht schon mir zu in diesem Land, dass ich 
mich verhalte wie eine Oppositionspartei, ... (LR 
Mag. Wilfing: Das bleibt auch so!) 
... aber nicht der Mehrheitspartei. Was die ÖVP im 
Moment macht, ist gesellschaftlich ein wirklich ge-
fährliches Spiel, auf das Sie sich da eingelassen 
haben. 

Wir haben eine große soziale Wunde. Und das 
ist, dass dieser Zusammenhalt nicht mehr funktio-
niert. Ich kann mich entscheiden, Reformen zu 
machen, das ernst zu nehmen. Ja eh, das ernst zu 
nehmen, dass der, der heimkommt als Tischlerge-
selle, wo sie bei zwei kleinen Kindern zu Hause ist, 
vielleicht noch daneben ein bisschen wo eine Wirt-
schaft macht, dass die manche Dinge nicht verste-
hen. Dass sie zum Beispiel nicht verstehen, warum 
die andere Familie jetzt 500 Euro mehr bekommt. 
Weil auch da, bitte, bleibt einmal bei der Wahrheit, 
ja? Stimmt ja nicht, dass die alle voll bezahlt wer-
den. Das verstehen sie nicht. Aber sie verstehen 
vor allem nicht, warum sie mit so wenig heimgehen.  

Es gab jetzt eine Steuerreform. Sie greift of-
fensichtlich noch nicht. Oder die Menschen glauben 
dem nicht. Und wenn ich jetzt schon weiß, dass sie 
dem nicht glauben, dann noch einmal so mit einem 
scharfen Messer sozial hineinzugehen und das 
weiterzutreiben, das ist wirklich einer ÖVP Nieder-
österreich nicht würdig. 

Mittlerweile scheut man ja jeden Vorschlag wie 
der Teufel das Weihwasser. Ich habe jetzt ge-
glaubt, wir sind an einem Punkt in Österreich ange-
kommen, dass wir ein bisschen aufeinander hören 
und sagen, das ist kein Blödsinn, das könnte ich 
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mir anschauen. Nicht nur in der Schweiz, auch in 
Finnland. Vielerorts wird jetzt in der Tat über das 
Basic Income, über ein Grundeinkommen, nachge-
dacht. Im Wissen, dass unser Sozialsystem so 
wirklich an die Wand fährt. Wir müssen uns was 
einfallen lassen. Und wir müssen uns auch steuer-
lich etwas einfallen lassen. 

Bei jedem Vorschlag, ob das jetzt der neue 
Herr Kern ist, ob das von sonst jemandem ist, heißt 
es immer nur „Wahnsinn“. Wir wissen es. Ich 
glaube, wir müssten einen Schritt aufeinander zu 
machen und uns auch trauen, das eine oder an-
dere querzudenken. 

Das wäre mein großer Wunsch auch für dieses 
Budget. Und das bringt mich jetzt dann schon zur 
NÖ Landesakademie. Wir helfen den Arbeitssu-
chenden, hat zuvor die Frau Landeshauptmann-
Stellvertreterin gesagt. Ja, wenn wir den Arbeitssu-
chenden helfen: Da hätten wir 60 Personen in der 
Landesakademie, wo ja beschlossen werden soll 
morgen, dass stillgelegt wird. (Abg. Mag. Schnee-
berger: Das ist ja unfassbar! Unfassbar!) 
60 Personen, die man beim AMS Frühwarnsystem 
dann anmelden muss! 

Die 60 Personen sind auch nicht im Dienst-
postenplan enthalten. Die ÖVP hat sich offensicht-
lich mit der Landesakademie einerseits und mit der 
Privatstiftung andererseits selber überdrippelt. Das 
ist einfach zu schnell und zu hastig vorbereitet wor-
den, da ist sehr viel offen. Ich bin seit Anfang an 
dafür gewesen, dass wir uns trauen, große Dinge 
zu machen. Ich halte auch nichts vom Herumkle-
ckern. Wenn, dann muss man die Dinge ordentlich 
machen. Ich sehe nach wie vor in der Privatstiftung 
eine große Chance. Und ich bin sehr froh, dass die 
ÖVP notwendige Änderungen, die ich eingebracht 
habe, jetzt auch aufgegriffen hat. Aber unterm 
Strich müssen wir uns dem stellen, wie wir uns 
verhalten und einfach 60 Familien jetzt auf die 
Straße stellen. Und das machen wir! Das machen 
wir per Gesetz. (Unruhe bei Abg. Mag. Schnee-
berger.) 
Herr Klubobmann, wenn 60 Personen am Montag 
informiert werden, dass sie eine Bewerbung abge-
ben können, ... Das können alle Niederösterreiche-
rinnen und Niederösterreicher. Das ist kein Angebot 
des Landes Niederösterreich an Menschen, die für 
Sie tätig waren. Und zwar wirklich für Sie tätig wa-
ren! Umfragen, der Regierung geholfen und, und, 
und. Also wenn das der Dank ist, dann hält auch 
hier ein Verhalten Einzug das ich mir nicht wünsche 
in Niederösterreich. 

Wir werden daher einen Abänderungsantrag 
einbringen zur Landesakademie, dass es sich um 

keine Stilllegung, sondern um einen Betriebsüber-
gang handelt. Das ist ob der Kurzfristigkeit die ein-
zig faire Vorgehensweise. Damit können es sich die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch wirklich 
überlegen. 

Was das Budget 2017 betrifft, so wird eine 
große Verantwortung auf die neue Finanzlandesrä-
tin zukommen. Ich halte ihr die Daumen. In der 
Hoffnung, dass der Rechnungsabschluss nicht 
noch weiter abweicht. In der Hoffnung, dass es 
nicht noch mehr Sündenböcke gibt, die dann wie-
der gesucht werden müssen. Denn irgendwann 
wird auch das nicht mehr halten und werden wir 
keinen Glauben mehr haben. Ja. Und ich werde 
uns auf jeden Fall am Samstag, so wie alle hier, 
kräftig die Daumen halten. Weil ich glaube, das ist 
auch ganz entscheidend für die Stimmung in die-
sem Land. Danke! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Ing. Penz: Als nächster Redner zur 
Generaldebatte kommt Herr Klubobmann Wald-
häusl zu Wort. 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Herr Landeshauptmann! Werte Mitglie-
der der Landesregierung! 

Ich mach mir Sorgen! Ich mach mir auf Grund 
dieses Budgets große Sorgen. Und beim Durch-
blättern wurde mir bewusst, dass es mein 19. 
Budget ist, das ich hier in diesem Haus mitdiskutie-
ren darf. Aber so ein Budget hat es bisher noch nie 
gegeben. Es hat Herausforderungen gegeben auf 
Grund von Naturkatastrophen. Es gab massive 
Einschnitte, Einsparungen im eigenen Bereich, 
aber dass im eigenen Haushalt, bei der eigenen 
Bevölkerung drastisch gekürzt wird und gleichzeitig 
prall gefüllte Kassen für Asylwerber und Asylanten 
ausgegeben werden, so etwas hat es noch nie 
gegeben. 

Es ist daher ein Budget des Grauens! Ich habe 
bei der Rede der zuständigen Finanzreferentin 
genau zugehört. Und ich habe mir das Bild der 
Familie vorgestellt, wie Landeshauptfrau-Stellver-
treter Johanna Mikl-Leitner von der Familie in Be-
zug zur Mindestsicherung gesprochen hat. Ich habe 
mir diese Familie vorgestellt, wo Vater Erwin und 
Mutter Johanna das Haus führen. Das Haus jährlich 
mehr und mehr belasten mit Schulden. Wo sie sich 
auswärts immer lieber kulturell vergnügen, die Kin-
der zu Hause aber längst nicht mehr sicher sind. 
Aber das ist nicht das Schlimmste. Sie geben auch 
mittlerweile jeden Monatslohn auswärts für Fremde 
aus. Und nehmen zur Kenntnis, dass die eigenen 
Kinder hungern. 
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Diese Familienpolitik lehne ich ab! Die lehnen 
wir ab. Und ich habe es daher überhaupt nicht soli-
darisch oder stark empfunden, wenn die Referentin, 
Frau Mikl-Leitner sagte, danke an die Steuerzahler. 
Wirklich! An die kann man nicht danke sagen. Aber 
wir sagen den Steuerzahlern danke, dass ihr unser 
Geld woanders ausgebt. Danke dass ihr die sozia-
len Töpfe füllt. Aber nicht für die eigenen Leute, 
nicht für die niederösterreichischen Menschen. Und 
da fragt man sich schon: Was ist hier passiert? 
Was ist aus Ihnen, Herr Landeshauptmann, gewor-
den? Was ist aus der ÖVP geworden, dass man 
auf die eigenen Menschen nicht mehr schaut und 
achtet? Dass man zur Kenntnis nimmt, dass die 
eigenen Menschen hungern. Was ist aus dieser 
ÖVP geworden? 

Es ist eine Politik des Grauens. Und natürlich 
frage ich mich, auch an Sie, Frau Landeshaupt-
mann-Stellvertreter, was denken Sie sich dabei, 
wenn Sie bei den eigenen Menschen einsparen 
und das Geld woanders verwenden, aber nicht im 
eigenen Bereich? Wie geht es Ihnen dabei? Wie 
fühlen Sie sich dabei? Ich habe ein grausliches 
Gefühl dabei. Denn es gibt Grenzen. Und die Gren-
zen sind dann erreicht, wenn die eigenen Kinder 
hungern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Dass dieses Budget zusätzlich keine Antwor-
ten auf die eigenen Probleme gibt, dass dieses 
Budget in keinster Weise sich damit auseinander-
setzt, dass sich die eigenen Menschen das Leben 
nicht mehr leisten können, dass wir immer mehr 
Arbeitslose haben, dass wir bei den Klein- und 
Mittelbetrieben die größten Insolvenzen der Ge-
schichte haben, dass die Bauern vor der größten 
Herausforderung der Zweiten Republik stehen, 
dass unsere Familien familienpolitisch uns flehend 
entgegenbringen, helft uns, darauf gibt es keine 
Antworten! 

Dass dieses Budget auch eine Budgetlüge ist, 
wenn wir bei der Verschuldung die knapp 500 Milli-
onen Euro mehr verwenden und den Gesamtschul-
denstand mit über 4,1 Milliarden ausweisen, aber in 
keinster Weise davon sprechen, dass die Leasing- 
und Sonderfinanzierungen mittlerweile 3,5 Milliar-
den ausmachen, die hier in diesem Budget nicht 
enthalten sind, wo bleibt da die Wahrheit? Wo 
bleibt hier tatsächlich der Gedanke an die Zukunft, 
Frau Referentin? 

Kredite werden mittlerweile bis 2068 aufge-
nommen. Das ist die Zukunft, die Sie uns hier voller 
Begeisterung darstellen? Das ist der Gedanke an 
die Kinder und Kindeskinder? Wenn Sie die Kinder, 
die noch nicht auf der Welt sind, bereits verschul-
den? Also, da zeigen Sie Ihr wahres Gesicht! 

Und wenn Sie die Politik jetzt fortsetzen in Nie-
derösterreich, die Sie im Bund begonnen haben, 
indem Sie dort dafür verantwortlich waren, dass wir 
jetzt im Asylbereich ein Chaos vorfinden und mitt-
lerweile auch in Niederösterreich, wenn ich das 
laufende, heurige Jahr dazurechne, 400 Millionen 
zusätzlich aufwenden müssen, und Sie sogar die 
Frechheit besitzen, jetzt die Gemeinden da auch 
noch zur Kasse zu bitten, obwohl wir hier in diesem 
Haus ein Gesetz beschlossen haben, das Mindest-
sicherungsgesetz, das niederösterreichische, das 
explizit vorgesehen hat, dass die Gemeinden hier 
nicht mitzahlen müssen. Und jetzt sehen wir, fast 
25 Millionen müssen die Gemeinden für die zusätz-
lichen 45 Millionen aus den 95 Gesamt-Mindestsi-
cherungskosten aufbringen. Das ist keine anstän-
dige Art, im Bund etwas zu verbocken und dann 
kommt man ins Land und bedient sich an den Gel-
dern der Gemeinden.  

Denn vielleicht waren Sie zu lange weg von 
Niederösterreich. Aber ich möchte in Erinnerung 
rufen. Das Geld, das jetzt die Gemeinden leisten 
müssen, müssen Sie einsparen bei den Gemeinde-
budgets. Sie sparen bei den Bürgern, bei den nie-
derösterreichischen Gemeindebürgern ein, um bei 
Ihrer Umverteilung es den Asylwerbern zu geben. 
Obwohl die Gemeinden bereits jetzt unter dieser 
Last stöhnen. 

Das ist nicht in Ordnung! Vor allem, weil wir ein 
Gesetz beschlossen haben. Und da frage ich mich, 
wo waren da die Gemeindevertreter von ÖVP und 
SPÖ? Wenn wir ein Gesetz beschließen, wo wir 
genau beim § 36 Abs.5 Ziffer 2 – 4 diese Ausnah-
meregelungen beschlossen haben. Und jetzt halten 
wir uns nicht daran und budgetieren bereits bzw. 
wird mittlerweile den Gemeinden das Geld bereits 
abgenommen. Das ist keine Politik, die wir unter-
stützen. Die ist landesfeindlich! Sie ist bürgerfeind-
lich, sie ist familienfeindlich und sie ist verlogen! 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Da braucht man gar nicht darüber zu diskutie-
ren, dass es einige Bereiche gibt, wo wieder mehr 
Geld ausgegeben wird. Da ist die Frage der Mehr-
kosten im Kulturbereich nicht mehr die wesent-
lichste. Da geht’s eher darum, dass man darüber 
nachdenkt, wenn wir mit dem heurigen Jahr über 
400 Millionen in diesem Bereich ausgeben, und 
etwa die Position Hilfe für unsere Familien um 
700.000 Euro kürzen. Das ist schäbig! Das haben 
sich unsere Familien nicht verdient. 

Wir werden daher auch bei diesen Budget-
landtagen, diesen zwei Tagen, sehr viele Änderun-
gen einbringen. Antworten auf die Probleme. Ich 
sage nur eines: Ich glaube nicht, dass es ausrei-
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chen wird, bei den explodierenden Kosten der Min-
destsicherung mit einer Deckelung zu arbeiten. Es 
ist wichtig, unterstützen wir die.  

(Zweiter Präsident Mag. Karner übernimmt den 
Vorsitz.) 

Aber es wird notwendig sein, auch ein Modell, 
das mittlerweile in Oberösterreich und auch im 
Burgenland beschlossen werden wird, umzusetzen. 
Dass wir tatsächlich diese Summen reduzieren! 
Denn wenn ich es richtig gehört habe, sagt die 
zuständige Referentin, bei dieser Deckelung wären 
bis zu 4 Millionen, 5 Millionen Einsparung möglich. 
Das ist richtig! Unterstützen wir. Aber würden wir 
auch das oberösterreichische Modell beschließen, 
indem wir hier auf bis zu 512 Euro reduzieren in 
diesem Bereich, dann könnten wir 2016 und 2017 
in diesen zwei Jahren bis zu 50 Millionen einspa-
ren. Einsparen und für die eigenen Menschen in 
diesem Bundesland verwenden. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Einen Bereich, wofür wir künftig auch Geld 
aufwenden: 15 Millionen im Wohnbereich mehr, 
könnte man glauben, endlich haben unsere jungen 
Familien hier die Möglichkeit, billige Wohnungen zu 
bekommen. Auch hier zeigt sich, dass die Familie 
von den Eltern im Stich gelassen wird. Diese Woh-
nungen sind in erster Linie für jene Menschen, die 
zu uns gekommen sind, für Asylanten, für Zuwan-
derer, aber nicht für die eigenen Kinder vorgese-
hen. Und diese Politik lehnen wir ab! 

Wir wollen eine Politik, die sich vorrangig um 
die eigenen Menschen, um die eigenen Bürger, um 
die eigenen Kinder kümmert. Und nicht eine Politik, 
die neben diesen Grauslichkeiten auch finanziell 
gegen die Wand fährt. Diese Art an der Sonderfi-
nanzierungen, die nicht budgetär eingerechnet 
sind, zeigen, dass wir nicht tatsächlich dort liegen, 
wo es uns vorgegaukelt wird. Da sind wir dann 
wahrscheinlich an letzter Stelle. Ich finde es absolut 
falsch, unverantwortlich, weiterhin eine Politik der 
Schulden auf dem Rücken der Kinder und Enkel-
kinder zu betreiben. 

Und daher stellt sich nicht die Frage, wie 
Maastricht-konform der Bereich des Asylwesens 
auch berücksichtigt werden kann und wird. Denn 
die Kosten sind vorhanden, sie werden budgetiert 
und sie werden mittlerweile ausgegeben. Und es ist 
schlimm und traurig, dass mittlerweile viele Men-
schen in Österreich und in Niederösterreich, wenn 
sie auf Kurzurlaub im ehemaligen Osten sind, be-
haupten, die Politiker da drüben schauen mittler-
weile mehr auf die eigenen Leute wie bei uns in 
Niederösterreich und in Österreich. 

Das ist Tatsache, und daran sollten wir uns ein 
Beispiel nehmen. Denn in Richtung der Verantwort-
lichen abschließend: Es sind auch die eigenen 
Leute, die die Wahlen entscheiden! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Als nächsten 
Redner zur Generaldebatte bitte ich Herrn Klubob-
mann Gabmann zum Rednerpult. 

Abg. Gabmann (FRANK): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzter Herr Landeshauptmann! 
Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Werte 
Vertreter der Regierung! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Hohes Haus! 

Die Debatte über den zu beschließenden 
Haushalt gehört für uns zum Höhepunkt eines Jah-
res im Landtag. Das Haushaltsrecht gleichsam, das 
Geburtsrecht eines Landesparlamentes ist ein star-
kes Zeichen nach außen, ein starkes Zeichen er-
kämpfter Freiheitsrechte. Und nach guter alter Sitte 
bietet die Haushaltsdebatte Gelegenheit, mit dem 
vorgelegten Haushalt ins Gericht zu gehen bzw. 
auch Vorschläge zur Verbesserung und Wünsche 
anzubringen. 

Eingangs erlauben Sie mir, einige Worte zur 
globalen und nationalen Wirtschaftslage. Und da 
nehmen wir sehr gerne das Schweizerische Institut 
IMT her. Und das Institut IMT konstatiert der Re-
publik einen Rang 40 im Bereich der öffentlichen 
Verwaltung und einen Rang 60 im Bereich der Fis-
kalpolitik von 61 ins Auge genommenen Staaten. 

Hauptverbesserungspunkte wären ein späterer 
Pensionsantritt, eine Verbesserung im Schulsystem 
und vor allem auch eine Stärkung der Wirtschaft. 
Und zwar der Klein- und mittelständischen Wirt-
schaft bei uns. Weil gerade diese unter einem Effi-
zienzverlust bei ihren Erträgen leidet. Und obwohl 
sich das Wirtschaftswachstum sehr mäßig ver-
schlechtert hat in den letzten zwei Jahren, stieg der 
Absatz im Export und der Umsatz weiter. Schluss-
endlich bleibt die gesamte Wirtschaftsleistung stag-
nierend. 

Die bereits angesprochene völkerwanderungs-
ähnliche Flüchtlingsproblematik hat uns zum Teil 
unerwartet getroffen, zum Teil erwartet, aber un-
vorbereitet. Dies ist vollkommen klar und auch im 
Interesse der Generationen und eines Generatio-
nenvertrages, der eben auf Vertrauen aufbaut. Auf 
Vertrauen, dass im Umlagesystem die jetzige be-
rufstätige Generation hier ihre Pensionen, Pensi-
onsversicherungsbeiträge einzahlt, somit dann 
auch die in Rente befindlichen Mitbürger etwas 
davon haben. 
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Und es unterscheidet uns nicht davon, dass wir 
eben vor allem für unsere Bürger und für unsere 
steuerzahlenden Bürger die Mittel vorsehen müs-
sen. Für jene Bürger, die sich eben am Arbeits-
markt nicht mehr so gut zurecht finden und dann in 
die Grundsicherung fallen und nicht irgendwelchen 
Bürgern, die möglicherweise aus wirtschaftlichen 
Gründen auf der Flucht, dann in Österreich Schutz 
und Hilfe suchen. 

Die erfolgreiche Haushaltserstellung muss 
aber auch Rücksicht nehmen auf neue gesell-
schaftliche Problemstellungen. Alles erscheint der-
zeit erfunden, konsumiert, ausgetestet. Gesell-
schaftspolitische Probleme wie die Deflation, glo-
bale Konflikte und ein überkommenes Wirtschafts-
system stellen uns davor, das kollektive Verständ-
nis und individuelle Verantwortung in den Köpfen, 
in den Herzen unserer Bürger und Verantwor-
tungsträger zu schaffen. 

Aber vor allem auch die Bildungskompetenz, 
die Lehrinhalte an den Schulen müssen überdacht 
werden. Wir müssen hinkommen zu personenbe-
zogenen Fähigkeiten, zu einer Gruppenbeurteilung, 
damit eben die Schule gemeinsam mit der Wirt-
schaft in einem Einklang steht. Dass Lehrinhalte, 
Berufe ausgebildet werden, die schlussendlich 
dann auch am Markt einen Anspruch finden bzw. 
dann auch die Bedürfnisse der Wirtschaft erfüllen. 

Die verwirrenden Berechnungsmethoden, die 
Voranschlagsvergleichsmethoden ESVG, finanz-
mathematische Tricks, die sich Brüssel oder der 
Bund ausgesucht haben, dürfen davon nicht ablen-
ken, dass wir natürlich auf Grund unserer hohen 
Sozialleistungen, auf die wir zu Recht stolz sind, 
Ausgaben haben, die höher sind als die Einnah-
men. 

Diese Bremse, dieses Einflachen der Abga-
benschuld bzw. auch die aversivere Vorgangsweise 
bei den Veranlagungen, wo wir mitten drin stecken, 
wo Laufzeiten noch lange Zeit laufen werden, dort 
kann man nichts ändern. Aber man kann mit Maß 
und Ziel vorgehen und sich immer vor Augen hal-
ten, dass in etwa 14 Jahren die Reserven aufge-
braucht sein werden und unser Haushalt dann noch 
viel weniger Spielraum bietet. 

Niederösterreich hat sich mit Recht als Kultur-
land definiert und sind die Spielstätten die Veran-
staltungsreihen, die repräsentativen Flaggschiffe 
unserer Kulturlandschaft allen ein Begriff. Die 
Schaffung der eigenen Identität, diese Aushänge-
schilder sind für eine selbstbewusste Gesellschaft, 
unerlässlich. 

Allerdings muss man auch berücksichtigen, 
dass uns die Wirtschaftslage, die steuerlichen Ein-
nahmen in den nächsten Jahrzehnten nicht mehr 
die Möglichkeit geben werden, im Kulturbereich 
gestalterisch tätig zu sein. Unser Wunsch ist, klare 
und vorhersehbare Förderungen in dem Bereich zu 
kreieren, um einen roten Faden zu erkennen und 
auch eine Vorhersehbarkeit zu sehen. 

Wir sind weit weg davon, alle Schuld hier auf 
ein Sammelkonto einer fraktionellen Zugehörigkeit 
zuschreiben. Es ist nun mal so, der Arbeitsmarkt 
hat auch in Niederösterreich einen starken Dämpfer 
erhalten. Wir haben je nach Berechnungsmethode 
zwischen 70.000 und 80.000 Menschen in der Ar-
beitslosigkeit. Es ist eine große Arbeitslosigkeit bei 
einem neuen Beschäftigungsrekord. Und wir haben 
vor allem auch immer wieder in den gleichen Regi-
onen, in den gleichen Bezirken große Probleme. 

Große Probleme auch, weil unsere Produkti-
onskosten und unsere Lohnnebenkosten ein De-
motivationsfaktor mit Bestrafungssinn sind und die 
Inflation bei weitem die Löhne auffrisst. Das bringt 
natürlich gesellschaftliche Probleme. Wir haben 
eine große Vermögensschere und vor allem auch 
dürfen wir dann mit Recht in den nächsten Jahren 
von Altersarmut sprechen. 

Aber auch die Schuldnerberatung hat einen 
Zulauf wie noch nie. 4.500 Niederösterreicher wa-
ren 2015 in der Schuldnerberatung als Kunden, als 
Klienten gelistet. Sie haben hier Hilfe gesucht. Hilfe, 
weil zum Teil aus einem erwerbstätigen, aus einem 
vollerwerbstätigen Einkommen nicht mehr die Fix-
kosten, der Lebensunterhalt, zu decken ist. Dies 
betrifft hier vor allem die Menschen mit einem ge-
ringen oder mit einem minderen Qualifikationslevel. 
50 Prozent aller Hilfesuchenden bei den Schuld-
nerberatungen haben lediglich Pflichtabschluss, 3 
Prozent haben einen Hochschulabschluss. 

Auch inhaltlich hat sich in der Beratungstätig-
keit der Schuldnerberatung einiges getan. Man 
muss in den heutigen Tagen vielmehr hingehen zu 
einer persönlichen, privaten Budgetplanung der 
Haushalte. Das hat sicherlich auch viel damit zu 
tun, dass durch die Verlockung des Konsums und 
der Werbung ein falsches Konsumverhalten aufge-
kommen ist. Hat aber auch sicherlich damit zu tun, 
dass betriebswirtschaftliche Grundkenntnisse im 
Pflichtschulbereich oder auch im höheren schuli-
schen Bereich noch immer nicht gelehrt werden. Es 
fehlt schlichtweg hier das Verständnis und das 
Gefühl für volkswirtschaftliche und für betriebswirt-
schaftliche Zusammenhänge. 
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Wie geht’s dann weiter für diejenigen voll im 
Erwerbsleben stehenden Mitbürger? Das Urlaubs-
geld wird für den Alltag verbraucht, Remunurati-
onszahlungen zum Schulden tilgen, die Motivation 
eine Vollerwerbstätigkeit anzusprechen ist am Tief-
stand.  

Im schulischen Bereich haben wir das Prob-
lem, dass bereits 632 Euro im Schnitt im Jahr auf-
gewendet werden müssen für Schulnebenkosten, 
für Schikurse, Theatergeld und für Native Speaker 
und ähnliches. Und 21 Millionen Euro werden auf-
gewendet um die Nachhilfe zu bezahlen. 

Und da geht es nicht darum, den Lehrern oder 
den Eltern die Schuld zu geben. Der Berufsstand 
des Lehrers wurde in den letzten Jahrzehnten oh-
nedies über das Maß geschändet bzw. das Berufs-
bild auch verfärbt. Arbeit soll den Menschen Sinn 
geben. Im wirtschaftspsychologischen Umfeld 
spricht man hier von den drei großen „E“, nämlich 
von Engagement, von Exzellenz und von Ethik. 

Wenn es nicht gelingt, dem Arbeitnehmer 
diese große Perspektive vorzugeben, erkennt er 
keinen Sinn. Und auch Tätigkeiten mit hohem 
Sinnpotenzialen, in den ärztlichen Berufen, in den 
Pflegeberufen, erscheinen bei einer niedrigen ge-
sellschaftlichen Bedeutung oft als sinnleer. 

Ein weiteres Problem, das sicherlich noch 
mehr auf uns zukommt ist die geringe Forschungs-
quote. Wir bewegen uns hier noch immer in einem 
Bereich von zirka 3 bis 4 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts. Wollen wir prototypische, for-
schende, innovative Unternehmen beobachten, so 
müssen wir über den Atlantik blicken in die Ver-
einigten Staaten. Dort haben sich viele Unterneh-
men als Faustregel gesetzt, dass sich 100 Pro-
dukte, die am Markt sich befinden, jetzt in einem 
prozentuellen Anteil gesehen, nicht länger als 4 
Jahre sich am Markt befinden dürfen, um dann 
wieder eine komplette neue innovative Churn Rate 
zu erreichen. 

Innovationsprojekte könnte man ja auch, was 
die Gesetzgebung anbelangt, die Fiskalgesetzge-
bung anbelangt, in Zweckgesellschaften hineinge-
hen. Zu Beginn von Innovation, zu Beginn von For-
schung und Entwicklung das unternehmerische 
Risiko besonders groß. Wie wäre es dann damit, 
wenn hier die öffentlichen Hände viel mehr ein-
greifen und eine Auslagerung hier von der Mutter-
gesellschaft hin zu einer innovativen, gebündelten 
Zweckgesellschaft im Bereich der Innovation? 

Löhne und Arbeitszeitmodelle müssten über-
dacht werden. Die Arbeitslosigkeit beginnt, wie ich 

eingangs schon erwähnt habe, in der Schule. Be-
rufe müssen ausgebildet werden, die am Markt 
dann auch eine Nachfrage finden. Mein Kollege 
wird in Gruppe 7 im Bereich der Wirtschaftsförde-
rung noch im Detail darauf eingehen.  

Was wir allerdings sehen, ist eine überfor-
dernde Tätigkeit im Bereich der Förderung touristi-
scher Projekte. Da stellt sich für uns als besonders 
selbstbewusst agierend in Niederösterreich die 
Frage, wollen wir nur mehr besucht und bereist 
werden oder wollen wir das unternehmerische 
Zepter wieder in die Hand nehmen, um in For-
schung und Entwicklung zu investieren, neue Bran-
chen, neue Nischen zu entdecken, unsere Export-
wirtschaft hervorzukehren und uns darauf wieder zu 
besinnen, dass wir doch eines der unternehmeri-
schen Ursprungsländer in Österreich sind? (Beifall 
bei FRANK.) 

Auch die Bevölkerungsentwicklung zeigt eine 
Entwicklung hin zu einer Überalterung der Gesell-
schaft, selbstverständlich ist das auch in Nieder-
österreich so. Es wird für viele in Rente befindliche 
„junge“ Rentner nicht mehr möglich sein, den Le-
bensunterhalt zu bestreiten. Wohn- und Lebens-
kosten werden hier davongaloppieren und wir wer-
den dann nur mehr träumen können, dass wir ein 
Viertel oder die Hälfte des gesamten Haushaltes 
dafür aufwenden können. 

Im Bereich der Verwaltung nähern wir uns ei-
nem Verwaltungsoverhead von bereits 10 Prozent 
des gesamten Haushaltes. Wir haben vorgezeigt, 
dass unsere Bezirkshauptmannschaften, die Be-
zirksvertretungskörper und Verwaltungskörper gut 
funktionieren, effizient funktionieren. Hier anzuset-
zen, die Verwaltungsdistrikte größer zu machen, 
sehe ich als nicht angebracht. Hier darf der Bund 
seine Empfehlungen für sich selbst aufheben und 
vor allem im eigenen Hause aufräumen. 

Allerdings ist der Aufwand für Tilgung und 
Zinsaufwand ein bedrohlich hoher. Das lässt sich 
auch mit noch so großen und schönen finanzma-
thematischen Kunststücken nach Maastricht, ohne 
Maastricht, nicht mehr rausrechnen. Man muss hier 
schauen, dass diese finanztechnischen Rundum-
Befreiungsschläge ein Ende finden. Ein Abgang ist 
ein Abgang! Ein Abgang mit guten Absichten ist ein 
guter Abgang. Deswegen wird sich auch die Mehr-
heit unserer Fraktion für diesen Abschluss und für 
den Voranschlag samt Programmausblick bis 2020 
positiv äußern. 

Die finanzpolitische Perspektive sieht trist aus. 
Der Fed, die EZB und auch die Bundesbank in 
Deutschland haben offensichtlich nichts anderes zu 
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tun als den Leitzins weiter zu senken. Zu senken in 
der positiven Absicht, den Banken das herumlie-
gende Geld auf den Markt zu treiben, Schwundgeld 
zu verlangen. Doch was ist passiert und was hat 
man zum Beispiel jetzt auch in Dänemark oder in 
Schweden gesehen? Die Banken haben nicht das 
Geld, das nunmehr für sie auch teuer wurde in den 
Markt geworfen, innovativen Unternehmungen zu-
gegeben, sondern haben es sich von Kreditkunden, 
von bestehenden Kreditkunden geholt. Die erhoffte 
Kreditschwemme hat nicht stattgefunden. Vielmehr 
befinden sich diese Länder in einer Kreditklemme. 
Wenn der Zins, wenn das Geld nichts mehr wert ist, 
dann kommt es zu Kapitalfehlleitungen. 

Es hat bereits 1940 der bekannte volkswirt-
schaftliche, sogar österreichische Ökonom Ludwig 
von Mises schon gesehen. Wenn er schrieb: Ent-
fällt die Berechnung vom Zins, dann entsteht der 
Schein. Verlockt durch diesen falschen Schein 
kommt es zur Kapitalfehlleitung und zu allen Folgen 
einer solchen. Ungeachtet dessen geht die Leit-
zinssenkung weiter. 

Was sieht nun der Bürger, was spürt er? Was 
kann er beobachten, was liest er bzw. welchen 
Reim macht er sich selbst? Er sieht, wir haben eine 
Abgabenquote, die zweitstärkste in der gesamten 
OECD, ein Wachstum, das stagniert und einen 
Schuldenstand, der steigt. Die Ansiedelungsgesell-
schaften, die europaweit tätig sind, tun sich auch 
bereits schwer. In den letzten 10 Jahren war es 
immer so, dass wir etwa 10 Prozent Abstand hatten 
zur Bundesrepublik Deutschland, 10 Prozent güns-
tiger produzieren konnten. Wir haben uns hier sehr 
schön angenähert an die Bundesrepublik. Derzeit 
haben wir die gleichen Lohnstückkosten. Die An-
siedelungswünsche der Deutschen gehen zurück, 
ebenso der anderen westeuropäischen Nationen. 

Und so viel Stabilität und Rechtssicherheit 
kann keine Republik, kann kein Wirtschaftsraum 
aufbringen. Schlichtweg ist es unmöglich, hier ei-
nen Vorsprung herauszuarbeiten, wenn es uns 
nicht endlich gelingt, Arbeitszeitmodelle zu schaf-
fen, die den neuen Forderungen und der neuen 
Wirtschaftslage entsprechen. Wenn wir es nicht 
zustande bringen, Berufe auszubilden, die dem 
Markt entsprechen und auch die Ausbildungsdauer 
zu senken. 

Wenn Renditen aus Kapitalerträgen höher sind 
als Renditen von der Wertschöpfung, dann haben 
wir den Weg von der Realwirtschaft zur Finanzwirt-
schaft endgültig geschafft. Die kleinen und mittleren 
Unternehmen, die Werte schaffen, die produzieren, 
die eben Wertschöpfung betreiben, die gehören in 
den Mittelpunkt gestellt. 

Ein letztes Wort zum Abschluss zur gesamten 
fiskalen, zur steuerlichen Gestaltung. Ich denke, die 
letzten Jahre haben gezeigt, dass eine möglichst 
hohe Steuerautonomie im Bereich des Bundeslan-
des wichtig ist. Nämlich der, der die Steuern ein-
hebt, der soll auch für die vollinhaltliche Gestaltung 
und für die Ausgabe zuständig sein. 

Der im Epizentrum der Bürger sitzt, spürt am 
besten, wo es schmerzt, wo Bedarf ist, beweist 
Flexibilität und weiß ganz genau was er tut. Keine 
irgendwelche über den Bund gespielten Verren-
kungen, wo wir als Bittsteller an den Bund heran-
treten müssen. Nein, wir können das wahrschein-
lich selber besser! 

Ein allerletztes Wort zu untauglichen Flickver-
suchen im Bereich der Erbschafts- und Vermö-
genssteuer. Jede Steuer, die nicht an der Wert-
schöpfung ansetzt, sondern am Kapital, entzieht 
das Nährsubstrat des Wohlstandes. Firmenüberga-
ben, Erbschaftssteuer bei Firmenübergaben ohne 
Wenn und Aber, ohne Investitionsklausel, eine 
HoRuck-Berechnung des Wertes der Unternehmen 
wird hier noch stärker den Familienunternehmen 
weh tun und noch viel mehr den Klein- und Mittel-
unternehmen den Boden unter den Füßen wegzie-
hen. 

Viel wichtiger ist es, Leistungsgerechtigkeit zu 
schaffen, an der kalten Progression anzupacken, 
die Niedrigzinspolitik der Zentralbanken in Frage zu 
stellen und uns endlich wieder auf die Kernwerte 
unserer Gesellschaft zu besinnen. (Beifall bei 
FRANK.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Als nächster 
Redner zur Generaldebatte hat sich Herr Klubob-
mann Rosenmaier zu Wort gemeldet. 

Abg. Rosenmaier (SPÖ): Geschätzter Herr 
Landeshauptmann! Herr Präsident! Damen und 
Herren der Landesregierung! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! 

Wie alle Jahre werden wir in den nächsten 
zwei Tagen ausreichend Zeit haben, um das 
Budget 2017 gemeinsam auch ausgiebig zu debat-
tieren. Es liegt völlig in der Natur der Sache, dass 
es natürlich verschiedene Zugänge gibt, dass es 
verschiedene Sichtweisen gibt und natürlich auch 
verschiedene Ansätze, wie man mit dem Budget 
denn so umgeht. 

Verschiedene Ideologien und natürlich auch 
verschiedene Denkweisen der hier im Landespar-
lament vertretenen Parteien werden sich natürlich 
in der Debatte, so glaube ich, ganz klar widerspie-
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geln. Das ist eben gelebter Parlamentarismus. Von 
diesem lebt letztendlich die Demokratie. Was ich 
mir allerdings von dieser Stelle aus, so wie auch im 
vergangenen Jahr, wünsche ist, dass es eine 
durchaus harte, aber eine faire Debatte gibt, welche 
sachpolitisch mit guten Beispielen fundamentiert 
wird. 

Was ich mir nicht wünsche, das sage ich auch 
von dieser Stelle aus, sind persönliche Entgleisun-
gen und Beleidigungen, welche in diesem Hohen 
Haus meines Erachtens nichts verloren haben. 
Denn hinter jeder politischen Aussage eines Man-
datars und hinter jeder Meinung steht ja letztendlich 
ein Mensch. 

Lieber Herr Klubobmann Waldhäusl! Ich habe 
fast ein bisschen einen depressiven Ansatz be-
kommen, wie ich dir zugehört habe. Das muss ich 
schon einmal ganz offen sagen. Also, Gott sei Dank 
ist die Hungersnot noch nicht ausgebrochen in 
unserem Land. Ich würde es mir auch nicht wün-
schen. Ich bin 1950 auf die Welt gekommen, kann 
mich noch ganz gut an die Russen erinnern. Bin in 
eine ganz arme Arbeiterfamilie hinein geboren wor-
den. Aber Gott sei Dank, Hunger musste ich nie 
wirklich verspüren. Und Gott sei Dank leben wir 
nicht in Nordkorea sondern in Niederösterreich. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP. – Abg. Waldhäusl: Aber 
ihr fahrt gern auf Urlaub nach Nordkorea, ihr von 
der SPÖ.) 
Du, ich war nicht dabei! Aber es ist sicherlich ein 
interessantes Land. (Abg. Waldhäusl: Ihr fühlt euch 
wohl dort!)  

Die Globalisierung, die enge Vernetzung der 
internationalen Finanzwelt, der davon betroffene 
und natürlich abhängige Arbeitsmarkt, die europäi-
sche Energiepolitik im Gesamten, natürlich auch 
der Klimawandel, der nicht mehr wegzuleugnen ist 
und in Form von Naturgewalten Unmengen von 
Geld verschlingt und verschlingen wird, der unruhig 
gewordene afrikanische Kontinent, der sich gerade 
zur Zeit zu bewegen beginnt, die unstabil geworde-
nen arabischen Länder sowie die stetig anwach-
senden Flüchtlingsströme - man muss schon Völ-
kerwanderung sagen – erleichtern unser Leben 
nicht. 

Dieser Flüchtlingsstrom, liebe Freunde, scheint 
zur Zeit fast nicht bewältigbar zu sein. Das macht 
uns das Leben nicht leichter. Damit, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, muss uns schon eines klar sein: 
Dass wir hier im NÖ Landtag als Abgeordnete mit 
dem Budget 2017 eigentlich die Weichen für uns 
und für unsere Bürgerinnen und Bürger für die Zu-
kunft stellen werden.  

Eines möchte ich hier auch ganz klar und deut-
lich zum Ausdruck bringen: Dieses Budget für das 
Jahr 2017, geschätzte Damen und Herren des Ho-
hen Hauses, musste unter wirklich schwierigen 
Rahmenbedingungen erstellt werden. Das bedeu-
tet, dass die Erstellung des Budgets durch die dop-
pelte Schere einerseits sinkender Einnahmen und 
natürlich auch andererseits auf Grund der erforder-
lichen Notwendigkeit des Defizitabbaus völlig ge-
prägt ist. 

Erschwerend und für die Zukunft nicht wirklich 
einschätzbar wird für uns natürlich die wirklich pre-
käre Flüchtlingssituation sein. Hier tun sich meines 
Erachtens nach viele, viele Fragen auf. Wie zum 
Beispiel: Wie werden die Flüchtlingsströme der 
Zukunft ausschauen? Wie wird es möglich sein, 
selbst vorgegebene Zahlen auch einzuhalten? Wie 
hoch ist die Belastung für den Bund, die Belastung 
für das Land und natürlich auch die Belastung für 
unsere Gemeinden? 

Als Bürgermeister liegt mein persönlicher Fo-
kus natürlich auf meiner eigenen Heimatgemeinde. 
Und hier stellt sich logischerweise für mich die 
Frage: Wie schätzt man die finanzielle Situation der 
Gemeinden ein, wenn zusätzlich Kindergarten-
plätze, Schulplätze, Ausbildungsplätze, Wohnraum 
benötigt wird. Da hängt sich natürlich die Gret-
chenfrage an, wer wird das bezahlen? Letztendlich 
wird alles davon abhängen, geschätzte Damen und 
Herren, liebe Freunde des Hohen Hauses, wie sich 
denn der Arbeitsmarkt in der Zukunft entwickeln 
wird. Vor allem wird es eine Mammutaufgabe sein, 
Menschen, welche unser Land als ihre zukünftige 
Heimat auserkoren haben, in den Arbeitsmarkt 
auch zu integrieren. 

Liebe Freunde! Wer glaubt, dass diejenigen, 
die wir jetzt alle hier haben, alle nach Hause gehen, 
der liegt wirklich weit falsch. Das ist ein Irrglaube in 
diesem Hause, der keinen Platz hat! Damit müssen 
wir uns bemühen, auch Möglichkeiten zu finden, 
um sie in unsere Welt und im Speziellen in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren. Und hier tut sich natür-
lich eine für mich zusätzliche Baustelle auf. Nämlich 
die Qualifikation der Arbeitssuchenden. Und was 
uns am Anfang vermittelt wurde, im Speziellen über 
die Medien, dass hier ganze Flüchtlingsströme von 
Akademikern in unser Land dringen werden, das 
habe ich am Anfang nicht geglaubt und ich glaube, 
das ist eine bittere Erkenntnis, die wir jetzt alle ha-
ben, dass dem bei Weitem nicht so ist. Das ist ein 
Promillebereich. 

Und es bedarf hier wirklich eines gemeinsa-
men Schulterschlusses zwischen der Wirtschaft  
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und der Politik um dieses Ansinnen auch wirklich zu 
lösen, dieses Problem zu lösen. Und hier muss 
auch klar sein, dass die Politik auch im Besonderen 
als Politik einen Schulterschluss braucht, weit über 
Parteigrenzen hinaus. Und es muss uns auch eines 
klar sein, ich sage das so im Fachjargon: „Ohne 
Geld ka Musi“! Es bedarf hier wirklich einer emp-
findlichen finanziellen Aufstockung in Zukunft um 
eine unserem Land angepasste Qualifikation der 
Arbeitssuchenden auch erreichen zu können. Das 
wird auch eine Voraussetzung für das Gelingen 
sein. Und all das, geschätzte Damen und Herren, 
sind Fakten für die Erstellung eines zukünftigen 
Budgets. Und diese die Situation nicht gerade er-
leichtern. 

Der Voranschlag des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2017 ist so wie im vergangenen Jahr 
von den Grenzen der Machbarkeit sowie von den 
landes- und bundesspezifischen Rahmenbedin-
gungen in Form eines sehr engen Korsetts klar 
vorgegeben. Die Vorgaben für 2017 sind nach wie 
vor vom Abbau der Schulden und vor allem von der 
Erreichung des strukturellen Nulldefizits geprägt. 

Und an dieser Stelle, geschätzte Kolleginnen 
und Kollegen des Hohen Hauses, möchte ich etwas 
für mich ganz Wichtiges anmerken. Nämlich dass 
hier in Niederösterreich im Gegensatz zu vielen 
anderen Bundesländern etwas Entscheidendes 
passiert. Was ganz Entscheidendes. Bei uns wird 
nicht nur, wo es erkennbar und wichtig ist, der 
Sparstift angesetzt, bei uns in Niederösterreich ist 
man intensiv bemüht, der heimischen Wirtschaft die 
optimale Unterstützung zu geben, um sie natürlich 
weiterhin zu stärken. 

Das, geschätzte Damen und Herren, das ist 
der Rohstoff für die Aufrechterhaltung des Wohl-
stands unseres Landes. Denn eines muss auch klar 
sein und deutlich ausgesprochen werden: So wich-
tig Sozialleistungen auch sind und so wichtig es 
auch ist, dass man Menschen, die in dem Fall be-
dürftig sind, auch wirklich bedienen kann, Sozial-
leistungen kann man nur dann geben auf der einen 
Seite, wenn man sie auf der anderen Seite auch 
verdient. Und das ist ein Vorfeld, das niemand an-
ders beschreiben kann. Das ist so. Das wird sich 
nicht ändern. (Beifall bei der SPÖ und ÖVP.) 

Geschätzte Damen und Herren! Das nunmehr 
vorliegende Budget 2017 weist ein Volumen von 
etwas über 8,3 Milliarden Euro aus. Was für mich 
die großartige soziale Komponente in diesem 
Budget mehr als verdeutlicht, ist es einfach gesagt 
und in kurzen Worten leicht erklärt: Es ist die Tat-
sache, dass fast die Hälfte des Budgets, satte 49 
Prozent aller Mittel für Soziales, für Krankenan-

stalten, für Pflegeheime und für die Gesundheit, 
verwendet werden. Das ist fast die Hälfte des ge-
samten Budgets. Liebe Freunde, das ist ein Vorzei-
gebeispiel. Und da können wir wirklich alle mitein-
ander weit über politische Grenzen gemeinsam 
wirklich stolz sein. 

Selbstverständlich bringen es unterschiedliche 
politische Positionen auch mit sich, dass man na-
türlich auch unterschiedliche Wünsche und unter-
schiedliche Vorstellungen für ein Budget hat. Und 
diese natürlich auch in den nächsten zwei Tagen 
einbringen wird. Eine für uns Sozialdemokraten 
sehr wichtige Position, die wir im Jahr 2013 ge-
meinsam sehr erfolgreich verhandelt haben, ist die 
festgelegte Neuausrichtung der niederösterreichi-
schen Finanzpolitik, die erfolgreich fortgeschrieben 
wird. Und, liebe Freunde, ich glaube auch zu wis-
sen, dass man natürlich nicht diese Erträge errei-
chen kann, wenn man sehr solide unterwegs ist auf 
diesem Gebiet. Das ist schon klar. Aber es ist, 
glaube ich, eine wichtige Botschaft auch für das 
Land und für die Menschen gewesen und wir ha-
ben trotzdem gut erwirtschaftete Erträge, die wir 
bestens gebrauchen können. 

Geschätzte Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Zweifellos stellt ein Landesbudget natür-
lich immer einen Kompromiss zwischen den unter-
schiedlichen Sichtweisen der Parteien und vor al-
lem der Schwerpunktgewichtung dar. Auch das ist 
für uns klar. Der vorliegende Landesvoranschlag 
stellt sich aus unserer Sicht als eine wirklich sehr 
tragfähige Basis für die Bewältigung vor allem der 
Herausforderungen des Jahres 2017 dar. 

Geschätzte Abgeordnete des Hohen Hauses, 
liebe Freunde! Ich fordere euch, ich fordere uns 
auf, eine spannende und durchaus kontroversielle 
Debatte im Interesse des Landes, aber vor allem im 
Interesse seiner Bürger zu führen. Das in den 
nächsten, kommenden Tagen. Machen wir das in 
gegenseitigem Respekt. Machen wir das in gegen-
seitiger Achtung. Machen wir das auch so, dass wir 
dem politisch anders denkenden Menschen eben-
falls diesen Respekt entgegenbringen, indem wir 
ihm zuhören. Verschiedene Meinungen dürfen sein. 
Von dem lebt eine Demokratie. Und wir werden das 
in den nächsten beiden Tagen gemeinsam meis-
tern. 

Lassen Sie mich, so wie im vergangenen Jahr, 
vielleicht mit folgenden Worten schließen: Wer 
mitgestaltet, muss auch mitverantworten. Das tun 
wir gerne! Die Sozialdemokratische Partei wird 
diesem Budget ihre Zustimmung geben. Danke für 
die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ und 
ÖVP.) 
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Zweiter Präsident Mag. Karner: Als nächsten 
Redner zur Generaldebatte bitte ich Herrn Klubob-
mann Mag. Schneeberger zum Rednerpult. 

Abg. Mag. Schneeberger (ÖVP): Herr Präsi-
dent! Hohes Haus! Herr Landeshauptmann! Ge-
schätzte Mitglieder der Landesregierung! 

Ich war gestern in Bordeaux beim Match mit 
vielen tausenden begeisterten Österreicherinnen 
und Österreichern und habe leider diese Niederlage 
miterlebt. Wie ich heute hereingekommen bin und 
gesehen habe, dass die Grünen unseren Dress 
anhaben, habe ich gewusst, warum wir verloren 
haben. Die Nationalmannschaft hat sich an der 
erfolglosen Politik der Grünen orientiert - und das 
ist das Ergebnis. (Beifall bei der ÖVP. – Abg. Dr. 
Krismer-Huber: Das war nicht lustig!) 
Aber gut! Man muss nicht immer lustig sein in der 
Politik. Die Güte ist es, liebe Frau Kollegin! Aber es 
freut mich, dass du drauf reflektierst, weil damit 
habe ich getroffen. Das hätte ich den Österreichern 
gestern auch vergönnt! (Beifall bei der ÖVP, Abg. 
Rosenmaier und Dritter Präs. Gartner.) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Seit 
dem Jahr 1998 wird das Budget dieses Landes von 
einem Mann gebildet, der heute nicht mehr hier ist. 
Nämlich Mag. Wolfgang Sobotka! Und Wolfgang 
Sobotka hat viele Meilensteine in der Finanz- und in 
der Politik des Landes gesetzt. In seiner unnach-
ahmbaren Vorgangsweise, mit seinem ungeheuren 
Detailwissen, mit seiner Kreativität, mit seiner Inno-
vation und mit seinem enormen Wissen. 

Lassen Sie mich aus Anlass dieses letzten 
Budgets, für das er die Verhandlungen geführt hat, 
ein paar dieser Pflöcke, die er eingeschlagen hat, 
ansprechen. Zum Ersten, es wurde heute schon 
angesprochen, die Landeskliniken. Die langfristige 
Sicherung der besten medizinischen Versorgung 
der Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher 
ist nicht zuletzt mit der Grundidee der niederöster-
reichischen Landeskliniken-Holding entsprechend 
einhergegangen. Und er war es, der die Verhand-
lungen geführt hat, dass wir damit seit dem Jahr 
2008 nur mehr einen Träger unserer Kliniken ha-
ben. Und damit viele Synergieeffekte heben konn-
ten, die Ausgaben konstant gehalten und die Qua-
lität verbessert haben. 

Mit den Gemeinden, ich glaube, die Bürger-
meister hier in der Runde können es bestätigen, 
war Wolfgang Sobotka auf du und du. Hat die An-
liegen der Bürgermeister immer wahrgenommen 
und ist den 573 Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern auf Augenhöhe begegnet. Nicht zuletzt ist 
es ein positives Zeichen, dass nur 27 - und das in 

einem Flächenbundesland - nur 27 Gemeinden 
keinen ausgeglichenen Haushalt machen konnten. 
Bei der Wohnbauförderung war sein Motto: So viel 
Eigentum wie möglich und so viel Mieten wie not-
wendig. Und das Ergebnis lässt sich sehen! Wenn 
wir 71 Prozent der Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreicher haben, die in einem Eigenheim 
wohnen, im Vergleich zu Wien, dort sind es nicht 
einmal 20 Prozent. 

Wir geben, und das heurige Budget ist ein Be-
weis dafür, nahezu 500 Millionen Euro im Jahr für 
Wohnbau aus. Bau, Sanierung und je nach Bedarf, 
je nach Zielgruppe, und das in jeder Region. Auch 
„weiche“ Daten, „weiche“ Themen waren in seinem 
Bukett, in seinem politischen. Ich denke an „Natur 
im Garten“. Er war der oberste Gärtner Niederöster-
reichs. 14.000 Gärten haben die „Natur im Garten“-
Plakette erhalten. Und mit der Aktion „tut gut“, die 
landauf, landab gelebt wird, hat er in Wahrheit eine 
spezielle Gesundheitsprävention auf populäre Art 
und Weise gefördert. 

Er war nicht nur ein hervorragender Dirigent, er 
hat auch das niederösterreichische Musikschulwe-
sen in einer Art und Weise bedient, dass da neue 
Maßstäbe gesetzt wurden. Und der härteste Be-
reich war die Thematik, mit der wir uns heute aus-
einandersetzen, nämlich der Finanzbereich. 

Das Budget ist ein Kompass, der die Richtung 
vorgibt. Das war seine Prämisse. Und er hat im-
merhin 20 Budgets verhandelt. Und obwohl in die-
sen letzten 18 Jahren viele Veränderungen waren, 
die Welt dreht sich schneller, die Finanzen werden 
immer komplexer und die Finanzmärkte werden 
immer, wie sagte Wolfgang Sobotka, immer volati-
ler. Trotzdem hat sich das Land Niederösterreich 
klar wie ein Tanker bewegt. Ruhig, stabil und immer 
in die richtige Richtung.  

Wolfgang Sobotka hat nicht zuletzt wegen der 
Finanzen von einem Journalisten einmal die Be-
zeichnung erhalten, „Kugelfang der Regierung“. 
Das ist zwar eine außergewöhnliche Beschreibung, 
aber sie trifft zu. Wenn wir an die Plakate denken, 
ich weiß gar nicht mehr wie der Verantwortliche der 
SPÖ geheißen hat, der dafür gezeichnet hat. Aber 
ihr wisst es schon ... (Abg. Razborcan: Wir wissen 
es schon noch. Und ihr wisst es auch, weil sonst 
hättet ihr nicht die ganze Finanzverwaltung umge-
stellt!)  
Oh, du bist gescheit! Das ist ja unwahrscheinlich! 
Aber ich muss dir sagen, diesen Einwurf, den hät-
test dir sparen können. Weil die Art und Weise, wie 
man einen Politiker diskriminierte, hätte gar nicht 
mehr tiefer sein können. In der Westernsprache 
würde man sagen, wie das Plakat des Wolfgang 
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Sobotka landauf landab gezeichnet wurde, er 
wurde für vogelfrei erklärt. Und das ist eine Art und 
Weise, die muss man einmal aushalten, ge-
schweige denn überhaupt einmal machen! 

Und wenn man die Frage der Veranlagung der 
Wohnbaugelder nunmehr auch noch hernimmt, 
dann muss man schon eines sagen: Würde es 
heute bereits die Doppik geben statt der Kameralis-
tik, würden diese Vermögenswerte sehr wohl aus-
gewiesen werden. Heute können wir nur behaupten 
und viele sind dagegen. In drei Jahren werden wir 
in der Vermögensbilanz diese Werte sehen. Und 
das ist die Bestätigung der richtigen Politik des 
Wolfgang Sobotka. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das nunmehrige Budget wurde von ihm vorbe-
handelt, vorverhandelt und dann von unserer 
neuen Finanzreferentin abgeschlossen. Es ist so-
lide, es ist transparent, es ist nachvollziehbar! Und 
ich möchte mich an dieser Stelle noch einmal im 
Namen aller, im Namen des Hohen Hauses bei 
Wolfgang Sobotka für 18 Jahre hervorragende 
politische Arbeit in Niederösterreich bedanken! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Da gibt es einen Spruch: Das einzig Bestän-
dige ist die Veränderung. Heute haben wir erstmals 
eine visuelle Veränderung gesehen, die Budget-
rede wurde nämlich von unserer neuen Finanzrefe-
rentin Johanna Mikl-Leitner gehalten. Und es freut 
mich, dass der erfolgreiche Weg Niederösterreichs 
hier ganz konsequent weiterverfolgt wird. 

Und ich bräuchte es nicht zu erwähnen, tu es 
trotzdem. Mit Johanna Mikl-Leitner hat eine Frau 
das Amt übernommen, die bereits eine außerge-
wöhnliche politische Karriere hinter sich hat. Tief 
verwurzelt im Bundesland Niederösterreich, das 
mehr als 20 Jahre, das Ohr immer bei den Bürge-
rinnen und Bürgern, hat sie selbst in der Funktion 
als Innenministerin auf die niederösterreichischen 
Landsleute nicht vergessen. Sie hat in dieser Funk-
tion der Innenministerin trotz vieler politischer aber 
auch persönlicher Angriffe sich ein Standing erar-
beitet, das seinesgleichen sucht. Zuerst belächelt, 
dann angefeindet und letztendlich anerkannt! 

In Wahrheit gibt es nichts Schöneres. Und wie 
die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin bei der 
Amtsübergabe gemeint hat: In einigen Tagen habe 
ich wohl den schwierigsten Job dieser Republik 
hinter mir und die schönste Aufgabe in Österreich 
vor mir, da haben wir uns gefreut. Und ich kann dir, 
liebe Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin sa-
gen: Du bist bei uns angekommen. Wir wünschen 
dir viel Freude und viel Erfolg! (Beifall bei der ÖVP 
und Abg. Rosenmaier.) 

Nun zum Budget 2017. Die Eckdaten sind 
heute schon erwähnt worden. Einnahmen in der 
Größenordnung von 8,3 und Ausgaben in der 
Größe von 8,6 Milliarden Euro. Aber das wichtigste 
Datum dieses Budgets ist, dass wir das Maastricht-
Defizit unterschritten haben und damit im Stabili-
tätspakt sind. Die Vorgaben wurden um 10 Millio-
nen unterschritten. Und wenn das lapidar als wenig 
gesehen wird: Wenn wir gestern 1:0 gewonnen 
hätten, wäre das auch nur wenig, aber wir hätten 
uns gefreut. Und 10 Millionen beim Defizit zu unter-
schreiten, ist Anlass zur Freude und ist der richtige 
Weg! 

Das trotz finanzieller Belastungen. Sowohl für 
das Land als auch für die Gemeinden. Einerseits 
die außergewöhnliche Situation bei den Flüchtlin-
gen, andererseits durch die Steigerungen im Be-
reich der Bedarfsorientierten Mindestsicherung. Im 
Flüchtlingsbereich sind es 2017 bereits über 100 
Millionen, die vorgesehen werden müssen. Und 
dazu gehört schon eines gesagt: Die 103 Millionen 
nur, wenn die Obergrenze eingehalten wird. Wenn 
die Obergrenze nicht eingehalten wird, dann reden 
wir von ganz anderen Zahlen. Und zur Mindestsi-
cherung muss man auch ein paar Dinge sagen. 
Zuerst: Österreichweit sind es 256.000 Menschen, 
in Wien allein 141.000 Personen. Und das, Hohes 
Haus, ist für mich eine völlig falsch verstandene 
Willkommenskultur, die in Wien gepflegt wird. Da 
wird die Mindestsicherung sogar 14 mal ausge-
zahlt! Was heißt das? Dass sie sogar Urlaubsgeld 
haben. Das kann ja nicht sein! 

Da sind wir völlig falsch gelenkt. Aber auch wir 
in Niederösterreich müssen feststellen, dass wir 
26.551 Bezieher haben. Vor wenigen Jahren hatten 
wir noch an die 12.000 gezählt. Damit verbunden 
steigen die Kosten, der Budgetvoranschlag 17 zeigt 
das ganz deutlich.  

Und jetzt lassen Sie mich in dieser Causa an 
die Frau Kollegin Krismer etwas sagen. Wenn du 
meinst, wir haben die Armen zum Sündenbock der 
Budgetpolitik Niederösterreichs gemacht: Die Min-
destsicherung ist ein Sündenfall des Ministers 
Stöger und der SPÖ und der Grünen! Das ist nicht 
die Politik, die wir wollen! (Beifall bei der ÖVP.) 
In unserem Land darf es nicht heißen, wer arbeiten 
geht ist der Dumme. Bei uns muss es heißen: Ar-
beiten lohnt sich! Und der Fleißige muss belohnt 
werden! Das ist unser Credo! (Beifall bei der ÖVP.) 
Natürlich ist es so, dass es Menschen gibt, die 
Unterstützung brauchen, die nicht arbeiten können. 
Denen helfen wir! Das ist blau-gelbe Sozialpolitik! 
(Beifall bei der ÖVP.) 
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Und wenn der Kollege Waldhäusl sagt, die 
Mindestsicherung, da geht er mit bei der Decke-
lung, das ist der erste Schritt. Wir brauchen uns von 
dir nicht belehren zu lassen. Wir wissen, dass das 
der erste Schritt ist. Und es werden auch weitere 
folgen. Denn es kann nicht sein, dass wir in einem 
Land leben, wo Menschen, die arbeiten können, 
aber nicht arbeiten wollen, belohnt werden. Wir sind 
in einem Land, wo Leistung belohnt wird. Und das 
gehört in die Politik! (Beifall bei der ÖVP.) 
Und wenn der Kollege Waldhäusl meint, dieses 
Budget ist landesfeindlich, bürgerfeindlich und ver-
logen, dann sage ich ihm, dieses Budget ist lan-
desfreundlich, ist bürgerfreundlich und ist erfolg-
reich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn du von einem Budget des Grauens 
sprichst, dann graut mir, wenn du irgendwann ein-
mal Budgetverantwortung hast. Weil dann ist es 
wirklich ein Budget des Grauens. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Wiener erhält 
über den Finanzausgleich 3.190 Euro pro Einwoh-
ner. Die Niederösterreicherin und der Niederöster-
reicher ist nur 2.670 Euro wert. Da kann man leicht 
in der Mindestsicherung nicht geizen, sondern eine 
Willkommenskultur an den Tag legen. Die Frage ist, 
wie lange können sie sich das noch leisten?  

Eines ist klar. Wir haben im Moment Finanz-
ausgleichsverhandlungen. Da ist unsere Erwartung 
schon groß, dass dieses Gefälle entsprechend 
gehoben wird, dass eine Annäherung jedenfalls 
kommt zwischen dem, was der Wiener wert ist und 
dem, was der Niederösterreicher wert ist. Hier be-
steht Änderungsbedarf und dem wollen wir auch 
entsprechend nachkommen. 

Meine Damen und Herren! Was macht die 
Budgetpolitik des Landes Niederösterreich so bere-
chenbar? Es ist die Kontinuität in den Schwer-
punkten und die bedarfsorientierte Weiterentwick-
lung. Unabhängig ob es im Bereich des Sozialen 
oder der Gesundheit ist, die Mobilität im öffentli-
chen Verkehr oder der Ausbau des Straßennetzes, 
die Förderung im Bereich der Landwirtschaft, Wirt-
schaft und Tourismus, bis hin zur Wissenschaft, 
Forschung und Kultur, die in Niederösterreich einen 
besonderen Stellenwert hat. In all diesen Bereichen 
wurde in den letzten Jahren Enormes erreicht. Und 
welche Akzente in der Vergangenheit gesetzt wur-
den und in Zukunft gesetzt werden, wird in den 
nächsten Tagen in diesem Haus diskutiert. Am 
Ende steht die Beschlussfassung für das Budget 
2017. Und es ist für Sie wahrscheinlich keine Über-
raschung, dass dieses Budget selbstverständlich 
die Zustimmung der ÖVP-Fraktion erhält. 

Lassen Sie mich noch ein Detail noch anspre-
chen. Nämlich, wo Niederösterreich wieder einmal 
Trendsetter ist und sich als solcher positioniert. Es 
ist die „Forum Morgen Privatstiftung“. Eine gemein-
nützige Stiftung, die politisch unabhängig und ob-
jektiv, Denkwerkstätte und Impulsgeber und für die 
Entwicklung des Landes Niederösterreich da sein 
soll. 

Ich bedanke mich beim Rektor der Donau-Uni-
versität, bei Prof. Dr. Faulhammer für die Idee. Und 
ich möchte mich auch in diesem Zusammenhang 
bei den Klubobleuten bedanken für das konstruk-
tive Miteinander. Ich bin überzeugt, dass diese 
Privatstiftung Sauerteig für die politische Entwick-
lung Niederösterreichs sein wird. 

In diesem Zusammenhang möchte ich aber die 
NÖ Landesakademie nicht unerwähnt lassen. Wa-
rum? Weil sie in Wahrheit die ersten wissenschaft-
lichen Entwicklungen in diesem Land eingeleitet 
und begleitet hat. Sie war Wegbereiter der Donau-
Universität! Und daher möchte ich allen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern für diese Tätigkeit im Rah-
men der Landesakademie danken. Und in diesem 
Zusammenhang wieder an die Kollegin Krismer: Zu 
meinen, wir lassen die Mitarbeiter sich beim AMS 
anmelden, tiefer geht es ja gar nicht mehr! Selbst-
verständlich bekommen alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ein Angebot im Land oder in landesei-
genen oder landesnahen Gesellschaften zu arbei-
ten. Das ist die Wahrheit! Verunsichern Sie nicht 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wenn wir heute dieses Budget beschließen, 
dann ist das doch die Politik, die in Zahlen gegos-
sene Politik des Landes Niederösterreich. Dann 
möchte ich schon eines auch hier sagen: Am spä-
ten Nachmittag fliegt der Herr Landeshauptmann 
mit der Frau Landesrätin Bohuslav nach Brüssel. 
Nicht weil dort ein Match ist, sondern weil wir den 
Award für European Entrepreneurship der Europäi-
schen Union erhalten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Was ist das? Das bedeutet, wir sind die beste 
Unternehmensregion Europas. Und das ist der 
Beweis für positive Politik. Nicht das Zahlenwerk. 
Das ist das Ergebnis. Und das macht uns so sicher, 
dass wir als Niederösterreicher am richtigen Weg 
sind. Denn es ist ja nicht der einzige Award den wir 
erhalten haben. Denken Sie an den Award of 
Excellence und an die Tatsache, dass wir als inno-
vativste Region Europas ausgezeichnet wurden. 
Das ist das Ergebnis der blau-gelben Politik. Darauf 
sollten wir alle stolz sein! (Beifall bei der ÖVP.) 
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Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Auch 
von mir zum Abschluss ein herzliches Dankeschön 
an alle jene, die bei diesem Budgetvoranschlag 
mitgewirkt haben. Mein Dank gilt der zuständigen 
Landesfinanzreferentin Landeshauptmann-Stell-
vertreterin Mikl-Leitner, aber auch ihrem Vorgänger 
Wolfgang Sobotka. Dem Team, es wurde heute 
schon erwähnt, unter Dr. Meißl und Rudolf 
Stöckelmayer, die diskret aber straight dieses 
Budget wie all die vorangegangenen immer be-
gleitet haben. Herzliches Dankeschön! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Mit ein paar Zahlen möchte ich schließen: Nie-
derösterreichs Eckdaten können sich sehen lassen. 
Die Wirtschaftsleistung des Landes hat erstmals die 
50 Milliarden Euro-Marke überschritten. Die Zahl 
der Haushalte ist auf 700.000 angewachsen und 
das prognostizierte Wirtschaftswachstum liegt über 
dem Österreichdurchschnitt. 

Es sind die Niederösterreicherinnen und Nie-
derösterreicher, denen wir diese bemerkenswerte 
Entwicklung verdanken. Unsere Aufgabe ist es, die 
Rahmenbedingungen zu schaffen, damit diese 
blau-gelbe Erfolgsgeschichte entsprechend weiter-
geschrieben werden kann. In diesem Sinne freue 
ich mich auf zwei Tage Diskussion und eine mehr-
heitliche Annahme des Budgets 2017. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Die Redner-
liste zur Generaldebatte ist erschöpft. Der Bericht-
erstatter verzichtet auf sein Schlusswort. Bevor wir 
zur Spezialdebatte kommen, ersuche ich den Herrn 
Berichterstatter, Abg. Ing. Schulz, zu folgenden 
Geschäftsstücken zu berichten und die Antragstel-
lung vorzunehmen: 

Ltg. 989/B-32/3, Bericht der Landesregierung 
über die Landesentwicklung in den Bereichen Lan-
deshauptstadt, Regionalisierung und Dezentralisie-
rung sowie über die Tätigkeit der NÖ Landes-Betei-
ligungsholding GmbH 2015/16. 

Ltg. 990/B-33/3, Bericht der Landesregierung 
betreffend NÖ Gemeindeförderungsbericht 2015. 

Ltg. 991/B-38/3, Bericht der Landesregierung 
betreffend Leasingverbindlichkeiten und Schuld-
einlösungen des Landes sowie Darlehensaufnah-
men der verschiedenen Fonds 2015. 

Ltg. 992/B-43/3, Bericht über die finanziellen 
Auswirkungen des EU-Beitrittes für das Jahr 2015. 

Ltg. 947/S-5/12, Vorlage der Landesregierung 
betreffend Digitalfunknetz BOS Austria; Standort-

optimierung, Verlängerung der Miet- und Pachtver-
träge, Genehmigung der Erhöhung der Gesamt-
kosten. 

Ltg. 993/L-9, Vorlage der Landesregierung be-
treffend Aufhebung des Gesetzes über eine NÖ 
Landesakademie 1995. 

Ltg. 994/S-5/13, Vorlage der Landesregierung 
betreffend Neue Denkwerkstatt – Zukunft für Nie-
derösterreich. 

Ltg. 994-1/S-5/13, Antrag gem. § 34 LGO 2001 
der Abgeordneten der Abgeordneten Mag. Hackl, 
Gruber und Dr. Krismer-Huber betreffend Vorlage 
eines jährlichen Tätigkeitsberichts der Forum Mor-
gen Privatstiftung. 

Bitte Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Abg. Ing. Schulz (ÖVP): Ge-
schätzter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! 
Geschätzte Damen und Herren! Hoher Landtag!  

Ich berichte zu Ltg. 989/B-32/3 über den Be-
richt der Landesregierung über die Landesentwick-
lung in den Bereichen Landeshauptstadt, Regiona-
lisierung und Dezentralisierung sowie über die Tä-
tigkeit der NÖ Landes-Beteiligungsholding GmbH 
2015/16. Ich komme gleich zum Antrag (liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht der Landesregierung über die Lan-
desentwicklung in den Bereichen Landeshaupt-
stadt, Regionalisierung und Dezentralisierung so-
wie über die Tätigkeit der NÖ Landes-Beteiligungs-
holding GmbH 2015/16 wird zur Kenntnis genom-
men.“ 

Geschätzter Herr Präsident, ich bitte im An-
schluss um die Debatte und Abstimmung. 

Ich berichte weiters zu Ltg. 990/B-33/3 über 
den Bericht der Landesregierung betreffend NÖ 
Gemeindeförderungsbericht 2015. Ich komme so-
mit gleich zum Antrag (liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der NÖ Gemeindeförderungsbericht 2015 wird 
zur Kenntnis genommen.“ 

Ich bitte ebenfalls um Debatte und Abstim-
mung. 

Ich komme zum nächsten Bericht mit Ltg. 
991/B-38/3 über den Bericht der Landesregierung 
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betreffend Leasingverbindlichkeiten und Schuld-
einlösungen (Sonderfinanzierungsmodell Forde-
rungskauf) des Landes sowie Darlehensaufnahmen 
der verschiedenen Fonds 2015. Ich komme somit 
zum Antrag (liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht der Landesregierung betreffend 
Leasingverbindlichkeiten und Schuldeinlösungen 
(Sonderfinanzierungsmodell Forderungskauf) des 
Landes sowie Darlehensaufnahmen der verschie-
denen Fonds 2015 wird zur Kenntnis genommen.“ 

Ich bitte auch hier um Debatte und Abstim-
mung. 

Ich komme zum nächsten Bericht, zu Ltg. 
992/B-43/3 über den Bericht über die finanziellen 
Auswirkungen des EU-Beitrittes für das Jahr 2015. 
Ich komme gleich zum Antrag (liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht über die finanziellen Auswirkungen 
des EU-Beitrittes für das Jahr 2015 wird zur Kennt-
nis genommen.“ 

Ich bitte ebenfalls um Debatte und Abstim-
mung. 

Ich komme zum nächsten Bericht mit Ltg. 
947/S-5/12 über die Vorlage der Landesregierung 
betreffend Digitalfunknetz BOS Austria; Standort-
optimierung, Verlängerung der Miet- und Pachtver-
träge, Genehmigung der Erhöhung der Gesamt-
kosten. Ich komme zum Antrag (liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1. Die Erhöhung der Gesamtkosten für die Er-
richtung eines digitalen flächendeckenden Bündel-
funknetzes für Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben in Niederösterreich (Digital-
funknetz BOS Austria) wird genehmigt.

a) Gesamtkosten: 

 genehmigte Gesamtkosten 
 in € (exkl. MWST) 

Erhöhung in € (exkl. MWST) 

Investitionskosten ca. 24,72 Mio. (einmalig) ca. 5,9 Mio.(einmalig) 

Betriebskosten ca. 0,65 Mio.(jährlich)  

Kosten für Geräte- 
ausstattung  

ca. 2,70 Mio. (einmalig)     - 

 

b) Rückzahlungsrate: 

Die Rückzahlungsrate in € beträgt: 

2018 2,611 Mio 

2019 2,979 Mio 

2020 3,071 Mio 

2021 3,071 Mio 

2022 3,071 Mio 

2023 3,071 Mio 
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2024 3,071 Mio 

2025 3,071 Mio 

2026 1,861 Mio 

2027 0,651 Mio 

2028 0,460 Mio 

2029 0,092 Mio 

 

Die Bedeckung der Gesamtkosten ist bei VA 1/17903 Digitales Funknetz; Investitionen und ab dem Jahr 
2017 nur vorbehaltlich der Genehmigung der Landesvoranschläge durch den NÖ Landtag gegeben. 

2. Die Landesregierung wird ermächtigt, die zur Durchführung des Beschlusses erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen.“

Ich bitte auch hier um Debatte und Abstim-
mung. 

Ich komme zum nächsten Bericht Ltg. 993/L-9 
über die Vorlage der Landesregierung betreffend 
Aufhebung des Gesetzes über eine NÖ Lan-
desakademie 1995. Ich komme somit gleich zum 
Antrag (liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1. Der vorliegende Gesetzentwurf betreffend 
Aufhebung des Gesetzes über eine NÖ Lan-
desakademie 1995 wird genehmigt. 

2. Die NÖ Landesregierung wird beauftragt, das 
zur Durchführung dieses Gesetzesbeschlusses 
Erforderliche zu veranlassen.“ 

Ich bitte ebenfalls um Debatte und Abstim-
mung. 

Ich komme zum nächsten Bericht Ltg. 994/S-
5/13 über die Vorlage der Landesregierung betref-
fend Neue Denkwerkstatt – Zukunft für Niederöster-
reich. Ich komme auch hier gleich zum Antrag 
(liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1. Die beiliegende Stiftungsurkunde zur Er-
richtung der Stiftung ‚FORUM MORGEN 

PRIVATSTIFTUNG‘ durch das Land NÖ und 
die Übernahme der damit verbundenen Kosten 
in der Höhe von einmalig € 70.000,-- an 
Stiftungsvermögen sowie einer jährlichen 
Nachstiftung iHv € 5 Mio. ab 2017 (wert-

gesichert gem. VPI 2010; für das Gründungs-
jahr ist eine aliquote Zahlung für die dem 
Monat der Stiftung nachfolgenden Monate 
vorgesehen) werden in der vom Ausschuss be-
schlossenen Fassung genehmigt. 

2. Die NÖ Landesregierung wird ermächtigt die 
zur Durchführung dieses Beschlusses erfor-
derlichen Maßnahmen zu treffen.“ 

Weiters Ltg. 994-1/S-5/13 über den Antrag 
gem. § 34 LGO 2001 der Abgeordneten der Abge-
ordneten Mag. Hackl, Gruber und Dr. Krismer-
Huber betreffend Vorlage eines jährlichen Tätig-
keitsberichts der Forum Morgen Privatstiftung. 
(liest:) 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, 
sich jährlich von der Forum Morgen Privatstiftung 
einen Tätigkeitsbericht zu den Punkten 4.1. und 
4.5. der Stiftungsurkunde vorlegen zu lassen und 
diesen anlässlich der Vorlage des Voranschlages 
an den Landtag weiterzugeben.“ 

Ich bitte um Debatte und Abstimmung der An-
träge. 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Danke dem 
Berichterstatter. Wir kommen zur Spezialdebatte. 
Ich beabsichtige bei der Spezialdebatte die Bera-
tung und Beschlussfassung über alle Gruppen des 
Voranschlages sowie den Dienstpostenplan 2017 
abzuführen und im Anschluss über den Voran-
schlag des Landes Niederösterreich für das Jahr 
2017 als Ganzes im Rahmen des Antrages des 
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Wirtschafts- und Finanz-Ausschusses abstimmen 
zu lassen. 

Bei der Abstimmung über die einzelnen Grup-
pen des Voranschlages lasse ich zunächst über 
allfällige Abänderungsanträge, dann über die 
Gruppe selbst und zum Schluss über allfällige Re-
solutionsanträge abstimmen. Die Gegenstände 
werden in folgender Reihenfolge zur Beratung ge-
langen:  

Gruppe 0, Vertretungskörper und Allgemeine 
Verwaltung. Dabei der Bereich Gemeinden, der 
Bereich EU, der Bereich Verwaltung. 

Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Sicherheit. 
Der Bereich Feuerwehren und Freiwilligenwesen 
und der Bereich Sicherheit in Niederösterreich. 

Gruppe 2, Unterricht, Erziehung, Sport und 
Wissenschaft. Der Bereich Bildung, der Bereich 
Wissenschaft, der Bereich Sport. 

Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus. 

Gruppe 4, Soziale Wohlfahrt und Wohnbauför-
derung. Der Bereich Sozialpolitik, der Bereich Fa-
milienpolitik, der Bereich Arbeitsplatz Niederöster-
reich, der Bereich Wohnbauförderung. 

Gruppe 5, Gesundheit, Umweltschutz. Der Be-
reich Gesundheit und der Bereich Umwelt und 
Energie. 

Gruppe 6, Straßen- und Wasserbau, Verkehr. 
Der Bereich Verkehr, der Bereich Wasserver- und 
Abwasserentsorgung. 

Gruppe 7, Wirtschaftsförderung. Der Bereich 
Landwirtschaft, der Bereich Wirtschaft. 

Gruppe 8, Dienstleistungen. 

Gruppe 9, Finanzwirtschaft. 

Sollten zu einzelnen Gruppen Anträge auf ge-
trennte Abstimmung über einzelne Budgetansätze 
geplant sein, ersuche ich, zur Vereinfachung des 
Verfahrens diese Budgetansätze jeweils bei An-
tragstellung schriftlich vorzulegen. Ich werde dann 
bei der getrennten Abstimmung auf diese schriftli-
che Vorlage verweisen. Die Vorlagen werden wie 
Resolutionsanträge an die Fraktionen verteilt. 

Ich ersuche nun Herrn Abgeordneten Ing. 
Schulz, zur Gruppe 0, Vertretungskörper und All-
gemeine Verwaltung, zu berichten. 

Berichterstatter Abg. Ing. Schulz (ÖVP): Ge-
schätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich be-
richte zur Gruppe 0, Vertretungskörper und Allge-
meine Verwaltung. 

Die Gruppe 0, Vertretungskörper und allge-
meine Verwaltung, enthält Landtag, Landesregie-
rung, Amt der Landesregierung, Bezirkshaupt-
mannschaften, Sonderämter, sonstige Aufgaben 
der allgemeinen Verwaltung, Personalvertretung, 
Pensionen und Personalbetreuung. 

Ausgaben von 776,256.100 Euro stehen Ein-
nahmen von 98,526.800 Euro gegenüber. Der An-
teil der Ausgaben am Ausgabenvolumen beträgt 
8,57 Prozent. 

Ich stelle den Antrag, die Gruppe 0, Vertre-
tungskörper und allgemeine Verwaltung, mit Aus-
gaben von 776,256.100 Euro und Einnahmen von 
98,526.800 Euro zu genehmigen. 

Ich bitte, die Debatte einzuleiten und die Ab-
stimmung durchzuführen.  

Zweiter Präsident Mag. Karner: Danke dem 
Berichterstatter. In der Gruppe 0 werden die The-
men in folgender Reihenfolge zur Beratung kom-
men, wie ich bereits angekündigt habe. Zunächst 
Bereich Gemeinden, danach Bereich EU, danach 
der Bereich Verwaltung. Zu Wort gelangt zum 
Thema Gemeinden Herr Abgeordneter Moser als 
Hauptredner. 

Abg. Moser (ÖVP): Geschätzte Herren Präsi-
denten! Geschätzte Damen und Herren des Hohen 
Hauses! 

Ich spreche zur Gruppe 0, Vertretungskörper 
allgemeine Verwaltung zur Budgetdebatte des 
Budgets 2017. Es ist ein erheblicher Anteil von 
diesem Budget in der Gruppe 0 mit über 700 Millio-
nen Euro. Und ich denke, vorweg festhalten zu 
dürfen, es ist ein gutes Budget. 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin hat 
gemeint, es ist ein ordentliches Budget mit einem 
sorgsamen Umgang. Das kann man, glaube ich, 
nur bestätigen. Dieses Budget hat die Schwer-
punkte vor allem im Bereich der Wirtschaft, des 
öffentlichen Verkehrs, der Wirtschaft und der For-
schung entsprechend gesetzt. 

Wir sollten aber wissen, dass wir trotz einer 
hohen Beschäftigung in unserem Lande eine ge-
wisse Arbeitslosigkeit haben, dass wir die Flücht-
lingssituation zu bewältigen haben. Und das alles 
hat natürlich auch Auswirkungen im Budget. 
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Die Eckdaten des Budgets sind dazu da, diese 
Situation ganz einfach zu bewältigen. Und wenn wir 
hier von Gemeinden sprechen in dieser Gruppe, 
dann sind die Gemeinden jene Orte, wo jeder von 
uns wohnt. Jeder Mensch wohnt in einer Ge-
meinde! Es ist daher notwendig, dass sich vieles in 
diesen Gemeinden auch permanent ändert. Viele 
Aufgaben werden neu gemacht. Der Herr Klubob-
mann hat gemeint, das einzig Beständige ist die 
Veränderung in unserem Lande. Auch in den Ge-
meinden ist das so. Es muss sich ständig etwas 
verändern, damit zumindest alles so bleibt wie es 
ist oder sogar besser wird. 

Wir haben in unseren Gemeinden ständig auch 
gegen die Selbstverständlichkeit anzukämpfen um 
alles in Bewegung zu halten. Die Gemeinden sind 
es, wo sich vieles bewegt, wo Dynamik zu spüren 
ist, wo die Menschen sich zu Hause fühlen. Wo 
Behaglichkeit und Fortschritt miteinander gepaart 
sind und wo vor allem die Menschen leben, wo sie 
arbeiten, wo sie Kultur erleben, wo sie einfach Ge-
sellschaft leben und Gesellschaft erleben. Wo sie 
Sport betreiben und wo sie sich vor allem wohl 
fühlen. Doch nichts von diesen Aufgaben, nichts 
von diesen Einstellungen der Menschen, nichts von 
diesem Wohlfühlen, nichts von dem was angeboten 
wird in der Gemeinde kommt von selbst. Alles muss 
von jemandem gemacht werden. Nämlich von den 
Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertretern, 
die ihre Pflichtaufgaben perfekt erfüllen und dar-
über hinaus vielfach auch Aufgaben bewältigen, die 
weit über die Pflichtaufgaben in den Gemeinden 
hinaus gehen. 

Ich denke da einerseits an die Daseinsvor-
sorge, wenn es geht um die Wasserversorgung und 
die Abwasserentsorgung, um die Müllentsorgung, 
die effizient und wirtschaftlich für die Bürger und 
auch leistbar von den Gemeinden gestaltet wird. 
Wenn es um die Bildung geht. Die Einrichtungen 
von Kindergärten, Volksschulen, Neuen Mittel-
schulen, Polytechnischen Lehrgängen, aber auch 
die Berufsschulbeiträge, die von den Gemeinden zu 
entrichten sind. 

Darüber hinaus gibt es Angebote, die gemacht 
werden. Die für Einheimische sind und für Gäste, 
die kommen. Ob es Sport- und Freizeitanlagen 
sind, ob es Tennisplätze sind, Fußballplätze, 
Leichtathletikanlagen oder Turnhallen. Oder ob es 
darüber hinaus um Freizeitanlagen geht wie Stock-
bahnen oder Schwimmbäder, Eislaufplätze, Wan-
derwege, Mountainbikewege, die Erhaltung von 
Badeseen und vieles mehr. All das sind wesentli-
che Aufgaben. Und darüber hinaus werden von den 
Gemeindevertreterinnen und –vertretern Akzente 
gesetzt. Vor allem im Bereich des Wohnbaues, im 

Bereich der regionalen Besiedelung, im Bereich der 
Wirtschaft, durch Raumordnungsprogramme in den 
eigenen Gemeinden, um für die Betriebe auch Vor-
aussetzungen zu schaffen.  

Das ist aber längst nicht alles. Die Gemeinden 
sind initiativ! Vor allem wenn es darum geht, online 
aufs Amt zu kommen, wo und wann jeder Mensch 
möchte. Auch die kleinen Gemeinden bieten ein 
Service wie in den großen Gemeinden. Breitband 
ist dazu natürlich eine ganz wichtige Vorausset-
zung. Und die Breitbandinitiative ermöglicht es 
auch den weit entfernten Gemeinden, den entlege-
nen, dünn besiedelten Gemeinden, auch einen 
entsprechend leistungsfähigen Anschluss ans In-
ternet zu bekommen. 

Das heißt, die Gemeinden sind Motoren in der 
Wirtschaft. Ob es eben durch Infrastrukturbereit-
stellung geht, ob es darum geht, mit den New 
Public Management-Modellen in Kooperation mit 
der Wirtschaft auch, die Entsorgung zum Beispiel 
vorzunehmen. Ein Beispiel ist die Müllentsorgung. 
Vieles könnte man hier an Beispielen ganz einfach 
hernehmen. 

Und die Gemeinden sind auch verlässliche 
Partner wenn’s um Transfers geht, wenn es um 
Finanzierung des Sozialsystems geht. Wenn es 
darum geht, gemeinsame Finanzierungen im Rah-
men des Schul- und Kindergartenfonds, des Was-
serwirtschaftsfonds gemeinsam auch zu gewähr-
leisten und bereitzustellen. 

Ich denke, dass die Gemeinden auch eine 
große Last im Zusammenhang mit den Asylwerbern 
zu tragen haben. Sie wohnen ja alle in den Ge-
meinden. Und wenn die Gemeinden einerseits 
durch die Mitfinanzierung in der Sozialhilfe etwa 60 
Millionen Euro beitragen und wenn die Restkosten, 
die auf der Gemeinde entfallen, nochmals etwa 40 
Millionen betragen, dann sind das nahezu 100 Mil-
lionen Euro, die die niederösterreichischen Ge-
meinden gerade auch zu diesem Thema aufbrin-
gen. 

Das heißt, ganz einfach ist festzuhalten, man 
könnte sagen, „vom Baby bis zur Omama, die Ge-
meinde ist für alle da“! Es geht aber heute im Zu-
sammenhang mit den Gemeinden auch um den 
Rechnungsabschluss des Landes Niederösterreich, 
auch im Zusammenhang mit den Gemeindeförde-
rungen und Bedarfszuweisungen. Ich darf zum 
Rechnungsabschluss festhalten, dass hier die Fi-
nanzzuweisungen des Bundes und die Beiträge an 
die Gemeinden und Gemeindeverbände mit 656,6 
Millionen Euro ausgewiesen sind und dass die Fi-
nanzzuweisungen, die direkt über den Landes-
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haushalt kommen, noch zusätzlich 133 Millionen 
Euro betragen. 

Nicht unerwähnt möchte ich lassen, und ich 
danke dafür, Wolfgang Sobotka hat ja mit seiner 
Initiative, die Landeskliniken zu schaffen, die Ge-
meindekrankenhäuser übernommen. Was auch 
eine Entlastung nachhaltig von zirka 180 Millionen 
Euro für die Gemeinden bedeutet. 

Das Jahr und der Bericht, der Gemeindefi-
nanzbericht 2016 zeigt auch wiederum deutlich, 
dass die Gemeinden die besten Manager in der 
Krise sind. Dass Österreichs und Niederösterreichs 
Städte und Gemeinden hier nachhaltig Maßnahmen 
zur Konsolidierung gesetzt haben und dass vor 
allem durch konsequentes und verantwortungsbe-
wusstes Handeln es gelungen ist, positive Bilanzen 
zu erwirtschaften und zugleich die Schulden zu 
reduzieren. Und das muss den Gemeinden einmal 
eine andere Gebietskörperschaft in Europa nach-
machen. 

Es ist weiters gelungen, dass die Gemeinden 
mit ihrer Investitionskraft, ... Und auch hier macht 
uns der Vergleich sicher: In Niederösterreich liegen 
wir österreichweit an der Spitze mit 366 Euro In-
vestitionen pro Kopf der Bevölkerung in Nieder-
österreich. Also insgesamt nahezu 600 Millionen, 
592 Millionen exakt ausgesprochen, werden in 
Niederösterreich von den Gemeinden investiert. 
Und damit sind die Gemeinden natürlich ein gewal-
tiger Wirtschaftsmotor! Und diese Leistung der 
Investitionen in den Gemeinden ist im letzten Jahr 
um 17,5 Prozent auf 592 Millionen Euro angewach-
sen. 

Außerdem hat das Land Niederösterreich aus 
dem Landesbudget rund 750 Millionen Euro in 
Projekte in den Gemeinden investiert. Dadurch war 
es möglich, viele Arbeitsplätze in den Regionen zu 
erhalten und zu schaffen. Und die Wohnbauförde-
rung ist ebenfalls ein ganz wichtiger Faktor dafür, 
dass in den Gemeinden in unserem Lande dieses 
Land belebt ist, Arbeitsplätze geschaffen werden 
und damit auch die Wirtschaft entsprechend funkti-
oniert. 

Dennoch ist es den Gemeinden gelungen, den 
Schuldenstand seit 2010 um 210 Millionen Euro zu 
reduzieren, die Schuldenaufnahmen zu verringern 
um 146 Millionen im gleichen Zeitraum und die 
Schuldentilgung mit 78 Millionen zu erhöhen. Das 
heißt, es wird mehr getilgt als das vorher in den 
letzten Jahren der Fall war. Das ist eine positive 
Budgetbilanz für die Gemeinden, die man hier her-
vorstreichen darf. Und wenn der Herr Klubobmann 
auch erwähnt hat, dass nur 27 Gemeinden den 

Haushalt nicht ausgleichen können, dann ist das, 
glaube ich, auch ein ganz wichtiger Punkt, weil die 
Partnerschaft mit dem Land und den Gemeinden 
insgesamt auch diese Finanzaufteilung den Ge-
meinden ermöglicht. 

Doch, liebe Damen und Herren, das kann, 
glaube ich, in dieser Form zu noch Besserem ver-
ändert werden. Nämlich durch die voranstehenden 
und in Zukunft und anstehenden Finanzausgleichs-
verhandlungen. Es wird ganz einfach notwendig 
sein, im Finanzausgleich sich entsprechend für die 
Positionierung der Gemeinden auch in den ländli-
chen Gebieten einzusetzen. Klubobmann Schnee-
berger hat den Vergleich gebracht, dass Wien pro 
Kopf etwa 500 Euro mehr bekommt als die Ge-
meinden unter 10.000 Einwohner und im Durch-
schnitt Niederösterreichs. Das ist dann ein Beispiel 
das man so nicht halten kann. Es wird notwendig 
sein, im Finanzausgleich ganz einfach die entspre-
chenden Anstrengungen zu tätigen, damit die 
Gleichwertigkeit der Köpfe endlich gegeben ist. 

Liebe Damen und Herren, wir haben in Nieder-
österreich in der Partnerschaft mit Land und Ge-
meinden eine Besonderheit. Diese gibt’s in keinem 
anderen Bundesland. Nämlich dann, wenn Finan-
zierungsprobleme anstehen in einer gemeinsamen 
Finanzierung wird zu einem Kommunalgipfel ein-
geladen, wo es vor allem darum geht, dass The-
men, die gemeinsam finanziert werden, auch ge-
meinsam für die Zukunft in der Finanzierung neu 
festgelegt werden. 

Ich denke an ein paar Punkte. Die NÖKAS-
Steigerung war bereits 2013 ein wichtiger Punkt, 
der von den Gemeindevertretern hier mit dem Land 
verhandelt wurde. Ich denke an den Asylgipfel, der 
vorweg, weit vor dem Bund, schon eine gemein-
same Regelung festgelegt hat. Und ich denke vor 
allem an die jüngst stattgefundenen Gespräche 
zum Thema Sozialhilfe. 

Das heißt, es ist damit ein Fundament ge-
schaffen, worauf man weiter bauen kann. Und die 
Gemeinden haben trotz einer wirtschaftlich oft 
schwierigen Situation und trotz eines schwierigeren 
wirtschaftlichen Umfeldes es immer wieder ge-
schafft, hier ihre Budgets entsprechend positiv zu 
gestalten. Und ich glaube, für die durchaus schwie-
rigen Verhandlungen im Kommunalgipfel darf ich 
vor allem unserem Gemeindebund Präsidenten 
Alfred Riedl ein herzliches Dankeschön sagen. 
Aber auch dem SPÖ-Präsidenten Rupert Dworak. 
Und ich denke, dass hier mit der Frau Landesrätin 
Barbara Schwarz und mit der Finanzlandesrätin, 
Landeshauptmann-Stellvertreterin Mikl-Leitner 
durchaus in sehr harten, aber in konstruktiven Ge-
sprächen eine gute Lösung gefunden wurde. 
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Ich würde einmal sagen, stellvertretend für alle 
Verhandlungspartner gehört euch Vieren ein ganz 
besonderes Dankeschön! (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch das Thema Mindestsicherung ist ein 
Thema, weil die Gemeinden hier mitzufinanzieren 
haben. Und ich denke, auch das ist hier wichtig. 
Denn Arbeit ist sinnstiftend. Und den Menschen 
muss geholfen werden, eben rasch in die Arbeits-
welt entsprechend zurückzuführen. 

Liebe Damen und Herren! Festzustellen ist, 
oder zusammenfassend darf ich festhalten: Die 
Gemeinden sind Partner in vielen gemeinsamen 
Finanzierungen, wie zum Beispiel Sozialhilfe, 
Schul- und Kindergartenfonds, vieles mehr. Sie 
sind verlässliche Partner für Bund, Länder und der 
Europäischen Union. Die Gemeinden wollen aber in 
15a-Vereinbarungen als Partner mit aufgenommen 
werden. Die Gemeinden sind auch bereit, hier Auf-
gaben zu übernehmen, wenn auch die Finanzie-
rung damit gesichert ist. Und wir wollen nicht unbe-
dingt Aufgaben nach oben delegieren. Die Ge-
meinden prüfen in Permanenz ihre eigene Effizienz. 
Und die Gemeinden werden ihre Aufgaben auch in 
Zukunft eigenständig wahrnehmen, auf Kooperatio-
nen setzen und damit Effizienzpotenzial heben und 
Kosten sparen. Und der Gemeindeverband Melk ist 
dazu, glaube ich, ein sehr positives Beispiel in die-
sem Zusammenhang. 

Es geht uns darum, dass wir mit Kooperatio-
nen in den Gemeinden diese Effizienz ganz einfach 
heben. Das Beispiel Melk zeigt ja, dass man hier in 
der Verwaltung gegenüber einzelnen Gemeinden 
ein Vielfaches einsparen kann, weil dieses koope-
rative Angebot für über 40 Bereiche ein sehr gutes 
für die Gemeinden ist. 

Abschließend kann ich festhalten: Niederöster-
reich ist hier auf einem guten Weg, wie die Frau 
Landeshauptmann-Stellvertreterin gesagt hat, mit 
einem ordentlichen Budget, mit sparsamem Um-
gang. Weil wir damit den Menschen helfen können, 
weil wir damit die Wirtschaft stärken, weil wir damit 
auch Arbeitsplätze sichern. 

Und zweitens: Die Gemeinden in den ländli-
chen Regionen werden mit diesem Budget gestärkt. 
Haben hier Möglichkeiten, initiativ zu sein. Und der 
dritte Punkt, den ich ansprechen möchte, es ist vor 
allem möglich, der sozialen Modellregion Nieder-
österreich entsprechend Rechnung zu tragen. Es 
wird vor allem wichtig sein, dass der Wirtschafts-
motor Gemeinde nicht ins Stottern kommt, sondern 
dass wir auch mit Augenmaß Einsparung und In-
vestition, glaube ich, so tätigen, dass wir eine posi-
tive Entwicklung in den Gemeinden haben. Das 

geht, wenn es im Finanzausgleich gelingt, die 
Transfers zu reduzieren, einen Finanzausgleich zu 
haben der ausgleicht. Und wenn der abgestufte 
Bevölkerungsschlüssel abgeschafft wird und wir 
tatsächlich eine Gleichwertigkeit der Köpfe errei-
chen. 

Ich danke allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Hauses für diese konstruktive Arbeit im 
Budget. Das Budget ist ein Rahmen für unser Han-
deln. Und ich freue mich, auf Grundlage dieses 
Budgets, viele Aufgaben für Sie mit Ihnen gemein-
sam für die Bevölkerung unseres Landes leisten zu 
können. Dankeschön! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
langt Herr Abgeordneter Dworak als Hauptredner. 

Abg. Dworak (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! 

Die Gruppe 0 beschäftigt uns natürlich im Zuge 
der Diskussion über das NÖ Landesbudget auch 
mit den Themen Gemeinden, Gemeindefinanzen, 
Gemeindeförderungen. Aber vor allen Dingen, un-
ter welchen Rahmenbedingungen es gelungen ist, 
dieses Budget zu erstellen. Machen wir uns nichts 
vor, nicht nur in den Gemeinden, auch im Land ist 
es nicht einfach, unter solchen Bedingungen ein 
Budget zu erstellen, das auch den Maastricht-Krite-
rien entspricht. Wobei ich auch der festen Über-
zeugung bin, dass es aller Anstrengungen bedarf, 
hier auch für Nachhaltigkeit in den nächsten Jahren 
zu sorgen. 

Und ich sage das speziell für die Gemeinden 
und für die kommunalen Vertreter, die heute hier im 
Landtag anwesend sind. Die Gemeinden haben 
ausgezeichnet gewirtschaftet, aber es besteht kein 
Grund zu einer besonderen Euphorie. Denn die 
Herausforderungen bleiben weiterhin bestehen im 
Sozialbereich. Die Finanzierung der Pflege, die uns 
natürlich immense Kosten verursacht. Wir brauchen 
natürlich auch eine nachhaltige Finanzierung für 
das Gesundheits- und Krankenhauswesen. Und wir 
brauchen natürlich auch die Erkenntnis, dass wir 
dazu beigetragen haben, dass auf Bundesebene 
diese Steuerreform, die ja zum Nutzen der Men-
schen in diesem Land gemacht wurde, auch von 
den Gemeinden mitfinanziert wird. 

Und dazu kommen natürlich auch die großen 
Herausforderungen wie die hohe Arbeitslosigkeit im 
Bundesland Niederösterreich. Derzeit suchen fast 
70.000 Menschen einen Job, sind in Schulungs-
maßnahmen. Wobei wir auch in den Gemeinden 
spüren, dass es den Menschen schlechter geht und 
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dass wir mit diesen 70.000 Menschen nicht nur die 
einzelnen Arbeitslosen treffen, sondern auch deren 
Familien. Wir auch unmittelbar hier sehen, dass es 
Menschen gibt, die keine Perspektiven, keine Zu-
kunft, keine Hoffnung sehen. 

Eine weitere Herausforderung, die natürlich 
auch immer im wahrsten Sinne des Wortes in den 
Gemeinden ankommt, das ist die Bewältigung der 
Asyl- und Kriegsflüchtlingssituation. Denn jeden 
Asylwerber, jeden Kriegsflüchtling, den wir hier in 
Niederösterreich aufnehmen, der landet irgend-
wann einmal in einer Gemeinde. Mit allen Maß-
nahmen die wir zu setzen haben: Bei den unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlingen, von den 
Schulen beginnend bis hin zu Sprachkursen. Und 
schlussendlich zum Wichtigsten, zur Integration. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Alle 
diese Herausforderungen kommen im wahrsten 
Sinne des Wortes auch in den Kommunen an, in 
den Gemeindebudgets. Deshalb sage ich, dass es 
dennoch ein sehr positiver Trend ist, dass wir heute 
hier in den Gemeinden zufrieden sagen können, wir 
haben durchaus durch disziplinierte, kompetente 
und auch konstruktive Arbeit der Gemeindevertrete-
rinnen und Gemeindevertreter, aber vor allen Din-
gen der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, 
diese Herausforderungen gemeistert. Und dafür 
sage ich hier von dieser Stelle aus herzlichen Dank 
all diesen Menschen in Niederösterreich, die die 
Gemeinden zu lebenswerten Kommunen gemacht 
haben. 

Dabei ist auch eines ganz wichtig für uns. Die 
Gemeinden tragen auch in signifikanter Weise 
durch ihre großen Investitionen dazu bei, dass wir 
der Wirtschaftsmotor in diesem Bundesland sind 
und auch weiter sein werden. Deshalb sage ich 
heute etwas, was, glaube ich, bezeichnend ist für 
die Situation zwischen Land und Gemeinden. Dort, 
wo Gemeinde auf der Tafel steht, ist Partnerschaft 
mit den Bürgerinnen und Bürgern, aber vor allen 
Dingen mit dem Land Niederösterreich drin. 

In Bereichen der Sozialhilfeumlage. Schluss-
endlich bezahlen wir ja aus den Gemeindebudgets 
50 Prozent für die Pflege. Im Bereich des Gesund-
heits- und Krankenhauswesens, wo wir 50 Prozent 
beitragen um diesen Standard halten zu können 
und auszubauen. Im Bereich der Kinderbetreuung, 
der Schulen, der Altenbetreuung und der Pflege, im 
Bereich der Musikschulen, des Straßenbaus, der 
Raumplanung. Ganz besonders wichtig natürlich 
auch beim Katastrophenschutz, beim Thema Woh-
nen und Wohnraum, aber auch bei der Bewältigung 
der Situation mit den Kriegsflüchtlingen. 

Deshalb bin ich sehr froh, dass wir in Nieder-
österreich besondere Gepflogenheiten haben im 
Rahmen eines Kommunalgipfels, wo Land und 
Gemeinden und Städte an einem Tisch sitzen und 
auf partnerschaftliche Ebene hier Verantwortung 
verteilen, übernehmen und diese auch tragen. 

Daher darf ich hier auch eines sagen in Rich-
tung der Landesbürger. Dort, wo Gemeinde am 
Gemeindeschild steht, dort ist Lebensqualität drin-
nen! Und das freut mich insofern, weil es dazu zahl-
reiche Fakten gibt, die das beweisen. Wo wir von 
der Wiege bis zur Bahre in Wirklichkeit Service-
leistungen anbieten, die einmalig sind. Nicht nur in 
dieser Republik, sondern in Europa. 

Die Fakten liegen auf der Hand. Beginnen wir 
bei der Jugend. Kindergartenplätze ab den 2,5-
jährigen Kindern. 55.000 in Niederösterreich in 
2.800 Gruppen, in 1.049 Landeskindergärten, in 38 
Privatkindergärten, mit 2.500 Pädagoginnen, 2.500 
Kinderbetreuerinnen, die übrigens Bedienstete der 
Gemeinde sind. Und die dafür sorgen, dass die 
Kinder in diesen Horten der Gemeinden sich wohl-
fühlen, groß werden können, erste pädagogische 
Maßnahmen wahrnehmen und hier auch merken, 
dass in den Gemeinden etwas getan wird um für 
die Entwicklung der Kinder zu sorgen. 

Die nächsten Fakten: Die niederösterreichi-
schen Gemeinden sind der größte Arbeitgeber in 
diesem Land mit derzeit rund 17.000 Bediensteten. 
Und die niederösterreichischen Gemeinden sind 
aber auch der größte öffentliche Investor. Im au-
ßerordentlichen Haushalt 900 Millionen, im Budget 
4,3 Milliarden Einnahmen und Ausgaben. Das 
heißt, wir investieren pro Einwohner rund 600 Euro 
und sichern damit 25.000 Arbeitsplätze gerade in 
diesem sensiblen Bereich des Bau- und Bau-
nebengewerbes. 

Wir können uns aber auch nach vorne orientie-
ren und sagen, wir werden alle älter, das ist die 
gute Nachricht. Und deshalb gibt es 48 Landespfle-
geheime, 54 private Heime mit rund 7.500 Betten. 
Und die Gemeinden haben auch in Wirklichkeit die 
Form des betreuten Wohnens gewählt, um hier den 
Menschen die Möglichkeit zu geben, möglichst 
lange in den eigenen vier Wänden alt zu werden 
und dennoch Betreuung zu erhalten. 

Und wenn wir wissen, dass die Lebenserwar-
tung derzeit für die Frauen 83 Jahre, für die Männer 
knapp 78 Jahre beträgt, so verändern sich diese 
Daten in den nächsten 15 Jahren dramatisch. Im 
Jahr 2030 werden gemäß ÖSTAT 116.000 Nieder-
österreicherinnen und Niederösterreicher älter sein  
 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2015/16 der XVIII. Periode 38. Sitzung vom 15. Juni 2016 

841 

als 80 Jahre. Das ist ein Anstieg um 45 Prozent. 
Und 17.000 über 90 Jahre. Ein Anstieg von 95 Pro-
zent. Wobei ich sage, das ist eine Partnerschaft, zu 
der wir uns bekennen in Form der Mitfinanzierung 
der Sozialhilfeumlage, aber auch in Kenntnis des-
sen, dass in Wirklichkeit pro Pflegebett eine Inves-
tition von 120.000 Euro notwendig ist. 

(Dritter Präsident Gartner übernimmt den Vor-
sitz.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch 
bei der Ausbildung sind wir Partner des Landes. In 
den 647 Volksschulen mit 63.000 Volksschulkin-
dern, in den 246 Hauptschulen oder Neuen Mittel-
schulen mit 41.000 Kindern, in den Polytechnischen 
Schulen, 35 im ganzen Bundesland, mit 2.500 
Schülerinnen und Schülern, die wir in Wirklichkeit 
auf den Beruf vorbereiten wollen in dieser Schule 
oder auch in den 81 Sonderschulen oder Schulen 
mit besonderem pädagogischen Förderbedarf, wo 
wir 3.000 Kinder begleiten, die diese besondere 
Förderung verdienen, mit besonderen Bedürfnis-
sen. Und wovon ich glaube, dass wir hier ein aus-
gezeichnetes System haben, wofür ich den Päda-
goginnen und Pädagogen auch herzlich danke. 
Oder auch in den Musikschulen mit rund 160.000 
Musikschülern, wo die Gemeinden in Wirklichkeit 
Horte der Kultur und musikalischen Weiterbildung 
sind.  

Besonders lobenswert ist da natürlich auch un-
ser Anteil an der freiwilligen Arbeit. Denn wo pas-
siert die Freiwilligenarbeit in den Gemeinden? Und 
da können wir gerne die 1.700 Feuerwehren land-
auf, landab zitieren, die 90 Betriebsfeuerwehren mit 
insgesamt 98.000 Mitgliedern, die 550 Jugendfeu-
erwehren mit 5.500 Burschen und Mädchen, die 
hier schon tätig sind. Die tausenden Vereine die 
dafür stehen, dass wir Heimat, Identität, Tradition, 
aber auch Hilfe erfahren auf freiwilliger Basis. Und 
das ist in Wirklichkeit auch eine Angelegenheit, wo 
die Gemeinden in der ersten Reihe stehen, wenn 
es darum geht, diesen Menschen auch Plattform, 
Platz und Dank zu geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Beispiele ließen sich noch vielfältig fort-
führen. Ob das jetzt bei der Erfüllung der 
Klimabündnisziele ist, E5-Programme, ob es auch 
bei der Wasser- und Abwasserentsorgung ist. Es ist 
heute selbstverständlich, dass wir tausende Kilo-
meter in diesem Bundesland an Wasserleitungen 
haben, bestes Wasser zur Verfügung stellen kön-
nen und das Abwasser beseitigen. Und hier ziehe 
ich immer gern einen Vergleich, weil es ja sehr 
nahe liegt, wo es nicht funktioniert. Schauen wir 
heute einmal nach Spanien, wo Wasserleitungen 
privatisiert werden. Wo Abwasserverbände den 

Aufgaben nicht nachkommen können. Schauen wir 
nach Griechenland, um hier noch was Schlechteres 
zu nennen. Oder schauen wir nach England, wo wir 
auch sehen, dass wir als Gemeinden keinen euro-
päischen Vergleich zu scheuen brauchen. 

Und deswegen wage ich auch jetzt den Sprung 
in die Zukunft. Ich glaube, es ist ganz wichtig. Wir 
erwarten uns natürlich heute auf Grund der Steuer-
reform auch sinkende Erträge im Vergleich zum 
Vorjahr. Das ist so. Bei ungefähr 0,5 Prozent sollten 
wir weniger haben. Die Steuerreform ist aber auch 
deshalb wichtig, weil sie die Menschen dringend 
brauchen. Wir erwarten uns aber auch weniger 
Kommunalsteuereinnahmen im heurigen Jahr. Weil 
wir wissen, die hohe Arbeitslosigkeit wirkt sich 
dämpfend auf diese Gemeindeeinnahmen aus. 

Und haben dennoch diese Herausforderungen, 
die ich schon genannt habe: Pflege, Krankenhaus-
wesen, Flüchtlinge, Arbeitsplätze. Die bleiben in 
den Gemeinden. Und das wird uns herausfordern. 
Und deshalb glaube ich auch erwähnen zu müssen, 
dass die Gemeinden gesagt haben, wir stellen uns 
aber auch gerne einem internationalen Vergleich.  

Was der Kollege Moser auch gesagt hat: Die 
VRV steht vor der Tür!. Für die Gemeinden größer 
als 10.000 Einwohner ab 2019, für die Gemeinden 
unter 10.000 Einwohner ab 2020. 

Das heißt, da können wir dann vergleichen in 
Form der Doppik und sagen, dann vergleichen wir. 
Und sie werden sehen, die Bilanz wird auch ab 
2019 oder 2020 für die Gemeinden in Niederöster-
reich eine gute sein! 

Deshalb glaube ich auch, um in die Zukunft zu 
schauen, formulieren wir das Wichtigste. EVG-Ver-
handlungen, die vor der Tür stehen. Und hier stelle 
ich schon fest, dass sich die Ausgangssituation die 
Schlüsselverteilung, die vor 30, 40 Jahren noch 
aktuell war, dazu gibt es heute einen Antrag vom 
Kollegen Riedl und mir. Weil ich glaube, da müssen 
wir nachjustieren. 

Wenn wir uns anschauen die pro Kopf Ge-
meindeeinnahmen in Niederösterreich mit 822 
Euro, dann sagen wir, warum haben andere Bun-
desländer, der Salzburger über 1.000, der Tiroler 
knapp tausend, der Vorarlberger auch über tausend 
Euro. Der Vergleich mit Wien wurde heute schon 
genannt. Das muss geändert werden! Denn wenn 
wir sagen, es muss jeder Einwohner, ob Landes-
bürger oder Gemeindebürger gleich viel wert sein, 
dann haben wir hier schon auf Gemeindeebene 
eine durchschnittliche Unterdotierung von 65 Euro 
pro Kopf in Niederösterreich. 
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Bei den Gemeindeaufgaben, weil das immer ja 
zitiert wird, wie teuer die niederösterreichischen 
Gemeinden sind, also da lehne ich mich weit zu-
rück. Die Gemeindeabgaben in Niederösterreich 
betragen 435 Euro pro Kopf. Und dann schaue ich 
mir alle Bundesländer an, Oberösterreich über 500, 
Salzburg fast 570, Tirol 500, Vorarlberg 560. Also 
sind alle anderen Bundesländer in Wirklichkeit teu-
rer als wir! Und auch das ist ein Zeichen, dass wir 
gut wirtschaften und vor allen Dingen leistbar wirt-
schaften im Interesse der Bürgerinnen und Bürger. 
Das können wir auch bei den Personalkosten ma-
chen. Da sind wir überhaupt der billigste Hersteller, 
bei den Personalkosten, in ganz Österreich und 
liegen hier an der Spitze im guten Sinne, indem wir 
hier die wenigsten Ausgaben dafür aufwenden. 
Genauso beim Verwaltungsaufwand, den wir hier 
auch gerne nennen. 

Und deshalb brauchen wir für diese FAG-Ver-
handlungen eine starke Achse. Die Partnerschaft 
Land-Gemeinden ist dafür bekannt. Und ich glaube, 
deshalb brauchen wir auch die Ziele, die wir in die-
sem Antrag formulieren. Und deshalb darf ich hier 
einen Antrag einbringen. Einen Resolutionsantrag 
der Abgeordneten Mag. Riedl, Ing. Huber und 
Dworak, der hier eine gerechte Verteilung der Fi-
nanzmittel im neuen FAG im Sinne der Gemeinden 
fordert. Zum Einen, nachdem wir feststellen, dass 
wir den Stabilitätspakt immer erfüllt haben. Zum 
Zweiten, weil es Aufgabenfelder gibt, die wir im 
grauen Finanzausgleich, das sind all jene Aufga-
ben, die uns so still und leise übertragen wurden, 
hier auch abgegolten haben wollen. In Niederöster-
reich sind das rund, wenn es österreichweit zwi-
schen 500 Millionen und 800 Millionen sind, zwi-
schen 100 und 160 Millionen Euro. Wobei wir sa-
gen, wir müssen auch die steigenden Kosten bei 
der BMS, die eben durch die Flüchtlinge verursacht 
werden, abgegolten haben. 

Ich glaube, das wurde auch in einem Gespräch 
mit der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin 
Mikl-Leitner formuliert. Und deshalb darf ich den 
Antrag stellen (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Dworak, Mag. Riedl und Ing. 
Huber zur Gruppe 0 des Voranschlages des Lan-
des Niederösterreich für das Jahr 2017, Ltg. 
Zl.987/V-4. 

Mit dem letzten Gemeindefinanzbericht legten 
die Gemeinden erneut ihre Finanz-daten offen. Das 
Ergebnis ist durchaus positiv und zeigt, dass die 
Gemeinden den Konsolidierungspfad weiter ge-
gangen sind, erneut das Maastricht-Ziel erreicht 

und den innerstaatlichen Stabilitätspakt erfüllt ha-
ben. Damit haben die NÖ Gemeinden erneut be-
wiesen, dass sie kompetente und verlässliche Part-
ner des Landes Niederösterreich sind.  

Jedoch ist auch zu bemerken, dass die kom-
munalen Aufgabenfelder immer umfangreicher 
werden, vor allem sind die hohen Standards und 
Qualitäts-anforderungen, wie zum Beispiel im Ge-
sundheits-und Sozialbereich, nur mehr mit sehr 
hohem Kostenaufwand zu bewältigen.  

In der Vergangenheit erfolgten zahlreiche Auf-
gabenübertragungen auf die Gemeindeebene ohne 
entsprechende finanzielle Abgeltungen. Dadurch 
entstanden erhebliche Mehrbelastungen für die 
Gemeinden im Rahmen des „Grauen Finanzaus-
gleichs“, also Maßnahmen, welche außerhalb des 
Finanzausgleichs stehen, jedoch unmittelbare 
Auswirkungen auf die Gemeinde- und Landesfinan-
zen haben.  

Beispiele hierfür sind Mehrausgaben durch die 
Ausbauoffensive im Kinderbetreuungsbereich oder 
aktuell der Anstieg der Kosten für die Bedarfsorien-
tierte Mindestsicherung im Rahmen der Sozialhil-
feumlage. Es ist daher unabdingbar, dass im Zuge 
der derzeitigen Finanzausgleichsverhandlungen 
Vorsorge getroffen wird, die Finanzkraft der Ge-
meinden, Städte und des Landes deutlich zu stär-
ken und eine faire Abgeltung der ihnen zugewiese-
nen Aufgaben gesetzlich festgelegt wird. 

Die Gefertigten stellen daher den Antrag: 

Der hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung an die Bundesregie-
rung, im speziellen an den Bundesminister für Fi-
nanzen, heranzutreten, um  

• sich für eine 100%ige Kostenrefundierung 
des Bundes der durch die Krisenherde im 
Nahen Osten ausgelösten Steigerung der 
Bedarfsorientierten Mindestsicherung an 
die Länder und Gemeinden einzusetzen, 

• sich für die Umsetzung eines reformierten 
Grundsteuermodells einzusetzen, dass 
die Grundsteuer als gemeindeeigene 
Steuer rechtlich absichert,  

• für die Absicherung der Kommunalsteuer 
als gemeindeeigene Abgabe einzutreten,  

• sich für die Schaffung eines durch Bun-
desmittel finanzierten Strukturfonds für 
strukturschwache, als auch von Abwan-
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derung stark betroffene, Gemeinden zur 
Erhaltung des ländlichen Raums aus-
zusprechen. 

• die derzeit sehr ungleiche Aufteilung der 
Ertragsanteile pro Kopf auf die Länder 
und Gemeinden zu beseitigen und darauf 
hinzuwirken, dass die Mittel gleichmäßig 
und gerecht verteilt werden.“ 

Ich ersuche, diesem Antrag auch zuzustimmen 
und bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Balber. 

Abg. Balber (ÖVP): Herr Präsident! Hoher 
Landtag! 

Wir haben heute schon viel gehört über die 
Partnerschaft zwischen Gemeinden und Land. Un-
sere Bürger fühlen sich wohl in der Gemeinde und 
in den Gemeinden. Das beweisen sehr viele Um-
fragen und auch Studien. 

Aber um diese Qualität, die wir heute bieten, 
sichern zu können, brauchen wir einen gerechte-
ren, einen gerechten Finanzausgleich. Sinkende 
Einnahmen verlangen mehr Zusammenarbeit und 
auch eine gerechtere Verteilung. Der Finanzaus-
gleich, eine der wichtigsten Verhandlungen, die 
derzeit stattfinden soll hier die strukturschwachen 
Gemeinden bewerten und auch Lösungen für sie 
bieten, was natürlich ein großes Verhandlungsge-
schick von unseren Verhandlern, von Gemeinde-
vertretern, dementsprechend erfordert. Und der 
Gemeindebund macht das hervorragend. 

Um zeitgemäß handeln zu können gibt es auch 
den aktuellen Stand der Haushaltsreform. Wir ha-
ben heute schon gehört, die VRV, die Voran-
schlags- und Rechnungsabschlussverordnung 
dazu, wird schon einige Jahre hindurch debattiert. 
Am 25. März 2013 wurde eine Abstimmung mit 
dem Gemeinde- und Städtebund gemacht und hier 
der Antrag eingebracht. 

Wir versuchen, in dieser Umsetzung die Aus-
weisung von der Kameralistik wegzukommen und 
eine neue Regelung zu treffen. Wir haben dann 
auch einen Anlagenspiegel drinnen, einen Leasing-
spiegel, einen Rückstellungsspiegel. Und wir sind 
dann vergleichbar mit den Gemeinden in ganz 
Österreich. 

Die Vermögensrechnung habe ich schon er-
wähnt, die Führung eines Anlagenausweises, die 
funktionelle Gliederung. Bisher war das ein Ansatz-
verzeichnis der Kontenplanung, Kontenzuordnun-
gen. Bisher war das in der Kameralistik, das Pos-
tenverzeichnis und der globale Bereichs- und De-
tailbudgetbereich wird natürlich hier auch dement-
sprechend ausgewiesen. 

Interessant ist natürlich, dass bis 2020 diese 
Modelle umgesetzt werden sollen in den Gemein-
den. Hiezu sind natürlich auch für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter Schulungen durchzuführen, even-
tuell auch neue EDV-Geräte anzuschaffen, weil die 
Voraussetzungen ganz andere werden. 

Grundproblem und Sichtweisen der Darstel-
lung von Rechnungsabschluss und Voranschlag: 
Der Rechnungsabschluss und Voranschlag müssen 
einheitliche Instrumente für Statistik und Bench-
marks beinhalten. Die Datenzusammenführung und 
alle Einheiten für die Auswertung im Rechnungsab-
schluss Datenauswertung muss über Knopfdruck 
aus dem Dreikomponentenmodell erfolgen. 

Es sind aus der Sicht des Gesetzgebers und 
auch vom Rechnungshof und aus der Sicht von den 
Gemeinden vor allem der auf Grundlage der VRV 
erstellte Voranschlag und auch der Rechnungsab-
schluss wesentliche Steuerungs- und Entschei-
dungsinstrumente für die Verwaltung und die Politik 
und liefern schon jetzt alle relevanten Daten für die 
Meldungen nach Brüssel. Diese Instrumente müs-
sen neben den neuen Elementen auch ebenfalls 
erhalten bleiben. 

Die wesentlichen Änderungen, keine Darstel-
lung mehr von ordentlichem und außerordentlichem 
Haushalt, werden in der neuen VRV sein. Der 
Schuldendienst stellt keine ordentliche Ausgabe 
mehr dar. In der Vermögensrechnung fix vorgege-
bene Abschreibungstermine, weil natürlich alle 
Anlagen, Gebäude und bauliche Anlagen bewertet 
werden und Maschine und Geräte genauso. Die 
Darstellungsform gänzlich geändert. Es soll sowohl 
ein Ergebnis- und Finanzierungsvorschlag sowie 
ein Ergebnis- und Finanzierungs- und Vermögens-
rechnung geben. Zusätzlich wird hier ein Voran-
schlagsvergleich erfolgen. 

Ja, der Ergebnishaushalt entspricht dem Er-
gebnis, der Ergebnisrechnung, der Finanzierungs-
haushalt ist der Finanzierungsvorschlag und die 
Finanzierungsrechnung und der Vermögenshaus-
halt entspricht einer Bilanz, es ist die Vermögens-
rechnung. 
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So kommen auf die Gemeinden natürlich dem-
entsprechend neue Herausforderungen zu und wir 
werden diese mit unseren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern entsprechend bewältigen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Frau Abgeordnete Dr. Petrovic. Sie ist Haupt-
rednerin. Redezeit 15 Minuten. 

Abg. MMag. Dr. Petrovic (GRÜNE): Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren!  

Die Mitglieder der Landesregierung haben uns 
ja leider schon verlassen. Es wäre nämlich wirklich 
interessant, und in manchen Bereichen wäre es 
auch sehr wichtig gewesen, wie ich glaube, vorweg 
über einiges zu reden, auch einmal in Arbeitskrei-
sen jenseits der Tagespolitik. Beispielsweise über 
die weitere Finanzierbarkeit des Sozialstaates. 
Helga Krismer hat ja darauf schon Bezug genom-
men. Und auf viele diese Dinge, die wir jetzt natür-
lich abhandeln können im Bereich einer Budgetde-
batte, wo wir aber nicht wirklich etwas verändern 
werden. Und wo wir vor allem zu den großen 
Problembereichen auch keine neuen Ansätze hier 
hervorbringen können. 

Im Bereich der Gemeinden, der Regionalpoli-
tik, Regionalisierung und der öffentlichen Verwal-
tung weisen die Regierungsparteien natürlich, das 
ist ihre Funktion, immer wieder auf das hin, was gut 
funktioniert. Und das bestreiten wir ja nicht dass es 
Etliches gibt, was in Niederösterreich auch gut 
funktioniert. Aber die Art und Weise, wie das vor 
allem von Seiten der ÖVP halt immer doch sehr 
„gefärbt“ oder sehr einseitig rüberkommt, die nutzt 
uns allen nichts. Wenn sie irgendjemandem innen-
politisch nutzt, ist das eher die Freiheitliche Partei. 
Ob das die ÖVP anstrebt, wage ich zu bezweifeln. 
Aber eine Tatsache ist es! 

Es kommt dann immer wieder der Vergleich 
mit anderen Ländern, mit anderen Regionen, dort 
wo die Wasserleitung nicht so gut ist, dort wo es 
Unruhen gibt und auch Unruheherde. Und dann 
wird so ein Bild gemalt von der Insel der Seligen. 

Ich will jetzt nicht das Gegenteil tun und alles 
schlecht reden. Aber schon darauf hinweisen, dass 
es ja außerhalb der Budgetdebatte und außerhalb 
von Veranstaltungen wie der heutigen durchaus 
große Sorgen gibt. Dass es weite Teile Nieder-
österreichs gibt, die von Landflucht gekennzeichnet 
sind. Wo es nicht leicht ist, eine wirtschaftliche 
Existenz aufrechtzuerhalten. Die Hintergründe da-
für, dass es schön ist, dass es lebenswert ist, das 
brauchen wir hier nicht zu betonen. Sondern wir 

sollten uns ja über die Bereiche Gedanken machen, 
wo wir Handlungsbedarf haben. 

Und da nützt es nichts, wenn die ÖVP immer 
mehr in das Fahrwasser verfällt, auch Feindbilder 
zu suchen. Das ist immer wieder einmal wenn es 
um Vergleiche geht, das Feindbild oder so quasi 
das Horrorbild, das dann hingestellt wird, Wien. 
Ohne dass man erwähnt, dass es unter den Lan-
deshauptstädten, unter den Gemeinden, unter 
sämtlichen Gebietskörperschaften unterschiedliche 
Funktionen gibt. Wenn man das auch einbezieht in 
die Debatte, dann können wir Vergleiche ziehen. 
Aber zu sagen, die kriegen so viel pro Kopf und 
andere weniger, das halte ich nicht für seriös! Das 
ist auch einer Mehrheitspartei im Lande nicht an-
gemessen. Und vor allem, was soll es bringen?  

Es gibt eine Fülle von Kritikpunkten auch zum 
Finanzausgleich. Und es gab Vorschläge, bei-
spielsweise die Finanzhoheit auch an die Länder zu 
übertragen. Doch da kam von Niederösterreich 
immer postwendend nein, nein, nein, wollen wir 
nicht. Also, nur kritisieren, zu sagen, irgendwer 
kriegt mehr und wir kriegen weniger, das wird we-
der den Aufgaben gerecht, noch bringt es uns wei-
ter. Vor allem, wenn man nicht bereit ist, dann auch 
eine Einnahmenverantwortung zu übernehmen. 
(Beifall bei den GRÜNEN.) 

Natürlich ist es nicht beliebt, Steuern vorzu-
schreiben. Es ist weit beliebter, Geld zu vergeben. 
Aber trotzdem. Dann sollte man eben sagen, wenn 
da oder dort ein höherer Bedarf gegeben ist, dass 
Niederösterreich auch darüber nachdenkt, wie wir 
diese Mittel hereinbringen können. Und dann kann 
es durchaus einen Wettbewerb der Regionen und 
der Bundesländer geben. Aber dem sollte man sich 
eben stellen. 

Zur Regionalisierung und zu diesen Unter-
schieden im Raum und den Problemen, die es 
durchaus gibt, dass es manche Räume gibt, gerade 
in Niederösterreich, die ganz extrem von Ballungs-
raum-Phänomenen schon erfasst sind, wo der Ver-
kehr, wo alles ständig zunimmt, wo auch die 
Quadratmeterpreise ..., das Leben insgesamt im-
mer teurer wird und andere Bereiche, wo genau 
das Gegenteil der Fall ist. Darauf wird meine Kolle-
gin Amrita Enzinger sicher näher eingehen. Da gibt 
es eine große Aufgabe und die heißt, die Unge-
rechtigkeiten im Bereich der Verkehrspolitik zu 
vermeiden und abzubauen! 

Wir können nicht über Regionalisierung und 
Regionalförderung reden, wenn es so ist, dass 
jemand ..., beispielsweise eine Person, die vom 
Norden Wiens, von der Seestadt Aspern oder von 
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Floridsdorf in den Süden pendelt, das das ganze 
Jahr über um 365 Euro tun kann und alle anderen 
Bereiche abzudecken, und dass jemand, der von 
Mödling nach Meidling fährt - eine wesentlich kür-
zere Strecke -, jetzt über 700 Euro aufzubringen hat 
im Monat. Das ist durch nichts gerechtfertigt! Ich 
halte das sogar für verfassungsrechtlich bedenk-
lich, denn das Bundesgebiet sollte ein einheitliches 
Wirtschafts-, Währungs- und Zollgebiet sein. Und 
wo da die einheitlichen Wirtschaftsbedingungen 
sind, das kann ich nicht mehr sehen. 

Das heißt, wenn wir über Regionalisierung re-
den, dann sollen wir auch die Gerechtigkeit im 
Raum sehen. Und dazu habe ich noch kein Wort 
von Ihnen gehört. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Und einmal mehr zu den Sündenböcken und 
zu dieser Politik, alles auf eine Ursache zu reduzie-
ren. Ja, es gibt sicherlich jetzt mehr Ausgaben, die 
im Zusammenhang mit Flucht und Asyl, im Zu-
sammenhang mit der Hilfe für Menschen in Not 
anfallen. Aber so zu tun, als wäre das die Hauptur-
sache für budgetäre Probleme, mit Verlaub, das ist 
Ihre Sprachregelung! Da ist die ÖVP immer sehr 
großzügig, eine Sprachregelung festzulegen, und 
dann diese Sprachregelung durchzuziehen. 

Man wird sehen, wie weit Ihnen das gelingen 
wird. Einen großen Einfluss auf die Medien in Nie-
derösterreich haben Sie ohne Zweifel. Trotzdem. 
Ich glaube, mittlerweile ist das so offenkundig, dass 
das nicht so ist, dass immer mehr Menschen sa-
gen, bitte, das lassen wir uns nicht weiß machen. 

Vor einigen Jahren war es immer das Hoch-
wasser. Hochwasser war das einzige Problem, das 
budgetär immer wieder erwähnt wurde. Und jetzt ist 
es die Mindestsicherung und die Ausgaben für 
Flucht und Asyl. Damit erweisen Sie natürlich der 
Argumentation der Freiheitlichen einen großen 
Dienst. Und diese Argumentation, so quasi die 
Neidgefühle gegenüber Fremden zu schüren, da, 
das muss ich Ihnen in aller Offenheit sagen, dies-
bezüglich sind die Freiheitlichen Ihnen überlegen. 
Überlegen meine ich hier in einer sehr zynischen 
und sarkastischen Form. 

Aber wenn Sie das tun, leeren Sie Wasser auf 
die Mühlen derer, die immer bei dem Thema blei-
ben. Sie haben es ja heute erlebt: Ganz egal, was 
Sie tun, und wenn Sie nur einen Cent ausgeben für 
irgendeine Person, die einen nicht österreichischen 
Reisepass hat, dann wird es den Freiheitlichen zu 
viel sein. Sie können weiter machen auf der Linie. 
Nutzen wird das dem Land, uns allen und auch der 
ÖVP nicht wirklich. 

Meine Damen und Herren! Ich habe auch im 
Zusammenhang mit den ganzen natürlich bei den 
Gemeinden sich niederschlagenden Ausgaben 
vermerke ich, dass ... bei Ihrer Sprachregelung 
auch, Frau Landesrätin. Ich hab mir sehr genau 
Ihre Äußerungen angehört im Zusammenhang 
eben mit genau diesen Kosten und den Mehraus-
gaben. Und wenn dann beispielsweise in Bezug auf 
Fremde, in Bezug auf Flüchtlinge, nicht mehr von 
Familien die Rede ist, und in Bezug auf arme Men-
schen, sondern von Bedarfsgemeinschaften, dann, 
denke ich mir, ist das einmal mehr so ein Beispiel 
für diese Wortschöpfungen und die Sprachrege-
lung, die ich nicht verstehe. So wie wir nicht über 
Spekulationen reden dürfen offenbar und über 
Spekulationsverluste, so war das ja, damals haben 
Sie die Parole ausgegeben, das ist das Sparbuch 
Niederösterreich. Dass dieses Sparbuch ein 
Schrumpfbuch ist und dass Sie natürlich auch im 
Zusammenhang mit Finanzskandalen massiv Geld 
verloren haben, das wissen Sie. Jetzt kann man 
sagen, Sie haben vielleicht noch versucht zu retten, 
was zu retten ist. Aber hier ist im großen Stil Geld 
verloren gegangen. Das heißt, das ist kein Spar-
buch, sondern es sind Spekulationen. Und ebenso 
sind das nicht Bedarfsgemeinschaften, sondern es 
sind Familien, denen teilweise Geld weggenommen 
wird! 

Natürlich ist es eine indirekte Diskriminierung, 
keine direkte, wenn wir wissen, wer die Familien 
sind, die eben fünf, sechs oder vielleicht mehr Kin-
der haben. Das ist bekannt. Und da kann man jetzt 
sagen ... Und wissen Sie, Frau Landesrätin, es ist 
schon so, mit uns hätten Sie beispielsweise ganz 
seriös darüber reden können, ob es wirklich Geld 
ist, was bedürftige Menschen primär brauchen oder 
nur Geld, oder ob man nicht teilweise auch wirklich 
mit anderen Leistungen helfen kann. Zum Beispiel 
mit einer Sonderaktion des AMS. Zum Beispiel mit 
ganz besonderen Aktionen für Kinder. Auch mit 
Ferienaktionen, die zum Beispiel gerade im Urlaub 
besonders integrierend wirken könnten. Über all 
das hätte man mit uns reden können. Aber sich 
jetzt herzustellen und zu sagen, diese Bedarfsge-
meinschaften vulgo Familien, und die Bedarfsele-
mente vulgo Kinder, die brauchen zu viel und daher 
müssen wir kürzen, damit wir eine, „Motivation“ 
heißt es, in Wahrheit ist es ein Druck, aufbauen, 
damit die in Beschäftigung kommen, dann verkennt 
das völlig, dass hier die Bedingungen nicht gege-
ben sind und dass hier die Voraussetzungen, bei-
spielsweise in einer erreichbaren Kinderbetreuung, 
in einer umfassenden Hilfestellung, einfach nicht 
gegeben sind. Das wird nicht mehr an Arbeitswillig-
keit schaffen, weil gerade in diesen Fällen die 
Grundvoraussetzungen nicht da sind. Und deswe-
gen finde ich es schade. Es ist eine verpatzte 
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Chance für eine gemeinsame Strategieentwicklung, 
Armut zu bekämpfen, gerade im Bereich kinderrei-
cher Familien, und damit den Gemeinden den Rü-
cken zu stärken und sie vor ausufernden Sozial-
leistungen zu bewahren. 

Aber einfach zu sagen, wir streichen runter, 
weil das ist viel im Vergleich zum Erwerbseinkom-
men, während wir auch bei den Erwerbseinkom-
men sagen müssten, sie sind in vielen Bereichen 
zu niedrig. Das geht wirklich nur mehr in eine popu-
listische Richtung. 

Wie gesagt, wir sind immer noch bereit, über 
diese Dinge im Vorfeld zu reden. Auch darüber zu 
reden, was man tun kann, um die Bedürfnisse der 
Gemeinden zu erkennen und entsprechend zu 
handeln. Aber runterkürzen, ohne dass man sonst 
ein Rahmenprogramm anbietet, das wird nichts 
bringen, außer dass es einmal mehr den Freiheitli-
chen und ihrer Argumentation in die Hände arbeitet. 

Summa summarum: Wir werden diesem Kapi-
tel, wie auch den meisten anderen Abschnitten 
dieses Budgets nicht zustimmen. Und ich sehe in 
all diesen Bereichen eine verpasste Chance, dass 
wir Problemen wirklich auf den Grund gehen und 
gemeinsam im Vorfeld einer Budgetdebatte, bei der 
nicht mehr sehr viel bewegt wird, Nägel mit Köpfen 
machen. Und Antworten auf die Fragen geben. Den 
Rotstift anzusetzen oder gar mit der Polemik zu 
kommen und zu sagen, das sind die Faulen oder 
die Hängematte. Das wird der Sachlage nicht ge-
recht. Und es wird uns auch in der Sache keinen 
Millimeter weiterbringen. Danke! (Beifall bei den 
GRÜNEN und Abg. Mag. Scheele.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Ing. Huber, Hauptredner, 
Redezeit 15 Minuten. 

Abg. Ing. Huber (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Frau Landesrätin! Hoher Landtag! 

Die Gemeinden sind die kleinste Einheit unse-
rer Verwaltung. Aber, ich glaube, darüber sind wir 
uns auch hier herinnen einig, dass das die wich-
tigste Einheit ist. Wir sind dafür zuständig als 
Landtag, dass unsere Gemeinden fair behandelt 
werden, dass sie finanziell fair behandelt werden. 
Dass wir oder unsere Landesbürger sagen können, 
in unserer Gemeinde, da sind wir „daham“. 

Daher müssen wir als Landtag Heimat leben, 
damit die Gemeinden eine Zukunft haben. Hier 
benötigt es ein faires Miteinander! 

Ich muss meinem Vorredner Karl Moser ein 
bisschen widersprechen. Er hat sehr vieles gesagt, 
worin ich ihn 100-prozentig unterstützen kann. Aber 
ganz so rosig, wie er die Aussichten oder den Zu-
stand unserer Gemeinden gesehen hat, das kann 
ich nicht so unterstützen. Denn es gibt große Her-
ausforderungen, riesige Aufgaben, vor denen die 
Gemeinden stehen, die zu lösen sind und wo wir 
Unterstützung geben müssen, dass sie diese Her-
ausforderungen schaffen können. 

Daher freut mich auch dieser gemeinsame An-
trag mit den Kollegen Dworak und Moser, der wirk-
lich, glaube ich, auch notwendig ist. Dass der heute 
eingebracht wird, damit es bei den Finanzaus-
gleichsverhandlungen wirklich zu einem fairen Aus-
gleich für unsere niederösterreichischen Gemein-
den kommt. 

Ganz kurz auch noch zu meiner Vorrednerin, 
der Abgeordneten Petrovic. Ich freue mich und 
bedanke mich, dass sie erkannt hat, dass wir für 
die Zukunft des Landes der Schmied und nicht der 
Schmiedl sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Gemeindeförderbericht ganz kurz. Auch 
dieser ein sehr großes oder sehr umfangreiches 
Machwerk, das die Förderungen für die Gemeinden 
enthält. Aber wenn man es sich so durchsieht, es 
ist noch immer diese Aufstellung, die wir in Nieder-
österreich haben, dass sehr viele Projekte, die in 
den Gemeinden finanziert werden wollen, dass sie 
immer wieder ein bisschen abhängig sind zum 
Kontakt oder zum direkten Kontakt oder intensive-
ren Kontakt zur Landesregierung. Daher sollte man 
hier auch darauf achten, dass nicht der persönliche 
Kontakt wichtig ist, sondern dass die Bürger alle 
gleich zu behandeln sind und alle Gemeinden 
gleich zu behandeln sind. 

Finanzzuweisungen gab es im Gemeindeför-
derbericht 148,8 Millionen Euro und sonstige Aus-
gaben 601,9 Millionen Euro. Das sind insgesamt 
750 Millionen Euro. Wobei ein großer Teil davon 
180 Millionen für die Kindergärten und 277 Rich-
tung Krankenanstalten verwendet wurde. 

Es ist wichtig, dass es diese Ausgleichszah-
lungen für die Gemeinden gibt, diese Bedarfszu-
weisungen gibt. Aber wir müssen auch darauf 
schauen - und ich finde auch den Antrag, den wir 
gemeinsam eingebracht haben, sehr gut -, dass 
verschiedene Steuereinnahmen direkt bei den Ge-
meinden bleiben, damit die Gemeinden ihren eige-
nen Handlungsspielraum haben. Es ist auch eine 
wichtige Aufgabe des Landes oder des Landtages,  
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die Gemeinde- oder die Gebarungseinschauen 
durchzuführen. Nur muss man hier bei der Gemein-
deaufsicht des Landes auch ein bisschen darauf 
achten, dass der parteipolitische Teil ein bisschen 
in den Hintergrund tritt und eine Beratungsleistung 
für die Gemeinden in ihrer finanziellen Gebarung 
damit einhergeht bei diesen Gebarungseinschauen. 
Und dass nicht immer im letzten Absatz die Auf-
forderung zur Gebührenerhöhung steht. 

Wir brauchen Gemeinden, die beraten werden 
durch Fachleute des Landes, anderer Institutionen. 
Aber wir müssen den Gemeinden auch die Freiheit 
geben, ihr Umfeld gestalten zu können. Dass sie ihr 
Gemeindegebiet, ihr Gemeindeleben frei gestalten 
können. Denn die Zuständigen vor Ort, die ge-
wählten Mandatare in den Gemeinderäten sind 
bereit, diese Aufgabe zu übernehmen und auch 
direkt vor Ort weiß man auch am besten, was für 
die jeweilige Gemeinde notwendig ist, was hier 
benötigt wird, wie hier die Struktur ist, wie hier ge-
staltet werden kann. 

Wir leben in den Gemeinden als Freiheitliche 
großteils in Opposition. Und auch hier ist ein gro-
ßes Umdenken notwendig. Denn Opposition heißt 
nicht nur Kritik, sondern Opposition heißt auch akti-
ves Mitgestalten. Und da sind gerade unsere frei-
heitliche Gemeinderäte, aber natürlich auch von 
anderen Fraktionen, die frisch in den Gemeinderat 
jetzt gekommen sind, 2015 sozusagen, die sind 
wirklich die Bürger, auf die wir uns verlassen kön-
nen. Dieses Kapital, das wir als Gemeinden nutzen 
sollten, damit wirklich in den Gemeinden gearbeitet 
wird und damit was weitergeht.  

Damit die Politikverdrossenheit, die immer 
wieder diskutiert wird oder immer wieder heraufbe-
schworen wird, damit diese nicht überhand greift, 
sondern dass Bürger sich weiterhin aktiv in den 
Gemeinden einbringen. Und damit sind wir schon 
bei der Gemeindeordnung. Die Gemeindeordnung 
wurde in den letzten Jahren –zigmal geändert. Aber 
man hat immer wieder meiner Meinung nach in die 
falsche Richtung agiert. Man hat sehr viele Aufga-
ben des Gemeinderates in den Gemeindevorstand 
oder Stadtrat delegiert. Und das aktive Mitgestalten 
oder das aktive Mitleben der Bevölkerung am Ge-
meindeleben, am gemeindepolitischen Leben, hat 
man dadurch verändert oder versucht man damit zu 
verhindern. 

Daher wäre die Gemeindeordnung wieder so 
zu überarbeiten, dass im Gemeinderat diskutiert 
wird. Dass die Mitbestimmung der Bürger wirklich 
aktiv passieren kann. Und auch die Gemeindeord-
nung dahingehend zu ändern, oder unser Landes-
gesetz sollte man vielleicht auch einmal überden-

ken, damit hier direkte Demokratie in den Gemein-
den gelebt wird. 

Denn das sehen wir alle, die in den Gemein-
den tätig sind, es gibt –zig Bürgerinitiativen, Unter-
schriftenaktionen, um gewisse Themen zu verän-
dern, aber auch um gewisse Dinge voranzutreiben. 
Und daher ist es wichtig, dass wir dieses Instru-
ment der direkten Demokratie weiter ausbauen. 

Wir haben in den Gemeinden aktive Bürger. 
Bürger, die sich aktiv beteiligen wollen. Das sehen 
wir an den vielen Vereinen, die Niederösterreich zu 
bieten hat. Wir haben mutige Bürgermeister, die 
sich auch mal Resolutionen an das Land, an den 
Bund zu unterschreiben trauen, die das aktiv unter-
stützen. Aber wir brauchen noch mehr direkte De-
mokratie in den Gemeindestuben, in den Gemein-
den selbst. Denn es ist auch wichtig für den Ge-
meinderat, wenn im Bund, im Land Gesetze be-
schlossen werden, die eigentlich die Freiheit der 
Bürger einschränken. Dann ist es notwendig, dass 
wir in den Gemeinderäten Resolutionen verab-
schieden, die in Richtung Bund und Land gerichtet 
sind, damit wir als Gemeindebürger dort unseren 
Unmut kundtun können. 

Finanzausgleichsverhandlungen, neue VRV, 
es ist schon einiges darüber gesprochen worden. 
Es wird schon jahrzehntelang darüber diskutiert, 
aber jetzt, glaube ich, nähern wir uns der Zielkurve. 
Die Zielgerade ist noch nicht erreicht. Aber ich 
glaube, dass es wichtig ist, dass man hier am Drü-
cker bleibt und dass diese neue VRV wirklich zu-
stande kommt. Denn es ist notwendig, dass Ge-
meinden, Bund, Land, usw. dass man diese ver-
gleichen kann. Dass ein ehrliches, transparentes 
Rechnungswesen dort Einzug hält. Und es ist auch 
wichtig, dass die Kontrolle weiterhin möglich ist. Die 
Kontrolle sollte in den Gemeindestuben unserer 
Meinung nach natürlich noch ausgebaut werden. 
Teilweise ist auch in unserer Gemeindeordnung die 
Zusammensetzung des Prüfungsausschusses nicht 
immer ideal gelöst. Daher sollte auch auf diesen 
Punkt, Prüfungsausschuss, Kontrolltätigkeit, mehr 
Augenmerk in einer Novelle der Gemeindeordnung 
gerichtet werden. 

Ein weiterer Punkt für mich, wo es Änderungs-
wünsche gäbe und wo wir, glaube ich, den Bürgern 
verpflichtet sind, diese auch durchzuführen, ist die 
Gemeinderatswahl an sich. Wir diskutieren jetzt seit 
einigen Wochen oder werden uns noch einige Wo-
chen beschäftigen mit der Bundespräsidentenwahl, 
mit den Vorgängen rund um die Briefwahl. Wir ha-
ben 2010 und 2015, nach jeder Gemeinderatswahl 
diese Diskussion gehabt, dass bei der Briefwahl 
einiges schief gelaufen ist. Dass hier eigentlich bei 
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der Ausgabe der Briefwahlkarten usw. es immer 
wieder zu Unregelmäßigkeiten kommen kann oder 
kommt. Und daher ist erstens einmal die Briefwahl 
absolut zu überdenken. Wir haben Jahrzehnte da-
mit gelebt, dass man am 10. Tag und am 3. Tag vor 
der Wahl ein Wahllokal geöffnet hat in der Ge-
meinde. Ich glaube, das war ein Service am Bürger, 
das gut war. Das angenommen wurde, das funktio-
niert hat. Und in Verbindung mit der fliegenden 
Wahlkommission am Wahltag war das ein perfektes 
System, das nicht, so wie die derzeitige Briefwahl, 
Betrug Tür und Tor öffnet. 

Wir als Landtag haben aber auch die Aufgabe 
... Oder vielleicht eines noch zur Gemeinderats-
wahl. Gemeinderatswahl! Was mir persönliches 
Anliegen auch ist, wie in vielen anderen Bundes-
ländern, da ist einfach ein demokratischerer Pro-
zess in der Gemeinderatswahl vorhanden, indem 
der Bürgermeister direkt gewählt wird. Ich glaube, 
auch hier sollten wir uns bis 2020 zu einer Geset-
zesnovelle entschließen. 

Als Landtag haben wir natürlich die Aufgabe, 
verschiedene Gesetze und Weiteres zu beschlie-
ßen. Aber als Gemeinderat merkt man immer wie-
der, dass sehr viele Gesetze zu mehr Aufgaben 
oder mehr Arbeit in den Gemeindestuben führen. 
Daher ist es auch notwendig, dass wir diese gerade 
im Abgabenbereich ..., dass wir hier nicht immer 
oder nicht weiterhin die Aufgaben oder die Einhe-
bung oder die Ausführung dieser Gesetze an die 
Gemeinden delegieren. Sondern, ich denke da an 
NÖGUS, Sozialhilfe, Nachmittagsbetreuung usw., 
dass wir hier wirklich die Aufgaben, die uns als 
Landtag zustehen, dass wir diese erfüllen, aber die 
Gemeinden mit ihren eigenen Aufgaben, wie Kom-
munalsteuer usw. dass wir diese erstens denen zur 
Verfügung stellen, aber auch nicht die Gemeinde-
bediensteten überbeanspruchen, indem wir immer 
wieder Aufgaben an die Gemeinden abschieben 
und die dann bei der Gebarungseinschau wieder 
den berühmten Schlusssatz bekommen, um das 
alles zu bewerkstelligen, müssen sie ihre Gebühren 
erhöhen. 

Ein weiterer Punkt, den der Kollege Moser da 
so rosig gesehen hat, ist eigentlich, dass das Land, 
dass das Budget für alle ländlichen Gemeinden 
nicht ganz so rosig ist. Ich glaube, hier fehlt einfach 
der Ausblick, wo wirklich direkt der ländliche Be-
reich gefördert wird. Wir haben, oder wir sollten die 
Aufgabe haben, hier dringend Maßnahmen zu er-
greifen. Wir kennen alle die Probleme, wir diskutie-
ren sie laufend. Die Abwanderung, die Ausdünnung 
des ländlichen Raumes. Sehr viele Gemeinden 
haben ihre Poststelle verloren, ihre Polizeidienst-
stelle. Im niedergelassenen Arztbereich kämpfen 

viele Gemeinden, um noch einen Gemeindearzt 
oder einen Arzt in der Gemeinde halten zu können. 

Hier ist es unsere Aufgabe, glaube ich, mit al-
len Mitteln dafür zu kämpfen, dass diese Ausdün-
nung beendet wird. Indem wir hier Gegenmaßnah-
men setzen. Da sind ein wichtiger Teil natürlich 
auch die Finanzausgleichsverhandlungen, die ge-
rade laufen. Damit unsere Gemeinden eine Zukunft 
haben. 

Zur Gemeindezusammenlegung noch ganz 
kurz, weil das auch immer wieder im Raum steht. 
Hier unsere klare Ansage zur Zusammenarbeit 
zwischen den einzelnen Gemeinden, ein klares Ja. 
Aber zur Zusammenlegung von Gemeinden ebenso 
ein klares Nein. Denn wir müssen unsere Gemein-
den arbeiten lassen. Das ist die kleinste Struktur. 
Hier weiß man, was vor Ort notwendig ist und ge-
nau so soll es auch passieren. Daher unsere Ge-
meinden befreien statt einengen! 

Eine große Herausforderung, schon von mei-
nem Vorredner verfolgt, ist schon die ganze Dis-
kussion um die NÖ Mindestsicherung für unsere 
Gemeinden. Wir haben jetzt ein Budget vorliegen, 
wo für 2016 20 Millionen, für 2017 24 Millionen 
geplant sind. Von den Gemeinden als Beitrag, ob-
wohl wir ein Mindestsicherungsgesetz haben, wo 
eigentlich ganz klar geregelt ist, dass für diese 
Menschen der Bund zuständig ist und nicht das 
Land, geschweige denn die Gemeinden. Daher ein 
Antrag von uns, das NÖ Mindestsicherungsgesetz 
einhalten, keine zusätzliche Belastung für die Ge-
meindebürger. (Liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Ing. Huber, Waldhäusl, 
Königsberger, Landbauer, Gabmann, Dr. Von 
Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 0 des Vor-
anschlages des Landes Niederösterreich für das 
Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend NÖ Min-
destsicherungsgesetz einhalten – keine zusätzliche 
Belastung für Gemeindebürger. 

Die Aufteilung der Kosten für die Bedarfsorien-
tierte Mindestsicherung ist im gleichnamigen Ge-
setz unter § 36, Abs. 1 eindeutig geregelt: 

Die Gemeinden, in welchen die hilfebedürftigen 
Personen ihren Hauptwohnsitz haben, haben dem 
Land 50 % des Aufwandes an Leistungen der Be-
darfsorientierten Mindestsicherung zur Sicherung 
des Lebensunterhaltes und des Wohnbedarfes (§§ 
10 und 11) nach dem 3. Abschnitt zu entrichten. 
Durch Aufenthalt in einer stationären Einrichtung 
wird jedoch eine derartige Kostenbeitragspflicht 
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nicht begründet. Eine Kostenbeitragspflicht nach 
diesem Absatz besteht weiters nicht für die im § 5 
Abs. 2 Z 2 bis Z 4 und Abs. 4 genannten Personen 
und für Menschen mit besonderen Bedürfnissen, 
die eine Maßnahme nach § 26 des NÖ Sozial-
hilfegesetzes erhalten.  

Außer Streit müsste somit stehen, dass den 
Gemeinden für BMS beziehende Asylberechtigte 
als auch Drittstaatsangehörige keine Kosten er-
wachsen dürften. Umso verwunderlicher ist es, 
dass das Land Niederösterreich aber genau für 
jene Gruppe der BMS-Bezieher im VA 2017 in 
Summe 24.195.500 Euro von den Gemeinden ab-
kassiert. Im laufenden Jahr 2016 sind es in etwa 20 
Millionen Euro, die die Gemeinden bereits zu ent-
richten haben. 

Ein weiterer mehr als fragwürdiger Punkt stellt 
darüber hinaus auch das Faktum dar, dass diese 
Kosten nicht über die Ertragsanteile der Gemein-
den, sondern über die Sozialhilfe eingehoben und 
somit auf alle niederösterreichischen Gemeinden 
aufgeteilt werden. Die Gemeinden sind gezwungen 
diese Kosten wiederum entweder durch Einsparun-
gen im Budget oder durch Erhöhung von Gebühren 
auszugleichen. Die Verlierer sind in jedem Fall die 
niederösterreichischen Gemeindebürger. Verant-
wortlich für diese Katastrophe ist aber einzig und 
allein der Bund. Dieser sollte daher auch die anfal-
lenden Kosten selbst tragen und nicht über die 
Länder den NÖ Gemeinden und deren Bürger auf-
erlegen. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1) Der NÖ Landtag spricht sich für die Einhal-
tung des NÖ Mindestsicherungsgesetzes und ge-
gen eine Kostenübernahme aus der Mindestsiche-
rung von Asylberechtigten durch die NÖ Gemein-
den aus. 

2) Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, 
im Sinne der Antragsbegründung im eigenen Wir-
kungsbereich sowie in Zusammenarbeit mit dem 
Bund sicherzustellen, dass es zu einer Kosten-
übernahme für anspruchsberechtigte Personen 
nach § 5 Abs. 2 Z 3 und 4 durch den Bund kommt.“ 

Wir haben ein Gesetz, ein Mindestsicherungs-
gesetz, über das sicher noch viel zu diskutieren ist. 
Denn für uns ist klar: Das Mindestsicherungsge-
setz, hier muss man zurück an den Start. Die ur-
sprüngliche Idee war, damit Österreichern, Nieder-
österreichern zu helfen, Wiedereingliederung in den  
 

Arbeitsprozess. Und es muss wieder zur Unterstüt-
zung der Österreicher werden. Und als Grundvor-
aussetzung sollten wir uns auch, glaube ich, mer-
ken, dass Asyl/Schutz auf Zeit ist und keine Ein-
wanderung. Und daher beim Mindestsicherungsge-
setz zurück an den Start! (Beifall bei der FPÖ.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Frau Abgeordnete Onodi. 

Abg. Onodi (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Werte Frau Landeshauptmann-Stellvertrete-
rin! Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und 
Herren Abgeordneten! 

In dieser Gruppe beschäftigt sich auch ein we-
sentlicher Teil mit Regionalförderung und auch mit 
der Landeshauptstadtentwicklung. Nachdem wir in 
diesem Jahr das 30-jährige Jubiläum haben, 
möchte ich auf diese Landeshauptstadtentwicklung 
näher eingehen, die ja sicherlich sehr wesentlich für 
das gesamte Bundesland Niederösterreich ist. 

Am 1. und 2. März 1986 fand die Volksbefra-
gung über eine Landeshauptstadt statt. St. Pölten 
bekam hier die Zustimmung der Bevölkerung. 
Heute, 30 Jahre später, belegen die Fakten, dass 
diese Entscheidung richtig war. Die Zahl der Ar-
beitsplätze hat sich von knapp über 26.000 auf fast 
60.000 mehr als verdoppelt. Die Anzahl der Unter-
nehmen ist von 1.690 auf 3.539 gestiegen. Auch 
die Einwohnerzahl ist gewachsen und hat mit 
58.558 einen absoluten Höchststand errichtet. 

Gab es 1986 in der Landeshauptstadt St. 
Pölten nur 87 niedergelassene Ärzte, so sind es 
heute 246. Ursprünglich waren 10 Institutionen 
ansässig, heute sind es 65. Auch an den Bürger-
kontakten im Rathaus kann man hier eine entspre-
chende Entwicklung messen: Waren es vor 30 
Jahren 4.000 Bürgerkontakte pro Jahr, so sind es 
heute an die 43.000. Ein weiteres Erfolgsereignis 
ist sicherlich die Zahl der Innenstadtbesucher, die 
stieg auf 90.000 wöchentlich an. 

Zu Beginn der Hauptstadtentwicklung gab es 
100 Studierende in der Stadt, jetzt gibt es 3.000. 
Auch herausragende Meilensteine, gerade bei den 
Bauwerken, finden wir, wobei hier sicherlich an 
erster Stelle der Bau des Regierungsviertels und 
des Kulturbezirkes steht. Aber auch 2007, als das 
Gesundheitszentrum der NÖ Gebietskrankenkassa 
kam, der BVA und der AuVA, einzigartig in dieser 
Form in Österreich. 1991 wurde auch das Ein-
kaufszentrum Traisenpark eröffnet. Das ist mittler-
weile ausgebaut worden und zählt zu den größten 
Niederösterreichs. 
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Vor 30 Jahren, meine sehr geehrte Damen und 
Herren, hat man das Auto noch auf dem Rathaus-
platz abgestellt. 2016 gibt es bereits insgesamt 65 
Schanigärten in der ganzen Innenstadt. 2005 
wurde auch die Seenlandschaft rund um die 
Viehofener Seen und den Ratzersdorfer See für die 
Bevölkerung erschlossen. 

Im Bildungsbereich kann man hier auf ein 
Highlight zurückblicken. Das ist nämlich die Etablie-
rung der Fachhochschule, aber auch sicherlich die 
Etablierung einer Privatuniversität. Das Kranken-
haus ist zum Universitätsklinikum mit Spitzenmedi-
zin geworden. Das Sportzentrum Niederösterreich 
und die NV-Arena sind ebenfalls zu den Meilenstei-
nen zu zählen. 

Den wohl kräftigsten Schub für die Stadtent-
wicklung in jüngster Zeit brachte aber der Um- und 
Ausbau des Bahnhofes St. Pölten und die Inbe-
triebnahme der Hochleistungsstrecke. Somit konn-
ten die Fahrzeiten der St. Pöltner und St. Pöltnerin-
nen von Wien oder nach Linz halbiert werden. Nicht 
unterschätzt werden darf dabei auch die Donaubrü-
cke bei Traismauer, die sicherlich dazu beiträgt, 
dass man St. Pölten schneller erreicht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Haupt-
stadtentwicklung ist sicherlich noch nicht abge-
schlossen. Wir haben uns viel vorgenommen, wie 
zum Beispiel die Umsetzung des Grünraumkon-
zeptes, die Umsetzung des Generalverkehrskon-
zeptes. Und mit dem Stadtentwicklungskonzept 
sind bereits die Weichen für die nächsten Jahre 
gestellt. 

Aber für uns ist auch wichtig, und hier arbeiten 
wir auch sehr eng mit dem Land Niederösterreich 
zusammen die Forcierung des Wohnbaus, die 
Weiterentwicklung des Wirtschaftsstandortes, Er-
weiterung des Bildungsangebotes, der Ausbau des 
Rathausbezirkes in der Innenstadt. Die Neugestal-
tung des Domplatzes ist ebenfalls eine Aufgabe für 
uns, wie auch neue Akzente im Gesundheitsbe-
reich. 

Für die Sicherheit wollen wir natürlich auch 
sorgen, indem wir Investitionen für das Feuerwesen 
tätigen. Aber auch zum Beispiel, worüber wir uns 
sehr freuen, wird es zu einem Neubau der Rot-
Kreuz-Bezirksstelle kommen. Neben all diesen 
Vorhaben haben wir sicherlich ein Ziel in den Au-
gen, das wir nicht verlieren wollen. Das ist die 
oberste Priorität in den nächsten Jahren: Wir wollen 
die Lebensqualität die hohe erhalten bezüglich 
auch ausbauen, damit sich die St. Pöltner und St. 
Pöltnerinnen in ihrer Landeshauptstadt sehr wohl 
fühlen, aber auch alle Niederösterreicherinnen und 

Niederösterreicher, die zu uns auf Besuch kom-
men. Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ und 
Teilen der ÖVP.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Maier. 

Abg. Maier (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Frau Landesrätin! Hoher Landtag! 

Ich darf mich bei der Gruppe 0 in Kürze zu 
Wort melden zum Thema Gemeinden und Gemein-
dekooperationen. An diesem Thema kommen wir 
bei dieser Gruppe 0 nicht vorbei. Weil wir auch 
immer wieder die Diskussion da und dort aufge-
zwungen bekommen über Gemeindezusammenle-
gungen und Effizienzsteigerungen in den Gemein-
den. 

Der Status mit 573 Gemeinden in Niederöster-
reich bei 1,6 Millionen Einwohnern ergibt einen 
Durchschnitt von 2.700 Einwohner je Gemeinde. 
Und wir wissen alle, dass wir in den 70er Jahren in 
Niederösterreich eine Reform durchgeführt haben, 
die 65 Prozent Gemeinden weniger, nämlich den 
Stand von heute mit 573 Gemeinden, bedeutete. 

Die Gemeinden sind die Keimzelle unseres 
Zusammenlebens. Die Bevölkerung fühlt sich wohl, 
identifiziert sich mit den Gemeinden, ist stolz auf 
ihre Gemeinden. Und was für mich ganz wesentlich 
ist: Die Gemeinden sind die Keimzelle der Freiwil-
ligkeit. Die vorhandenen Kleinstrukturen sind es, 
die Menschen dazu bewegen, dass man sich noch 
kennt, dass man füreinander da ist und dass man 
ehrenamtlich Arbeit leistet. 

Deshalb gibt es von uns eine klare Absage zu 
Zusammenlegungen von Gemeinden oder aufge-
zwungenen Diskussionen. Wir stehen aber, und 
das bildet sich auch in diesem Budgetansatz ab, 
zur Zusammenarbeit. Zur freiwilligen Zusammenar-
beit, die ebenfalls zu einer Effizienzsteigerung füh-
ren kann und soll, aber zur weiterhin starken Identi-
fikation der Menschen mit ihrer Gemeinde. 

Dass wir das in der Vergangenheit auch schon 
gemacht haben, zeigen 330 Schulverbände, 125 
Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverbände, 
Musikschulverbände, Abwasserverbände, Abfall-
verbände, etc., etc. 

All diese Strukturen steigern die Effizienz und 
steigern die Zusammenarbeit. Es gibt viele, viele 
Beispiele dafür, wo Zusammenarbeit hervorragend 
funktioniert. Und wenn wir diese Zusammenarbeit 
hier im Budgetansatz abgebildet sehen, dann des-
halb, weil wir von 2012 bis 2016 42 Projekte der 
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Zusammenarbeit gefördert haben mit 2,2 Millionen 
Euro. Ein Beispiel daraus: Eine Baurechtskoordina-
tion im Waldviertel oder die Zusammenarbeit im 
Bezirk Mödling in acht verschiedenen Bereichen. 

Ziel und Vision für diese Zusammenarbeit ist, 
dass die Gemeinden weiterhin Servicestellen sind, 
dass wir im Bereich der Abgabeneinhebung die 
Effizienz steigern und pro Bezirk hier Verbände 
aufbauen bzw. die Abfallwirtschaftsverbände um-
bauen. Und dass wir auch bei den Dienstleistungen 
auf eine Effizienzsteigerung setzen. Lohnverrech-
nung, Maschinenpool, gemeinsame Beschaffung 
oder Rechtsfragen, dazu gibt es letztendlich auch 
ein klares Bekenntnis, dafür haben wir noch einiges 
zu tun und wollen auch in Zukunft hier stärker wer-
den. 

Wir stehen ganz klar dafür, freiwillige Zusam-
menarbeit ja. Größer ist nicht immer gleich billiger. 
Und die Identifikation der Menschen mit ihren Ge-
meinden ist in den kleinen Einheiten wesentlich 
besser als in großen Einheiten. Deshalb freiwillige 
Kooperation und Zusammenarbeit, ein Nein zu 
verpflichteten oder aufgesetzten Zusammenle-
gungsdiskussionen. Und das bildet sich in diesem 
Budgetansatz hervorragend ab. Danke sehr! (Bei-
fall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Gartner: Wir kommen zum 
Thema Europäische Union. Zu Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Göll. 

Abg. Göll (ÖVP): Geschätzte Frau Landes-
hauptmann-Stellvertreterin! Frau Landesrätin! Ho-
her Landtag! Geschätzter Herr Präsident! 

Ich darf heute in der Gruppe 0 über Nieder-
österreich in der EU berichten. Und da darf ich 
überaus Positives berichten. Gerade für Nieder-
österreich hat sich dieses gemeinsame Europa 
ausgezahlt. Und deshalb können wir eine durchaus 
positive Bilanz ziehen. Niederösterreich hat vom 
EU-Beitritt 1995 und mit den EU-Erweiterungen 
2004 und 2007 massiv profitiert. 

Kein anderes Bundesland hat so viele Gelder 
aus Brüssel erhalten als Niederösterreich. Mehr als 
400 Millionen flossen ins Land. Und seit dem Uni-
onsbeitritt 1995 hat sich die Zahl der Betriebe in 
Niederösterreich verdoppelt und die Exporte nie-
derösterreichischer Unternehmen haben sich ver-
dreifacht. Und das schafft wiederum Arbeitsplätze 
in Niederösterreich. 

Dafür hat aber Niederösterreich frühzeitig auf 
die Herausforderungen, die mit einem größeren 
Europa verbunden sind, sich rechtzeitig eingestellt 

und auch gut vorbereitet. Viele Maßnahmen wur-
den gesetzt und entsprechende Strategien vorbe-
reitet. Unser Land und viele Gemeinden konnten 
bereits von diesen Maßnahmen und speziellen 
Förderprogrammen profitieren. Und dass viele 
Maßnahme und Förderprogramme bestens abge-
wickelt werden konnten, zeigen uns die erfolgreich 
umgesetzten Projekte auf vielen Ebenen. Deshalb 
können wir insgesamt zufrieden sein, auch mit un-
serer wirtschaftlichen Entwicklung in Niederöster-
reich. 

Der Fall des Eisernen Vorhanges, der EU-Bei-
tritt und die EU-Erweiterung, all das waren positive 
Maßnahmen für die niederösterreichische Landes-
entwicklung! 

Wenn man sich die Entwicklung der letzten 25 
Jahre ansieht, so kann man feststellen, dass be-
stimmte Wachstumsfaktoren allesamt über dem 
Österreich-Durchschnitt liegen. So wächst zum 
Beispiel in Niederösterreich die Bevölkerung stär-
ker. Die Zahl der unselbständig Beschäftigten steigt 
mehr an als im übrigen Österreich. Auch in der 
Ausbildung können wir eine positive Bilanz ziehen: 
Zum Beispiel ist die Zahl der Maturanten und der 
Studierenden mit Uniabschlüssen massiv angestie-
gen. Aber all diese Zahlen wurden heute bereits 
erwähnt. 

Auch die Wirtschaftsleistung steigerte sich seit 
1995 beachtlich und hebt sich deutlich vom Öster-
reich-Durchschnitt ab. Niederösterreich ist nach wie 
vor auch ein Industrieland. Seit der EU-Erweiterung 
konnte sich die Wirtschaft positiv entwickeln, positiv 
auch vom Österreichschnitt abheben. Auch der 
Tourismus entwickelte sich in Niederösterreich sehr 
positiv. Es zeigt sich, dass Niederösterreich seit 
dem EU-Beitritt bei den Nächtigungen stark zuge-
nommen hat und somit im Österreich-Trend liegt. 

Beachtlich ist aber auch der Zuwachs an akti-
ven Betriebsstandorten, besonders im Grenzland. 
So hat sich diese Zahl, ausgehend von 12.487 im 
Jahre 1995 auf 23.324 im Jahr 2014 erhöht. Und 
auch die Zahl der Unternehmungsgründungen un-
terstreicht die positive Entwicklung seit dem EU-
Beitritt. Gerade die Grenzregionen konnten einen 
starken Wirtschaftsaufschwung verbuchen. Und 
durch eine Vielzahl an grenzüberschreitenden Pro-
jekten und Maßnahmen konnten diese Regionen 
zahlreiche Arbeitsplätze und Wertschöpfung 
schaffen und auch sichern. 

Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
besteht seit dem Fall des Eisernen Vorhangs. Und 
so konnten seit 27 Jahren Gemeinden, Städte, 
Vereine und Institutionen verschiedene EU-Förder-
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programme für infrastrukturelle und grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit nutzen. Die Grund-
philosophie hinter all diesen Fördermaßnahmen ist, 
die Region zu stärken, aufeinander zuzugehen, 
Vorteile abzubauen und die Grenzen in den Köpfen 
verschwinden zu lassen. 

Und in all diesen Regionen konnte dadurch ein 
intelligentes und integratives Wachstum angestrebt 
werden, so wie ein hohes Maß an Beschäftigung 
und sozialer Zusammenarbeit erreicht werden. 
Ausgangspunkt für alle EU-Förderprogramme stellt 
die „Strategie 2020“ dar, die sich besonders für 
nachhaltiges und integratives Wachstum einsetzt. 

All diese Förderprogramme sind für die Ge-
meinden und Städte in Niederösterreich eine wich-
tige Arbeits- und Finanzierungsgrundlage zu deren 
Weiterentwicklung und im Hinblick auf weitere 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit. 

Bereits durch die erste Förderperiode konnten 
zahlreiche und erfolgreiche Maßnahmen und In-
vestitionen gesetzt werden. Nicht nur, wenn ich 
einige erwähnen und aufzählen darf, eine grenz-
überschreitende Landesausstellung zwischen Nie-
derösterreich und Tschechien brachte interessante 
Aspekte für die Region, sondern auch eine große 
regionale Wertschöpfung. 

Darüber hinaus gab es eine Menge an Projek-
ten in den unterschiedlichsten Themen, die speziell 
auch für das Waldviertel Weiterentwicklung be-
deuteten. So zum Beispiel das Projekt Healthy 
Cross. Das ist ein Pilotprojekt zur ambulanten Be-
handlung von tschechischen Patienten im Kran-
kenhaus Gmünd. Ein Kompetenzzentrum für Er-
neuerbare Energie und Energieeffizienz in Groß 
Schönau. 

Themenwege, Via Verde, in meiner Gemeinde 
in Moorbad Harbach, aber auch viele weitere The-
men. Stadterneuerung mit europäischer Unterstüt-
zung. Ein sehr wichtiges Thema auch zum Thema 
Bildung: Die Sprachoffensive, interkulturelle Bildung 
für Kinder und Erwachsene in unseren Kindergär-
ten. 

Ein weiteres: Biopharm-Forschungsprojekt 
Arzneimittel, IMC-Fachhochschule Krems. Um hier 
nur einen kleinen Bruchteil von allen Projekten zu 
nennen, die umgesetzt wurden. Darüber hinaus gibt 
es ja KPF-Kleinprojekte und LEADER-Projekte. So 
arbeitsreich aber auch so erfolgreich soll auch die 
nächste Förderperiode von 2014 bis 2020 werden. 
Als Abgeordnete eines Grenzbezirkes wie Gmünd 
und als Bürgermeisterin einer Gemeinde ebenfalls 
an der Grenze wünsche ich mir, dass die verschie-

denen Förderprogramme von den Gemeinden, 
Städten, Institutionen weiterhin so zahlreich und 
intensiv genutzt werden können und dass sich 
weiterhin diese Investitionen für unser Land auch 
auszahlen. Dankeschön! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Landbauer. 

Abg. Landbauer (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreter! 
Geschätzte Damen und Herren des Landtages! 

Auch ich darf mich zum Kapitel Europäische 
Union zu Wort melden. Und muss nach meiner 
Vorrednerin gleich mal feststellen, wenn speziell die 
ÖVP regelmäßig uns Freiheitlichen vorwirft, dass 
wir die Totengräber der EU wären oder Europa 
schlecht reden würden, ist mir heute, Frau Abge-
ordnete Göll, bei Ihrer Rede eines sehr deutlich klar 
geworden. Es sind nämlich Politiker wie Sie! Sie 
von der ÖVP, Sie von der SPÖ, auch von den 
Grünen, sind jene Politiker, die die Zerstörung der 
Europäischen Union, aber was mir noch viel mehr 
leid tut, Europas vorantreiben. Exakt mit solchen 
Auftritten wie Ihrer heute hier an diesem Redner-
pult. 

Wir debattieren das Thema Europäische Union 
und Ihnen fällt nichts Besseres ein als regelmäßig 
in sektiererischer Art und Weise Projekte aufzu-
zählen, die angeblich diesem Kontinent den letzten 
Segen bringen würden. Die alles lösen werden. Die 
vielleicht in ihrer kleinen Ausformung gut, interes-
sant, nützlich sind, aber in keinster Weise sprechen 
Sie all die Probleme an, die wir zur Zeit vorfinden. 

Ich habe mich ja gewundert, dass Die nicht 
den Inhalt des EU-Finanzberichtes vorgelesen 
haben, der mindestens genauso wertlos ist. Weil 
dieser Bericht, dieses Papier, das wir da Jahr für 
Jahr bekommen, ist eine Schönfärberei, eine Dar-
stellung der schönen Seite. Da sehen wir dann 
wunderbar dargestellt, dass die EU-Mittel, die nach 
Niederösterreich fließen, ja wesentlich höher sind 
als jene Beiträge, die wir an die Europäische Union 
bezahlen. Ich lass dann einmal ganz außer Acht, 
dass wir zuerst, speziell was den Bereich Landwirt-
schaftsförderung betrifft, die den größten Teil der 
Förderung darstellt, dass wir zuerst die Landwirte 
vernichten und dann subventionieren wir sie wie-
der. Das können Sie ja alles und kennen Sie alles 
aus dem Bereich der Sozialpolitik. Das hat ja schon 
immer ganz wunderbar funktioniert. 

Aber Sie stellen keine Gesamtrechnung an. 
Sie sprechen in keinster Weise jene Themen an, 
wo uns die Europäische Union und welche Institu-
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tion im Genauen dann auch immer ins Verderben 
schickt und sprechen auch nicht, wenn wir schon 
beim Finanzbericht sind, die finanziellen Auswir-
kungen an. Heute, ganz simpel, sehen wir uns an 
die Mehrausgaben im Asylwesen. Na, sagen wir 
halt, wir rechnen sie nicht zu 100 Prozent dem EU-
Bericht an, aber seien wir gnädig, sagen wir 60, 70 
Prozent. Dann würde die Welt schon wieder ganz 
anders aussehen. Aber das verschweigen Sie ja! 
Sie belügen sich ja selbst! 

Und da fordere ich von Ihnen mehr Ehrlichkeit 
ein. Weil, wir müssen gar nicht so weit gehen, dass 
wir das Asylwesen jetzt mitdiskutieren da. Bleiben 
wir bei Bereichen wie TTIP & Co. Auch das wird 
nicht nur gesellschaftspolitische Auswirkungen auf 
unser Land haben, sondern ganz massive finanzi-
elle. Die sprechen Sie aber in keinster Weise an. 
Und das ist keine ehrliche Politik! Wir können gern 
darüber diskutieren, wie die reine finanzpolitische 
Auswirkung sich darstellt. Nur, dann diskutieren wir 
ehrlich. Da nehmen wir alle Zahlen und am Ende 
werden wir sehen, wer Recht hat. Vielleicht hab 
auch dann ich Unrecht, mag sein. Aber die erste 
Notwendigkeit ist, dass wir die ganze Thematik 
ehrlich diskutieren. Und solange wir bei solchen 
Debatten ignorieren, dass man uns TTIP aufdrän-
gen will, dass die Europäische Union in dieser ge-
samten Asylfrage versagt hat, was die Außen-
grenzsicherung betrifft, was die Verteilung betrifft, 
was die klaren Regelungen des Anreizes betrifft 
und wir damit nicht diskutieren, welche Auswirkun-
gen das in monetärer Hinsicht auf uns hat, so lange 
werde ich auch einem solchen Finanzbericht nicht 
zustimmen. Weil er mehr außer Zeit- und Papier-
verschwendung nicht ist. Vielen Dank! (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Razborcan. 

Abg. Razborcan (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-
Stellvertreterin! Hoher Landtag! 

Ich werde auch zu Europa-Fragen Stellung 
nehmen und möchte ein bisschen reflektieren auf 
meinen Vorredner, den Kollegen Landbauer. Die 
Europäische Union in dieser Form, wie sie sich im 
Moment darstellt, ja, man muss wirklich darüber 
nachdenken, ob wir sie so wollen oder nicht. Diese 
Europäische Union gibt es. Sie ist ein Zusammen-
schluss von 28 Mitgliedstaaten. Und es kommt halt 
immer darauf an, was man daraus macht. 

Man kann jetzt darüber diskutieren, ob der 
Landtag in dieser Zusammensetzung so in Ord-
nung ist oder nicht, aber er ist demokratisch legiti-

miert. Und so geht’s halt in der Europäischen Union 
auch. Also, wir Sozialdemokraten würden uns wün-
schen, dass diese Europäische Union mehr eine 
Union für die Menschen ist und nicht für die Kon-
zerne. Wir würden uns diese Europäische Union 
ganz anders vorstellen. Aber insgesamt besteht 
diese Europäische Union, so wie sie normal ist und 
wie sie durch Wahlen zustande gekommen ist. 

Lieber Kollege Landbauer! Wenn du sagst, die 
Europäische Union hat versagt was die Flücht-
lingsfrage anbelangt, dann weiß ich, dass du ja 
sehr oft auch diskutierst über diese Themen. Und 
ich weiß auch, dass du dich in dieser Frage aus-
kennst. Doch wenn du da herkommst ans Redner-
pult und sagst, die Europäische Union hat versagt, 
dann muss ich dir sagen, das stimmt nicht! Nicht 
die Europäische Union hat versagt, sondern die 
einzelnen Mitgliedstaaten haben versagt in dieser 
Frage. 

Und das ist genau das Problem, dass wir 
Dinge, die so nicht sind, immer so darstellen wol-
len. Diese Europäische Union, wenn sie die Mög-
lichkeiten hätte oder diese Kompetenz dazu hätte, 
dann wäre diese Frage ganz anders angegangen 
worden. Aber in Wahrheit sind das nationalstaatli-
che Problematiken. Wenn der Regierungschef von 
einem anderen Mitgliedstaat sagt, wir kümmern uns 
um diese Frage nicht, dann hat das mit der Euro-
päischen Union nichts zu tun. Sondern das sind 
nationalstaatliche Sachen. Und ich glaube, so fair 
muss man ganz einfach sein, wenn man heute hier 
steht, dass man sagt, das funktioniert dort nicht. 

Und da können wir diese Union abschaffen, da 
können wir Grenzzäune wieder machen, da können 
wir Grenzkontrollen einführen, aber es wird nichts 
ändern. Weil wenn sie dann in Ungarn sagen, wir 
nehmen keine Flüchtlinge, wenn sie in Tschechien 
sagen, wir nehmen keine Flüchtlinge, dann wird 
das auch nicht funktionieren. Das heißt, ich glaube, 
dass es im Gegenteil sehr vernünftig wäre, gewisse 
Dinge wirklich europäisch zu regeln. Durch das 
Europäische Parlament. Aber dann braucht dieses 
auch die entsprechenden Kompetenzen dafür. 

Sich da herzustellen und zu sagen, alles, was 
in diesen Berichten drinnen steht, stimmt nicht, das 
halte ich nicht für richtig. Man kann darüber disku-
tieren, man kann über sehr vieles diskutieren. Aber 
man kann doch nicht, wenn man eins und eins 
zusammenzählt, anzweifeln, dass das dann zwei 
ist. Und wenn wir uns diese Zahlen anschauen, 
dann wissen wir, dass wir speziell in Niederöster-
reich ..., und ich bin Vertreter von Niederösterreich, 
ich bin Abgeordneter im NÖ Landtag, ich habe zu 
dem Bericht hier Stellung zu nehmen. Und wenn 
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ich mir das anschaue, dann ist Niederösterreich 
sehr wohl ein Bundesland, das extrem stark profi-
tiert hat durch diese Europäische Union.  

Also diese Formel gibt’s und diese stimmt im-
mer noch. Weil wenn wir weniger nach Brüssel 
überweisen als wir zurückbekommen, dann kriegen 
wir ganz einfach mehr zurück. Das kann auch ein 
Mandatar der FPÖ nicht abstreiten. Und das sind ja 
fixe Zahlen. Das ist ja nicht irgendwas Erfundenes! 
Und dass sich die Zahl der Wirtschaftsbetriebe in 
Niederösterreich mehr als verdoppelt hat, das ist 
eine Tatsache, die kann man auch nicht negieren. 
Und dass auch eine Landwirtschaft extrem davon 
profitiert ist doch nichts was man abstreiten kann. 

Jetzt kann man darüber diskutieren. Ist es rich-
tig, dass sehr viel in diese Großbetriebe investiert 
wird? Dass es Schwierigkeiten gibt auf Almen, die 
zu bewirtschaften? Dass zu Bauern, die in den 
Regionen sind, wo sie sich halt schwerer tun mit 
der Landwirtschaft, ob dort nicht mehr Geld hinge-
hen soll. 

Das ist eine Frage der Verteilung. Aber insge-
samt haben die niederösterreichischen Bäuerinnen 
und Bauern sehr davon profitiert. Und dass sich 
Niederösterreich zu einem Exportland entwickelt 
hat, kann man doch auch nicht abstreiten. Und 
wieviele Jobs davon abhängen, liegt auf der Hand. 
Eine Milliarde Euro Export sichert bzw. schafft tau-
send Arbeitsplätze. Und 20 Milliarden betrifft der 
Export. Das sind 160.000 Arbeitsplätze in Nieder-
österreich! Und das sind Dinge, die kann man, 
glaube ich, ob man jetzt kritisch der Europäischen 
Union gegenübersteht oder auch nicht, nicht weg-
diskutieren. 

Eines, und das ist ja eine Sache, wo wir, 
glaube ich - ich hoffe es zumindest -, dass wir da im 
NÖ Landtag geschlossen dagegen auftreten, ist 
natürlich dieses Handelsabkommen TTIP und 
CETA bzw. auch TiSA. Dagegen, glaube ich, ist es 
notwendig, einen gemeinsamen Schulterschluss zu 
schaffen, dass wir sagen, dieses Abkommen ist für 
uns nicht in Ordnung. Da wird sehr intransparent 
verhandelt, da geht’s um sehr viel Arbeitnehmer-
schutz, da geht’s um sehr viele wichtige Dinge: 
Konsumentenschutz, Arbeitnehmerschutz, Umwelt-
standards, diese Schiedsgerichte, die da eingesetzt 
werden sollen. 

Also, das sind alles Dinge, die wollen wir nicht! 
Und deswegen müssen wir dagegen auftreten. Und 
das ist auch der Grund, warum wir seitens der So-
zialdemokratie einen Resolutionsantrag einbringen 
werden betreffend TTIP, CETA und TiSA. (Liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Razborcan, Landbauer, 
Rosenmaier, Dworak, Gartner, Gruber, Hahn, 
Onodi, Schagerl, Mag. Scheele, Dr. Sidl, Thumpser 
MSc, Tröls-Holzweber und Vladyka zur Gruppe 0 
des Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2017, Ltg. Zl.987/V-4, betreffend Stop 
TTIP, CETA und TiSA – JETZT! 

Handels- und Investitionsabkommen hatten 
immer schon direkte Auswirkungen auf das alltägli-
che Leben der einzelnen BürgerInnen, Arbeitneh-
merInnen und KonsumentInnen. Trotzdem führt die 
Europäische Kommission entsprechende Ver-
handlungen hinter verschlossenen Türen. Gewerk-
schaften und VertreterInnen der nationalen Politik 
wurden hingegen nicht aktiv an Verhandlungen 
zwischen der EU und den USA zum ‚Transatlanti-
schen Handels- und Investitionsabkommen (TTIP)‘ 
beteiligt. Es ist das bisher umfangreichste Vorha-
ben dieser Art, aber gerade auch das CETA-Ab-
kommen (Comprehensive Economic and Trade 
Agreement), das dem TTIP-Abkommen mit den 
USA als Vorbild dienen soll, weist das gleiche Pro-
cedere auf. Auch die Verhandlungen mit Kanada 
werden hinter verschlossenen Türen geführt.  

Aufgrund des großen Handelsvolumens zwi-
schen der EU und den USA würde dieses TTIP-
Abkommen die weltgrößte Freihandelszone schaf-
fen. Gleichzeitig würde das Abkommen nicht nur 
traditionelle Marktzugangsvorschriften, sondern 
auch Investitionsschutz, Dienstleistungen, öffentli-
che Auftragsvergabe, nichttarifäre Handelshemm-
nisse und handelsbezogene Regelungen umfas-
sen. 

Ein besonders heikles Kapitel des geplanten 
Abkommens ist das sogenannte ‚Investor-Staat- 
Streitbeilegungsverfahren (ISDS)‘. ISDS bietet 
ausländischen InvestorInnen die Möglichkeit, 
Staaten, in denen sie investiert haben, bei interna-
tionalen, aber geheimen Schiedsgerichten zu kla-
gen. Damit können sie juristisch gegen jene Ge-
setze und Verordnungen vorgehen, die zuvor von 
souveränen Staaten beschlossen worden sind, 
aber nun aus Sicht der InvestorInnen den Erfolg 
ihrer Investitionen (oder bloß die Gewinnaussich-
ten) gefährden. Auf diese Art und Weise werden die 
Möglichkeiten von Demokratien beschnitten, wich-
tige Anliegen der Bevölkerung, wie etwa Arbeit-
nehmerInnenrechte, Gesundheits- und Umwelt-
schutz oder Menschenrechte ausreichend zu 
schützen. 

Die Modellberechnungen des Centre of Eco-
nomic Policy Research (CEPR) für die Europäische 
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Kommission, welche kleine positive Auswirkungen 
auf das Wirtschaftswachstum prognostizieren, 
rechnen in ihrer Untersuchung damit, dass 430.000 
bis 1,1 Millionen Personen in der EU temporäre 
Arbeitsplatzverluste aufgrund der TTIP erfahren. 
Die damit einhergehenden Anpassungskosten wie 
z.B. Arbeitslosenunterstützung werden in den Stu-
dien über die Effekte der TTIP ignoriert. 

Österreich steht dem Thema Fracking sehr 
skeptisch gegenüber und macht sich für ein Verbot 
dieser schmutzigen Fördermethode von Schiefer-
gas stark. Bei Fracking geht es überdies um die 
hochriskante Gewinnung fossiler Brennstoffe – das 
glatte Gegenteil von Österreichs Bemühungen in 
Richtung Energiewende, bei der auf erneuerbare 
Energien gesetzt wird. TTIP könnte Energieriesen 
die Chance bieten, die schmutzige Fördermethode 
Fracking zu erzwingen. So gäbe es durch die Son-
derklagsrechte die Möglichkeit, gegen ein allfälliges 
Fracking-Verbot zu klagen – und zwar vorbei an 
öffentlichen Gerichten bei einer Paralleljustiz. 

Nach dem TiSA-Abkommen wären wichtige 
Maßnahmen zur Regulierung und Stabilisierung der 
Finanzmärkte künftig nur erlaubt, wenn sie nicht 
den Vorgaben von TiSA widersprechen. Hypoge-
setz, die Sanierungs- und Abwicklungsmaßnahmen 
nach dem neuen Bankensanierungsgesetz und alle 
anderen Maßnahmen, die verhindern sollen, dass 
die SteuerzahlerInnen wieder für die Verluste von 
Banken gerade stehen müssen, wären künftig nicht 
mehr umsetzbar. 

Internationale Konzerne sind in Europa bereits 
sehr mächtig und viele nationale Regierungen kön-
nen diesen oft nur wenig entgegensetzen. Den 
Konzernen nun auch noch zusätzliche Rechte ein-
zuräumen, ist der falsche Weg. Die Menschen er-
warten zu Recht, dass wir unsere hohen Standards 
schützen. 

Angesichts dieser Kritik ist es daher notwendig, 
dass vor einer rechtlich verbindlichen Unterzeich-
nung dieser Abkommen durch die EU die geäu-
ßerte Kritik jedenfalls ausreichend berücksichtigt 
werden muss und, wo notwendig, auch noch Ände-
rungen am Vertragstext vorgenommen werden. Vor 
allem aber die gravierende Intransparenz bezüglich 
der Ergebnisse bzw. der einzelnen Verhandlungs-
punkte macht es derzeit unmöglich, dem Transat-
lantischen Freihandelsabkommen (TTIP) in dieser 
Form zuzustimmen. 

Die Gefertigten stellen daher den Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung bei der Bundesregie-
rung vorstellig zu werden, damit sich diese auf 
europäischer Ebene vehement gegen die Ratifizie-
rung der Freihandelsabkommen TTIP, CETA und 
TiSA ausspricht.“ 

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
uns würde es natürlich freuen, wenn es einen ge-
meinsamen Schulterschluss gäbe in diese Rich-
tung. Ich glaube, dass das notwendig ist. Und dass 
dieses Abkommen jedenfalls auch in den nationa-
len Parlamenten ratifiziert werden muss. Dann bin 
ich zutiefst davon überzeugt, dass es zu diesen 
Abkommen nicht kommen wird. Aber ich glaube 
auch, dass es notwendig ist, dass wir von diesem 
Haus aus, vom NÖ Landtag aus, einen dement-
sprechenden Aufruf machen. Dankeschön! (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Naderer. Er ist Hauptredner. 
Redezeit 15 Minuten. 

Abg. Naderer (FRANK): Danke sehr, Herr 
Präsident! Geschätzte Frau Landeshauptmann-
Stellvertreterin! Frau Landesrat! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! 

Der Herr Zweite Präsident schaut jetzt ein 
bisschen skeptisch. (Abs. Präs. Mag. Karner: Über-
haupt nicht! Noch nicht!) 
Überhaupt nicht, gut. Danke! 

Als Einstieg eine Einschätzung über Nieder-
österreich, was die Verwaltung betrifft von außen. 
Ich war vor kurzem in Ostrava, habe dort einen 
Geschäftspartner besucht, der mit niederösterrei-
chischen Firmen einen regen Handel betreibt. Er ist 
Zulieferer in Fahrzeugbaukomponenten. Und den 
habe ich gefragt, was er von Niederösterreich hält, 
allgemein. Der ist auch in der Regionalpolitik dort 
tätig. Und er hat mir wortwörtlich gesagt, Nieder-
österreich ist ein überverwaltetes Agrarland. Und 
hoppala, die gleiche Antwort kam mir bekannt vor: 
2014 war ich am Bodensee in der Nähe von 
Bregenz bei einem Kongress, bei einem kleinen 
Kongress über kommunale Zusammenarbeit. Und 
auch dort hat mir ein Kollege aus Vorarlberg das 
gleiche gesagt. Er hat gesagt, die Verwaltung in 
Niederösterreich ist im Verhältnis zu den Einwoh-
nern und auch im Verhältnis zu den Verwaltungs-
apparaten in anderen Ländern schon ein wenig 
kräftig. 

Was jetzt diese überverwaltete Geschichte be-
trifft, so ist das eine Einschätzung, die auch ich  
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teile. Und wenn jetzt auf der Ebene der Gemeinde, 
wie der Kollege Dworak vorhin gesagt hat, die Ge-
meinden sind der größte Arbeitgeber des Landes, 
so mag das stimmen. Aber ich als Unternehmer 
erlaube mir dennoch die Frage, und was ist die 
Wertschöpfung? Was ist die Leistung für den Steu-
ertopf von diesem Arbeitgeber? Also das muss mir 
als Unternehmer gestattet sein. Ich bin Steuerzah-
ler, heute ist der 15. Das ist ein Rhythmustag für 
einen Unternehmer. Das Leben spielt sich ab, 1., 
15., 1., 15., Willi Eigner nickt. Danke, Willi Eigner! 

Das heißt, wir zahlen am 15. unsere Steuer, 
unsere Sozialversicherung. Und in dem Rhythmus 
bewegt sich unser Leben. Also jetzt „Arbeitgeber“ 
ist gut und schön, aber dennoch ist diese Sache ein 
Kostenfaktor. Die Gemeindebediensteten sind 
Kostenfaktoren. (Abg. Moser: Die Gemeinden zah-
len das genauso!) 
Das so darzustellen, das wäre hier eine großartige 
Wertschöpfung, finde ich ein wenig verwegen. 
(Beifall bei FRANK.) 

Ein anderer Part, der jetzt im Bereich der Ge-
meinden immer wieder zur Sprache kommt, ist 
dieser Kostenanteil der Gemeinden an der Min-
destsicherung. Und ich habe mir hier einiges über-
legt, nämlich vor allem im Zusammenhang mit den 
unterschiedlichen Ertragsanteilen anhand der Be-
völkerungszahl. Wir haben das heute schon gehört, 
der Wiener ist 3.160 wert, der Niederösterreicher im 
Schnitt nur 2.700. In kleinen Gemeinden ist der 
niederösterreichische Gemeindebürger noch weni-
ger wert. Aber der Kostenanteil an der Mindestsi-
cherung beträgt überall 50 Prozent. 

So. Mein Zugang, meine Idee zu diesem 
Thema: Warum gehen wir nicht einfach her und 
verlangen im Zuge des nächsten Finanzausgleichs 
eine Anpassung dieser Kostenanteile an den Be-
völkerungsschlüssel bzw. an die Ertragsanteile und 
senken das für kleine Gemeinden ab einer gewis-
sen Grenze auf 30 Prozent? Oder bei den Asylwer-
bern, ähnliche Anträge kommen, bei Asylwerbern 
senken wir das auf null, das soll der Bund zur 
Gänze übernehmen. Beziehungsweise ist natürlich 
auch eine Idee des Anreizes, dass man sagt, na 
gut, Gemeinden, die gar keine Asylwerber nehmen, 
die kriegen keine Senkung bzw. kriegen die als 
Motivation, wenn sie welche nehmen, diese Sen-
kung. Also hier ist Spielraum für Verhandlungen 
und für motivierende Schritte, so möchte ich das 
bezeichnen. 

Ich habe dazu einen Antrag vorbereitet (liest:) 

 

„Resolutionsantrag 

des Abgeordneten Walter Naderer zur Gruppe 
0 des Voranschlags des Landes Niederösterreich 
für 2017, Ltg. 987/V-4 betreffend ‚Anpassung des 
Kostenanteils der Gemeinden bei der Mindestsiche-
rung an die Höhe der Ertragsanteile aus dem Fi-
nanzausgleich!‘ 

Ausgehend vom Umstand, dass die Kommu-
nen 50% der Mindestsicherung für ortsansässige 
Bezieher über Transferabzüge finanzieren und im 
Gegenzug die Ertragsanteile ja nach der Höhe der 
Einwohner berechnet werden, ist eine Reduktion 
des Kostenersatzes der Mindestsicherung für kleine 
Gemeinden (unter 3000 EW) angebracht und auch 
gerecht. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Aufnahmebereitschaft für Flüchtlinge zu sehen, da 
viel Gemeinde bereit wären (mehr) Flüchtlinge auf-
zunehmen, diese aber ab Erreichen des Asyl-Sta-
tus ja berechtig sind, Mindestsicherung zu bezie-
hen. Den Gemeinden entstehen dadurch zusätzli-
che finanzielle Belastungen, die nicht abgegrenzt 
werden können. Es ist daher sinnvoll, den Kosten-
anteil für kleinere Gemeinden von 50% auf 30% zu 
senken und bundesweit für alle Asylberechtigten 
ebenfalls auf diesen Wert zu deckeln.  

Die Regelung über die Übernahme der weg-
fallenden 20% ist eine Frage des Finanzausgleichs, 
wobei das Land die Transfers an die Gemeinden 
ohnehin budgetiert und über den Bund finanziert. 
Alternativ wäre auch eine finanzielle Beteiligung 
jener Kommunen, die keine Asylwerber unterbrin-
gen wollen, zu überlegen. Damit wären Land wie 
Bund entlastet, da diese Mittel aus der ordentlichen 
Gebarung der betroffenen Gemeinden abzudecken 
wären.  

Der Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, bei den 
Finanzausgleichsverhandlungen und der Neurege-
lung der Mindestsicherung darauf zu drängen, dass 
der Kostenanteil der Kommunen an der Mindestsi-
cherung für kleinere Gemeinden auf 30 Prozent 
gesenkt wird und bundesweit für alle Asylberech-
tigten ebenfalls auf diesen Wert gedeckelt wird.“ 

Natürlich darf der dann bundesweit auch null 
sein. Ich glaube, kein Bürgermeister hat irgendet-
was dagegen. Ich bitte daher um Zustimmung zu 
diesem Antrag. 
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Der nächste Punkt in dieser Gruppe betrifft die 
demokratischen Grundsätze bei den Wahlen. Ist 
schon angesprochen worden. Die Sache mit der 
Briefwahl und mit der Wählerevidenz hat mir natür-
lich auch einiges an Ideen jetzt beschert. Weil wir 
haben ja mittlerweile die strukturellen Infrastruktur-
einrichtungen des ZMR und wir haben auch seit 
September 2015 den ZPR. Also warum wir in Ge-
meinden die Wählerevidenz immer noch händisch 
führen mehr oder weniger, entzieht sich meiner 
Kenntnis. Das zu automatisieren ist ein Schritt in 
die notwendige Richtung. 

Und es soll auch die Möglichkeit geben, dass 
ein Bürger mittels App und mittels Handysignatur - 
weil die gibt’s ja auch schon, haben wir schon er-
funden und viele verwenden das - seine Daten dort 
abfragen kann und erkennen kann, ob er in der 
Wählerevidenz richtig geführt wird. Weil es könnte 
ja sein, er ist erst 14 und ist als wahlberechtigt aus-
gewiesen. Soll in Niederösterreich ja passiert sein. 

Die Briefwahl in Frage zu stellen, halte ich 
ebenfalls für verwegen. Im Gegenteil! Ich würde die 
elektronischen Wahlmöglichkeiten eher andenken 
und forcieren. Denn wir haben auch junge Wähler, 
jüngere Wähler. Sie sind nicht alle über 60 und 
daher Anpassung an die Zukunft ist eine Anpas-
sung an die Bedürfnisse der Jungen, meine Damen 
und Herren. 

Jetzt noch rasch EU-Politik: Die schon ange-
sprochenen Punkte in Bezug auf Steuerregelung, 
Steuerautonomie der Länder, Entlastung des Fak-
tors Arbeit, Veränderung der Besteuerung von 
Ressourcen und Boden, wir hätten es schon. Weil 
wenn für TTIP und CETA und TiSA es sich so wei-
ter bewegt wie es sich bewegt, wenn die Sensibili-
sierung für diese Themen in anderen EU-Ländern 
bei weitem nicht den Grad erreicht, den sie bei uns 
in Europa hat, dann werden wir TTIP akzeptieren 
müssen. Und damit werden wir sehr wohl, obwohl 
wir sie alle nicht mögen, da bin ich mit Ihnen 
d’accord, und ich glaube, wir sind uns da alle einig, 
so Geschichten wie Investitionsschutzklausel und 
Schiedsgerichte, die dann abseits des Rechtsstaa-
tes und des Rechtssystems versuchen da herum-
zudoktern und zu operieren, die wollen wir alle 
nicht. 

Aber ich sage Ihnen eines: Eine Investitions-
schutzklausel steht dann sehr wohl auf der Seite 
des Investors, wenn wir uns ein anderes Steuer-
system überlegen. Und der kann dann schon sa-
gen, na gut, Kollegen, wie ich investiert habe, war 
die Grundlage das und jetzt wollt ihr auf einmal die 
Grundlage ändern? Also, hier eine Diskussion zu 
beschleunigen, meine Damen und Herren, das 

halte ich für mehr als geboten. Meinetwegen setzen 
wir uns zusammen und machen wir uns was aus 
oder überlegen wir uns, wie wir eine Steuerauto-
nomie des Landes Niederösterreich aufbauen kön-
nen das dann auch entsprechend TTIP-tauglich ist. 
Denn ob wir es verhindern können, dafür haben wir 
keine Garantie, trotz unseres allmächtigen Landes-
hauptmannes. 

Was die Aktivitäten in der EU-Politik betrifft, so 
habe ich hier eine Presseaussendung aus dem 
Februar 2016 von Frau Landesrätin Barbara 
Schwarz „Niederösterreich führt Vorsitz in der 
Europaregion Donau-Moldau“. Was ich bis jetzt 
nicht gefunden habe, ist der substanzielle Beitrag 
zu diesem Thema. Was ich auch nicht finden kann, 
sind die einzelnen Aktivitäten, die in die Bevölke-
rung hinaus kommuniziert werden zum Thema 
Euregio. In dieser Donau-Moldau-Region sind ja 
immerhin 7 Regionen aus drei Staaten zusammen-
gefasst. Und der Beitrag Österreichs ist, die EU-
Regionalmittel, die Wichtigkeit der EU-Regional-
mittel hervorzustreichen. Die Frau Landesrätin hat 
damals betont, sie sind ein wichtiges Instrument zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen und für wirtschaftli-
chen Fortschritt. Dieser Weg ist eine zentrale Her-
ausforderung für Europa in der nahen Zukunft. Wir 
müssen als Regionen verstärkt zusammenarbeiten 
und unsere Interessen gemeinsam vorantreiben. 
Na nona!  

Als Aktivitäten wird hier angeführt großartig, 
der Mobilitätstag in Melk. Da werden Einladungen 
an Vertreter dieser Regionen verschickt. Und zu-
sätzlich gibt’s Energy Futuretour von 15 Jugendli-
chen. Aber jetzt das substanziell irgendwie kaum 
etwas zu erkennen, dass Niederösterreich hier ein 
Vorreiter, ein Botschafter in den anderen Regionen 
sei. Das kann ich nicht erkennen. Aber vielleicht 
habe ich das deshalb nicht erkannt, weil ich in 
Göttweig beim europäischen Tag, beim Europafo-
rum, nicht dabei war. 

Kollege Mandl, du kommst ja jetzt ans Redner-
pult, vielleicht erklärst mir, was substanziell am 
Vorsitz in der Europaregion Donau-Moldau ich ver-
säumt habe. Danke! (Beifall bei FRANK.)  

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Mag. Mandl. 

Abg. Mag. Mandl (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Frau Landeshauptmann-Stellver-
treterin! Liebe Frau Landesrätin! 

Wir diskutieren eigentlich das Landesbudget 
für 2017. Und wir diskutieren jetzt gerade über 
Europa und über die Europapolitik Niederöster-
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reichs. Wie jedes Jahr fällt es zusammen, dass 
kurz vor der Budgetdebatte im Landtag in Göttweig 
das Europaforum Wachau ein leuchtendes Zeichen 
dafür ist, was niederösterreichische Landesaußen-
politik, Landes-Europapolitik bedeutet. 

Und auch in diesem Jahr war es so, dass nicht 
nur zur Region Donau-Moldau, lieber Kollege 
Naderer, sondern zu den ganz großen Themen, die 
Europa beschäftigen, die aber dann in den Regio-
nen und Kommunen relevant werden, in der 
Wachau diskutiert worden ist. 

Ich erwähne nicht nur den rumänischen Au-
ßenminister, der dort gesprochen hat, den bulgari-
schen Außenminister, der dort gesprochen hat, 
unseren Außenminister Sebastian Kurz, der dort 
gesprochen hat, ebenso wie unser Landeshaupt-
mann Erwin Pröll, sondern wir sind dort in den Ar-
beitskreisen, in die Details dessen gegangen, was 
es bedeutet, dass es globale Krisen gibt – das wird 
ja niemand bestreiten -, dass es aber zu den glo-
balen Krisen vielfach regionale und kommunale 
Lösungen braucht. 

Und ich halte es auch für wichtig, gerade im 
Zusammenhang mit dem Landesbudget für 2017 
und der Europapolitik, was das Bundesland Nie-
derösterreich mit diesem Budget machen wird, 
darauf hinzuweisen, dass es auch in Göttweig nicht 
selbstverständlich war und daher intensiv diskutiert 
werden musste, dass es eben die Kommunen und 
Regionen sind, die beispielsweise in einer Flücht-
lingskrise, in der viele Geflüchtete aus verschiede-
nen Teilen der Welt kommen, wir dann nicht nur 
Versorgung mit Quartier und mit Nahrung leisten 
müssen, sondern die dann auch Integration leisten. 
Weil wo, wenn nicht vor Ort geschieht denn In-
tegration? Dort, wo Menschen wohnen, dort, wo 
Menschen in die Schule gehen, dort, wo Menschen 
arbeiten. Und so ist es zu verstehen, dass globale 
Krisen kommunale und regionale Antworten be-
kommen. 

Was wir brauchen in diesen Krisen ist nicht 
weniger Europa, sondern ist mehr Europa! Hätten 
die Vorschläge der Europäischen Kommission in 
der Flüchtlingskrise sich durchgesetzt, dann hätten 
wir sicher heute weniger Herausforderungen zu 
bewältigen. Aber es waren die Nationalstaaten, wo 
vieles nicht gut funktioniert hat. Und es waren die 
Kommunen und es waren die Regionen, die vieles 
aufgefangen haben. Indem sie eben exzellente 
Arbeit geleistet haben! Und es ist das Bundesland 
Niederösterreich, das die Kommunen und Regio-
nen in ganz Europa stärken möchte. Das haben wir 
in Göttweig gezeigt, das haben wir in der Vergan-
genheit gezeigt, als es darum gegangen ist, wie 

das Regionalförderungsprogramm der Europäi-
schen Union im Rahmen der Kohäsionspolitik aus-
sieht. Und das werden wir auch in Zukunft zeigen 
als Bundesland Niederösterreich. Deshalb ist es so 
wichtig, dass wir investieren in starke Regionen in 
einem starken Europa. 

Der ehemalige Kommissionspräsident José 
Manuel Barroso hat gesagt, Europa muss in den 
großen Dingen groß sein und in den kleinen Dingen 
klein. Das heißt nichts anderes, als dass wir gerade 
als Kommunen und Regionen, wo die Menschen 
täglich sagen, wo ihre Sorgen und Ängste liegen, 
dass wir verlangen, dass Europa starke Außen-
grenzen hat. Dass wir verlangen, dass Europa das 
auch gewährleistet, was Sebastian Kurz gesagt hat, 
nämlich klare Regeln für Migration, für Einwande-
rung. Klare Regeln für die Betreuung von Flüchtlin-
gen. Das alles müssen wir verlangen, weil wir in 
den Regionen und Kommunen unseren Job ma-
chen, wo wir die Europäische Union nur als Rah-
men brauchen. Aber wie wir Integration machen für 
Menschen, die da sind, die Bildung und Arbeit und 
in all den Bereichen, beim Wohnen, das ist schon 
den Regionen und Kommunen zu überlassen! Und 
dafür braucht’s auch starke Kommunen und Regio-
nen. Doch das sehen nicht alle in Europa so. 

Ich habe den Verdacht, das sehen nicht einmal 
alle in Niederösterreich so! Deshalb ist es so wich-
tig, hier zu diskutieren und immer klarzumachen, 
Europa kann nur funktionieren, wenn es starke 
Regionen gibt. Dafür tritt Niederösterreich ein, dafür 
kämpft Niederösterreich. Weil wir auch wissen, es 
gibt keine Zukunft, die wir uns in irgendeiner Form 
wünschen könnten, wenn die Europäische Union 
zurückgeschraubt wird.  

Ich schließe mit einem Zitat, das ich diese Wo-
che gehört habe, von dem britischen Sozialisten 
Gordon Brown, der auf den Punkt gebracht hat in 
der Debatte um einen möglichen Brexit - der hof-
fentlich ausbleiben wird -, dass in jedem Jahrhun-
dert außer in diesem, und sogar in jeder Generation 
außer in der aktuellen Generation, in Europa Krieg 
und Verfolgung geherrscht haben! 

Ich bin nicht der Meinung, die viele vertreten, 
dass das Friedensargument nicht mehr verstanden 
wird oder dergleichen. Ich denke, wenn man in die 
Welt schaut und wenn man in die Geschichte 
schaut, dann ist es der Frieden, der das alles erst 
möglich macht, was wir jetzt haben, worüber wir 
diskutieren. Wobei wir schon Dissens haben kön-
nen über manche Themen. Aber es sind Themen, 
die wir lösen können, so lange wir in Frieden und 
Freiheit miteinander leben können! Dafür gilt es zu 
kämpfen und zu arbeiten. Da beginnt vieles in der 
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Kommune, wo Integration entsteht und in all den 
Bereichen, wo Menschen zusammenkommen. Und 
das ist möglich in einem europäischen Rahmen, 
der auch ein starkes Europa in einer sehr bewegten 
Welt ermöglicht. (Beifall bei der ÖVP und LHStv. 
Mag. Renner.) 

Dritter Präsident Gartner: Wir kommen zum 
Thema Verwaltung. Zu Wort gemeldet ist Herr Ab-
geordneter Dr. Sidl. 

Abg. Dr. Sidl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 
Frau Landesrätin! Hoher Landtag! 

Ich möchte in der Gruppe 0 meinen Fokus auf 
die Verwaltung und auf die Parteienförderung le-
gen. Zunächst einmal muss festgehalten werden, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den NÖ 
Landesverwaltungseinheiten wirklich eine überaus 
gute Arbeit leisten. Sie sind es auch, die unser 
Bundesland gegenüber den Bürgerinnen und Bür-
gern vertreten, eine schnelle und effiziente Ver-
waltung mit dem Ergebnis, die klar auf dem Fun-
dament unserer Gesetze aufgebaut ist. Das ist eine 
Visitenkarte für Niederösterreich. Und daher von 
dieser Stelle auch ein großes Dankeschön! 

Daher muss man auch von Seiten der Politik 
ein ganz besonderes Fingerspitzengefühl an den 
Tag legen, wenn es um Reformen bei Bezirks-
hauptmannschaften oder den Agrarbehörden geht. 
Hier geht es neben dem Ziel, die Ressourcen opti-
mal auszuschöpfen natürlich auch um regionale 
Anforderungen und um die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. 

Es gibt daher keine Verallgemeinerungen oder 
ein über den Kamm scheren, was Optimierungen in 
der Landesverwaltung betrifft. Man muss sich ge-
nau ansehen, ob die öffentlichen Gelder auch in 
dieser oder jener Form hier am Besten eingesetzt 
werden. 

Hoher Landtag! Unsere Demokratie ist eine 
Parteiendemokratie. Sie ist getragen von politi-
schen Parteien. Und daher ist es auch notwendig, 
dass wir eine Parteienförderung in der Höhe von 
17,398.300 Euro auszahlen. Wenn uns die Förde-
rung von Parteien in der Demokratie nichts wert ist, 
dann werden wir nur noch Menschen in der Politik 
finden, die es sich leisten können, in die Politik zu 
gehen und in der Politik zu sein. (Beifall bei Abg. 
Rosenmaier.) 

Die werden aber dann auch die Regeln auf-
stellen, nach denen unser System zu funktionieren 
hat. Denn wer zahlt, der schafft an. Das hohe Gut 

der Demokratie muss für uns ein zentraler Stellen-
wert sein. Und wir Politikerinnen und Politiker müs-
sen auch Vertrauen in die Strukturen sowie Institu-
tionen der Republik und unseres Bundeslandes 
haben. 

Und wir müssen dieses Vertrauen auch nach 
außen tragen! Dass die Bürgerinnen und Bürger 
sehen, unsere Demokratie funktioniert. In dieser 
Gruppe sind eine Vielzahl an Budgetposten daher 
auch eine Demokratieförderung. Und ich halte es, 
und ich möchte das von dieser Stelle sehr wohl 
anmerken, für geradezu fahrlässig, wenn man 
Wahlergebnisse unterschwellig anzweifelt und mit 
einem Ton des Misstrauens gegenüber Vertrau-
enspersonen bei einer Wahl agiert. Das ist einer 
demokratisch gewählten Partei unwürdig. Wenn es 
konkrete Missstände gibt, so sind diese darzulegen 
und auch gegebenenfalls mit allen rechtlichen Mög-
lichkeiten zu verfolgen. 

Aber es dürfen nicht von Beginn an bereits 
Zweifel geschürt und nicht genehme Wahlergeb-
nisse ins schiefe Licht gerückt werden! Denn in 
Niederösterreich stellen sich bei jeder Wahl tau-
sende Menschen in den Dienst der Demokratie und 
verrichten ihre Aufgabe mit größtmöglicher Sorgfalt 
und Gewissenhaftigkeit. Und sorgen damit für einen 
reibungslosen Ablauf. (Beifall bei der SPÖ, LR 
Mag. Schwarz und Abg. Dr. Michalitsch.) 

Es wird, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, in den Wahlbehörden überaus professionelle 
Arbeit auf Basis unserer Gesetze geleistet. Es ist 
daher eine Grundregel der Demokratie in diesem 
Land, diesen Menschen das entsprechende Ver-
trauen entgegenzubringen. Dieses Vertrauen aus-
zuhöhlen ist ein sehr gefährlicher Weg! Danke sehr! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Thumpser. 

Abg. Thumpser MSc (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellver-
treterin! 

Ich darf in aller gebotener Kürze zum Bereich 
Rechnungshof und Konsumentenschutz Stellung 
nehmen. Zum Ersten zum Bereich des Rechnungs-
hofes möchte ich Frau Direktor Goldeband und 
ihren Mitarbeitern des NÖ Landesrechnungshofes 
meinen Dank aussprechen für die hervorragende 
Arbeit, die sie im letzten Jahr geleistet haben. Und 
die Frage der Ausstattung und der Planstellen, 
nämlich jene Sachen, die wirklich budgetrelevant 
sind, finden sich hier in diesem Budget wider und 
gewährleisten diese hervorragende Arbeit natürlich 
auch für die nächsten 12 Monate. 
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(Präsident Ing. Penz übernimmt den Vorsitz.) 

Bei dem Bereich ein Punkt, den ich jedes Jahr 
anspreche. Wir werden dieses Jahr sicherlich wie-
der auch den Tätigkeitsbericht des Landesrech-
nungshofes zumindest im Rechnungshof-Aus-
schuss diskutieren. Ich hoffe, dass es bei der 
Mehrheitsfraktion hier im Landtag ein Umdenken 
gibt und wir irgendwann diesen Tätigkeitsbericht 
des Landesrechnungshofes so wie in acht anderen 
Bundesländern in Österreich auch hier im Landtag 
diskutieren. 

Und zum Dritten gestatten Sie mir zum Thema 
Rechnungshof eine dritte Anmerkung. Nämlich 
jene, wie wir in diesem Haus mit den Rechnungs-
hofberichten, auch mit der Diskussion darüber, 
umgehen. Ich halte es nicht für zielführend, dass 
wir sozusagen noch immer in Summe die Rech-
nungshofberichte in einer Art „Kraut und Rüben-
Diskussion“ hier diskutieren. Sodass sich die Men-
schen draußen überhaupt nicht mehr auskennen. 

Sondern ich würde wirklich den Vorschlag ma-
chen - das ist eine rein organisatorische Maß-
nahme, hängt nicht mit monetär oder budgetär 
zusammen -, dass wir wirklich Punkt für Punkt ei-
nen Rechnungshofbericht nach dem anderen hier 
von diesem Rednerpult in diesem Haus diskutieren. 
Und nicht so wie bisher kreuz und quer. Ich halte 
das wirklich für nicht gut. Nicht nur für die Sache 
des Rechnungshofes, sondern auch für die einzel-
nen Berichte. 

Zum zweiten Bereich, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, zum Thema Konsumentenschutz. So wie 
jedes Jahr, glaube ich, zeigt sich die Wichtigkeit 
dessen, und das wird in Zukunft noch wesentlich 
wichtiger sein, darin dass dieses bei unserer Lan-
deshauptmann-Stellvertreterin Karin Renner ange-
siedelt ist. Ich glaube, dass dieser Konsumenten-
schutz deshalb in Zukunft noch viel wichtiger wird, 
weil sich immer neue Facetten mit Betrügereien, 
mit Übervorteilungen von Konsumentinnen und 
Konsumenten ergeben. Und denken wir nur an den 
Bereich der Online-Geschäfte, was sich alles im 
Bereich der Telekommunikation, der Finanzdienst-
leister etc. abspielt, wo jeden Tag es neue Formen 
des Konsumentenschutzes geben muss. Weil auch 
die Betrügereien immer wieder sich neue Formen 
suchen. 

Deshalb glaube ich, dass der Konsumenten-
schutz in den nächsten Wochen, Monaten und 
Jahren ein umso wichtiger wird. Und es zeigt sich 
auch, dass dieser Bereich in der Zusammenarbeit 
mit der Arbeiterkammer Niederösterreich oder auch 

mit dem Verein „pro Konsument“ ein immer wichti-
gerer ist. 

Ein Teil des Konsumentenschutzes, dem sich 
unsere Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin 
verschrieben hat, ist natürlich auch die Frage des 
Umganges mit Lebensmitteln. Wie gehen wir als 
Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher mit 
Produkten um? Wie verwenden wir sie bzw. wie 
werfen wir sie weg? 

Da möchte ich mich an dieser Stelle recht 
herzlich bei dir, Frau Landeshauptmann-Stellver-
treterin bedanken dafür, dass du mit deinen – zu-
gegeben sehr bescheidenen – Mitteln, aber doch 
immer wieder diese Frage zu einer machst, auch 
einer medialen Berichterstattung, die vielleicht uns 
und die Niederösterreicherinnen und Niederöster-
reicher ein bisschen zum Umdenken anregen 
möchte. (Beifall bei der SPÖ.) 
Denn ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir auch 
die Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher 
zu den wahren Konsumenten machen.  

Im Bereich des Konsumentenschutzes ist auch 
die Frage der Regionalität der Lebensmittel eine, ist 
die Frage der Herkunftsbezeichnung eine. Und, wie 
gesagt, auch des bewussten Umganges. Und, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wenn der Kollege 
Razborcan, der Vorvorredner, die Frage TTIP, 
CETA und TiSA angesprochen hat, dann möchte 
ich das gerade im Bereich des Konsumentenschut-
zes auch tun. Weil ich auch in diesem Bereich 
glaube, dass wesentliche Bereiche des Konsu-
mentenschutzes betroffen sind. Es ist die Frage der 
Vorsorge oder der Nachsorge in der Produktion von 
Lebensmitteln, die eine wesentliche ist. Es ist in 
den Handelsabkommen in allen dreien, sowohl 
TTIP, CETA aber auch TiSA, der Konsumenten-
schutz wesentlich betroffen. 

TiSA ist meiner Meinung nach wirklich ein An-
schlag auf die Privatisierung, gerade im Bereich der 
Trinkwasserversorgung, in dem unsere Landes-
hauptmann-Stellvertreterin auch wirklich aktiv un-
terwegs ist. Deshalb bitte ich euch um diesen so 
genannten Schulterschluss, so wie ihn auch das 
Luxemburger Parlament in der Vorwoche gefasst 
hat, wo das Luxemburger Parlament mit 58 von 60 
Abgeordneten gegen das Handelsabkommen 
CETA gestimmt hat. Und gesagt hat, das muss auf 
alle Fälle national diskutiert werden. Und ich bitte 
Sie, den Antrag des Kollegen Razborcan in diesem 
Zusammenhang auch zu unterstützen. Danke! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Michalitsch.  
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Abg. Dr. Michalitsch (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hoher Landtag! 

Ich rede in der Gruppe 0 traditionell zum Be-
reich Verwaltung. Und das ist in Niederösterreich 
ein sehr erfreulicher Bereich, wie ich dann auch an 
Zahlen zeigen kann. Weil wir, glaube ich, eine gut 
geführte Landesverwaltung haben und entspre-
chende Schwerpunkte auch gesetzt werden in der 
Verteilung der Mitarbeiter. Nämlich ganz direkt an 
den Menschen arbeiten unsere Mitarbeiter zu 50 
Prozent in den Landeskliniken, 14 Prozent in den 
Heimen, 20 Prozent in den Kindergärten. Also drei 
Viertel direkt am Menschen und nur 14 Prozent in 
der Hoheitsverwaltung. 

Kollege Naderer! Es ist ein ziemliches Kunst-
stück, da zu Experten in der Ostukraine zu reisen 
und festzustellen, Niederösterreich wäre überver-
waltet. Ganz genau das Gegenteil ist der Fall! Wir 
haben natürlich den geringsten Anteil von Mitar-
beitern in der Hoheitsverwaltung, gerechnet auf die 
Bevölkerung, von allen Bundesländern, gemeinsam 
mit Vorarlberg. Und darauf können wir stolz sein! 
(Beifall bei der ÖVP und Abg. Rosenmaier.) 

Der Stolz kommt ja doch zum Ausdruck. Und 
dass es so ist, Kollege Rosenmaier, finde ich gut, 
da haben wir einiges, worauf wir stolz sein können. 
Die Strukturreformen in der Landesverwaltung sind 
nach dem Motto leise, aber effektiv über 20 Jahre 
hindurch vorgenommen worden. Das geht von 77 
auf 54 Abteilungen, also 23 Abteilungen weniger. 
Außenstellenbereinigung, Bezirk Wien-Umgebung. 
Nicht zuletzt, Kollegin Onodi, der Bezirk wird grö-
ßer, und die Purkersdorfer, Pressbaumer, die sechs 
Gemeinden dieses Teilbezirkes fühlen sich jetzt 
schon hingezogen. Wir haben eine gute Zusam-
menarbeit aufgebaut, denn es ist viel gescheiter, 
hier mit den Nachbarn zusammenzuarbeiten - das 
sage ich auch als Bürgermeister von Eichgraben – 
als dass die in Klosterneuburg oder Schwechat 
sitzen und wir uns in St. Pölten treffen. 

So gibt es viele Dinge in der Aufbauorganisa-
tion, auch in der Ablauforganisation, die verbessert 
wurden. Kompetenzzentren, hat sogar die Frau 
Landeshauptmann-Stellvertreterin schon erwähnt, 
das Bürgerservicetelefon statt eines Callcenters 
spart Geld und bringt bessere Leistung. Und wir 
haben insgesamt unsere Hausaufgaben gemacht 
als Bundesland Niederösterreich: Besoldungsre-
form, Pensionsreform. Also wir stehen hier gut da. 
Und ich möchte an dieser Stelle den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern im Landesdienst, natürlich 
auch der Dienstgeberseite und auch der Sozial-
partnerseite, der Personalvertretung, für dieses 
gute Miteinander im Sinne der Bürger und für diese 

Leistung ganz herzlich danken. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wir leisten natürlich mit dieser guten Verwal-
tungsorganisation auch einen ganz bemerkens-
werten Beitrag im Sinn des Föderalismus. Födera-
lismus heißt für uns, dass man im überschaubaren 
Bereich auch ganz im Sinne der Bürger arbeitet. 
Und es kann durchaus einen Wettbewerb geben, 
wo ein Standort besser sein kann als der andere. 
Und das sehen wir ja in vielen Bereichen auch in 
Niederösterreich. 

In diesem Sinn des Föderalismus, wo Ideen 
aus den Ländern auch im Bund verwirklicht werden 
sollen, wird der Kollege Riedl eine Resolution ein-
bringen, weil das niederösterreichische Modell der 
ordnungsgemäßen Abwicklung von Briefwahlen, 
glaube ich, exportfähig ist. Das liegt mir persönlich 
sehr am Herzen. Und ich darf namens meiner 
Fraktion einen Resolutionsantrag einbringen zu 
Meinungsumfragen vor Wahlen. Es ist ja so, dass 
wir in diesem Halbjahr bei der Bundespräsidenten-
wahl erleben mussten, dass die Meinungsumfragen 
zum Teil ganz erheblich von den tatsächlichen Er-
gebnissen abgewichen sind. Und dass es auch bei 
der Gemeinderatswahl in Wien eine große Diskre-
panz zwischen den Ergebnissen der Meinungsum-
frage und dem Endergebnis gab.  

Der Antrag des Abgeordneten Dr. Michalitsch 
zur Gruppe 0 betreffend Meinungsumfragen vor 
Wahlen führt daher aus, dass in mehreren Ländern 
Europas Veröffentlichungsverbote von Meinungs-
umfragen für einen bestimmten Zeitraum vor der 
Wahl bestehen. Es ist so, dass auf Bundesebene 
bereits 2001 und 2002 eine Enquetekommission 
getagt hat und eine Empfehlung abgegeben hat, 
ESOMAR heißt das Ding. Die European Society for 
Opinion and Marketing Research hat Standards 
aufgestellt, die sollten eingehalten werden. Wir 
meinen, dass Meinungsumfragen ein wichtiges 
Instrument zur Information der Wähler sind, dass 
aber falsche Informationen natürlich die Wahl un-
zulässig beeinflussen können. Wir wollen daher, 
dass dieses Thema auf Bundesebene aufgegriffen 
wird. Und ich stelle daher den Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

des Abgeordneten Dr. Michalitsch zur Gruppe 
0 des Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend 
Meinungsumfragen vor Wahlen. 

Im Zuge der Berichterstattung im Vorfeld des 
ersten Wahlgangs der Bundespräsidentenwahl 
2016 wurden wieder zahlreiche Meinungsumfragen 
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veröffentlicht. Das Ergebnis dieses ersten Wahl-
gangs hat schlussendlich gezeigt, dass die veröf-
fentlichten Ergebnisse der Meinungsumfragen zum 
Teil erheblich vom tatsächlichen Endergebnis ab-
gewichen sind. Bereits bei der letzten Gemeinde-
ratswahl in Wien gab es eine große Diskrepanz 
zwischen den Ergebnissen der Meinungsumfragen 
und dem tatsächlichen Endergebnis. 

In mehreren Ländern Europas bestehen Ver-
öffentlichungsverbote von Meinungsumfragen in 
einem bestimmten Zeitraum vor der Wahl. Auf 
Bundesebene hat sich in den Jahren 2001 und 
2002 bereits eine parlamentarische Enquete-Kom-
mission mit diesem Thema befasst. Die Enquete-
Kommission hat damals an die Medien appelliert, 
besondere Sorgfalt bei der Publikation von Mei-
nungsumfragen walten zu lassen und Meinungs-
umfragen nur unter Zugrundelegung der von der 
European Society for Opinion and Marketing 
Research (ESOMAR) publizierten Richtlinien zu 
veröffentlichen. 

Es wurde empfohlen, einen Weisenrat einzu-
richten, der die in den Medien veröffentlichten Mei-
nungsumfragen auf die Einhaltung der ESOMAR-
Richtlinien zu überprüfen hat und dessen Entschei-
dungen in den Medien wiederzugeben sind. 

Meinungsumfragen sind ein wichtiges Instru-
ment zur Information von Wählern. Es darf aber 
nicht übersehen werden, dass die Gefahr besteht, 
dass die Veröffentlichung von ‚falschen Ergebnis-
sen‘ in Meinungsumfragen das Wahlverhalten er-
heblich beeinflussen kann. Aus diesem Grund 
muss sichergestellt sein, dass Meinungsumfragen 
nach einheitlichen Standards und bestem Fachwis-
sen erstellt werden. Keinesfalls darf durch Mei-
nungsumfragen ein lenkender Effekt entstehen, der 
das Wahlverhalten eines Wählers beeinflussen 
kann. 

Aus diesem Grund erscheint es erforderlich, 
dass sich Vertreter der im Nationalrat vertretenen 
Parteien gemeinsam mit Vertretern der Medien und 
der Meinungsforschungsinstitute nochmals aus-
führlich mit der demokratiepolitischen Wichtigkeit 
dieses Themas auseinandersetzen und zusammen 
klare Spielregeln definiert werden. 

Gegebenenfalls sind die in den ESOMAR-
Richtlinien vorgegebenen Standards nachzuschär-
fen. Weiters ist anzumerken, dass der von der 
Enquete-Kommission vorgeschlagene Weisenrat 
bis heute noch nicht eingerichtet wurde. Um eine 
Einhaltung der gemeinsamen Spielregeln kontrollie-
ren zu können bzw. eine gewisse Form der Selbst- 
 

kontrolle einzuführen erscheint es unbedingt erfor-
derlich, den von der Enquete-Kommission vorge-
schlagenen Weisenrat so rasch als möglich einzu-
richten. 

Der Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird ersucht, an die Bun-
desregierung und an die im Nationalrat vertretenen 
Parteien heranzutreten und diese im Sinne der 
Antragsbegründung aufzufordern, nach Möglich-
keit“ – 

In der Antragsbegründung steht auch drinnen, 
dass Medien und Meinungsforscher auch da einbe-
zogen werden sollen - 

„bis hin zu einem Verbot von Meinungsumfra-
gen in einem bestimmten Zeitraum vor Wahlen – zu 
suchen, um so weit als möglich zu gewährleisten, 
dass eine Beeinflussung von Wählern durch veröf-
fentlichte Meinungsumfragen vermieden wird, und 
zumindest der von der parlamentarischen Enquete-
Kommission vorgeschlagene Weisenrat eingerich-
tet wird.“ 

Die Verwaltung in unserem Bundesland ist, 
glaube ich, ein sicheres Fundament auf unserem 
Weg für die Zukunft. Und wenn wir das mit den 
Meinungsumfragen auch noch zusammenbringen, 
dann hat diese Debatte heute auch einen guten 
Sinn gehabt. In diesem Sinn danke für Ihre Auf-
merksamkeit! (Beifall bei der ÖVP und Abg. 
Vladyka.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Onodi. 

Abg. Onodi (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Frau 
Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren Ab-
geordnete! 

In diesem Kapitel finden wir auch den Tier-
schutz entsprechend verankert. Das Versorgungs-
konzept und auch die Fördervereinbarungen mit 
den Tierheimen selbst. Wir wissen alle und haben 
uns dazu bekannt, der Tierschutz liegt auch im 
öffentlichen Interesse. Und zu dieser Verantwor-
tung hat sich das Land Niederösterreich bereits 
frühzeitig bekannt, nämlich schon im Jahr 2000 
haben wir hier ein Versorgungskonzept geschaffen, 
worin wir genau festgelegt haben die Tierheiminfra-
struktur. In jedem Viertel Niederösterreichs wurde 
daher ein neues Tierheim errichtet. 
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Das Land Niederösterreich finanziert den Neu-
bau der Tierheime zu 100 Prozent, die Gesamtbau-
kosten betragen 8,9 Millionen Euro. Und insgesamt 
werden seit 2015 jährlich rund 390.000 Euro an 
Mitteln für die Leasing-Raten zur Verfügung ge-
stellt. Es gibt auch noch vier zusätzliche Tierheime, 
die kooperieren mit dem Land bzw. sind Drittpartner 
von den Viertelstierheimen. 

Derzeit sind über 40 Mitarbeiter in den nieder-
österreichischen Tierheimen beschäftigt. Jährlich 
werden rund etwa 1.500 Hunde, 2.000 Katzen und 
400 Kleintiere versorgt. Der Großteil kann aber 
auch, und das ist das Ziel, an neue Tierhalter ver-
mittelt werden. 

Mit dem Tierschutzgesetz in dem Jahr 2005 ist 
eine bundeseinheitlich moderne Regelung ge-
schaffen worden und seitdem sind die Länder ver-
pflichtet, Vorsorge für die Unterbringung, Versor-
gung entlaufener, ausgesetzter und zurückgelasse-
ner sowie die von der Behörde beschlagnahmten 
oder abgenommenen Tiere zu treffen. Auch hier 
beweist das Land Niederösterreich laufend, dass 
die Achtung und der Schutz der Tiere als Mitge-
schöpfe des Menschen aus seiner Verantwortung 
gegenüber allen Lebewesen Zielsetzung unseres 
Handelns sind. 

Ab 2014 stellt das Land Niederösterreich eine 
jährliche Förderung von insgesamt 1,3 Millionen, 
valorisiert bis 2018, für die Tierheime zur Verfü-
gung. Dies bedeutet fast eine Verdoppelung der 
vorherigen Fördersumme. 

Flankierend dazu wurden auch Arbeitsüberein-
kommen der zuständigen Fachabteilung mit den 
Tierheimen abgeschlossen. Dies dient dazu, ge-
meinsame Ziele und Eckpfeiler einer guten Zu-
sammenarbeit festzulegen. Wie zum Beispiel 
Kommunikation zwischen Behörden und Tier-
schutzvereinen auf partnerschaftlicher Ebene. Be-
hörden und Tierheime unterstützten Aktivitäten und 
Bemühungen, den Tieranfall, die Aufenthaltsdauer 
der Tiere im Tierheim so gering wie möglich zu 
halten. 

Auch bei der Akkordierung der erforderlichen 
Öffentlichkeitsarbeit wird entsprechend zusammen-
gearbeitet. Weiters gibt es auch eine Kooperation 
bezüglich vorbeugende Maßnahmen zur Vermei-
dung eines leichtfertigen Umgangs mit Tieren, ins-
besonders betreffend Importen aus östlichen Nach-
barländern. 

Es gibt aber auch eine Kooperation der Tier-
heime untereinander, wenn es bei einzelnen zu 
Engpässen bei der Versorgung kommt. Da ist es 

dann so, dass man sich kurzschließt und einander 
entsprechend aushilft. 

Zusätzlich kann man mit gutem Stolz sagen, 
dass es eine gute Kooperation gibt mit Institutionen, 
die im Tierschutz tätig sind, wie zum Beispiel die 
NÖ Tierärztekammer. Hier gibt es einige Projekte, 
die davon Zeugnis geben. Erstversorgung verletzter 
Fundtiere zum Beispiel seit 2014. Dann ist ein lau-
fendes Projekt die Kastration von Streunerkatzen, 
wofür entsprechende Maßnahmen ergriffen wer-
den. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass es im 
März 2015 die erste Tierschutzreferentenkonferenz 
gegeben hat, auf Initiative des zuständigen Landes-
rates Maurice Androsch. Dabei waren zum Beispiel 
Themen der Kampf gegen illegalen Welpenhandel 
und das Verbot von Verkaufsbörsen für Wildtiere. 
Es hat mittlerweile auch schon die zweite Tier-
schutzkonferenz stattgefunden, nämlich mit den 
Themen Verbot der Qualzucht und Verkauf von 
Hunden und Katzen in Zoofachhandlungen, die dort 
auch diskutiert wurden. 

Dies zeigt, sehr geehrte Damen und Herren, 
dass das Land Niederösterreich und somit wir über 
die Wichtigkeit des Tierschutzes Bescheid wissen. 
Und dass hier auch die Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. Dass alle die Personen, die hier arbeiten, 
in diesem Sinne auch ihre Tätigkeit verstehen. Und 
dass das insgesamt sicherlich auch ein wichtiger 
Aspekt ist. Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Klubobmann Waldhäusl. 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Werte Mitglieder der Landesregierung! 
Hoher Landtag! 

Ich möchte zu zwei Anträgen kurz Stellung 
nehmen. Und zwar vom Kollegen Michalitsch, Mei-
nungsumfragen, und auch zu dem, der noch kommt 
von Mag. Riedl betreffend der Briefwahlkarten. Ja, 
wir werden den Antrag Meinungsumfragen vor 
Wahlen unterstützen. Weil selbstverständlich damit 
immer wieder Politik gemacht werden kann. Und 
wer Geld hat, kauft sich Zeitungen. Und wer dann 
die Zeitungen hat, beeinflusst dementsprechend 
Wahlen. 

Es ist daher, glaube ich, gar nicht schlecht, 
wenn man insgesamt darüber nachdenkt. Und 
gleichzeitig können die Meinungsforschungsinsti-
tute in dieser Zeit bessere Dinge erledigen als sie 
jetzt machen. Denn das muss man auch einmal 
sagen: Zuerst nehmen sie viel Geld dafür und dann 
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erklären sie uns am Wahlabend, warum es nicht so 
passiert ist, wie sie vorher geschrieben haben. Aber 
man muss nicht ihnen die Schuld geben, sondern 
jenen, die das in Auftrag geben. Und da sind wir 
dann wieder bei den politischen Parteien. Und da-
her glaube ich, dass dieser Vorstoß ein richtiger ist. 

Zum Abgeordneten Mag. Riedl mit den Brief-
wahlkarten: bei Bundeswahlen verstehe ich natür-
lich, was er sagt und was er möchte. Und das nie-
derösterreichische Modell, lieber Alfred, ist schon 
richtig, dass du das erwähnst. Aber all jene, die 
nicht so viel sich zurückerinnern wollen können 
möchten, möchte ich in Erinnerung rufen, wie wir es 
überhaupt geschafft haben, damit wir einmal auf 
diesen Stand gekommen sind bei vielen Dingen. 
Die letzte Reform ist ja deswegen dann gekommen, 
weil wir bei einer Gemeinderatswahl in Altmelon 
dann zum Verfassungsgerichtshof gegangen sind. 
Weil dort wirklich die ärgsten Dinge passiert sind. 
Weil beim „Modell Niederösterreich“, dem ersten, 
das ihr gehabt habt, beim zweiten und beim dritten, 
war immer dem Betrug Tür und Tor geöffnet. Da-
rum sind wir ja wegen Wahlbetrug ..., Kollege 
Ebner, da bist du noch in Wien gewesen und hast 
von außen zugeschaut.  

Lieber Alfred, wir sind dann ... Naja, er glaubt, 
er kann da irgendwo mitreden. Du weißt es besser, 
Gerhard (Karner). Du weißt genau, wie das damals 
passiert ist. Du warst noch in Amt und Würden und 
du weißt auch, wie dann das Urteil gekommen ist. 
Und ich habe damals auch mit dem Klubobmann 
Schneeberger gesagt - und das war dann eine 
politische Diskussion - alles was der Verfassungs-
gerichtshof sagt, was geändert gehört, wird geän-
dert. Weil das war ja so, dass die Leute wie die 
Briefträger hinausgefahren sind, in die Häuser ge-
fahren sind, die Briefwahl gebracht haben, gleich 
mitgeholfen haben beim Wählen, wieder einge-
sackelt und es aufs Gemeindeamt gebracht haben. 
Das wissen wir, dass das alles so war. 

Das heißt, lieber Alfred, wenn, dann seien wir 
ehrlich: Das System Niederösterreich, meistens 
heißt es dann „ÖVP-System“, ist erst deswegen 
reformiert worden, weil wir zu Gericht gegangen 
sind. Und meine Meinung zu dem Ganzen ist, dass 
man insgesamt die ganze Briefwahl in Frage stellen 
muss. Weil eine Wahl nur dann eine Wahl ist, wenn 
sie geheim erfolgt. Und mit dem derzeitigen Proze-
dere, auch bei deinem so genannten Niederöster-
reich-Modell ist es nicht sichergestellt, dass der 
tatsächlich alleine geheim wählt. Es kann immer 
noch wer anderer wählen. Und daher: Wählen vor 
einer Wahlkommission!  

Das heißt, Stimmzettel bekommen, in eine ent-
sprechende ... sich zurückziehen, wie immer das 
dann geregelt ist. Und dann in eine Urne hinein-
werfen. Und auch so auszählen. Das sind geheime 
Wahlen! Alles andere hat mit einer geheimen Wahl 
nichts zu tun. Daher treten wir dafür ein, dass diese 
Briefwahl gänzlich gestrichen wird. Es ist ein Per-
sönlichkeitsrecht und es ist persönlich auszuüben.  

Und für jene Menschen, die tatsächlich ge-
sundheitlich nicht in der Lage sind, gibt’s die flie-
gende Wahlkommission. Die kann man auch immer 
wieder einsetzen. Und dann gibt’s die Möglichkeit, 
dass man eine Woche vorher oder sogar zwei Wo-
chen vorher hier extra einen Wahltermin ansetzt. 

Das ist ganz klar. Ihr, weil ihr immer wisst, 
dass ihr damit schummeln könnt, dass ihr damit 
betrügen könnt, all diejenigen, die das wollen, wer-
den das fordern. Der, der möchte, dass alles in 
Ordnung ist, der wird sagen, eine Wahl muss ge-
heim stattfinden. Und dagegen werdet ihr sicher 
keine Einwände haben. 

Und wenn ich schon bei geheimen Wahlen und 
bei den Briefwahlen bin, dann muss ich dem Kolle-
gen Sidl auch noch mit auf die Reise geben, weil er 
gemeint hat, man muss gewisse Dinge akzeptieren: 
Akzeptieren muss man grundsätzlich nichts oder 
alles. Wie es bei Wahlen ist. Aber einen Betrug, 
Korruption, das muss ich nicht akzeptieren! Egal 
wie knapp etwas beieinander liegt. Ich weiß, da ist 
das Rechtsempfinden bei euch ein bisschen ein 
anderes. Da glaubt ihr immer, ist ja eh nicht so 
schlimm gewesen. Nein! Wenn wir in Niederöster-
reich und in Österreich nicht sicherstellen können, 
dass bei Wahlen nichts passiert, dann bitte muss 
man das aufzeigen. Und dazu müssten diese Men-
schen auch verfolgt werden. 

Und da kannst hundertmal sagen, das ist wich-
tig, dass man die Freiwilligen, die da in all den Be-
hörden sitzen, nicht verärgert. Das ist schon richtig. 
Aber all diese Freiwilligen haben es sich nicht ver-
dient, dass sie dann auch genannt werden, weil 
irgendwo anders Freiwillige sitzen oder bezahlte 
Mitarbeiter, die den Stimmzettel manipulieren oder 
weil man sich in der Wahlkommission einig ist, 
dann einfach hinschreibt, wir haben eigentlich eh 
erst begonnen zu dem Zeitpunkt. Ihr müsst schon 
ein bisschen nachdenken, wie die Bevölkerung das 
sieht. (Abg. Ing. Ebner MSc: Wo waren denn eure 
Leute in der Wahlkommission?) 
Kollege Ebner, zu dir komme ich noch. Aber da 
brauch ich noch ein bisschen. (Unruhe im Hohen 
Hause.) 
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Schaut. Man kann immer alles ... Und das un-
terscheidet uns von euch. Ihr sagt immer „euch“, 
„ihr“. Jeder, der hier nicht ordentlich arbeitet, ist 
„wurscht“ was für einer Partei er angehört, muss 
geahndet werden. Ihr würdet am liebsten schon 
wieder nur den anderen verfolgen. Da bist du nicht 
anders wie du. Setzt euch zusammen, tut Kasperl 
spielen. Aber wir machen da Politik mit Nägeln und 
werden das nicht zulassen. Und daher wird diese 
Wahl auch dementsprechend angefochten.  

Weil es nicht sein kann, wenn alle gegen einen 
spielen, dass sich dann der Betrug auch noch ein-
schleicht. Nein! Das wird es nicht geben! Und zu dir 
zurück, Kollege Alfred Riedl. Ich bin dafür, dass die 
Briefwahl tatsächlich nicht mehr in dieser Art und 
Weise stattfindet. Jedes Mal diskutieren wir bei 
jeder Wahl darüber, warum sich wieder irgendwel-
che Wahlbehörden nicht daran halten. Und das war 
bei den Gemeinderatswahlen trotzdem so, es war 
bei der Landtagswahl so und es wird immer wieder 
so sein. 

Für euch ist es natürlich einfacher: Mit dem 
Zweitwohnsitzer habt ihr halt eine Möglichkeit, wo 
früher der Wiener nach Niederösterreich kommen 
hat müssen und hat euch die Stimme gegeben 
müssen. Jetzt schickt ihr ihm ..., und nur damit ich 
euch ein kleines Beispiel als Bürgermeister mit-
gebe. Bei der letzten Gemeinderatswahl hat die 
Gemeinde Großsiegharts, wo der Maurice 
Androsch einmal Bürgermeister war, die haben die 
Wahlkarten ausgeschickt und haben ihnen gleich 
zu der Wahlkarte einen Begleitbrief hineingegeben. 
Und dort, damit sie sich mit der ÖVP geeinigt ha-
ben, auch eine namentliche Vorzugsstimme von 
einer Schwarzen und von einem Roten. Gleich mit 
ins Packl der Briefwahl. 

Wir haben das angezeigt. Es ist nicht in Ord-
nung, aber es ist nicht wahlentscheidend beein-
flusst. Ist alles richtig? Aber findest du das richtig? 
Ich finde, dass der rote Bürgermeister noch ehrlich 
war, der hat einen schwarzen mitgenommen. Ob ihr 
jedes Mal einen roten mitnehmt, wenn ihr das 
macht, ist eh fraglich. Über das kann man nach-
denken. 

Aber was ich damit sagen möchte: Da wird 
immer dem Betrug Tür und Tor geöffnet sein. Da-
her: Eine Wahl muss geheim stattfinden bei der 
Stimmenabgabe, beim Zustimmen oder Nicht-Zu-
stimmen und beim Auszählen. Dafür treten wir ein. 

Und zur Gruppe 0 noch ein Antrag von uns, 
wie jedes Jahr. Damit man nicht nur bei der Bevöl- 
 
 

kerung einspart, sondern auch bei sich selbst, bei 
der Verwaltung und der Repräsentation, stelle ich 
den Antrag (liest:) 

„Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Waldhäusl, Königsberger, 
Ing. Huber, Landbauer, Gabmann, Dr. Von 
Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 0 des Vor-
anschlages des Landes Niederösterreich für das 
Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016 betreffend Einspa-
rung bei Verwaltung und Repräsentation der Lan-
desregierung. 

Der Voranschlag des Jahres 2017 sieht in der 
Gruppe 0 keine Einsparungen vor. Angesichts ei-
nes Bruttoabganges beim gesamten Voranschlag 
2017 von 100 Mio. Euro scheint bei diesen Ausga-
ben mehr als Sparsamkeit angebracht.  

Es ist aber in keiner Weise ein Sparwille er-
sichtlich, im Gegenteil, es wird hier wieder um über 
11 Mio. Euro mehr Steuergeld projektiert als im 
Voranschlag 2016. 

Auf der anderen Seite werden die niederöster-
reichischen Bürgerinnen und Bürger ständig mit 
steigenden Belastungen konfrontiert. Viele können 
sich das tägliche Leben, vor allem die eklatant ge-
stiegenen Kosten bei Wohnraumbeschaffung und 
Mieten nicht mehr leisten. Speziell Familien mit 
mehreren Kindern sowie jene, die täglich auf das 
Auto angewiesen sind, steuern de facto auf die 
Armutsfalle zu. Die NÖ Landesregierung ist daher 
gefordert, mit gutem Beispiel voranzugehen und 
den Sparstift bei sich selbst und den Repräsentati-
onsausgaben anzusetzen und das dabei ersparte 
Geld für sozial Schwache und Bedürftige sowie 
kinderreiche und armutsgefährdete Familien einzu-
setzen.  

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Der Budgetposten Gruppe 0 soll auf 700 Mio. 
Euro eingefroren werden. Der Budgetposten für 
Repräsentation soll um 50 % gekürzt werden. Die 
eingesparten Beträge sollen für sozial Schwache 
und Bedürftige sowie für familienpolitische Maß-
nahmen verwendet werden.“ 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Schagerl. 
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Abg. Schagerl (SPÖ): Geschätzter Herr Prä-
sident! Geschätzte Frau Landeshauptmann-Stell-
vertreterin! Geschätzter Herr Landesrat! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich möchte mich im 
Rahmen der Debatte des Budgets mit dem Kernbe-
reich Raumordnung, Raumplanung und Bauord-
nung befassen.  

Raumordnung ist die vorausschauende Ge-
staltung eines Gebietes zur Gewährleistung der 
bestmöglichen Nutzung und Sicherung des Lebens-
raums unter Bedachtnahme auf die natürlichen 
Gegebenheiten, auf die Erfordernisse des Umwelt-
schutzes sowie die abschätzbaren wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Bedürfnisse seiner Bewoh-
ner und der freien Entfaltung der Persönlichkeit in 
der Gemeinschaft, die Sicherung der Lebensbedin-
gungen, Erfordernisse, insbesondere zur Erhaltung 
der physischen und psychischen Gesundheit der 
Bevölkerung. Vor allem Schutz vor Lärm, Erschüt-
terungen, Verunreinigungen der Luft, des Wassers 
und des Bodens sowie vor Verkehrsunfallsgefah-
ren. 

Durch die Neufassung des NÖ Raumord-
nungsgesetzes 2014 konnten Verfahrensvereinfa-
chungen, siehe zum Beispiel die Neuregelung für 
erhaltenswerte Gebäude im Grünland, und auch 
Klarstellungen erreicht werden. Des Weiteren sehe 
ich die Erlassung eines Raumordnungsprogram-
mes, Zonen festzulegen, auf denen die Widmung 
Grünland Windkraftanlage zulässig ist als zu-
kunftsweisend. 

Zur Raumordnung möchte ich weiters anmer-
ken, dass bei Änderungen des örtlichen Raumord-
nungsprogrammes und des Flächenwidmungspla-
nes mehr Augenmerk auf die Gefahrenzonenpläne, 
besonders im Bereich von geologisch sensiblen 
Regionen und auch für die forsttechnischen Be-
lange, vor allem im angrenzenden Bauland-Bereich 
zu legen ist. Es wäre auch von großem Nutzen, 
mögliche Retentionsflächen und Rückbaumaßnah-
men entlang der Flüsse in einem Maßnahmenplan 
festzulegen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Nun zur NÖ 
Bauordnung 2014. Um die Baukosten zu senken 
und die Menschen zu entlasten, braucht es natür-
lich auch eine weitere Entbürokratisierung der Bau-
ordnung. Vorschriften, die das Bauen unnötig ver-
teuern, gehören beseitigt. 

Die großen Flüchtlingsströme, insbesondere 
aus den Krisengebieten des Nahen Ostens mach-
ten es erforderlich, für Flüchtlinge rasche Unter-
bringungsmöglichkeiten in Niederösterreich zu 
schaffen. Um dies zu ermöglichen, war es notwen-

dig, die NÖ Bauordnung 2014 zu ändern und auf 
die neue Situation anzupassen. Es wurde der § 
16a, vorübergehende Betreuungseinrichtung für 
Zwecke der Grundversorgung, befristet auf 5 Jahre 
neu geschaffen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Abschlie-
ßend möchte ich noch festhalten, das NÖ Raum-
ordnungsgesetz und die NÖ Bauordnung sind zwei 
der wichtigsten Landesgesetze, die die kommunale 
Entwicklung unseres Bundeslandes regeln. Und 
somit wird es auch erforderlich sein, auch in Zu-
kunft Regulierungen und Anpassungen durchzufüh-
ren. Danke! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Mag. Riedl. 

Abg. Mag. Riedl (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! 

Ja, ein Budget ist eine in Zahlen gegossene 
Wirtschaftspolitik. Eine in Zahlen gegossene Ge-
sellschaftspolitik. Eine Basis für Zusammenarbeit 
und Partnerschaft. Und ich möchte für meine Frak-
tion ganz kurz für die Gruppe 0 die Zusammenfas-
sung in der Form dokumentieren, dass ich der Mei-
nung bin, dass wir sehr wohl auf eine verlässliche 
Partnerschaft als Gemeinden bauen können.  

Diese Chance, etwas zu bestimmen in eine 
bestimmte Richtung oder auch etwas zu verändern, 
wenn notwendig, die nimmt man an oder man 
nimmt sie eben nicht an. Und daher zwei Beispiele 
ganz kurz: Zahlen, Daten und Fakten als erstes.  

Die Gemeindefinanzen Oberösterreichs und 
Niederösterreichs: Oberösterreich ist ein reiches 
Land, Oberösterreich ist ein sehr erfolgreiches 
Land. Aber wenn Sie sich die Gemeindehaushalte 
anschauen, wenn Sie die Sanierungs- oder die 
nicht ausgleichsfähigen Gemeinden anschauen, 
dann können wir stolz auf Niederösterreich sein, 
dass da nur 45 Konsolidierungspflichtige waren und 
nur 27 nicht ausgleichen können. 

Wenn wir die Investitionen anschauen, so sind 
wir seit 2012 immer im Spitzenfeld, meistens erster 
oder zweiter, von den Investitionen der Gemeinden. 
Das ist lokaler Wirtschaftsmotor, das ist lokale Wirt-
schaftspolitik, die sehr kraftvoll, im letzten Finanz-
bericht um fast 50 Prozent höher als der letzte. Das 
zeigt die kraftvolle Stärke der niederösterreichi-
schen Gemeinden! 

Zum Thema 2 Sozialhilfe in diesem Beispiel 
Richtung bestimmend oder nicht, die Finanzierung. 
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Ja, wir können heute unsere gesetzliche Verpflich-
tung nur einhalten, wenn wir auch die nötigen Mittel 
zur Verfügung stellen. Und das heißt, in bestimm-
ten Fällen auch für die Gemeinden eine entspre-
chende Zahlungspflicht, Sozialhilfe, Mindestsiche-
rung. Ich sage es aber auch in aller Offenheit: Wir 
haben schon lange diskutiert über die Frage, soll 
der Fleißige, der Engagierte der Dumme sein oder 
soll Leistung auch entsprechend honoriert und be-
lohnt werden. 

Und dass es in diesem Punkt Hausaufgaben 
gibt, dass es in diesem Punkt auch Veränderungs-
möglichkeiten gäbe zur Bedarfsorientierten Min-
destsicherung, sage ich auch ganz offen, also ihr 
braucht euch nur Schweden anzuschauen. Mit dem 
Thema, wie viele da am völlig offenem Arbeitsmarkt 
tatsächlich Arbeit finden werden und was da auf 
uns in Zukunft noch zukommt über die notwendige 
Finanzierung in den nächsten Jahren. Daher, 
Hausaufgaben heißt auch, entsprechende Richtun-
gen zu bestimmen. 

Eine Debatte, die in diesem Zusammenhang 
auch beantwortet ist: Groß ist nicht billiger! Daher 
Zusammenarbeit vor Zusammenschluss. Das ist 
schon landauf, landab ewig beantwortet worden. 
Ich möchte das nur bescheinigen. Weil am Ende 
auch rauskommt in der Frage, wie stark sind Nie-
derösterreichs Gemeinden: Diese unter Anfüh-
rungszeichen investieren auch das Doppelte von 
den großen Gemeinden pro Einwohner. Das sollte 
man in der Form nicht glauben. 

Wenn wir Budgetdebatte diskutieren, so disku-
tieren wir sie auch im Rahmen der derzeitigen Fi-
nanzausgleichsverhandlungen. Und dazu auch nur 
zwei Anmerkungen: Wenn im Ländervergleich die 
Niederösterreicher 820 Euro pro Einwohner krie-
gen, die Salzburger 1.041 und die Wiener 1.204, 
dann kann etwas nicht stimmen! Und das noch 
ohne die Fixschlüssel. 

Wenn wir die Fixschlüssel hernehmen und laut 
Fixschlüssel in Niederösterreich für 19 Prozent der 
Einwohner nur 13 Prozent der Ertragsanteile flie-
ßen und in Wien für 20 Prozent der Einwohner 30,9 
Prozent Ertragsanteile, dann wissen wir, dass in 
dieser alten, sozusagen versteinerten Zuteilungsre-
gel einfach Fehler enthalten sind. Und ich sage es 
an drei Beispielen. 

1. Die Gewerbesteuerersatzleistung, die da 
drinnen liegt, wir reden Jahr für Jahr über ein höhe-
res Wirtschaftswachstum im Bundesländervergleich 
als die anderen Bundesländer. Das heißt, es hat 
sich ja auch in der Ertragskraft des Landes etwas 
verändert. Doch wir diskutieren noch immer den 

alten Ausgleich, obwohl damals vereinbart wurde, 
dass es valorisiert werde. 

Genau dasselbe beim Getränkesteueraus-
gleich! Wir haben im Westen einen tollen Touris-
mus. Den wollen wir auch haben. Aber wir hatten 
im Osten an der Eisernen Grenze lange nicht diese 
Chancen und daher auch Nachholbedarf. Es hat im 
Tourismus diese Zahlen nicht gegeben, die es 
heute gibt. Der Auftrag zu valorisieren ist gegeben, 
aber es wird nicht valorisiert! Daher versteinert 
letztendlich sozusagen der Zufluss von Geldmittel 
in einer Größenordnung, wenn wir das nach Kopf 
verteilen würden, fehlen den Niederösterreicherin-
nen und Niederösterreichern 60 Millionen Euro. 

Und dasselbe verstärkt und potenziert sich. 
Weil die Chancen, im Angebot, im Wettbewerb sich 
zu positionieren, brauch ich nur zwischen Wien, 
Salzburg und Niederösterreich anschauen: Auch 
wenn wir immer besser werden, auch wenn wir 
immer stärker werden. Kommunalsteuer in Wien 
pro Einwohner 414 Euro, in Salzburg 375 und in 
Niederösterreich 271. Heißt nicht, dass die Nieder-
österreicher weniger zahlen, sondern dass wir uns 
doppelt anstrengen müssen dass wir Betriebe krie-
gen. Dass wir doppelt so fleißig sein müssen wie 
die anderen! 

Im Länder- und Gemeindevergleich potenziert 
sich das noch. Weil für beide gilt das. Daher auch 
in dieser Hinsicht ein deutliches Signal an den 
Bund. Und da brauchen wir nicht Groß gegen Klein 
debattieren, auch das in aller Offenheit. Die 
„Großen“ unter Anführungszeichen haben manch-
mal ein Effizienzproblem und kein Einnahmen-
problem. 

Und auch muss man deutlich machen, dass es 
eine mittlerweile höchstgerichtliche Wahrheit gibt. 
Nämlich, dass es zentralörtliche Vorteile gibt. Jeder 
will immer mehr begründen, warum er mehr 
braucht. Aus einem Topf, wo weniger drinnen ist, 
kann nicht jeder mehr erwarten. Aber im Endeffekt 
sind die zentralörtlichen Vorteile Tatsache, sie 
müssen nur genau berechnet werden. Und daher 
dreht sich hier ein bisschen sozusagen auch die 
Stimmungslage, damit wir uns nicht unmittelbar 
immer auf der horizontalen Ebene auseinanderdivi-
dieren lassen. So nach dem Prinzip der gesetzge-
benden Körperschaften, teile und herrsche für die 
Gemeinden. 

Soviel einmal zu diesem Thema. Was ich 
meine, dass wir heute gute Grundlagen debattiert 
haben, Forderungen aufgestellt haben, um auch in 
Zahlen gegossene Wirtschafts- und Gesellschafts-
politik für 2017 machen zu können. 
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Zu dem Antrag, der schon beurteilt wurde vom 
Kollegen Waldhäusl, Auszählung der Briefwahlkar-
ten bei Bundeswahlen nach den derzeitigen Be-
stimmungen in Niederösterreich. Und da sag ich dir 
auch ganz offen, Gottfried (Waldhäusl), ja, wir ha-
ben dafür zu sorgen, dass es eine geheime Wahl 
gibt. Ja, wir haben alles daran zu setzen, dass 
diese auch geheim bleibt und geheim funktionieren 
soll. Aber eines muss auch klar sein: Wir haben 
auch die Pflicht, dieses gesetzlich verbriefte Wahl-
recht eines jeden so organisieren zu können, dass 
er auch wählen gehen kann. Und wir sind dabei, 
sozusagen nicht die Fortschrittlichsten. Du weißt, 
es gibt ein paar Länder in Europa, die diskutieren 
über elektronische Maßnahmen. Na, da möchte ich 
erst schauen, wie die Debatte dort läuft. Also, das 
will ich nicht! 

Aber die Frage, wie optimal eine Briefwahl 
sozusagen organisiert sein kann, dass sie geheim 
bleibt und letztendlich besser und perfekt abläuft, 
darüber wird man wohl ..., auch wenn wir Ände-
rungsbedarf gehabt haben, wir haben es ja ge-
macht, ja? Und in diese Hinsicht sehe ich meinen 
Antrag, dass wir ein gutes Modell haben, dass wir 
am Abend auszählen können und letztendlich 
sozusagen auch ein endgültiges Ergebnis haben in 
den Sprengelwahlbehörden. Und ich stelle daher 
den Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Mag. Riedl und Dworak zur 
Gruppe 0 des Voranschlages des Landes Nieder-
österreich für das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, 
betreffend Auszählung der Briefwahlkarten bei 
Bundeswahlen. 

Im Gegensatz zu Bundeswahlen müssen 
Briefwahlkarten in Niederösterreich bei der Land-
tagswahl und bei den Gemeinderatswahlen bis 
spätestens 6.30 Uhr des Wahltages an die Ge-
meindewahlbehörde übermittelt werden. Darüber 
hinaus kann die verschlossene Wahlkarte am 
Wahltag bis zum Schließen des Wahllokals jener 
Sprengelwahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis 
der Wähler eingetragen ist, übermittelt werden. Die 
bei der Gemeindewahlbehörde eingelangten Brief-
wahlkarten werden anschließend entsprechend der 
Sprengelzugehörigkeit verteilt, die Auszählung der 
Briefwahlkarten erfolgt durch die zuständigen 
Sprengelwahlbehörden. Die Briefwahlkarten wer-
den somit in das Ergebnis der Sprengelwahlbehör-
den miteinbezogen. 

Dieses System der Auszählung der Briefwahl-
karten hat sich in Niederösterreich bereits bei eini-
gen Wahlen bewährt und kann als äußerst praxis-

tauglich eingestuft werden. Ein Vorteil im Vergleich 
zu Bundeswahlen kann darin ersehen werden, dass 
die Briefwahlkarten am Wahltag selbst ausgezählt 
werden. Es liegt somit noch am Wahltag das end-
gültige Wahlergebnis vor. 

Derzeit wird auf Bundesebene über verschie-
dene Vorschläge zur Anpassung der Regelungen 
über die Auszählung der Briefwahlkarten bei Bun-
deswahlen debattiert. Die Möglichkeit der Briefwahl 
an sich hat sich grundsätzlich bewährt. Es ermög-
licht eine unkomplizierte und flexible Teilnahme an 
Wahlen und wird von einem großen Teil der Bevöl-
kerung in Anspruch genommen. Bei den Überle-
gungen zu einer allfälligen Adaptierung der Ausfüh-
rungsbestimmungen über die Briefwahl sollte das 
niederösterreichische System, welches in der Pra-
xis bereits bei vielen Wahlen angewandt wurde und 
den Wahlbehörden als auch den Bürgern eine zu-
verlässige rechtliche Grundlage bietet, in die Bera-
tungen aufgenommen werden und als Vorbild für 
eine bundesweit einheitliche Regelung zur Aus-
zählung der Briefwahlkarten bei Bundeswahlen 
herangezogen werden. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird ersucht, an die Bun-
desregierung heranzutreten und bei dieser im 
Sinne der Antragsbegründung anzuregen, die 
Bestimmungen über die Auszählung von Briefwahl-
karten bei Bundeswahlen an das niederösterreichi-
sche System, welches in der Praxis erprobt ist und 
eine zuverlässige rechtliche Grundlage für Wahlbe-
hörden und Bürger bietet, anzugleichen.“ 

Aber gestatte mir auch in dieser Hinsicht noch 
eine Anmerkung. Und ich nenne jetzt keine Partei, 
damit nicht da in irgendeiner Form der Konsens 
verlassen wird. Aber wenn ich mich so umgehört 
habe und wenn ich jetzt ein bisschen so hineinge-
hört habe in die Wahlbehörden. Und wenn du willst, 
kannst du gleich 100 niederösterreichische Ge-
meinden haben, wo manche ihre Bürgerpflichten, 
die bestellten Wahlbeisitzer und die Wahlzeugen 
einfach nicht geschickt haben. Die namentlich defi-
nierten und bekannten Wahlbeisitzer in den Wahl-
kommissionen. Aber dann sich am lautesten aufre-
gen! Das verstehe ich auch nicht. Das auch in aller 
Offenheit. 

Da gibt es viele Gemeinden, in denen be-
stimmte sozusagen Gruppen und bestimmte Par-
teien ihre Pflichten nicht erledigt haben. Und daher 
dann für diese Wahlbehörden vielleicht noch ein 
Fragezeichen zu stellen, ob da noch alles or-
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dentlich abläuft, aber die Arbeit nicht zu machen, 
das verstehe ich dann auch nicht mehr. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Eine für uns notwendige Klarstellung in einem 
Antrag zu TTIP und CETA darf ich auf Grund des 
Antrages vom Kollegen Razborcan noch treffen und 
stelle daher einen Antrag, der im Wesentlichen in 
seiner Begründung ja wortident ist. Aber wir haben 
ja zu diesem Thema auch die Inhalte oder die For-
derungen der Landeshauptleutekonferenz, also im 
Grunde genommen eine sehr deutliche Aussage zu 
klären. Offen zu informieren, die entsprechenden 
unter Anführungszeichen „Standards“ zu sichern 
und transparent zu diskutieren. Das halte ich, bevor 
ich dem Grunde nach sozusagen ablehne, als sehr 
wichtig und die Länder auch in dieser Hinsicht den 
Bund aufgefordert haben. Daher stellen wir den 
Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

des Abgeordneten Mag. Riedl zur Gruppe 0 
des Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend 
TTIP, CETA und TiSA. 

Handels- und Investitionsabkommen hatten 
immer schon direkte Auswirkungen auf das alltägli-
che Leben der einzelnen BürgerInnen, Arbeitneh-
merInnen und KonsumentInnen. Trotzdem führt die 
Europäische Kommission entsprechende Ver-
handlungen hinter verschlossenen Türen. Gewerk-
schaften und VertreterInnen der nationalen Politik 
wurden hingegen nicht aktiv an Verhandlungen 
zwischen der EU und den USA zum ‚Transatlanti-
schen Handels- und Investitionsabkommen (TTIP)‘ 
beteiligt. Es ist das bisher umfangreichste Vorha-
ben dieser Art, aber gerade auch das CETA-Ab-
kommen (Comprehensive Economic and Trade 
Agreement), das dem TTIP-Abkommen mit den 
USA als Vorbild dienen soll, weist das gleiche Pro-
cedere auf. 

Auch die Verhandlungen mit Kanada werden 
hinter verschlossenen Türen geführt. Aufgrund des 
großen Handelsvolumens zwischen der EU und 
den USA würde dieses TTIP-Abkommen die welt-
größte Freihandelszone schaffen. Gleichzeitig 
würde das Abkommen nicht nur traditionelle Markt-
zugangsvorschriften, sondern auch Investitions-
schutz, Dienstleistungen, öffentliche Auftragsver-
gabe, nichttarifäre Handelshemmnisse und han-
delsbezogene Regelungen umfassen. 

Ein besonders heikles Kapitel des geplanten 
Abkommens ist das sogenannte ‚Investor-Staat- 
Streitbeilegungsverfahren (ISDS)‘. ISDS bietet 

ausländischen InvestorInnen die Möglichkeit, 
Staaten, in denen sie investiert haben, bei interna-
tionalen, aber geheimen Schiedsgerichten zu kla-
gen. Damit können sie juristisch gegen jene Ge-
setze und Verordnungen vorgehen, die zuvor von 
souveränen Staaten beschlossen worden sind, 
aber nun aus Sicht der InvestorInnen den Erfolg 
ihrer Investitionen (oder bloß die Gewinnaussich-
ten) gefährden. Auf diese Art und Weise werden die 
Möglichkeiten von Demokratien beschnitten, wich-
tige Anliegen der Bevölkerung, wie etwa Arbeit-
nehmerInnenrechte, Gesundheits- und Umwelt-
schutz oder Menschenrechte ausreichend zu 
schützen. 

Österreich steht dem Thema Fracking sehr 
skeptisch gegenüber und macht sich für ein Verbot 
dieser Fördermethode von Schiefergas stark. Bei 
Fracking geht es überdies um die hochriskante 
Gewinnung fossiler Brennstoffe – das glatte Ge-
genteil von Österreichs Bemühungen in Richtung 
Energiewende, bei der auf erneuerbare Energien 
gesetzt wird. TTIP könnte Energieriesen die 
Chance bieten, die Fördermethode Fracking zu 
erzwingen. So gäbe es durch die Sonderklags-
rechte die Möglichkeit, gegen ein allfälliges Fra-
cking-Verbot zu klagen – und zwar vorbei an öffent-
lichen Gerichten bei einer Paralleljustiz. 

Nach dem TiSA-Abkommen wären wichtige 
Maßnahmen zur Regulierung und Stabilisierung der 
Finanzmärkte künftig nur erlaubt, wenn sie nicht 
den Vorgaben von TiSA widersprechen. Hypoge-
setz, die Sanierungs- und Abwicklungsmaßnahmen 
nach dem neuen Bankensanierungsgesetz und alle 
anderen Maßnahmen, die verhindern sollen, dass 
die SteuerzahlerInnen wieder für die Verluste von 
Banken gerade stehen müssen, wären künftig nicht 
mehr umsetzbar. Internationale Konzerne sind in 
Europa bereits sehr mächtig und viele nationale 
Regierungen können diesen oft nur wenig ent-
gegensetzen. Den Konzernen nun auch noch 
zusätzliche Rechte einzuräumen, ist der falsche 
Weg. Die Menschen erwarten zu Recht, dass wir 
unsere hohen Standards schützen. 

Angesichts dieser Kritik ist es daher notwendig, 
dass vor einer rechtlich verbindlichen Unterzeich-
nung dieser Abkommen durch die EU die geäu-
ßerte Kritik jedenfalls ausreichend berücksichtigt 
werden muss und, wo notwendig, auch noch Ände-
rungen am Vertragstext vorgenommen werden. Vor 
allem aber die gravierende Intransparenz bezüglich 
der Ergebnisse bzw. der einzelnen Verhandlungs-
punkte macht es derzeit unmöglich, dem Transat-
lantischen Freihandelsabkommen (TTIP) in dieser 
Form zuzustimmen. 
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Das Thema der internationalen Freihandelsab-
kommen war am 11. Mai 2016 auch Gegenstand 
der Landeshauptleutekonferenz in Salzburg. Dabei 
wurde folgender Beschluss gefasst: 

1. Die Länder bekräftigen ihre einheitliche 
Stellungnahme gemäß Art 23d Abs 2 B VG vom 
Mai 2014 zu TTIP sowie den Beschluss der Lan-
deshauptleutekonferenz vom November 2014  

a) Die Verhandlungen sind transparent zu füh-
ren und die Bundesländer von Beginn an umfas-
send zu informieren. 

b) Die bestehenden hohen Qualitätsstandards 
(etwa für Produktsicherheit, Daten-, Verbraucher-, 
Gesundheits-, Umwelt- und Tierschutz) müssen 
aufrecht erhalten bleiben. 

c) Die Möglichkeit von Schiedsverfahren gegen 
Staaten (sog. ISDS-Klauseln) ist nicht vorzusehen. 

d) Freihandelsabkommen sind als gemischte 
Abkommen abzuschließen und bedürfen daher zu 
ihrer Wirksamkeit auch der Genehmigung durch die 
nationalen Parlamente. 

und erstrecken ihre Forderungen, soweit sie 
sich nur auf TTIP bezogen haben, auch auf CETA. 

2. Die Länder fordern den Bund auf, 

a) im Sinne des Beschlusses vom 5. Mai 2014 
der Landeshauptleutekonferenz eine umfassende 
Information über den Stand der Verhandlungen zu 
TTIP/CETA umgehend zu übermitteln, 

b) sich dafür einzusetzen, dass im Rat keine 
vorläufige Anwendung von CETA oder TTIP be-
schlossen wird, 

c) sich dafür einzusetzen, dass Bestimmungen 
zur regulatorischen Zusammenarbeit zwischen der 
EU und den USA weder Rechtsetzungsbefugnisse 
noch Beschränkungen oder Änderungen von in 
demokratischen Entscheidungsprozessen be-
schlossenen Regeln beinhalten dürfen, 

d) sich dafür einzusetzen, dass Harmonisie-
rungen und wechselseitige Anerkennungen auf 
Basis des Vorsorgeprinzips und unter Einbeziehung 
der Legislative erfolgen und 

e) dem Abschluss von CETA und TTIP im Rat 
nicht zuzustimmen, solange nicht die Forderungen 
dieses Beschlusses, der gleichzeitig als einheitliche 
Stellungnahme gemäß Art 23d Abs 2 B VG gilt, 
erfüllt sind.“ 

Erst wenn vorstehende Bedingungen und For-
derungen erfüllt und alle offenen Fragen bekannt 
sind soll über den Abschluss dieser Freihandelsab-
kommen entschieden werden. 

Der Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung bei der Bundesregie-
rung vorstellig zu werden.“ 

Bitte diese Resolution auch zu unterstützen. In 
diesem Sinne stimmen wir gerne der Gruppe 0 
natürlich zu. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Ing. Penz: Die Rednerliste ist er-
schöpft. Der Berichterstatter möchte kein Schluss-
wort sprechen. Wir kommen zur Abstimmung der 
Gruppe 0. Hierzu liegt ein Abänderungsantrag vor. 
Ich lasse über diesen Abänderungsantrag abstim-
men. Ich bitte nur, in Hinkunft bei den Anträgen 
präzise auch zu sagen, wofür die Geldmittel ver-
wendet werden sollen. Damit dann die Zeilen auch 
ausgetauscht werden können. Denn wenn ich ir-
gendwo kürze, bedarf es ja auch der Zuwendung 
und der Verteilung der Geldmittel auf andere Posi-
tionen. Bitte das in Hinkunft zu beachten. 

Es liegt ein Abänderungsantrag der Abgeord-
neten Waldhäusl, Gabmann u.a. betreffend Einspa-
rung bei Verwaltung und Repräsentation der Lan-
desregierung vor. (Nach Abstimmung:) Das sind die 
Abgeordneten der FPÖ und der Liste FRANK mit 
Ausnahme des Dr. Laki. Das ist somit nicht die 
Mehrheit und der Abänderungsantrag ist abgelehnt! 

(Nach Abstimmung über Gruppe 0, Vertre-
tungskörper und allgemeine Verwaltung:) Ich stelle 
fest, das sind die Abgeordneten der ÖVP, der SPÖ 
und der Liste FRANK ohne Dr. Laki. Der Antrag ist 
somit angenommen! 

Wir kommen zur Abstimmung über die ge-
stellten Resolutionsanträge. Ich lasse zunächst 
über den Resolutionsantrag der Abgeordneten 
Dworak, Mag. Riedl und Ing. Huber abstimmen 
betreffend gerechte Verteilung der Finanzmittel im 
neuen FAG im Sinne der Gemeinden. (Nach Ab-
stimmung:) Das ist die einstimmige Annahme! 

Wir kommen zur Abstimmung über den Reso-
lutionsantrag der Abgeordneten Ing. Huber, Gab-
mann u.a. betreffend NÖ Mindestsicherungsgesetz 
einhalten – keine zusätzliche Belastung für Ge-
meindebürger. (Nach Abstimmung:) Das sind die 
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Abgeordneten der FPÖ, die Liste FRANK ohne Dr. 
Laki. Abgelehnt! 

Ich lasse nunmehr über den gestellten Resolu-
tionsantrag der Abgeordneten Razborcan, Land-
bauer u.a. betreffend Stop TTIP, CETA und TiSA – 
JETZT! abstimmen. (Nach Abstimmung:) Das sind 
die Abgeordneten der SPÖ, Liste FRANK, der FPÖ 
und der GRÜNEN. Das ist nicht die Mehrheit. Der 
Antrag ist abgelehnt! 

Weiters wurde ein Resolutionsantrag von 
Herrn Abgeordneten Naderer betreffend Anpas-
sung des Kostenanteils der Gemeinden bei der 
Mindestsicherung an die Höhe der Ertragsanteile 
aus dem Finanzausgleich gestellt. (Nach Abstim-
mung:) Das sind die Abgeordneten der Liste 
FRANK. Der Antrag hat keine Mehrheit gefunden. 
Abgelehnt! 

Ich lasse nunmehr über den Resolutionsantrag 
des Abgeordneten Dr. Michalitsch betreffend Mei-
nungsumfragen vor Wahlen abstimmen. (Nach 
Abstimmung:) Das ist die mehrheitliche Annahme 
dieses Antrages mit allen Fraktionen dieses Hau-
ses außer der sozialdemokratischen Partei. 

Es liegt weiters ein Resolutionsantrag vor, von 
den Abgeordneten Mag. Riedl und Dworak betref-
fend Auszählung der Briefwahlkarten bei Bundes-
wahlen gestellt. (Nach Abstimmung:) Das sind alle 
Fraktionen dieses Hauses mit Ausnahme der FPÖ. 
Der Antrag ist angenommen! 

Es wurde auch ein Resolutionsantrag des Ab-
geordneten Mag. Riedl betreffend TTIP, CETA und 
TiSA gestellt. (Nach Abstimmung:) Das sind die 
Abgeordneten aller Fraktionen mit Ausnahme der 
FPÖ und der GRÜNEN. Der Antrag ist angenom-
men! 

Ich ersuche Herrn Abgeordneten Ing. Schulz, 
zur Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Sicherheit, 
zu berichten. 

Berichterstatter Abg. Ing. Schulz (ÖVP): Ge-
schätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich be-
richte zur Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Si-
cherheit. 

Hierunter fallen Einnahmen und Ausgaben für 
Feuerwehrwesen, Katastrophendienst und Landes-
verteidigung. 

Ausgaben von 31,948.400 Euro stehen Ein-
nahmen von 4,779.000 Euro gegenüber. Der Anteil 
der Ausgaben am Ausgabenvolumen beträgt 0,35 
Prozent. 

Ich stelle den Antrag, die Gruppe 1, Öffentliche 
Ordnung und Sicherheit, mit Ausgaben von 
31,948.400 Euro und Einnahmen von 4,779.000 
Euro zu genehmigen. 

Ich bitte, die Debatte einzuleiten und die Ab-
stimmung vorzunehmen.  

Präsident Ing. Penz: Danke für den Bericht. In 
der Gruppe 1 werden die Themen in folgender Rei-
henfolge zur Beratung kommen: Zunächst Feuer-
wehren und Freiwilligenwesen und danach das 
Thema Sicherheit in Niederösterreich. Zu Wort 
gelangt zum Thema Feuerwehr und Freiwilligenwe-
sen Herr Klubobmann Gabmann. Er ist der Haupt-
redner der Liste FRANK. 

Abg. Gabmann (FRANK): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzter Herr Landesrat! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! 

Der Tätigkeitsbereich, der Verantwortungsbe-
reich in der Gruppe 1, Ordnung und Sicherheit ist 
jener, der immer wichtiger wird. Besonders auch 
die steigenden Ausgaben und die Aufwendungen in 
dieser Gruppe beweisen das. 

Haben wir in den letzten Jahren hauptsächlich 
von Naturkatastrophen gesprochen der Einsätze im 
Freiwilligen-Bereich, so handelt es sich nun viel-
mehr um den Bereich der öffentlichen Sicherheit 
und den Bereich der inneren Sicherheit. Es ist an 
dieser Stelle, wie jedes Jahr, geboten, unseren 
Einsatzkräften und den Exekutivbeamten, allen 
Sicherheitsbeauftragten in diesem Lande, für den 
persönlichen Einsatz, den Einsatz im Bereich der 
Zivilgesellschaft, zu danken. Und auch den Ruf 
nach immer besser werdenden und adäquaten 
Arbeitsmitteln zu hören. 

Es geht hier im Bereich der inneren Sicherheit, 
im Bereich der Exekutivbeamten nach wie vor da-
rum, dass es eine flächendeckende Ausrüstung im 
Bereich der leichten Schutzwesten geben soll, im 
Bereich der allgemeinen Sicherheiten, die es den 
Exekutivbeamten ermöglicht, ihren Beruf sicher und 
adäquat auszuüben. 

Aber es geht auch um die technischen Hilfs-
mittel. Und da haben wir heute einen Antrag vorlie-
gen von der Abteilung des Herrn Dr. Bernhard 
Schlichtinger, wo es darum geht, die Sicherheits-
dienste, die Blaulichtorganisationen, das heißt Feu-
erwehr, Rettung, Zivilschutzverband, Landeswarn-
zentrale und auch die Exekutive mit zeitgemäßen 
Kommunikationsmitteln auszustatten. 
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Es hat in diesem Bereich vor fast einem Jahr-
zehnt einen sehr klugen und wichtigen Entschluss 
gegeben. Es hat hier lange ein Gerangel gegeben, 
wer fühlt sich verantwortlich dafür, Kommunikati-
onsmittel zur Verfügung zu stellen, die eben zeit-
gemäß sind. Die ein einsatzübergreifendes Szena-
rio auch abwickeln und abdecken können. Und es 
hat da mehrere Ansätze gegeben, wie man das gut 
machen kann.  

Selbstverständlich kam dann bei der Beschaf-
fung größerer technischer Infrastruktur der Födera-
lismus nicht in seiner positiven sondern in seiner 
negativen Form zum Tragen. Niederösterreich war 
eines der ersten Bundesländer, also das erste 
Bundesland, das dann im Zuge dieser Beschaffung 
einer neuen Informations- und Kommunikations-
technologie im Bereich der Blaulichtorganisationen 
mitgezogen hat und den Startschuss gegeben hat, 
dass unsere Einsatzkräfte zeitgemäß digital mitein-
ander kommunizieren können. 

Es hat dann die Steiermark dieses Loch, die-
sen föderalistischen Negativzugang ausgenützt und 
hat sich dagegen gewehrt. Dagegen gewehrt mit 
vordergründigen, mit durchschaubaren Argumen-
ten, allerdings zu Lasten der eigenen Gesellschaft. 
Und es war der Einsatz und das Engagement und 
der Weitblick der zuständigen Abteilung, ein Infra-
strukturnetz zur Verfügung zu stellen in einem klu-
gen Zusammenwirken mit dem Bund. Nämlich dort, 
wo das Bundesland in seiner eigenen Verantwor-
tung etwas beitragen kann im Bereich von Beistel-
lungen, eben dann auch dementsprechende Be-
nefits zu bekommen und Nachlässe, was die Ge-
samtinfrastrukturnutzung anbelangt. 

Ein Funksystem, ein Funknetz, eine Infra-
struktureinrichtung wie diese muss im Laufe der 
Zeit angepasst werden, muss verdichtet werden. 
Die Benutzer, die Einsatzkräfte erkennen im Laufe 
der Jahre, wo es Lücken gibt, wo es weiße Flecken 
gibt, wo es Versorgungsengpässe gibt. Diese wur-
den nun sehr punktgenau identifiziert, evaluiert und 
wurde auch wiederum mit Bedacht ein Vorschlag 
unterbreitet, wonach wir heute eben diesen Be-
schluss fassen sollen, damit dieses Netz nun in 
einem Endausbau 2018 dasteht zum Nutzen und 
zum Wohle und zur Sicherheit der Bevölkerung in 
unserem Bundesland. 

Auf der anderen Seite haben wir diese Millio-
nen an Stunden, die in der Zivilgesellschaft im 
Freiwilligenwesen erbracht werden. Hier geben sich 
ja wirklich sehr, sehr viele Niederösterreicher im 
Schnitt viel mehr als in anderen Bundesländern - 
ein Querschnitt der Zivilgesellschaft - dafür her,  
 

vieles zu leisten im Bereich der Feuerwehren, im 
Bereich der Rettungsorganisationen, im Bereich 
des Freiwilligenwesens, der Zivilgesellschaft. 

Ich empfinde dieses Miteinander im Bereich 
des Ehrenamtes als eines, das immer wieder ange-
sprochen und hochgehalten gehört. Nämlich, nicht 
nur nach ökonomischen Anreizen zu handeln, son-
dern sehr wohl auch der Gesellschaft etwas zu-
rückzugeben. Und das in diesen Zeiten das Wert-
vollste, nämlich in Form von zeitlichen Ressourcen. 

Wir stimmen der Gruppe 1 auf Grund der 
Übersichtlichkeit und auf Grund der Nachhaltigkeit 
gerne zu. (Beifall bei FRANK.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Zweiter Präsident Mag. Karner. Er ist Haupt-
redner der Österreichischen Volkspartei. 

Abg. Präs. Mag. Karner (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Herr Landesrat! Hoher Landtag! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! 

Als Erst- bzw. Hauptredner und auch als Si-
cherheitssprecher ist es mir bei der Gruppe 1, Öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit, ein besonderes 
Anliegen, im Namen meiner Fraktion wirklich ein 
großes Danke zu sagen. Ich tue das bewusst von 
meiner Fraktion aus, weil ich aus den letzten Jah-
ren, in denen ich mich auch zu diesem Thema im-
mer zu Wort gemeldet habe als Sicherheitsspre-
cher weiß, und wir wissen, dass es eine Fraktion 
gibt, die ungern danke sagt. Im Gegenteil, sehr oft 
auf die Arbeit der Exekutive schimpft. Daher ist es 
uns ein besonderes Anliegen, wirklich Danke zu 
sagen. Danke an die Blaulichtorganisationen! 
Danke an unsere Einsatzorganisationen! Danke an 
unsere Sicherheitsorganisationen! 

Ich möchte an dieser Stelle bewusst keinen 
Unterschied machen, ob es sich hier um ehrenamt-
liche Mitarbeiter handelt, Feuerwehr, Rotes Kreuz 
und andere, oder um hauptamtliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter handelt. Beide Bereiche, eh-
renamtlich, hauptamtlich, leisten exzellente Arbeit. 
Und gerade wir in Niederösterreich wissen, was wir 
an ihnen haben. Das Thema Hochwasser und an-
dere Katastrophen wurde heute schon mehrmals zu 
Recht angesprochen. Hier gibt’s eben eine exzel-
lente Zusammenarbeit zwischen diesen Sicher-
heitsorganisationen. Und ich nenne diese Organi-
sationen daher, egal ob hauptamtlich oder ehren-
amtlich, auch sehr gerne die „Achse des Guten“, 
die für die Sicherheit der Bevölkerung in unserem 
Bundesland da sind. Für Sicherheit der Bevölke-
rung da ist. 
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Im Katastrophenfall wird eben perfekt zusam-
mengearbeitet! Die Freiwillige Feuerwehr, das Rote 
Kreuz, die Polizei, die Rettung, Zivilschutz, Behör-
den, viele Organisationen, die hier beteiligt sind 
wissen, was sie in so einem Fall zu tun haben, wer 
hier wie anzupacken hat. Und sie wissen, dass sie 
sich auch auf uns, auf das Land Niederösterreich in 
diesem Fall auch entsprechend verlassen können. 
Danke im Namen der Bevölkerung! Danke im Na-
men des Bundeslandes! Danke auch im Namen 
meiner, unserer Fraktion für diese exzellente Arbeit! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte mich mit zwei Bereichen etwas in-
tensiv auseinandersetzen. Feuerwehr, Rotes Kreuz 
werden meine Kollegen noch näher darauf einge-
hen. Ich darf mich zunächst einmal mit den Ent-
wicklungen im Österreichischen Bundesheer, mit 
diesem Thema auseinandersetzen. Weil das ja 
auch hier bei uns im Landtag bei vielen Landtags-
sitzungen, bei Aktuellen Stunden, sehr oft Thema 
auch war. 

Gerade die Kaserne Horn war sehr oft Thema. 
Und ich habe nicht einmal, sondern mehrmals hin-
gewiesen auf einen Ministerratsbeschluss, dass 
hier Einvernehmen mit dem Land Niederösterreich 
herzustellen ist, wie es mit der Kaserne Horn wei-
tergeht. Du, Herr Klubobmann (Dr. Waldhäusl), 
hast dann in diesem Zusammenhang immer ge-
sagt, vergiss es, ist erledigt. Horn ist Geschichte. 
Das Gegenteil ist der Fall! Und dafür sind wir, 
glaube ich, alle sehr dankbar, dass der Landes-
hauptmann sich hier durchgesetzt hat und mit dem 
aktuellen Verteidigungsminister sichergestellt hat, 
dass die Kaserne Horn auch in Zukunft eine wich-
tige Sicherheitseinrichtung ist. (Abg. Waldhäusl: 
Der rote Minister hat das trotz des Landeshaupt-
mannes gemacht!) 
Dass hier junge Soldaten ausgebildet werden und 
für die Sicherheit in unserem Bundesland auch 
entsprechend einsatzbereit sind. 

Das Zweite, das mich als Melker Mandatar 
natürlich ebenso freut, ist die Situation bei den Mel-
ker Pionieren. Vor kurzem fand ja der Tag der Pio-
niere in Melk statt. Vor kurzem war auch Herr Bun-
desminister für Landesverteidigung in Melk, um 
auch Pionierboote zu übergeben. Also die Kaserne 
Melk ist organisatorisch und personell wirklich top 
ausgerüstet. Und jetzt ging es eben darum, dass 
ein Versprechen, das fast 10 Jahre alt ist, die in der 
Region wissen das, nämlich dass für dieses gute 
Material, das hier vorhanden ist, das für den Kata-
strophenschutz da ist und worauf die Soldatinnen 
und Soldaten bestens ausgebildet werden, auch es 
entsprechende Unterkunft dafür gibt. Und jetzt, jetzt 
endlich soll es losgehen! 2016, 2017 wird hier ge-

baut. Wenn es gut geht, hat der Herr Bundesmi-
nister auch beim Tag der Übergabe der Pionier-
boote gesagt, soll es bereits heuer im Herbst mit 
dem Ausbau los gehen. Höchst notwendig, damit 
dieses Material auch entsprechend für die Zukunft 
gesichert ist und die Wertigkeit auch entsprechend 
gesichert ist. Und daher bin ich sehr froh, dass hier 
auch der Herr Landeshauptmann in Zusammenar-
beit mit dem neuen Verteidigungsminister hier ent-
sprechend übereingekommen ist, dass Melk end-
lich ausgebaut wird. 

Der zweite Bereich wird Sie nicht verwundern, 
dass ich auch darauf noch kurz eingehen möchte. 
Der Bereich der Exekutive, der Bereich der inneren 
Sicherheit. Und da auch mit der Kriminalitätsent-
wicklung im letzten Jahr die man, wie ich glaube, 
ein bisschen näher sich anschauen muss, wenn 
man sich die 2015er-Zahlen anschaut. Weil die 
durchaus beachtlich sind, wenn man die Begleit-
umstände kennt. Und wir alle kennen sie und ha-
ben sie ja letztendlich miterlebt. Im Jahr 2015 ha-
ben wir eine bei den angezeigten Fällen in Nieder-
österreich eine leichte Steigerung gehabt. Das ist 
Faktum. 

Es wird eine Fraktion geben, die darauf einge-
hen wird, sehr dramatisch darauf eingehen wird 
und sagen, wir leben in einem der unsichersten 
Ländern der Welt. Das stimmt nicht. Wir leben nach 
wie vor in einem der sichersten Ländern der Welt. 
Aber Faktum ist, im letzten Jahr ist die Zahl der 
angezeigten Fälle etwas gestiegen.  

Wir haben aber Gott sei Dank in wesentlichen 
Bereichen, die vor allem sehr sensibel sind, vor 
allem in der Bevölkerung zu Recht sehr sensibel 
gesehen werden, deutliche Rückgänge gehabt. 
Eben bei den Wohnhaus-, Wohnungseinbruchs-
diebstählen einen entsprechenden Rücklauf. Bei 
Einbrüchen in Firmen und Geschäfte haben wir 
einen deutlichen Rückgang im Jahr 2015 gehabt. 
Bei Einbruchsdiebstahl nach § 129 StGB haben wir 
Rückgang zu verzeichnen gehabt. Gott sei Dank. 
Weil, denke ich, die Exekutive hier entsprechend 
gute Arbeit in der Prävention, aber auch in der Auf-
klärung, geleistet hat. 

Wo es deutliche Steigerungen gegeben hat 
oder eine Steigerung, weil dort war es nicht so 
deutlich, das ist der Bereich Cybercrime. Das ist ein 
Bereich, der einfach in den letzten Jahren zunimmt. 
Und daher gab es doch eine Zunahme bei den 
angezeigten Fällen. Und natürlich im Bereich 
Fremdenpolizeigesetz. Bei den illegalen Aufgriffen. 
Das war natürlich, Sie alle wissen das, ihr wisst 
alle, was im letzten Jahr hier los war. Dass hier 
natürlich auf Grund dieser Lage es deutliche Stei-
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gerungen gab. Umso beachtlicher ist es, dass es 
der Exekutive insgesamt gelungen ist, dass es nur 
eine leichte Steigerung bei den angezeigten Fällen 
insgesamt gab. 

Das heißt, ich denke, dass da die Exekutive, 
die Polizei in Niederösterreich auf einem guten 
Weg ist. Bei allen schwierigen Rahmenbedingun-
gen, die es gerade im letzten Jahr auch gab. Sie 
alle wissen das, wir wissen das, dass es viele Zu-
teilungen auch in andere Bundesländer gab, auf 
Grund der besonderen Situation an unseren Au-
ßengrenzen. Aber gerade weil die Exekutive derzeit 
keine einfachen Rahmenbedingungen hat, ist es 
umso beachtlicher, dass diese Erfolge gefeiert wer-
den konnten und dass diese Erfolge letztendlich 
auch jetzt geschafft werden. Und es ist auch not-
wendig. Nicht nur im Sinne der Exekutive, sondern 
vor allem im Sinne der Bevölkerung in unserem 
Bundesland, damit sich auch die Menschen in die-
sem Land auch in Zukunft noch sicher fühlen kön-
nen. 

Ich denke, dass mit diesem Budgetansatz 
wichtige Punkte angesprochen werden, wichtige 
Ansätze geschaffen werden, damit wir auch in Zu-
kunft für Sicherheit in diesem Land, gemeinsam mit 
der Exekutive sorgen können. Und ich kann ver-
sprechen, die Volkspartei Niederösterreich, aber 
auch das Land Niederösterreich wird auch in Zu-
kunft verlässlicher Partner unserer Einsatzorgani-
sationen, unserer Blaulichtorganisationen, unserer 
Sicherheitsorganisationen sein. Vielen herzlichen 
Dank! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Klubobmann Waldhäusl. 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Werte Landesräte! Hohes Haus! 

Von mir ein Beitrag zum freiwilligen Feuer-
wehrwesen. Zur Gruppe Sicherheit wird ja unser 
Sicherheitssprecher dann Stellung nehmen und 
daher ist es mir nicht gestattet, zu den vielen positi-
ven Leistungen des neuen Verteidigungsministers 
trotz Landeshauptmann Erwin Pröll Stellung zu 
nehmen. Das heißt, ich werde es dann, lieber Herr 
Präsident, noch einmal im Bereich der Sicherheit 
extra vornehmen. 

Zum freiwilligen Feuerwehrwesen. Natürlich 
werden wir, und darin sind wir uns einig, keine Ge-
legenheit auslassen, uns bei jenen Damen und 
Herren, bei jenen Mitgliedern der Feuerwehren zu 
bedanken, die Tag und Nacht, 365 Tage im Jahr 
rund um die Uhr, für uns, für unsere Sicherheit zur 
Verfügung stehen. Wir sagen danke! Wir machen 

das natürlich jetzt auch durch unsere Besuche bei 
den vielen Abschnittstagen, bei den Feuerwehrbe-
werben. Bei allen Möglichkeiten, wo wir danke sa-
gen können. 

Und wir hören natürlich auch dort und wir 
nehmen es mit, und da glaube ich auch im Namen 
aller zu sprechen, die Probleme, die immer wieder 
diese Gruppe eigentlich verfolgen. Und das sind 
Dinge, die wir zwar gemeinsam im Landtag bespre-
chen, beschließen, aber auf Grund vieler Hürden, 
bundes-, EU-weit nicht umgesetzt werden können. 
Wo wir die Hilfe unseren Freiwilligen nicht in der Art 
und Weise zukommen lassen können, wie wir es 
sollten. 

Und da gibt’s viele. Am brennendsten ist natür-
lich noch immer jener Bereich der Anschaffung von 
Gerätschaften. Hier die Mehrwertsteuer endlich 
wegzulassen, das heißt, dass es zu einer Befreiung 
kommt, damit tatsächlich nicht die Feuerwehr, nicht 
die Gemeinde, nicht das Land, nicht die Spender 
auch noch für die Umsatzsteuer aufkommen müs-
sen und noch Feste dafür abgehalten werden müs-
sen. 

Denn es ist tatsächlich so, dass diese Men-
schen auch ihre Freizeit nach den Einsätzen für 
jene Veranstaltungen opfern, um Geldmittel aufzu-
bringen. Das heißt auf der einen Seite die Einsätze, 
die Einsatzbereitschaft, auf der anderen Seite die 
vielen Übungen und Schulungen, um diese Ein-
satzbereitschaft auch tatsächlich aufrecht erhalten 
zu können. Und auf der dritten Seite die Säule der 
Geldbeschaffung über Veranstaltungen, über Akti-
vitäten wie Spenden, etc. 

Und dann gibt’s den Bereich, der letztendlich 
einer ist, wo es am schwierigsten ist zu helfen. Wie 
schaut’s mit dem Nachwuchs aus? Wie kann man 
das Feuerwehr-Nachwuchswesen fit halten und 
gestalten? Und wie kann man damit auch sicher-
stellen, dass die Einsatzbereitschaft auch rund um 
die Uhr, sieben Tage in der Woche gegeben ist. 

Wir kennen es in den vielen Gemeinden: Am 
Wochenende, in den Abendstunden, in der Nacht 
ein Alarm, man hat für zwei Fahrzeuge bis zu 20 
Leute, die zum Feuerwehrhaus kommen. Ein Ein-
satz um 9 Uhr vormittags, um 11 Uhr mittags in den 
Arbeitswochentagen: Drei maximal vier Personen 
vor dem Feuerwehrhaus. Ein Ausfahren mit einem 
Tanklöschfahrzeug, wo drei Atemschutzgeräte 
vorhanden sind – unmöglich! 

Das heißt, man muss sich Gedanken darüber 
machen, wie man in dieser Zeit, wo die Menschen 
auf Grund ihrer Berufstätigkeit nicht zu Hause sind, 
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wie wir hier die Einsatzbereitschaft sicherstellen 
können. Indem man auch Feuerwehr-übergreifend 
Schulungen an Fahrzeugen vornimmt. Dass man 
auch Feuerwehr-übergreifend hier tatsächlich auf 
mehrere Feuerwehren für mehrere Fahrzeuge ver-
mischt zugreifen kann. 

Es ist unbedingt notwendig, hier seitens der 
Politik auf Gemeinde-, Landes- und Bundesebene 
das Feuerwehrwesen so attraktiv zu gestalten, 
dass der Nachwuchs wieder freiwillig stärker 
kommt. Dazu gibt’s verschiedene Möglichkeiten. 
Man muss es wollen und man muss auch den 
Stellenwert der Feuerwehr immer wieder hervorhe-
ben. Man muss Lösungen anbieten, damit der 
junge Mensch vor Ort auch weiß, wenn ich zur 
Freiwilligen Feuerwehr gehe, dann werde ich den 
Schutz der Politik, den Schutz der Behörden 
genießen um in meiner Freizeit Hilfe leisten zu 
können. 

Nachdem auch ich mit 15 Jahren zur Feuer-
wehr gegangen bin, weiß ich, wie sich hier die Zeit 
geändert hat, wie und wo der Wandel stattgefunden 
hat. Und ich weiß auch, wie viel an Aufgaben, an 
Mehraufgaben, immer wieder die Feuerwehren 
bekommen. Es ist relativ einfach seitens der Politik, 
aber auch der Behörden, wenn man über die Frage 
der Zuständigkeit, wer könnte es lösen, wer könnte 
es machen? Na, da fällt einem sofort immer wieder, 
na, die Feuerwehr könnte es machen, ein. 

Selbstverständlich! Sie machen es auch. Sie 
machen es auch unentgeltlich. Aber es werden die 
Einsätze leider Gottes immer komplizierter. Die 
Anforderungen werden komplizierter, ob im Stra-
ßenverkehr immer wieder neue Schulungen, es gibt 
immer neue Herausforderungen. Wir bekommen 
jetzt immer mehr Elektroautos auf den Straßen: 
Neue Herausforderungen. Wie müssen hier die 
Feuerwehren umgehen? Neue Schulungen. Es sind 
immer neue Mittel, die transportiert werden auf den 
Straßen. Es wird in den Betrieben immer kompli-
zierter.  

Letztendlich wird es deswegen so schwer für 
die Feuerwehren, weil sie letztendlich ihr eigenes 
Leben, aber auch das Leben der Kameraden 
schützen müssen. Denn wenn was passiert, ist der 
Einsatzleiter verantwortlich und muss sich vor Ge-
richt verantworten. Nicht die Politik und nicht die 
Behörden. Und das ist der Punkt, an dem ich sage, 
hier muss noch viel geschehen. Hier muss noch 
viel passieren, dass im Bereich dieser schwierigen 
Einsätze die Einsatzleitungen auch dann vielleicht 
an Behörden abgegeben werden können. Denn 
sich dann nur hinstellen seitens der Behörde und 
danke zu sagen, das ist in diesem Fall zu wenig. 

Wenn die Politik über die Behörden immer 
mehr möchte, dann fordere ich auch ein, dass 
diese Behörden dann entsprechend auch mehr an 
Verantwortung in diesem Bereich übernehmen. So 
wie es bei vielen Einsätzen bereits der Fall ist, wo 
die Bezirkshauptmannschaft hier auch die Einsatz-
leitung inne hat und auch die Verantwortung, wün-
sche ich es mir bei jenen Bereichen, wo immer 
wieder Herausforderungen und Schwierigkeiten 
entstehen können. Und da musst du einem Famili-
envater einmal erklären, warum er sich dann vor 
Gericht verantworten muss. Warum er vielleicht 
auch mit einer bedingten oder sogar unbedingten 
Strafe zu Hause seiner Familie erklären muss und 
mit den finanziellen Mitteln zusätzlich einen Scha-
den trägt. 

Darüber müssen wir uns Gedanken machen. 
Und das gehört für mich dazu, dass wir aktiv ein 
Feuerwehrwesen unterstützen. Aktiv heißt, dass wir 
es tun. Dass wir nicht nur danke sagen. Und ich 
bringe daher den Antrag ein (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Waldhäusl, Schagerl, 
Königsberger, Ing. Huber, Landbauer, Gabmann, 
Dr. Von Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 1 
des Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016 betreffend: 
Freiwilliges Feuerwehrwesen nachwuchsfit gestal-
ten. 

Tausende und Abertausende Niederösterrei-
cher leisten für die Freiwilligen Feuerwehren Tag 
und Nacht unschätzbare Dienste. Die Anforderun-
gen sowie die anfallenden Arbeiten werden immer 
mehr, während immer weniger finanzielle Unter-
stützung gegeben ist. 

Daher ist es an der Zeit, dass seitens des 
Bundes, des Landes Niederösterreich bzw. der 
Gemeinden eine entsprechende Imagekampagne 
gestartet wird, die die Grundwerte der Freiwilligen 
Feuerwehren wieder in den Mittelpunkt rückt. Pa-
rallel dazu muss seitens der Politik endlich ver-
mehrter finanzieller Spielraum geschaffen werden. 
Möglich sind hier etwa die Erhöhung der Mittel aus 
der Feuerschutzsteuer, eine Befreiung von der 
Umsatzsteuer beim Ankauf von Geräten und Fahr-
zeugen bzw. die Abschaffung des AKM-Beitrages 
für Veranstaltungen von Florianijüngern. 

Zudem sind Änderungen im arbeitsrechtlichen 
Bereich notwendig: Die meisten Mitglieder von 
Feuerwehr und Rettung, speziell im ländlichen 
Raum, müssen außerdem tagsüber ihren Arbeits-
platz auf eigene Kosten verlassen, um anderen 
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helfen zu können. Des Weiteren kämpfen die Weh-
ren immer mehr mit dem Problem, eine Einsatzbe-
reitschaft 24 Stunden am Tag die ganze Woche 
lang aufrecht zu erhalten, da immer mehr Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehren in andere Gegenden 
auspendeln. Im Einsatzfall sind sie daher nicht vor 
Ort. Hier ist gemeinsam mit dem Landesfeuerwehr-
verband die Erarbeitung von Lösungen notwendig, 
sodass es etwa in Kooperation mit benachbarten 
Wehren zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft 
im Ernstfall kommt. Weiters darf es künftig nicht 
mehr notwendig sein, für eine notwendige Weiter-
bildung (etwa Bedienung von Spezialgeräten) aus-
schließlich den eigenen Urlaub aufbrauchen zu 
müssen. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1) Der NÖ Landtag spricht sich im Sinne der 
Antragsbegründung für eine nachhaltige Absiche-
rung unseres Freiwilligen Feuerwehrwesens aus. 

2) Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, 
im Sinne der Antragsbegründung im eigenen Wir-
kungsbereich sowie in Zusammenarbeit mit dem 
Bund die Absicherung unseres Freiwilligen Feuer-
wehrwesens sicherzustellen.“ 

(Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete MMag. Dr. Petrovic. Sie ist 
Hauptrednerin der Grünen. 

Abg. MMag. Dr. Petrovic (GRÜNE): Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Mitglieder der NÖ Landesre-
gierung! Geschätzte Abgeordnete! Hohes Haus! 

Die Debatte zum Kapitel öffentliche Ordnung 
und Sicherheit ist traditioneller Weise zumindest 
von einem gewissen Gleichklang begleitet. Da wir 
alle hier in diesem Hohen Haus, und ich glaube 
wirklich aus tiefster Überzeugung, die Tätigkeit der 
Freiwilligen Feuerwehren und der freiwilligen Hilfs-
organe schätzen die meisten von uns im höchsten 
Maße, ob sie jetzt selber Mitglied sind bei Feuer-
wehren oder deren Veranstaltungen immer wieder 
gerne besuchen und begleiten und sich informie-
ren, was dort passiert. Und vielleicht auch gele-
gentlich einen kleinen Beitrag leisten, damit die 
Ausrüstung gewährleistet ist. Die wissen, wie wich-
tig diese Tätigkeit ist. Nämlich nicht nur, dass rasch 
und kompetent geholfen wird, sondern dass man 
dort auch einfach durch die persönlichen Kontakte 
den Zusammenhang spürt und dass es weit mehr 
ist als die Abwehr von Gefahren oder das Eingrei-

fen, wenn sich ein Katastrophenereignis, ein Unfall 
ereignet hat, dass sie auch auf der menschlichen 
Ebene den Leuten beistehen. Dass man Erfahrun-
gen austauscht und dass auch die Geselligkeit 
dabei nicht zu kurz kommt. Das ist wichtig, weil das 
natürlich auch Vertrauen aufbaut. 

Das heißt, auch von unserer Seite werden wir 
diesem Teilaspekt des Budgets gerne unsere Zu-
stimmung geben. Und insofern gibt es hier auch 
von uns keine kritischen Anmerkungen, dass hier 
Geld verwendet wird, es ist gut angelegtes Geld 
und wir stimmen dem gerne zu. 

Ich merke aber in zweierlei Hinsicht an, dass 
ich meine, dass das Kapitel Sicherheit und auch 
öffentliche Ordnung heute gar nicht mehr für sich 
allein so erörtert werden kann. Natürlich, wenn wir 
das auf den Bereich reduzieren und die Budget-
zahlen so beschließen werden, dann geht das für 
dieses Kapitel schon okay. Aber wenn wir darüber 
reden, in den Redebeiträgen hätte ich mir schon 
erwartet, dass der Sicherheitsbegriff etwas weiter 
gespannt wird. Zum Einen müssen wir reden über 
ökologische Sicherheit. Wir müssen darüber reden, 
dass ja erkennbar, für uns alle spürbar und wahr-
nehmbar die heftigen Wetterereignisse dramatisch 
zunehmen. (Abg. Waldhäusl: Richtig, aber nicht in 
der Gruppe 1. Das müssen wir doch diskutieren, wo 
es hingehört!) 

Ja, aber wir werden auch vielleicht pro futuro, 
Herr Kollege, auch die Gruppeneinteilung und das 
alles überdenken müssen. Denn wenn wir immer 
nur, sagen wir beschränken das, wir teilen das in 
Raster und Kasterln ein, dann werden wir notwen-
digerweise immer wieder auch den Schäden hin-
terdrein laufen. Und damit werden wir auch der 
Arbeit dieser vielen Freiwilligen nicht gerecht. Ich 
bin jedenfalls wahnsinnig oft in Debatten verwickelt, 
so quasi, was geschieht denn, um die Ursachen zu 
bekämpfen. Und da gibt es nun einmal die ganz 
großen Dinge, die zugegebenermaßen dann natür-
lich zum Kapitel Umwelt usw. gehören, aber auch 
ins Verkehrskapitel beispielsweise. Wo wir eben 
sagen müssen, was wird denn getan, um Treib-
hausgase, um den CO2-Ausstoß, aber auch um 
zum Beispiel schädliche Emissionen aus der Land-
wirtschaft in Schranken zu halten, einzudämmen 
oder zu kompensieren durch positive Maßnahmen?  

Doch es gibt auch sehr naheliegende Maß-
nahmen, die sehr wohl, glaube ich, hier schon zu-
sammengefasst werden sollten auch mit dieser 
Arbeit der Freiwilligen, wie dass man etwa unseren 
Flüssen breiteren Raum lassen sollte. Dass man 
nicht jeden Quadratmeter, auch wenn es noch so 
ein schöner Baugrund zu sein scheint, ausnutzt, 
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sondern dass man eben auch hier Räume schafft, 
damit, wenn schon ein heftiges Wetterereignis 
droht, man nicht auch noch die Schäden größer 
macht als sie ohnehin durch diese Hochwasserka-
tastrophen sein können. 

Das heißt, ich glaube, dass der Begriff der 
ökologischen Sicherheit und der Abwehr derartiger 
Gefahren unbedingt hier dazu gehört. Und ich 
glaube auch, dass wir zumindest einen Aspekt der 
sozialen Sicherheit streifen sollten. Auch wenn das 
natürlich ein gesondertes Kapitel ist. Denn wenn es 
immer mehr Menschen gibt, die buchstäblich nichts 
mehr zu verlieren haben, wenn es immer mehr 
Menschen gibt, die ohnehin hinten und vorne mit 
allem nicht mehr auskommen, dann können wir von 
diesen Menschen auch schwerlich erwarten, dass 
sie sich mit vollem Herzen und mit ganzer Energie 
für das Gemeinwesen einsetzen. 

Das heißt, das Thema Sicherheit ist wie eine 
Zwiebel aufgebaut. Es hat einen ganz engen Um-
fang, wo wir einmal über die Feuerwehren und die 
Unterstützung und die notwendigen Hilfeleistungen 
und alles was wir im Sozialbereich tun, um diese 
Einsätze möglich zu machen. Aber es ist heutzu-
tage nicht mehr wirklich auch abzuhandeln ohne 
dass ich auf die anderen Bereiche der Sicherheit 
Bezug nehme: Die Abwendung von Gefahren durch 
das Verhindern oder zumindest das Eindämmen 
immer größerer Umweltkatastrophen und auch 
durch die Tatsache, dass ich trachte, dass es mög-
lichst keine Menschen geben soll, die völlig mit dem 
Rücken an der Wand stehen und die ihre Freiheit 
nur mehr dadurch definieren, dass sie nichts mehr 
zu verlieren haben. 

In diesem Sinne, wie gesagt, stimmen wir dem 
zu. Aber uns ist wichtig, dass man die darüber hin-
ausgehenden Zusammenhänge des Sicherheitsbe-
griffs nicht aus den Augen verliert. Und dass wir 
über diese Bereiche intensiver und auch losgelöst 
vom Zahlenwerk, nämlich materiell und in Maß-
nahmen diskutieren sollten. Danke! (Beifall bei den 
GRÜNEN.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Naderer. 

Abg. Naderer (FRANK): Danke sehr, Herr 
Präsident! Geschätzte Herren Landesräte! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 

Herzlichen Dank der Frau Kollegin Petrovic für 
den Hinweis, was die ökologische Sicherheit, ich 
nenn das immer Ereignissicherheit, betrifft. Wenn 
Sie vielleicht aufmerksam beobachtet haben, ich 
habe mich einer Initiative aus Oberösterreich ange-

schlossen, die sich nennt „Hochwasser minus 20 
Prozent“. Ist von einem Verein, einer überparteili-
chen Organisation. Ein Verein zur Bewusstseinsbil-
dung im Bereich des vitalen Gutes Wasser. Und ich 
lade alle Fraktionen des Landtages dazu ein, sich 
das anzuhören. Ich werde einen entsprechenden 
Termin vorschlagen, aus alle Fraktionen Vertreter 
einladen, um ihnen dieses Projekt näherzubringen. 
Es geht um Lebensmittelsicherheit bei Wasser, es 
geht um Versorgungssicherheit und es geht um 
diese von Kollegin Petrovic angesprochene ökolo-
gische Sicherheit, die ich als Ereignissicherheit 
bezeichne. Damit sind wir schon dort, wo in dem 
Moment, da ein Ereignis aus den Fugen gerät, die 
Feuerwehr zum Tragen kommt. Deshalb ist mein 
Beitrag heute zu dieser Gruppe 1 einer, der die 
Feuerwehr betrifft. 

Die Frau Finanzlandesrätin hat die Leistungen 
der Feuerwehren schon lobend erwähnt. Es ist ja 
leider Gottes festzustellen, vor allem bei uns am 
Land, dass politisch der Feuerwehrbereich von der 
ÖVP sehr stark vereinnahmt ist. Nichts desto trotz 
sind die 8,4 Millionen Freiwilligen-Stunden ein 
Aspekt, für den man zu Dank verpflichtet ist. Die 
Frau Finanzlandesrätin hat das mit 20 Stunden 
bezeichnet. Sie ist eine Unternehmenstochter. Sie 
hat die Sozialversicherungsbeiträge scheinbar 
gleich mit hineingerechnet. Deswegen ist sie auf 
über 2 Millionen gekommen. 

Nur ist trotzdem zu hinterfragen, ob es fair ist, 
von einem Freiwilligenbereich die Arbeitsstunden 
monetär umzulegen. Weil ich muss dann, so wie 
das Vorredner auch schon gesagt haben, das muss 
ich dann noch im Sozialbereich ansetzen. Ich muss 
das sogar schon im innerfamiliären Bereich, bei 
den Hausfrauen, mit ansetzen. Also, ich halte wirk-
lich wenig davon, auf einer Seite eben zu sagen, 
die Freiwilligenstunden sind monetär umzurechnen. 
Und auf der anderen Seite sind sie eine Selbstver-
ständlichkeit. In Wahrheit ist das Freiwilligenwesen 
ein Ideal und Ausdruck unserer Kultur, meine Da-
men und Herren. 

Um auf die inhomogenen Strukturen in Nieder-
österreich einzugehen, die auch ein Ideal unseres 
Landes sind, möchte ich darauf verweisen, dass 
auf Grund der unterschiedlichen Größen der Feu-
erwehren und der Gemeinden es zu einer Verwer-
fung gekommen ist, was die Ausstattung mit Gerät-
schaften betrifft. Es ist eben so, dass größere Feu-
erwehren eine bessere maschinelle Ausstattung 
haben und kleinere Feuerwehren sich dann mit 
gebrauchten Geräten oder mit Gerät, die sie nicht 
unmittelbar zu 100 Prozent über das Land finanziert 
oder geleast, bereitgestellt bekommen, dann be-
helfen müssen. 
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Umgekehrt ist es dann aber so, dass diese 
kleinen Feuerwehren auf Grund der Kadarstärke 
und auf Grund der Bereitschaft derer, die dann vor 
Ort sind, diese Geräte zu bedienen, dann aufzeigen 
und sagen, hoppala, wir könnten im Einsatzfall 
unsere Geräte bedienen und die Feuerwehr aus 
dem Bezirkshauptort hat während der Arbeitszeit 
Probleme auf Grund der Kaderstärke und auf 
Grund der Unmöglichkeit, einen konkreten Einsatz-
plan zu erstellen. Weil es sich eben um ein Freiwil-
ligenwesen handelt. Hat dann Probleme im Ein-
satzfall, die richtigen Geräte mit den richtigen Leu-
ten auch an die entsprechenden Stellen zu bringen. 

Deshalb meine Forderung, die ich hier auch in 
Form eines Antrages wieder einbringe, eine Koor-
dination von Maßnahmen, eine Koordination von 
Anschaffungen, von technischen Möglichkeiten. Es 
ist nämlich im Sinne einer zweckmäßigen Verwen-
dung und einer verantwortungsvollen Verwendung 
von Geldmitteln durchaus geboten, dass, wenn ich 
im öffentlichen Bereich – und da ist die Straßen-
verwaltung so ein öffentlichkeitsnaher oder sehr 
öffentlicher Bereich ... wenn ich hier Gerätschaften 
habe, Bergegerät, Bagger, Kräne usw., Allradfahr-
zeuge für den Voralpenbereich, wenn die das ha-
ben, wenn die entsprechend geschultes Personal 
haben, dann frage ich mich schon immer wieder, 
was ist naheliegender als eine Koordination dieser 
Ressourcen anzustreben und auch entsprechend 
gesetzlich bzw. als Empfehlung oder als Zuständig-
keit des entsprechenden Landesregierungsmit-
glieds ... Im Straßenbereich ist das Gott sei Dank 
Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll. Also wenn der 
sagt, ab jetzt müssen die Straßenverwaltungen bei 
der Bergung von Unfallfahrzeugen den Feuerweh-
ren helfen, dann bin ich überzeugt, dass das ab 
übermorgen auch so passiert.  

Deswegen hier mein Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

des Abgeordneten Walter Naderer zur Gruppe 
1 des Voranschlags des Landes Niederösterreich 
für 2017, Ltg. 987/V-4 betreffend ‚effektiver und 
besser koordinierter Einsatz von Bergegeräten und 
Kränen bei Feuerwehren und Straßenverwaltun-
gen‘. 

In den letzten Jahren wurden aus Steuermitteln 
und aus Mitteln des Katastrophenfonds NÖ-weit 
Fahrzeuge und Geräte für Katastrophen und Ber-
geeinsätze angekauft. Diese Geräte wurden zu-
meist den Feuerwehren in Bezirkshauptorten oder 
größeren Städten überantwortet. Dieser Umstand 
führt bereits zu atmosphärischen Störungen bei 
kleineren Feuerwehren in ländlichen Regionen. 

Vertreter dieser kleinen Feuerwehren bemühen 
sich, aus Spendenmitteln und Zuwendungen ihrer 
Gemeinden ebenfalls, den Fuhrpark zu erweitern. 
Dafür werden zumeist gebrauchte Fahrzeuge an-
gekauft, die jene begünstigten Feuerwehren abge-
ben, wo neues Gerät angeschafft worden ist. 

Für kleinere Feuerwehren ist diese Investition 
auch deshalb notwendig, weil die Konzentration 
von Gerätschaft bei manchen Feuerwehren in grö-
ßeren Orten an die Grenzen der Kaderstärke im 
Einsatzfall reicht. Da es auf der Basis der Freiwillig-
keit fast unmöglich ist, Einsatzpläne mit den für die 
Fahrzeuge ausgebildeten Einsatzkräften zu erstel-
len, passiert es vor allem wochentags während der 
Normalarbeitszeit, dass Fahrzeuge größerer Weh-
ren im Alarmfall in der Garage bleiben müssen oder 
durch eine weite Anreise eines Ersatzbefugten 
wertvolle Zeit verstreicht. 

Die öffentlichen Gelder wurden hier mehr ver-
ordnet als koordiniert eingesetzt. Eine, unter Einbe-
ziehung aller Beteiligten koordinierte Verteilung der 
Einsatzfahrzeuge und Gerätschaften innerhalb 
eines Abschnittes oder einer Region wäre unter 
Berücksichtigung der Verkehrswege sinnvoll.  

Auch die Assistenz durch Fahrzeuge der Stra-
ßenverwaltung für Bergemaßnahmen erscheint 
wegen der gegebenen technischen Voraussetzun-
gen dieser Fuhrparks nicht nur geboten, sondern 
aus Kostengründen auch sinnvoll. Technisches 
Können ist bei den Bediensteten der Straßenver-
waltungen ausreichend vorhanden und den Bereit-
schaftsdienst sind diese Frauen und Männer auch 
gewohnt.  

Die zweckfremde Verwendung von Berge- und 
Steiggerät zur Erfüllung von nützlichen Nebentätig-
keiten wie Baumschnitt, Fahrzeugabschleppen u.ä. 
sind unter Berücksichtigung geltender Vorschriften 
und der Achtung von örtlichen Wettbewerbsteil-
nehmern in diesen Geschäftszweigen zu unterlas-
sen. 

Aus Gefahrenbereichen bergen ja - in die 
Werkstatt schleppt das Abschleppunternehmen. Da 
es immer wieder zur Verrechnung von Abschlepp-
leistung an Fahrzeugbesitzer und auch Versiche-
rungen kommt, ist dieser Umstand vielerorts zum 
Missstand erwachsen.  

Der Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen:  

Die Landesregierung wird aufgefordert, 
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1. künftig die Zuweisung von kostenintensiven 
Bergefahrzeugen und –geräten an einzelne Stand-
orte nur nach Absprache mit den umliegenden 
Feuerwehren vorzunehmen und 

2. den Einsatz von Fahrzeugen und Geräten 
der Straßenverwaltungen zu prüfen, gegebenen-
falls zu regeln und so einen sparsamen, wirtschaft-
lichen und zweckmäßigen Umgang mit Steuergel-
dern zu gewährleisten.“ 

Die Debatten der beiden Tage, heute und mor-
gen, sind eben so angelegt, dass wir in Vertretung 
der Bürger auch deren Ideen und Interessen für 
einen zweckmäßigen Umgang mit Steuermitteln 
hier einbringen. Und dieser Ansatz ist, glaube ich, 
einer, der in der Bevölkerung sicherlich eine breite 
Zustimmung und breites Verständnis findet. Danke! 
(Beifall bei FRANK.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Schagerl. Er ist Hauptredner der 
Sozialdemokratischen Fraktion. 

Abg. Schagerl (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Herren Landesräte! Sehr 
geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte meinen Redebeitrag beginnen mit 
einem Dankeschön an alle Freiwilligen, die in Feu-
erwehr, Rettung, Zivilschutz, im Asylwesen tätig 
sind. Das ist nämlich ein sehr ein großer Bereich. 
Und ohne diesen Mitmenschen würden wir unsere 
gesellschaftliche Aufgabe oder unser gesellschaftli-
ches Leben gar nicht meistern können. Darum kann 
man wirklich nur danke sagen! 

Ich möchte meine Ausführungen beginnen mit 
dem Feuerwehrwesen. Der Kollege Naderer hat 
gesagt, die kleinen Feuerwehren haben eigentlich 
nur gebrauchtes altes Gerät. Also da muss ich dir 
widersprechen! Ich komm selbst aus einer kleinen 
Gemeinde. Doch wir sind top ausgerüstet. Hat auch 
natürlich zu tun mit den freiwilligen Leistungen der 
Feuerwehr, mit den Veranstaltungen. Und auch 
natürlich mit dem von Haus zu Haus zu gehen, um 
eben Spenden zu sammeln. Damit eben die Feu-
erwehren mit Hilfe des Landes, mit Hilfe der Ge-
meinden sich die Ausrüstungen leisten können. 

Ein weiterer Punkt ist natürlich auch die Feu-
erwehrausrüstungsverordnung, wo genau gezielt 
festgelegt wird, in welchem Bereich, welcher Re-
gion welche Ausrüstungsgegenstände notwendig 
sind. Dadurch wird natürlich auch zielführend gear-
beitet wird bzw. werden auch Einsparungen erzielt. 
Mit dem neuen Feuerwehrgesetz, das in Ab-
stimmung mit der Feuerwehr ausgearbeitet und im 

Landtag im Juli 2015 beschlossen wurde, ist es 
gelungen, die Erkenntnisse und Anregungen der 
Freiwilligen Feuerwehr im NÖ Feuerwehrgesetz 
2015 aufzunehmen. Für mich ein wichtiger Punkt. 
In jedem Feuerwehrbezirk ist ein entsprechender 
Katastrophenhilfsdienst, Bereitschaft, aufgestellt, 
die sich aus Fahrzeugen, Geräten und Mannschaft 
der Feuerwehren dieses Feuerwehrbezirkes zu-
sammensetzt. Dieser KHD-Zug ist im Ernstfall so-
fort einsatzbereit und dadurch natürlich eine flä-
chendeckende Präsenz in den Bezirken, in den 
Gemeinden und im Land eben gegeben.  

Wie die letzten Wochen und Monate gezeigt 
haben, muss man jederzeit mit kleinräumigen 
Wetterkapriolen in unserem Land rechnen und stellt 
dies unsere freiwilligen Feuerwehren immer wieder 
vor neue Herausforderungen. Ich bin froh, dass wir 
in Niederösterreich bestens aufgestellte freiwillige 
Feuerwehren haben. Bei der Präsentation der Ein-
satzbilanz 2015 lobte unser Herr Landeshauptmann 
Dr. Erwin Pröll die niederösterreichischen Feuer-
wehren als die beste Versicherungspolizze für un-
ser Land. Dem kann ich nur beipflichten. 

Die Einsatzbilanz haben wir heute schon von 
unserer Finanzreferentin gehört. Ich möchte nur auf 
einen Punkt eingehen. Wir haben 5.500 Mitglieder 
in der Feuerwehrjugend, was eben sehr, sehr wich-
tig ist für den weiteren Bestand. Und wir haben 
insgesamt, dabei sind aber auch jene, die nicht 
mehr aktiv sind, 97.484 Mitglieder in Niederöster-
reich. 

Die Freiwilligen Feuerwehren nehmen auch 
eine gesellschaftspolitische Aufgabe in allen Ge-
meinden und Städten wahr. Die Mitglieder der Feu-
erwehren kommen aus allen gesellschaftlichen 
Schichten, ob jung oder alt und bringen natürlich 
auch dementsprechend ihre verschiedensten 
Kenntnisse ein. 

Die Abgeordneten Waldhäusl und Schagerl 
bringen einen Resolutionsantrag ein (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Schagerl, Waldhäusl und 
Mold zur Gruppe 1 des Voranschlages des Landes 
Niederösterreich für das Jahr 2017, Ltg. Zl.987/V-4, 
betreffend Befreiung der freiwilligen Feuerwehren 
von der Mehrwertsteuer bei der Beschaffung von 
Ausrüstungsgegenständen. 

Die Katastrophenereignisse und Wetterkaprio-
len sowohl in den letzten Wochen und Monaten als 
auch in den vergangenen Jahren und die daraus 
resultierende hohe Anzahl von technischen Einsät-
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zen der freiwilligen Feuerwehren zeigen den hohen 
Bedarf an technischen Ausrüstungsgegenständen. 

Nicht zuletzt aufgrund der gesetzlichen Vorga-
ben ist auch immer wieder eine Erneuerung der 
Fahrzeuge und Gerätschaften notwendig. Durch die 
angespannte Lage der öffentlichen Haushalte wird 
es jedoch immer schwieriger, die notwendigen Mit-
tel für diese Beschaffungen bereitzustellen. Ein 
nicht unbeträchtlicher Anteil dieser Beträge für 
Neuanschaffungen fließt jedoch in Form von Um-
satzsteuer in den Steuertopf des Bundes. 

Eine Befreiung der freiwilligen Feuerwehren 
von der Umsatzsteuer bei diesen Beschaffungen 
von Fahrzeugen und Ausrüstungsgegenständen 
könnte eine wesentliche finanzielle Entlastung der 
Gemeinden, aber auch der Feuerwehren bringen.  

Der Landtag hat daher bereits in seiner Sitzung 
vom 17.06.2015 einen Antrag betreffend Umsatz-
steuerbefreiung bei der Beschaffung von Fahrzeu-
gen und Ausrüstungsgegenständen für die Feuer-
wehren einstimmig verabschiedet.  

In der Antwort der Bundesregierung wird dazu 
ausgeführt, dass die Feuerwehren als Körper-
schaften des öffentlichen Rechts im Rahmen ihrer 
hoheitlichen Tätigkeiten nicht unternehmerisch tätig 
sind und daher für diese Tätigkeiten keine Umsatz-
steuer zu entrichten haben. Gleichzeitig besteht 
aber auch keine Möglichkeit, für Leistungsbezüge 
in diesem Bereich (z.B. Beschaffung von Fahrzeu-
gen, Gerätschaften und sonstigen Ausrüstungsge-
genständen) Vorsteuern geltend zu machen, wobei 
grundsätzlich die Sinnhaftigkeit einer Umsatzsteu-
erpflicht von Organisationen, die im Hoheitsbereich 
tätig sind, zu hinterfragen wäre.  

Vorgabe für diese nationale Regelung ist das 
EU-Mehrwertsteuerrecht, an das Österreich seit 
dem EU-Beitritt gebunden ist.  

Es wird daher notwendig sein, sich auf euro-
päischer Ebene für eine entsprechende Überprü-
fung und Änderung der bestehenden MwSt-
Rechtsvorschriften einzusetzen. 

Die Gefertigten stellen daher den Antrag: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung die Bundesregierung 
zu ersuchen, sich auf europäischer Ebene dafür 
einzusetzen, dass es zu einer Änderung der mehr-
wertsteuerrechtlichen Grundlagen kommt, die eine 

Befreiung der Freiwilligen Feuerwehren von der 
Mehrwertsteuer auf nationaler Ebene ermöglicht.“ 

Ich habe da noch einen zweiten Antrag, auch 
ein Resolutionsantrag betreffend Setzung von an-
erkennenden Maßnahmen für die Freiwillige Feu-
erwehr (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Schagerl und Waldhäusl zur 
Gruppe 1 des Voranschlages des Landes Nieder-
österreich für das Jahr 2017, Ltg. Zl.987/V-4, be-
treffend Setzung von anerkennenden Maßnahmen 
für die Freiwilligenorganisationen. 

Die Vielfalt der Bereiche, in denen Freiwilligen-
arbeit geleistet wird, spiegelt die große Bedeutung 
dieser Tätigkeit wieder. Österreich zählt zu den 
Europameistern beim ehrenamtlichen Engagement. 
Mehr als 3 Millionen Menschen bzw. rund 44 Pro-
zent der Bevölkerung engagieren sich regelmäßig 
in ihrer Freizeit, ohne dafür Geld zu verlangen. 
Viele Bereiche des gemeinschaftlichen Lebens 
wären ohne die Arbeit ehrenamtlicher Helferinnen 
und Helfer undenkbar.  

Die Würdigung dieser verdienstvollen Tätig-
keiten darf sich allerdings nicht nur auf den Dank 
seitens der öffentlichen Hand und der Gebietskör-
perschaften beschränken, sondern es muss auch 
das Bestreben sein, optimale Rahmenbedingungen 
für die Ausübung der Freiwilligentätigkeit zu ge-
währleisten. 

Allen voran das Feuerwehrwesen beruht auf 
dem Einsatz freiwilliger Helfer. In vielen Bereichen 
würden Hilfeleistungen ohne den unentgeltlichen 
Einsatz der freiwilligen Feuerwehren kaum möglich 
sein. Daher benötigen die freiwilligen Feuerwehren 
nicht nur die ihnen zweifellos zustehende Anerken-
nung, sondern auch zusätzliche Unterstützung. Es 
müssen Angebote geschaffen werden, um vor al-
lem jungen und auch älteren Menschen Anreize zu 
bieten, die sie dazu veranlassen, sich in die Gesell-
schaft in Form des Freiwilligendienstes einzubrin-
gen. 

Im beruflichen Umfeld ist es sowohl für die Ar-
beitgeberInnen als auch ArbeitnehmerInnen 
schwierig, die beruflichen Verpflichtungen mit den 
freiwilligen Hilfsleistungen vereinbar zu machen, 
insbesondere dann, wenn Einsätze über einen 
längeren Zeitraum andauern, wie dies bei Katastro-
pheneinsätzen der Fall ist. Eine längerfristige Frei-
stellung bei gleichzeitiger Lohnfortzahlung würde 
vor allem für mittlere und kleinere Betriebe eine  
 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2015/16 der XVIII. Periode 38. Sitzung vom 15. Juni 2016 

881 

große finanzielle Belastung bedeuten. Durch die 
Einführung eines Fonds des Landes Niederöster-
reichs zur teilweisen Abgeltung der Lohnkosten an 
die betroffenen ArbeitgeberInnen bei längeren 
Einsätzen können diese finanziellen Risiken redu-
ziert werden. Zur Deckung des Aufwandes soll 
nach oberösterreichischem Vorbild jährlich 1% des 
Landesanteils an der Feuerschutz-steuer zweckge-
bunden sichergestellt werden. 

Oftmals ist die freiwillige Tätigkeit bei einer 
freiwilligen Feuerwehr für einen ArbeitgeberInnen 
sogar ein Hinderungsgrund bei der Aufnahme 
neuer Arbeitskräfte, da er befürchtet, bei Einsätzen 
auf seine ArbeitnehmerInnen verzichten zu müs-
sen. Es scheint daher gerechtfertigt, in diesem 
Bereich Anreize und Bonifikationen für Arbeitgebe-
rInnen sowohl im öffentlichen als auch im privaten 
Bereich zu schaffen, damit die Ausübung einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit für den Betroffenen keinen 
Nachteil gegenüber dem/der ArbeitgeberIn darstellt. 

Die Gefertigten stellen daher den Antrag: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung 

1. an die Bundesregierung heranzutreten, 

a) damit in den arbeitsrechtlichen Bestimmun-
gen des Bundes eine Verpflichtung zur Gehalts- 
bzw. Lohnfortzahlung für DienstnehmerInnen vor-
gesehen wird, die auf Grund von Einsätzen bei den 
freiwilligen Feuerwehren vom Dienst abwesend 
sind oder ihre Dienststelle verlassen müssen, 

und 

2. im eigenen Bereich 

a) gleichartige Regelungen in den arbeitsrecht-
lichen Bestimmungen zu erlassen, 

b) im Landes- und Gemeindedienst Grundla-
gen zu schaffen, dass eine bevorzugte Aufnahme 
bei gleicher Qualifikation von Mitgliedern von frei-
willigen Feuerwehren im öffentlichen Dienst ermög-
licht wird, 

c) einen Einsatzfonds zu schaffen, der Dienst-
geberInnen einen nachgewiesenen Aufwand für 
Entgeltsfortzahlungen an Bedienstete, die einsatz-
bedingt von ihrem Arbeitsplatz abwesend waren, 
abdeckt.“ 

Es zeigt sich immer wieder, wie wichtig unsere 
Freiwillige Feuerwehr ist. Ihr gilt unser Dank für 
freiwillige Hilfe, die sie in Not geratenen Menschen 
entgegenbringt. 

Ein paar Worte zum Zivilschutz: Ich möchte auf 
die Wichtigkeit des NÖ Zivilschutzverbandes hin-
weisen und mich für die Arbeit der Zivilschutzbe-
auftragten in den Gemeinden bzw. auch den Be-
schäftigten im NÖ Zivilschutzverband bedanken. 
Und dem neuen Zivilschutzverbandspräsidenten, 
Abgeordneten Christoph Kainz alles Gute in seiner 
neuen Funktion wünschen! (Beifall bei der SPÖ und 
ÖVP.) 

Zum Thema Sicherheit: Die Kriminalstatistik 
2015 wurde ja auch heute schon angesprochen. Es 
stimmt, die Gesamtkriminalität in Niederösterreich 
ist nur ganz leicht gestiegen. Die Gesamtkriminali-
tät in Österreich in etwa auch gleich. Eines, was 
natürlich besorgniserregend ist, das ist die Cyber-
kriminalität in Österreich. Die hat eine Steigerung 
von plus 11,6 Prozent. Und daher gibt es natürlich 
den Zwang, dass man eben da schaut, dass man 
dem eben entsprechend entgegenwirkt. 

(Zweiter Präsident Mag. Karner übernimmt den 
Vorsitz.) 

Das Jahr 2015 stand im Zeichen der weltwei-
ten Migrationsbewegung und ging oftmals mit der 
Angst vor einer steigenden Kriminalität einher. Eine 
Analyse der Tatverdächtigen ergibt folgendes Bild 
für 2015: Unterteilt in Herkunftsländer der Tatver-
dächtigen handelt es sich zu 37 Prozent um 
Fremde und zu 63 Prozent um inländische Tatver-
dächtige. 

Die Aufgliederung der Tatverdächtigen: Wir 
haben insgesamt in Österreich 157.777 Anlassfälle. 
Davon sind 92.804 Fremde. Zuordnung der Frem-
den nach Staatsangehörigkeiten: 9.624 Rumänen, 
9.161 Deutsche, eben aufgeteilt. Und man sieht im 
Endeffekt, dass die Kriminalität nicht unbedingt 
zurückzuführen ist auf die Flüchtlingsbewegung. 

Bekämpfung der Schlepperkriminalität ist auch 
ein sehr wichtiges Thema. Im Sommer 2015 wurde 
mit einem Fünfpunkteplan von Polizei und Justiz 
verschärft gegen Schlepperei vorgegangen. Es 
wurde ein Büro zur Schlepperbekämpfung im Bun-
deskriminalamt eingerichtet. 

Dann ist auch eingerichtet worden eine Be-
kämpfungseinheit gegen Sozialbetrug, was auch 
sehr wichtig ist. Wobei es eben darum geht, dass  
 
 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2015/16 der XVIII. Periode 38. Sitzung vom 15. Juni 2016 

882 

Sozialversicherungsträger, Kriminalpolizei, Abga-
benbehörden, Insolvenzentgeltfonds und die Bau-
arbeiter Urlaubs- und Abfertigungskassa gemein-
sam vorwiegend auf Baustellen entsprechend vor-
gehen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Auf Grund 
der Kriminalstatistik 2015 und der Vielfalt von 
neuen Aufgaben bzw. der Flüchtlingskrise ist es 
unumgänglich, dass der Personalstand an Polizis-
tinnen und Polizisten in Niederösterreich aufge-
stockt wird. 

Die fehlenden Polizistinnen und Polizisten, die 
auf Grund von Karenzierungen, Teilzeitbeschäfti-
gungen oder Zuteilungen in Sonderkommissionen 
nicht in den Polizeiinspektionen Dienst versehen, 
sind nachzubesetzen. 

Derzeit sind wieder zahlreiche niederösterrei-
chische Polizistinnen im Burgenland und dem Flug-
hafen Schwechat dienstzugeteilt. Den hohen Per-
sonalbedarf an den Grenzen durch Polizisten von 
den Dienststellen in den Bundesländern abzuzie-
hen, belastet auch die Polizei in Niederösterreich 
sehr. 

Zum Bundesheer: Wurde heute auch schon 
besprochen, dass wir das letzte Jahr sehr viel dis-
kutiert haben betreffend Schließung der Radetzky-
kaserne in Horn, betreffend der Verringerung der 
Militärmusikkapelle der Stärke nach. Wir haben den 
Wechsel gehabt wieder im Verteidigungsministe-
rium. Mit dem neuen Verteidigungsminister Hans 
Peter Doskozil und dem Assistenzeinsatz an der 
Grenze wurde der Stellenwert unseres Bundes-
heeres in der Bevölkerung wieder stark in einen 
positiven Fokus gebracht. 

Bis 2020 will der Verteidigungsminister Be-
schaffungsvorgänge in der Höhe von 1,7 Milliarden 
Euro tätigen. Es wurde auch die Kürzung bei der 
Militärmusik und die Schließung der Radetzkyka-
serne in Horn zurückgenommen, wofür sich auch 
der Landtag stark eingebracht hat und wir auch 
unsere Beschlüsse gefasst haben. Weiters wird, 
was ich auch für einen sehr wichtigen Punkt halte, 
das Landes-Militärkommando in Zukunft gestärkt. 

Abschließend gibt es noch den Antrag betref-
fend Digitalfunknetz BOS Austria. Es geht um eine 
Erhöhung um 5,9 Millionen Euro. Und zwar betrifft 
das die Standortoptimierung, Verlängerung der 
Miet- und Pachtverträge, Genehmigung, die Erhö-
hung der Gesamtkosten. Dem werden wir Sozial-
demokraten zustimmen. 

Wir werden auch zustimmen dem Antrag sei-
tens der FPÖ, das freiwillige Feuerwehrwesen 
nachwuchsfit zu gestalten. Und wir werden die 
gesamte Gruppe 1 auch mitbeschließen. Danke! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Mold. 

Abg. Mold (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Herr Landesrat! Hoher Landtag! 

Was die Freiwilligen in den über 20.000 
Vereinen in Niederösterreich leisten, das ist unbe-
zahlbar und daher auch unverzichtbar. Die Leistun-
gen der Ehrenamtlichen sind ein wichtiger Beitrag 
für die Landesentwicklung sowohl aus volkswirt-
schaftlicher Sicht, weil ja jeder und jede Freiwillige 
in Niederösterreich zirka zwei Stunden Freiwilligen-
arbeit pro Woche leistet. Und zum Zweiten sind 
diese Leistungen der Freiwilligen und Ehrenamtli-
chen auch ein ganz wichtiger Beitrag für die Le-
bensqualität und für die Sicherheit in unserem Bun-
desland. Vor allem wenn wir die Arbeit der Blau-
lichtorganisationen hier hervorheben. 

Interessant sind aber auch die Motive für die 
Freiwilligenarbeit und das Freiwilligenengagement. 
Über 90 Prozent der Menschen in unserem Bun-
desland engagieren sich deshalb, weil sie anderen 
helfen wollen und weil es ihnen selber Freude 
macht, helfen zu können. 

Anderen helfen wollen, das ist auch das Motiv, 
ist wahrscheinlich das Motiv für die über 97.000 
Frauen und Männer, die in den 1.631 Freiwilligen 
Feuerwehren unseres Landes mitarbeiten. Ganz 
wichtig und ganz besonders hervorstreichen 
möchte ich aber hier die 5.500 Mädchen und Bur-
schen, die in der Feuerwehrjugend mitarbeiten. 
Denn ich glaube, die modernsten Einsatzgeräte, die 
schönsten Feuerwehrhäuser nützten uns wenig, 
wenn bei den Freiwilligen Feuerwehren der Nach-
wuchs fehlt. Und daher ist es wichtig, diese Nach-
wuchsarbeit zu fördern. Die Feuerwehrjugend ist 
eine ideale Möglichkeit dafür, weil die jungen Men-
schen im Alter von 10 bis 15 Jahren für diese Feu-
erwehrjugend noch begeisterungsfähig sind. Und 
diese Zeit der Begeisterungsfähigkeit für das Feu-
erwehrwesen zu nützen ist wichtig. Daher ist der 
Feuerwehrjugend größte Aufmerksamkeit und Un-
terstützung auch zu schenken. 

Meine Damen und Herren! Die Mitglieder der 
Freiwilligen Feuerwehren sind es, die ihre Freizeit 
für unsere Sicherheit opfern. Die 65.000 Einsätze  
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im abgelaufenen Jahr bewältigt haben. Die Bewäl-
tigung dieser Einsätze ist, das wurde heute schon 
angesprochen, nicht immer einfach. Vor allem wäh-
rend der Hauptarbeitszeit zwischen halb 8 Uhr in 
der Früh und 12 Uhr Mittag oder zwischen 13 Uhr 
und 16 Uhr. Um wirklich immer ausreichend Feu-
erwehrmitglieder bei den Einsätzen zu haben, ist es 
daher ganz wichtig, dass wir dieses dichte Netz, 
diese große Dichte an Freiwilligen Feuerwehren in 
unserem Bundesland haben. Denn wenn auch oft 
bei einer Feuerwehr nur 3 Mitglieder zum Feuer-
wehrhaus zum Einsatz kommen, wenn aber bei 
mehreren Feuerwehren drei Mitglieder ausfahren 
mit ihrem Fahrzeug, dann kann man davon ausge-
hen, dass am Einsatzort eine entsprechend ein-
satzfähige Truppe vorhanden ist um dort auch zu 
helfen und Hilfe zu leisten. 

Voraussetzung für diese Hilfeleistung ist aber 
eine entsprechende Ausbildung. Die Ausbildung 
unserer Feuerwehrmitglieder erfolgt in einer der 
modernsten Feuerwehrschulen Europas, in der 
Landesfeuerwehrschule Tulln. Hier sind im Vorjahr 
219 Ausbildungsmodule durchgeführt worden, an 
denen 149.300 Feuerwehrmitglieder teilgenommen 
haben. Darüber hinaus sind aber auch dezentral in 
den Bezirken vor Ort auch über 300 Ausbildungs-
module durchgeführt und absolviert worden. 

Zur optimalen Ausbildung ist natürlich die op-
timale Ausrüstung eine unbedingte Notwendigkeit. 
Die Ausrüstung, die Fahrzeuge und eine entspre-
chende Infrastruktur in Form entsprechender Feu-
erwehrhäuser. Die Finanzierung dieser Ausrüstung, 
die fordert uns alle. Im Besonderen sind aber hier 
unsere Gemeinden gefordert. Und unsere Gemein-
den leisten diesbezüglich Großartiges, wofür wir 
den Gemeinden, glaube ich, immer wieder danke 
sagen sollen. 

Geschätzte Damen und Herren! Ein Drittel bis 
dieHälfte der Anschaffungskosten von Feuerwehr-
fahrzeugen und Einsatzgeräten leisten viele Frei-
willige Feuerwehren aus eigenen Mitteln. Das ist 
aber nur deshalb möglich, weil die Freiwilligen Feu-
erwehren erstens selber Veranstaltungen durchfüh-
ren und weil eine große Spendenbereitschaft der 
Bevölkerung vorhanden ist, ihre Freiwilligen Feuer-
wehren auch entsprechend zu unterstützen. Wich-
tig ist aber, dass wir den Freiwilligen Feuerwehren 
es auch gesetzlich in Zukunft ermöglichen, derar-
tige Veranstaltungen, Feste, durchführen zu kön-
nen. Denn diese Veranstaltungen dienen nicht nur 
der Finanzierung der Ausrüstung, sondern sie sind, 
glaube ich, gerade in den kleinen Orten am Land 
ein unheimlich wichtiger Beitrag, das Gemein-
schaftsleben in unseren Dörfern entsprechend zu 
fördern. 

Hier gebührt den Feuerwehrmitgliedern und ih-
ren Familien ein herzliches Danke, weil diese Feste 
nur funktionieren, wenn die gesamte Familie eines 
Feuerwehrmitgliedes auch mit anpackt und mithilft. 

Der Punkt Mehrwertsteuer für Anschaffung von 
Geräten und Einsatzfahrzeugen, das ist ein wichti-
ger Punkt, der die Feuerwehren ungemein belastet. 
Daher werden auch wir als ÖVP dem Antrag des 
Kollegen Schagerl hier zustimmen und mitgehen. 

Meine Damen und Herren! Um Kosten zu spa-
ren, ist in der Landesfeuerwehrschule in Tulln im 
Vorjahr eine Atemschutzgerätewerkstätte einge-
richtet worden, um die Servicierung der Atem-
schutzgeräte selber durchführen zu können und 
damit auch wesentliche Kosten zu sparen. 

Wenn der NÖ Landtag morgen das Landes-
budget beschließen wird, dann sind zirka 28 Millio-
nen Euro für den Bereich Feuerwehren und Kata-
strophendienst vorgesehen. Mittel aus der Feuer-
schutzsteuer, aus dem Katastrophenfonds und aus 
dem Landesbudget. Ich bitte Sie daher alle, diesem 
Budget zuzustimmen, um die Leistungen, um die 
Arbeit der Freiwilligen Feuerwehren auch weiterhin 
zu ermöglichen. Für die Bereitschaft zu helfen 
wenn andere Hilfe brauchen und für das Engage-
ment, das die Feuerwehrmitglieder in unseren 
Dörfern leisten, möchte ich hier an dieser Stelle 
auch den besonderen Dank und die Anerkennung 
zum Ausdruck bringen. 

Geschätzte Damen und Herren! Unser Leben 
und unsere Gesundheit sind vielfältig bedroht. Jede 
und jeder kann durch Vorsorge und Selbstschutz 
sein persönliches Risiko aber deutlich herabsetzen. 
Einen wesentlichen Beitrag dazu, vor allem im Be-
reich der Bewusstseinsbildung leistet der NÖ Zivil-
schutzverband. Der Zivilschutzverband, der in die-
sem Jahr reorganisiert wurde, neu aufgestellt 
wurde mit einem neuen Präsidenten, einem neuen 
Geschäftsführer, wo aber auch die Arbeit neu orga-
nisiert wird. Wo es in Zukunft ein Jahresschwer-
punktthema geben soll, wo die Zusammenarbeit mit 
den Gemeinden verbessert werden soll, weil es 
auch in jeder Gemeinde einen Zivilschutzverant-
wortlichen geben wird. Wo mehr Augenmerk in der 
Arbeit von hauptamtlichen auf ehrenamtliche und 
freiwillige Mitarbeiter in Zukunft gelegt werden soll. 

Geschätzte Damen und Herren! Ebenfalls ganz 
wichtig bei Katastropheneinsätzen und Unfällen ist 
die Koordination der Einsatzkräfte und der Behör-
den. Und dazu ist es ganz einfach wichtig, dass die 
entsprechende Funkinfrastruktur gut funktioniert, 
damit diese Vernetzung und diese Koordination 
möglich ist. Zu einem Vorzeigeprojekt in Sachen 
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Sicherheitsinfrastruktur hat sich mittlerweile das 
BOSDigitalfunknetz Austria entwickelt. 27 Nutzer-
organisationen neben Feuerwehr, Rettung und 
Behörden verwenden hier gemeinsam über 19.000 
Funkgeräte. Zwei Drittel davon die Freiwillige Feu-
erwehr. 

Durch dieses gemeinsam genutzte Funknetz 
und den daraus sich eröffnenden Möglichkeiten, 
organisationsübergreifend zu kommunizieren, kann 
die Einsatzbereitschaft und die Organisation der 
Hilfeleistung wesentlich verbessert werden. Der 
Endausbau dieses digitalen Funknetzes hat laut 
Vorgaben des Bundesministeriums für Inneres bis 
Ende 2018 zu erfolgen. 18 Sendestandorte sind in 
Niederösterreich noch zu errichten. Für die Errich-
tung und für den Betrieb dieser Sendestandorte 
sind im kommenden Landesbudget insgesamt 5,9 
Millionen Euro vorgesehen. 5,9 Millionen Euro, die 
letztlich unser aller Sicherheit dienen sollen. Daher 
bitte ich Sie, diesem Budgetbereich Ihre Zustim-
mung zu erteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Wir kommen 
nun zum Thema Sicherheit in Niederösterreich 
innerhalb der Gruppe 1. Zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Königsberger als Hauptredner. 

Abg. Königsberger (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzte Herren der Landesregierung! 
Hohes Haus! 

Gruppe 1 Sicherheit. Es ist in Ordnung, wenn 
die Frau Finanzreferentin heute Vormittag den Ein-
satz der Freiwilligen, vor allem der Freiwilligen 
Feuerwehr sehr gelobt hat. Aber meine Damen und 
Herren, es ist dann grauslich, deshalb auch ein 
Budget des Grauens, wenn man dann im gleichen 
Zug im Voranschlag im Feuerwehrwesen und im 
Katastrophendienst wieder Kürzungen durchführt. 
Es ist grauslich und das lehnen wir auch ab. 

Die Sicherheit im Allgemeinen, mit der ist es ja 
bei uns in Niederösterreich nicht zum Besten be-
stellt. Ich bin da, wie meistens, konträrer Meinung 
zum Präsidenten Karner und ich werde das auch 
begründen. Ich möchte mich aber auch vorher bei 
unseren Polizisten und bei den Blaulichtorganisati-
onen herzlich bedanken für ihre Leistung. Nicht die 
Polizisten tragen. Schuld an manchen Kriminal-
zahlen, Statistikzahlen, sondern die Politik hat hier 
Abhilfe zu leisten. Also einen herzlichen Dank an 
alle Polizeikollegen! Sie verrichten ja unter manch-
mal oft wirklich widrigen Bedingungen ihren schwe-
ren Dienst. Und auch ein herzliches Danke an den 
Zivilschutzverband. Ich kann das selber jetzt fest-
stellen, es wird dort professionell gearbeitet unter 
dem neuen Präsidenten Kainz. Wir haben eine tolle 

Veranstaltung hier im Landtag gehabt. Herzliche 
Gratulation dazu! (Beifall bei der FPÖ und ÖVP.) 

Wir haben 2015 bundesweit rund 520.000, 
nicht ganz, angezeigte Strafrechtsdelikte gehabt. In 
Niederösterreich waren es genau 75.773. Und das 
entspricht leider einer Steigerung von 0,6 Prozent. 
Und Niederösterreich verzeichnet eben leider wie-
der nach Wien die meisten Straftaten, Tendenz 
steigend. 

Wir haben es heute schon gehört, die Schlep-
perkriminalität ist wirklich fast förmlich explodiert, 
nämlich um sage und schreibe nahezu 63 Prozent 
auf 6.062 angezeigte Fälle. Die Anzahl der ge-
schleppten Personen hat sich 2015 gegenüber 
2014 mehr als verdreifacht. Von 21.000 auf 72.000. 

Besonders bedenklich und bedrohlich finde ich 
auch den Anstieg der Anzeigen im Zusammenhang 
mit terroristischen Organisationen. Diese Zahl hat 
sich bei uns in Niederösterreich von 24 auf 80 er-
höht. Und gerade hier, glaube ich, gilt es wirklich 
vorsichtig zu sein, aufzupassen. Zu observieren. 
Die Ereignisse die traurigen, in den Städten 
Europas zeigen uns, was da alles passieren kann. 
Und das soll bitte bei uns in Niederösterreich nicht 
Realität werden. 

Zugenommen haben leider auch die Autodieb-
stähle und die Raubdelikte. Wir haben über 2.800 
Einbrüche in Wohnungen und Häuser zu verzeich-
nen gehabt. Und die lieben Einbrecher haben eben 
wieder fröhliche Urständ gefeiert. Diese ganzen 
SOKOs, die immer so hoch gepriesen werden an 
Punkten im hochrangigen Straßennetz, die waren 
leider auch nicht zielführend. Sonst wären ja die 
Autodiebstähle nicht gestiegen. 

Wir wissen ja, wie diese Herrschaften arbeiten. 
Die haben eine Vorhut. Wenn da irgendeine Poli-
zeikontrolle ist, wird der Haupttross informiert, die 
nehmen dann den Bypass und werden eben leider 
oft meistens wieder nicht erwischt. Es ist auch die-
ses Kennzeichen-Erkennungssystem an den 
Hauptverkehrsrouten sehr hoch gepriesen worden 
und trotzdem sind die Autodiebstähle auf 663 ge-
stiegen. Und trotz dieses Systems haben wir leider 
nur eine Aufklärungsquote von 15 Prozent. Rund 
560 Kfz-Diebstähle blieben leider ungeklärt. 

Meine Damen und Herren! Über 90.000 Asyl-
ansuchen wurden im Vorjahr in Österreich gestellt 
und Hunderttausende reisten als Transitflüchtlinge 
durch unser Land! Unsere Sicherheitsbehörden 
waren damals wirklich völlig überfordert. Die meis-
ten dieser Flüchtlinge wurden leider weder regis-
triert noch wurden sie daktyloskopisch behandelt, 
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geschweige wurden Untersuchungen auf anste-
ckende Krankheiten durchgeführt. Und da braucht 
man sich dann nicht wundern, wenn man dann 
Zustände hat, wie wir sie jetzt eben haben. 

Man hat leider auch sehr viele Polizeiinspekti-
onen zugesperrt und zusammengelegt. Und man 
hat das damit begründet, dass damit die Sicherheit 
erhöht wird. In Wahrheit hat man damals schon so 
einen Personalmangel gehabt bei der Polizei, dass 
man die ursprünglichen Posten gar nicht mehr aus-
reichend besetzen hätte können. Und deswegen 
hat man sie auch zusammengelegt. 

Wenn ich mir nur die Situation anschaue in 
meinem Bezirk in St. Pölten-Land, von Asperhofen 
bis Schwarzenbach, von Traismauer bis Wilhelms-
burg, da haben wir noch ganze 11 Polizeiinspektio-
nen. Dort werden 128 Beamte systemisiert, in der 
Realität sind es 118. Wenn man jetzt die Urlaube, 
die Krankenstände, die Fortbildungen, die diversen 
Zuteilungen abrechnet, ja, dann bleiben im Schnitt 
pro Inspektion nicht einmal 10 Polizisten, die sieben 
Tage in der Woche rund um die Uhr im Wechsel-
dienst dort Dienst versehen sollen. Da kann man 
sich dann ausrechnen, dass pro Inspektion vier bis 
fünf Beamte im Dienst sind. Und da wird es mir 
wirklich Angst und Bange, wie es mit dem Schutz 
der Bevölkerung in unserem Bundesland leider 
bestellt ist. 

Und wenn man dann von einem Sicherheits-
notstand spricht, dann ist man Polemiker, dann ist 
man Angstmacher. Es ist aber Faktum: Wir haben 
diesen Sicherheitsnotstand und der breitet sich 
leider immer weiter aus. 

Dazu kommt leider noch, meine geschätzten 
Kolleginnen und Kollegen, dass zahlreiche Polizei-
kräfte bei Einsätzen in und im Umfeld von Asylan-
ten- und Transitunterkünften gebunden werden. Es 
wurden im Jahr 2015 und in den ersten drei Mona-
ten 2016 alleine in Niederösterreich 371 Polizeiein-
sätze im Jahr 2015 und in den ersten drei Monaten 
heuer 209 Einsätze, also insgesamt 580 Einsätze in 
diesem Umfeld von Asylheimen und in Asylheimen 
getätigt. 

Österreichweit waren es gleich einmal 5.000. 
Allein in Niederösterreich waren da 1.163 Polizisten 
im Vorjahr und heuer 606 Polizisten im Einsatz, 
insgesamt 1.769. Und die waren da auch natürlich 
gebunden. Bei diesen Einsätzen in Niederöster-
reich 2015 und die ersten drei Monate des heurigen 
Jahres wurden 167 Körperverletzungsdelikte in und 
im Umkreis von Asylunterkünften zur Anzeige ge-
bracht. Es wurden in Niederösterreich dabei auch 
zwei unbeteiligte Passanten verletzt, bundesweit 

waren es 23. Ohne Wien, weil in Wien führt man 
darüber gar keine Statistik mehr. 

Das bestätigt uns, dass wir wieder einmal lei-
der Recht haben, dass eben von diesen Asylanten-
unterkünften eine massive Sicherheitsgefährdung 
ausgeht. Alleine die Kosten für diese Polizeiein-
sätze in den letzten 15 Monaten, die hier unseren 
Steuerzahlern entstanden sind, werden auf eine 
Million Euro beziffert. Und da sind nicht einmal 
noch die Kosten dabei für Sachbeschädigungen, 
für die medizinische Versorgung der Verletzten, die 
Kosten für Gerichtsverhandlungen, für Haftzeiten 
und so weiter und so weiter und so weiter. Auch 
hier führt man leider keine statistischen Aufzeich-
nungen. 

Um in Zukunft diese Straftaten, diese Konflikt-
situationen in und im Umfeld von Asylantenunter-
künften zu verringern bzw. tunlichst zu verhindern, 
in den Griff zu bekommen, da gehören die Unter-
kunftgeber, aber auch die Betreuungsorganisatio-
nen einmal in die Pflicht genommen. Sie sind anzu-
halten und sie sind verantwortlich, geeignete Maß-
nahmen zur Erhöhung dieser Sicherheit im eigenen 
Bereich als auch in dessen Umfeld zu setzen. Und 
da gehören vor allem einmal dementsprechende 
Hausordnungen dazu. Entsprechende Verhaltens-
regeln! Dazu gehört eine Nachtruhe im Zeitraum 
von 22 Uhr bis 6 Uhr, wo sich die Bewohner in ih-
ren Unterbringungsräumen aufzuhalten haben. 
Analog zu den Bundesbetreuungseinrichtungen, da 
haben wir ja so etwas schon, da gibt es das, und 
dort funktioniert es auch etwas besser.  

Die Unterkunftgeber als auch diese Betreu-
ungsorganisationen, die erhalten ja von der öffentli-
chen Hand gutes Geld. Die erhalten wesentliche 
Geldleistungen für ihre Tätigkeiten. Und daher ge-
hören die in die Pflicht genommen. Die gehören in 
die Pflicht genommen, dass sie endlich ihren ver-
traglich übernommenen Betreuungs- und Auf-
sichtspflichten auch wirklich nachkommen. Und 
zwar rigoros nachkommen, umfassend nachkom-
men und auf alle Fälle auch besser als bisher 
nachkommen. 

Dazu ist es eben notwendig, ausreichend ge-
eignetes und geschultes Personal zu stellen. Ein 
paar Mal in der Woche vorbeischauen und kurz das 
Essen bringen, wird ein bisschen zu wenig sein. 
Ethnische Konflikte und daraus resultierende Kör-
perverletzungen nehmen leider zu. Unbeteiligte 
Passanten kommen zum Handkuss, geschätzte 
Damen und Herren des Hohen Hauses. Auch das 
sind Zustände, die sofort abzustellen sind. Was es 
da braucht, sind eben Vorschriften zur strengen 
Überwachung der Einhaltung von diesen Hausord-
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nungen. Wir brauchen eine strikte Kontrolle der 
Anwesenheitspflicht während der Nachtruhe. Wir 
brauchen eine zwingende Begleitung beim Verlas-
sen der Betreuungseinrichtungen. Und das brau-
chen wir vor allem für unbetreute oder unbegleitete 
minderjährige Asylanten. Aber auch bei Männer-
gruppen. 

Und verhaltensauffällige Asylanten sind über-
haupt vom Betreuungspersonal sofort den zustän-
digen Behörden zu melden. Auf Grund der ange-
zeigten Verletzungen ist auch für die Bewohner von 
Asylunterkünften in Zukunft ein striktes Waffenver-
bot zu verhängen, meine Damen und Herren. Vor 
allem für Stichwaffen, für Hiebwaffen und auch für 
Messer. Ich erwähne da nur als Beispiel ... (Abg. 
Naderer: Und womit kochen sie dann?) 
Es gibt auch Messer die vorne rund sind und nicht 
spitz sind. Es gibt Messer aus Plastik, die gut 
schneiden und vorne rund sind. Also es gibt da 
relativ viele Lösungen. Das muss nicht irgendein 
Messer von „Rambo III“ sein mit 430 Zacken, wie 
es auch verwendet wird.  

Ich erwähn da nur gleich als Beispiel die heuti-
gen Medien, Stichwort Leopoldsdorf. Hätte wieder 
einmal vertuscht werden sollen. War wieder eine 
riesen Streiterei, Ethnische mit Stichwaffen und 
auch Verletzten. Und daher bringe ich jetzt dazu 
auch folgenden Antrag ein (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Königsberger, Waldhäusl, 
Ing. Huber, Landbauer, Gabmann, Dr. Von 
Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 1 des Vor-
anschlages des Landes Niederösterreich für das 
Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend Sicher-
heitsgefährdung in und im Umfeld von Asyl- und 
Transitunterkünften.  

Im Vorjahr, als auch heuer, ist es zu zahlrei-
chen Polizeieinsätzen in und im Umfeld von Asyl- 
und Transitunterkünften gekommen. So wurden 
2015 alleine in NÖ 371 Einsätze, und in den ersten 
drei Monaten dieses Jahres 209 Polizeieinsätze, 
getätigt. Österreichweit musste die Polizei im glei-
chen Zeitraum rd. 5.000 Mal einschreiten. Dabei 
waren in NÖ im Vorjahr 1.163 und von Jänner bis 
März dieses Jahres 606 Polizisten im Einsatz. 

In NÖ wurden bei diesen Einsätzen 2015 und 
in den ersten drei Monaten dieses Jahres insge-
samt 167 Körperverletzungen zur Anzeige ge-
bracht. Dabei wurden in NÖ auch 2 unbeteiligte 
Personen (Passanten) verletzt. Bundesweit (ohne 
Wien) waren es 23 unbeteiligte Personen. 

In Wien wird über die Anzahl der Körperverlet-
zungen und Verletzungen an Passanten keine Sta-
tistik geführt, obwohl Wien im o.a. Zeitraum die 
meisten (1.526) Einsätze zu verzeichnen hatte. 

Es steht also schwarz auf weiß fest, dass von 
Asylunterkünften eine massive Sicherheitsgefähr-
dung ausgeht. Die Kosten für die Polizeieinsätze in 
diesen 15 Monaten, die hier den Steuerzahlern 
entstanden sind, werden mit rd. 1 Million Euro be-
ziffert.  

Dazu kommen noch Kosten von Sachbeschä-
digungen, medizinischer Versorgung der Verletz-
ten, Gerichtsverhandlungen und Haftzeiten - dar-
über werden jedoch keine statistischen Aufzeich-
nungen geführt. 

Um in Zukunft die Anzahl der Straftaten und 
Konfliktsituationen in und im Umfeld von Asylan-
tenunterkünften zu verringern sind die Unterkunft-
geber und Betreuungsorganisationen anzuhalten, 
geeignete Maßnahmen zur Erhöhung der Sicher-
heit in den Asylunterkünften zu setzen. 

Dazu gehören vor allem dementsprechende 
Hausordnungen mit Verhaltensregeln, eine Nacht-
ruhe im Zeitraum von 22.00 - 06.00 Uhr, wo sich 
die Bewohner in ihren Unterbringungsräumen auf-
zuhalten haben – analog zu den Bundesbetreu-
ungseinrichtungen. Die Unterkunftgeber, als auch 
die jeweiligen Betreuungsorganisationen erhalten 
von der öffentlichen Hand wesentliche Geldleistun-
gen für ihre Tätigkeiten. Daher sind sie in die Pflicht 
zu nehmen, ihren vertraglich übernommenen Be-
treuungs- und Aufsichtspflichten durch die ausrei-
chende Stellung von dazu geeignetem Personal 
nachzukommen.  

Insbesondere zählen dazu die rigorose Über-
wachung der Einhaltung von Hausordnungen, die 
strikte Kontrolle der Anwesenheitspflicht während 
der Nachtruhezeit, Begleitung beim Verlassen der 
Betreuungseinrichtungen - vor allem von unbe-
treuten minderjährigen und jugendlichen Asylanten, 
sowie Männergruppen. Weiters die Meldung von 
verhaltensauffälligen Asylanten an die zuständigen 
Behörden und ein Waffenverbot (vor allem auch für 
Stichwaffen und Messer) für Bewohner von Asyl-
unterkünften. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1) Der NÖ Landtag spricht sich für Maßnah-
men zur Erhöhung der Sicherheit in und im Umfeld 
von Asyl- und Transitunterkünften aus. 
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2) Die NÖ Landesregierung wird im Sinne der 
Antragsbegründung beauftragt im eigenen Wir-
kungsbereich und in Zusammenarbeit mit dem 
Bund, gesetzliche Grundlagen für Unterkunftgeber 
und Betreuungsorganisationen zur Erhöhung der 
Sicherheit in und im Umfeld von Asylantenunter-
künften zu schaffen.“ 

Zu den Vorfällen in und im Umfeld von diesen 
Unterkünften kommen aber auch noch, wir haben 
es herinnen schon diskutiert, diese Übergriffe in 
den Bädern. Der Bub, der da von einem Iraker 
missbraucht wurde. Er ist erst vor kurzem verurteilt 
worden zu lächerlichen sechs Jahren. Bei guter 
Führung ist er nach drei Jahren schon wieder im 
Bad und wird sich das nächste Kind vorknöpfen. 

Frauen klagen in den Bädern über anzügliche 
Bemerkungen, über Belästigungen. Es wird in die 
Duschkabinen eingedrungen. Ja, man schreckt 
auch nicht vor den Kleinsten zurück. Es gibt Vor-
fälle wie jener Asylant, der vor dem Kinderplansch-
betten sexuelle Handlungen an sich selbst vorge-
nommen hat. Wir haben dazu hier schon entspre-
chende Anträge eingebracht. Wir haben dieses 
Betretungsverbot für männliche Asylwerber und 
Asylanten, natürlich unter der Prämisse, dass dort 
schon Übergriffe stattgefunden haben, verlangt. Es 
hat leider keine Mehrheit hier herinnen gefunden. 
ÖVP, SPÖ und Grüne haben leider für die Sicher-
heit unserer Frauen und Kinder da nicht sehr viel 
Verständnis gezeigt. 

Ja, es gibt ohnehin das Strafrecht haben sie 
gesagt. Wenn der was tut, wird er eh bestraft. Das 
ist schon zum Teil richtig, vorausgesetzt man fasst 
den Täter. Trotzdem ist Prävention hier besser, 
solche Taten sollte man von vornherein durch ir-
gendwelche geeignete Maßnahmen verhindern. 

Was haben der 10-jährige Bub, was hat die 72-
jährige Pensionistin die vergewaltigt wurden davon, 
wenn der Täter verurteilt wurde, sie selbst aber 
eben schwer traumatisiert sind und unter diesen 
Folgen leiden müssen? 

Wie schon gesagt, die Urteile dazu sind gera-
dezu lächerlich. Jeder Hendldieb in Österreich wird 
strenger bestraft als Kindesmissbraucher oder Ver-
gewaltiger! Und auch hier sind dringend Reformen 
notwendig, Reformen im Strafrecht, dass dieses 
Strafausmaß endlich einmal wirksam angehoben 
wird. 

Ich darf mich jetzt für Ihre Aufmerksamkeit be-
danken. Ich bitte Sie, unserem Antrag Ihre Zustim-
mung zu geben. Und darf dann bei meiner zweiten 
Wortmeldung meine Ausführungen zur Sicherheit in 

Niederösterreich weiterführen. Dankeschön! (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Dritter Präsident Gartner. 

Abg. Präsident Gartner (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Landesrat! Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Hohes Haus! 

Ja, es ist Tradition seit mehr als 10 Jahren, 
dass ich im Zuge der Budgetdebatte hier im Land-
tag Stellung nehme auch zur Sicherheit und beson-
ders zur Sicherheit, was den Bezirk Baden und die 
Asyl- und Flüchtlingsproblematik betrifft. Im Vorjahr 
haben wir knapp nach der Budgetdebatte das 
zweite Halbjahr 2015 ja erhebt, gezeichnet durch 
fast 90.000 Asylanten, die in Österreich um Asyl 
angesucht haben. Dazu kommt noch, dass 
100.000, es wurde schon gesagt, durchgezogen 
sind. Das hat natürlich, die Situation in Traiskirchen 
und speziell im Bezirk Baden und auf den Routen, 
zu großen Problematiken geführt. Wir haben ja 
teilweise in der Asylannahmestelle Traiskirchen 
zirka 4.500 Menschen gehabt mit all den Proble-
men, die sich dadurch entwickelt haben. Auch im 
Umfeld der Asylannahmestelle. Und es war für die 
Stadt Traiskirchen und für die Bevölkerung sicher 
grenzwertig. 

Daher war es klar, dass wir, speziell wir haben 
sehr lange versucht uns einzubringen mit vielen 
Aktionen. Ich muss sagen, es hat sehr viele Freiwil-
lige gegeben, die mitgeholfen haben. Aber mit Jah-
resende haben wir dann gesagt, jetzt muss sich die 
Situation einmal ändern. Und ich kann heute sagen, 
ja, es hat sich geändert. Wir haben derzeit einen 
Stand von laufend zirka 700 oder 800. Und haben 
vielleicht ein Problem dabei, dass das großteils 
Minderjährige sind, Unbegleitete. Und die werden 
von den Bundesländern sehr ungern übernommen. 
Erstens auf Grund der Kostenfrage, und auch die 
Betreuung der Minderjährigen ist oft sehr schwierig 
durchzuführen. 

Dazu kommt noch, und das sehen wir in den 
letzten Wochen vermehrt, dass immer mehr Asy-
lanten aus dem afrikanischen Raum über Italien 
einsickern, auch bei uns dann in die Erstaufnahme-
stelle kommen. Und das ist natürlich für den Bezirk 
Baden oder für die umliegenden Gemeinden nicht 
gerade das Angenehmste. Ich muss aber schon 
sagen, gerade die Gemeinden des Bezirkes Baden 
haben im letzten Jahr und auch in den letzten Mo-
naten sehr viel Verständnis gezeigt und es wurden 
weit mehr Asylanten untergebracht im Bezirk 
Baden als eigentlich die Quote wäre. Daher möchte 
ich mich bei allen Bürgermeisterinnen und Bürger-
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meistern und bei allen, die mitgeholfen haben, dass 
wir die Situation entschärfen konnten, dafür bedan-
ken.  

Mein Dank gilt aber heute ganz besonders der 
Exekutive. Man kann über die Polizeieinsätze dis-
kutieren, man kann sagen, sie sind oft zu streng, es 
sind oft zu harte Maßnahmen. Aber die Polizei hat 
in Niederösterreich im letzten Jahr hervorragende 
Arbeit geleistet. Hat sich auch bei der Grenzsiche-
rung hervorragend eingebracht. Die Polizeiinspek-
tion Traiskirchen ist mit 46 Beamten eine der größ-
ten Niederösterreichs. Es sind oft sehr viel junge 
Beamte. Aber soweit ich das beobachten kann, 
auch aus vielen Gesprächen, sind sie hochmotiviert 
und bringen sich auch in sehr vielen Überstunden 
ein. 

Was dazu kommt, dass auch mein Dank heute 
dem Bund gilt, weil mehr Polizistinnen und Polizis-
ten ausgebildet werden. Wir haben erst vor kurzem 
wieder 300 ausgemustert in Traiskirchen. Ich 
denke, das ist der richtige Weg, dass die Dienst-
stellen aufgestockt werden, dass mehr Beamtinnen 
und Beamten aufgenommen werden. Sicher kostet 
das Geld, aber ich denke, das geschieht im Zei-
chen der Sicherheit, über die wir diskutieren. 

Wir sind natürlich nicht gefeit davor, dass auch 
heuer im Sommer wieder eine Welle über uns her-
einbricht. Aber ich denke, auf Grund der Grenzsi-
cherungen und der Maßnahmen, die teilweise, weil 
Österreich gesagt hat, so kann es nicht weiterge-
hen, auch in den Nachbarstaaten eben jetzt einge-
führt wurden ... Jetzt kann man auch wieder disku-
tieren, ist es menschlich, einen Zaun aufzustellen, 
oder nicht? Aber ich denke, wenn die Europäische 
Union gemeinsam nichts zusammengebracht hat 
und erst munter werden muss, wenn die Maßnah-
men gesetzt werden, so sind die Grenzsicherun-
gen, die derzeit vorgenommen werden, der richtige 
Weg. 

Ich möchte aber während der Flüchtlingshilfe, 
weil wir vom Budget reden, schon klar sagen, dass 
das Land Niederösterreich im Voranschlag 2017 
115 Millionen vorgesehen hat im Gesamtpaket. Das 
ist eine gewaltige Summe! Das ist eine Steigerung 
gegenüber dem Jahr 2016 um 81,542.100. Und ich 
denke, das Land Niederösterreich bringt seinen 
Beitrag, genauso wie die Gemeinden ihren Beitrag 
bringen in der Asyl- und Flüchtlingsfrage. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich weiß 
schon, es ist sehr leicht oft, mit Populismus, mit 
Beispielen, die wir aus den Zeitungen haben, sich 
ans Rednerpult zu stellen und zu sagen, dort ist 
dies passiert, da ist das passiert. Jeder von uns hat 

seine Erlebnisse! Und jeder gerade im Kommunal-
bereich Verantwortliche weiß, was tagtäglich auf 
ihn zukommt in diesen Fragen. Aber ich glaube, 
dass wir mit Augenmaß und mit Menschlichkeit 
auch weiterhin eine gute Flüchtlings- und Asylpolitik 
in Österreich machen können. Sie muss nur mit 
jenem Augenmaß gemacht werden, dass die Men-
schen sich damit identifizieren können.  

Das ist meine klare Forderung! Ich denke, da-
mit sind wir gemeinsam auf einem guten Weg. Das 
Budget für das Jahr 2017 des Landes Niederöster-
reich trägt diesen Weg bereits mit. Danke für die 
Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ und Abg. 
Kasser.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Edlinger. 

Abg. Edlinger (ÖVP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Werte Mitglieder der Landesregierung! Ho-
her Landtag! 

Das Thema Asyl wurde auch von den Vorred-
nern schon behandelt. Ein Thema, dessen Ursache 
wir nicht beeinflussen können, weil es eben Krisen-
herde im Nahen Osten oder in Teilen Afrikas gibt 
und auf Grund dieser Krisen die Menschen von dort 
flüchten. 

In der Europäischen Union sind sehr wenige 
Länder als Zielländer hier sehr bevorzugt. Darunter 
auch Österreich. Und so haben wir die Auswirkun-
gen dieses Flüchtlingszustromes auch bei uns in 
Niederösterreich zu tragen. Es kann nicht ein Land 
allein dieses Problem lösen, es kann auch nicht ein 
Bundesland allein dieses Problem lösen. Der Vor-
redner hat es auch angesprochen, dass die Euro-
päische Union, und ich meine auch die Vereinten 
Nationen, hier besonders gefordert wären, in den 
Konfliktregionen hier für Ruhe und Ordnung zu 
sorgen, um diesen Flüchtlingszustrom etwas einzu-
dämmen. Wir haben auch gehört, dass Maßnah-
men, die unsere damalige Bundesministerin 
Johanna Mikl-Leitner auch sehr vehement vertreten 
hat, dass diese Maßnahmen dazu geführt haben, 
dass wir den Flüchtlingsstrom etwas eindämmen 
konnten. Dass hier auch Kontrollen eingeführt wor-
den sind. Und es wurden von den Vorrednern auch 
schon Zahlen genannt. Wir haben im Vorjahr knapp 
90.000 Asylanträge in Österreich verzeichnet und 
im heurigen Jahr stehen wir derzeit bei 22.500. Das 
sind rund 3.500 Asylanträge pro Monat. 

Da in den Sommermonaten mit einem ver-
stärkten Andrang wieder gerechnet wird, ist zu 
erwarten, dass wir mit Ende August die Obergrenze 
von 37.500, auf die sich die Bundesregierung hier 
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verständigt hat, erreichen werden. Das heißt, es 
sind weitere Maßnahmen notwendig um diesen 
Andrang auch abzustellen und einzudämmen. 

Im Vergleich der Bundesländer erfüllt Nieder-
österreich seine Quoten. Wir haben im Vergleich 
mit 1. Jänner 2015 in ganz Österreich 31.000 Per-
sonen in der Grundversorgung gehabt und davon 
4.200 in Niederösterreich. Derzeit haben wir 86.000 
Personen in Grundversorgung und davon 15.000 in 
Niederösterreich. 

Niederösterreich übernimmt derzeit pro Woche 
nach wie vor 100 bis 200 Personen vom Bund in 
die Versorgung. Präsident Gartner hat angespro-
chen, dass unbegleitete Minderjährige hier eine 
große Zahl davon ausmachen. Und hier sind in 
Niederösterreich im Erstaufnahmezentrum Trais-
kirchen verhältnismäßig viele untergebracht. 

Die Belegung von Traiskirchen wurde auch 
angesprochen, dass wir hier derzeit nach einem 
Höchststand im vergangenen Jahr von über 6.000 
untergebrachten Personen, was sicher nicht mehr 
in Ordnung war, derzeit bei einem Bereich von 
zwischen 700 und 900 Personen liegen. 

Unsere Landeshauptmann-Stellvertreterin 
Johanna Mikl-Leitner hat in ihrer Budgetrede auch 
die verschiedenen Bereiche angesprochen, in de-
nen durch diese Flüchtlingssituation im Budget 
2017 ein Mehrerfordernis eben nötig ist. Das geht 
von Mehraufwendungen im Verwaltungsbereich, in 
den Bereichen Kindergarten und Schulen bis über 
den Gesundheitsbereich hin zu den großen Bro-
cken der Bedarfsorientierten Mindestsicherung, die 
gegenüber dem Rechnungsabschluss 2015 von 11 
Millionen auf 45 Millionen steigen wird. Von der 
Flüchtlingshilfe, die von 53 Millionen im Rech-
nungsabschluss 2015 auf 115 Millionen steigen 
wird. Oder auch zu einem größeren Brocken, dem 
Sonderwohnbau, der hier mit knapp 13 Millionen 
Euro veranschlagt ist. 

In Summe steigen die Ausgaben für das 
Flüchtlings- und Asylwesen und die Integration von 
69 Millionen auf 196 Millionen. Das sind 127 Millio-
nen mehr, die in diesem Bereich im Budget vorge-
sehen sind. Und wenn wir die Transfers vom Bund 
und die Beiträge der Gemeinden über die Sozial-
hilfe abziehen, dann bleibt für das Land ein Netto-
aufwand von 67 Millionen Euro an Mehrerfordernis 
für das Budget 2017. Das ist natürlich ein großer 
Brocken. 

Mit dem Thema Flüchtlingszustrom und den 
Asylwerbern sehr eng verbunden ist natürlich auch 
immer wieder das Thema Sicherheit. Wir haben 

auch aus den Reden der Vorredner hier vernom-
men, dass es die unterschiedlichsten Zugänge zu 
diesem Thema gibt. Es bringt meines Erachtens 
wenig, hier noch zusätzlich Öl ins Feuer zu gießen. 
Es bringt aber auch nichts, etwas zu verharmlosen 
oder zu bagatellisieren. Es ist natürlich ein Konflikt-
potenzial hier vorhanden, das auch die Exekutive 
vor Herausforderungen stellt. 

In Niederösterreich sind wir mit der Installie-
rung einer Sicherheitsplattform zwischen der Lan-
despolizeidirektion und der Abteilung Staatsbürger-
schaft und Wahlen (IVW 2) als zuständige Abtei-
lung im Amt der NÖ Landesregierung hier diesem 
gesteigerten Bedarf an Sicherheit entgegenge-
kommen. Diese Sicherheitsplattform, der ja alle 
Organisationseinheiten angehören, die mit dem 
Thema Asyl und Flüchtlinge beschäftigt sind, soll 
einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch garantie-
ren und eine gemeinsame Lösungsfindung bei auf-
tretenden Problemen in Quartieren auch entspre-
chend hier sicherstellen, weil es eben vermehrt 
negative Aktivitäten in sozialen Medien bei Neuer-
öffnung von Flüchtlingsquartieren gegeben hat. 
Weil es Befürchtungen von Gewaltakten gegen 
Quartiere oder eben auch Gewalt von den Quartie-
ren ausgehend gegeben hat. Es soll damit eine 
Verbesserung der Sicherheitssituation in den 
Flüchtlingsquartieren und im Flüchtlingswesen ins-
gesamt als präventive Maßnahme geschaffen wer-
den. Und die ersten Erfolge zeigen sich hier auch 
schon, sodass diese Sicherheitsplattform entspre-
chend weitergeführt werden kann und ein schnelle-
res Handeln bei Problemfällen garantieren kann. 

Neben den finanziellen und sicherheitspoliti-
schen Aspekten gibt es aber natürlich auch das 
Wichtigste, nämlich die menschliche Komponente 
in diesem Thema. Und ich möchte die Gelegenheit 
hier nutzen, all jenen zu danken, die sich im ganzen 
Land, in den Gemeinden, dafür einsetzen, dass 
Flüchtlinge menschenwürdig untergebracht werden. 
Dass Deutschkurse organisiert, dass man sich um 
Integration bemüht. Es gibt sehr viele Institutionen, 
Gemeinden, hauptamtliche und freiwillige Helfer, 
die hier im ganzen Land großartige Arbeit leisten 
um hier eine Integration zu gewährleisten. Um den 
Menschen, die hier aus der Not geflohen sind und 
zu uns gekommen sind um Asyl zu beantragen, 
auch zu helfen. Herzlichen Dank all jenen, die sich 
hier einbringen! (Beifall bei der ÖVP und Teilen der 
SPÖ.) 

Wir haben mit dem Voranschlag 2017 auch die 
finanziellen Rahmenbedingungen dafür geschaffen, 
dass diese Arbeit auch im kommenden Jahr erfolg-
reich fortgesetzt werden kann. Und daher werden 
wir diesem Budget auch gerne zustimmen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 
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Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Königsberger. 

Abg. Königsberger (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Herren Landesräte! Hohes 
Haus! 

Ich darf nun mit meinen Ausführungen zum 
Thema Sicherheit weiterfahren. Nachdem mir ja der 
große Präsident nach 15 Minuten einen kleinen 
Boxenstopp verordnet hat tun wir jetzt weiter, damit 
der Motor nicht überhitzt. 

Sicherheit ist ein breites Spektrum, das wissen 
wir alle. Und für uns gehört auch das Recht dazu 
auf Besitz einer Waffe für anständige und recht-
schaffene Menschen und Bürger. Genau hier muss 
ich wieder die EU kritisieren, die hier wieder – wir 
haben es hier herinnen schon besprochen und 
diskutiert – wieder eine Richtlinie erlassen will, 
welche eben diese anständigen Bürger kriminali-
siert und entwaffnen will, während uns die Krimi-
nellen bis an die Zähne bewaffnet das Leben weiter 
schwer machen. 

Wir wissen ja, diese Richtlinie sieht vor, dass 
der Besitz von Waffen auf maximal fünf Jahre be-
fristet wird. Im Vorfeld muss man dann aufwändige 
medizinische Tests bestehen. Und der Besitz und 
der Handel von Halbautomatikwaffen, also auch 
Pistolen, der soll überhaupt verboten werden. Wer 
so eine Waffe legal besitzt, der muss sie dann samt 
Munition vernichten. Der wird enteignet. Jäger, 
Sportschützen, rechtschaffene Menschen, die wer-
den diskriminiert und bestraft. 

Ja, meine Damen und Herren, das geht wieder 
einmal in die völlig falsche Richtung! Wir sprechen 
uns gegen diese geplante Entwaffnung rechtstreuer 
Bürger aus. Wir sprechen uns gegen den Eingriff in 
Besitz- und Eigentumsrechte aus. Und wir spre-
chen uns vor allem gegen die Diskriminierung von 
Jägern, von Sportschützen, von Schützenvereinen 
usw. aus. 

Wir sprechen uns aber dafür aus, dass man 
endlich dem kriminellen und dem illegalen Besitz 
von Waffen den Kampf ansagt. Wir sprechen uns 
dafür aus, dass man den internationalen Waffen-
schmugglern endlich einmal das Handwerk legt. 
Und wir sprechen uns auch dafür aus, dass Aus-
länder, welche illegale Waffen besitzen, sofort ab-
zuschieben sind und mit einem Aufenthaltsverbot 
zu belegen sind. Egal welchen Status sie in diesem 
Land haben. 

Auf die Verbrecher ist der Fokus zu legen! 
Aber das nimmt man weder in der EU noch in unse-

rem Land wirklich ernst und genau. Sehr wohl ge-
nau sind aber unsere Behörden, wenn es um die 
Verweigerung der Ausstellung eines Waffenpasses 
für Polizisten oder für Justizwachebeamte oder für 
Berufssoldaten geht. Da sind unsere Behörden 
sehr genau! Da verweigert man diesen Beamten, 
die im Dienst Waffenträger sind, die mannigfache 
psychologische Tests hinter sich haben und auch 
bestanden haben, die im Umgang mit der Waffe 
bestens geschult sind, die mit dem Waffenge-
brauchsgesetz auf du und du sind, diesen Beam-
ten, denen verweigert man die Ausstellung eines 
Waffenpasses. 

Es kommt leider da dazu, dass sich Polizisten 
auch privat in den Dienst zu stellen haben, wenn 
sie ein Kapitalverbrechen wahrnehmen. Und da 
muss man ihnen auch dann bitte die entsprechen-
den und geeigneten Mittel dafür geben. Die geeig-
neten Mittel für den Eigenschutz. 

Und daher, so wie es wir hier herinnen schon 
verlangt haben, ist genau diesen Polizisten, diesen 
Justizwachebeamten und auch den Berufssoldaten 
über eigenen Antrag ein Waffenpass auszustellen, 
ohne Wenn und Aber und ohne den behördlichen 
Spießroutenlauf, den man momentan auf sich 
nehmen muss. 

Zum Schluss, geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen: Die Kriminalität steigt leider weiter. Es 
steht uns eine neue Flüchtlingswelle ins Haus. Und 
die Ängste und die Sorgen der Bevölkerung die 
werden immer größer. Unsere Frauen und Kinder, 
die fühlen sich unwohl und unsicher, wenn sie al-
leine unterwegs sind. Das subjektive Sicherheits-
gefühl ist nicht mehr vorhanden und die objektive 
Sicherheit, die ist massiv beeinträchtigt. 

Die von der Bundesregierung festgelegte 
Obergrenze von 37.500 Asylwerbern mit der Einbe-
ziehung des Familiennachzuges, die wird nicht zu 
halten sein. Schon jetzt streiten der neue Innenmi-
nister und der Bundeskanzler, wie diese Zahl aus-
zulegen ist. In Wahrheit brauchen die beiden gar 
nicht herumzulabern, weil diese Zahl sowieso nicht 
halten wird. Oder sie ändern schleunigst die Asyl-
politik, und zwar gravierend. 

Der neue Innenminister Sobotka ist gefordert, 
das Polizeipersonal einmal massiv aufzustocken. 
Und der Herr Minister führt in einem Mitarbeiterbrief 
an die Polizisten selbst an, ich darf zitieren, „dass 
es dringend einer Verordnung der Bundesregierung 
zur Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit und 
Ordnung bedarf, weil“ - und ich zitiere weiter aus 
diesem Schreiben – „unsere Sicherheitssysteme 
bereits jetzt an den Grenzen ihrer Belastbarkeit 
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sind.“ Das schreibt der Herr Minister an die Poli-
zisten. Es ist eine weise Einsicht des Herrn Minis-
ters und ich hoffe, er kann diese Forderung die er 
da stellt, auch umsetzen. 

Meine Damen und Herren! Grenzsicherung, 
wie das Wort schon sagt, die muss auch eine sol-
che sein. Jede einzelne Person gehört überprüft! 
Und ein Grenzzaun muss auch ein solcher sein, 
nämlich lückenlos und undurchlässig! Und eine 
Obergrenze muss eine Obergrenze sein. 37.500 
müssen 37.500 sein und Schluss! Wir sind aber 
dafür, dass gar keine neuen Asylwerber mehr zu 
uns kommen, meine Damen und Herren. Wir sind, 
glaube ich, zur Genüge belastet. 

In diesem Sinne wünsche ich mir für unsere 
Bevölkerung wirklich jetzt einmal ein Umdenken in 
der Asyl- und Sicherheitspolitik. Der Schutz unserer 
Bevölkerung ist die Aufgabe des Staates. Die Men-
schen haben ein Grundrecht auf ein sicheres Leben 
und das hat die Politik zu gewährleisten. 

Ich komm dann noch zum Schluss meiner 
Ausführungen zum Ausbau des digitalen Bündel-
funknetzes für Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben, kurz BOS genannt. Es ist 
selbstverständlich wichtig und richtig, die im Echt-
betrieb von den Einsatzorganisationen festgestell-
ten Versorgungslücken durch die Errichtung zu-
sätzlicher Digitalfunkstandorte zu schließen und zu 
verbessern. Es erhöhen sich natürlich dadurch die 
vom Landtag genehmigten Investitionskosten um 
fast 6 Millionen Euro. Wie schon gesagt, der Aus-
bau und Betrieb dieses Netzes ist wichtig. Wir wer-
den aber dem Antrag des Wirtschafts- und Finanz-
Ausschusses unsere Zustimmung nicht erteilen, da 
wieder einmal mit einer Sonderfinanzierung gear-
beitet wird. Es wird wieder einmal der Budgetwahr-
heit eine Absage erteilt und daher ein Nein von uns 
zu solchen Finanzierungen. Wir wollen endlich 
einmal eine Budgetwahrheit und wir wollen das 
auch im Budget untergebracht haben. Danke für 
Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Herr Abge-
ordneter Königsberger, ich darf darauf hinweisen, 
dass das Redemodell in der Präsidiale einstimmig 
vereinbart wurde, um die entsprechende Übersicht-
lichkeit in der Budgetdebatte zu haben, eine Kom-
paktheit zu erreichen und nicht weil irgendein Prä-
sident jemanden wegschickt. Bitte das zur Kenntnis 
zu nehmen, Herr Abgeordneter! Zu Wort gemeldet 
ist Herr Klubobmann Waldhäusl. 

 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Herr Landesrat! Werte Kollegen des 
Hauses! 

Herr Präsident Karner, aber das wurde nicht in 
der Präsidiale vereinbart. Vereinbart wurde, dass 
es in einem Block behandelt wird, und dann wäre 
frei zu entscheiden, kann jeder machen ob er seine 
Rede gleich anhängt oder ob er extra sich meldet. 
Und es war nur ein Wunsch des Präsidenten, dem 
nachzukommen. Also das, was du da jetzt gesagt 
hast, das ist eigentlich ein Unsinn. Auch Präsiden-
ten können sich irren. 

Und jetzt zum Erhalt aller Kasernenstandorte in 
Niederösterreich. Uns ist es wichtig, dass, wenn 
auch viel politisches Hick-Hack stattfindet, wenn es 
Diskussionen gibt, wie es auch Präsident Karner 
heute richtigerweise in seinen Ausführungen gesagt 
hat, dass letztendlich entscheidend ist, dass ein 
Kasernenstandort, wenn er erhalten werden kann, 
dann auch erhalten bleibt. Und da haben sich ja 
alle Abgeordneten in diesem Haus immer wieder 
einstimmig gefunden. Und es war auch so, dass 
speziell wir von der FPÖ hier immer wieder Anträge 
eingebracht haben und diese Kaserne nie aufge-
geben haben, sondern bis zum Schluss gekämpft 
haben. Und ob es jetzt ... (Abg. Ing. Rennhofer: 
Geh, geh!) 
Na nicht geh, geh! Du, wenn du nicht einmal die 
Anträge ... Schau! Für dich nehme ich mir die Zeit, 
werde dir die Anträge raussuchen, werde sie dir 
dann per Mail schicken. Und es soll dir jemand 
vorlesen, dass du es verstehst, wie viele insgesamt 
das waren und dann wirst du merken ... (zu Abg. 
Bader:) Nein, der Kollege da hinten, du nicht, du 
bist ein Lehrer, du kennst dich eh aus. Du kannst ja 
lesen. Aber für den Kollegen Hintner ist es wichtig. 
In dem Fall nehme ich dich heute aus. Es gibt im-
mer noch was Schlimmeres, auch bei euch. In dem 
Fall ist es der Kollege Hintner, der wieder einmal 
geglaubt hat da, er muss gescheit sein.  

Und da merkt man an der Anzahl der Anträge, 
dass wir bis zum Schluss gekämpft haben. Aber 
auch bis zum Schluss versucht haben, es wirklich 
zu verhindern. Und es war letztendlich der neue 
Minister, der ein Umdenken eingeleitet hat. Und 
wenn jetzt der Sieg viele Väter hat und jetzt plötz-
lich es der Landeshauptmann war, der es verhin-
dert hat, dann möchte ich nur eines in Erinnerung 
rufen: Wie wir damals im Landtag eingefordert ha-
ben, dass ja, was wir wissen, ohne Zustimmung 
des Landeshauptmannes, kein einziger Kasernen- 
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standort geschlossen werden kann, da war die 
ÖVP aber sehr leise. Und hat nicht gesagt, nein, so 
ist es nicht, wir können und stimmt. Die waren still 
und leise sind sie dagesessen wie die begossenen 
Pudel. Und haben nur gehofft, dass der Waldhäusl 
bald mit dem Reden fertig ist. 

Jetzt muss ich euch darauf wieder hinweisen, 
es war der Minister Doskozil, der jetzt ein Umden-
ken eingeleitet hat. Und ich mach mir trotzdem 
noch Sorgen. Und mit mir machen sich auch an-
dere Personen Sorgen. Und darum gibt es heute 
auch einen gemeinsamen Antrag mit der ÖVP. 
Denn ich weiß aus sicheren Kreisen, dass tatsäch-
lich nun nach Horn es zumindest Gespräche und 
Diskussionen gibt, wie wird es mit der Kaserne in 
Weitra langfristig weitergehen. Es gibt dort zur Ab-
sicherung des Standortes schon seit der letzten 
Diskussion, wo auch der Landeshauptmann sich 
positiv eingebracht hat natürlich, gibt’s den Füh-
rungssimulator für die Lehrkompanie. Das war zu-
mindest einmal die Krisensäule für die Absicherung 
dieses Standortes. Jetzt wissen wir aber, dass hier 
die Problematik auch mit Wr. Neustadt, mit der 
Ausbildungsstation hier in Verbindung zu sehen ist. 
Und dieser Führungssimulator Weitra verlassen 
könnte oder verlassen wird. Damit aber ohne Füh-
rungssimulator eine Lehrkompanie nicht mehr mög-
lich ist. Daher muss man schauen, was in Weitra 
weiter passieren wird. 

Also die Diskussion ist nicht zu Ende, die Dis-
kussion geht weiter. Und daher gibt es eben heute 
diesen Antrag zum Erhalt aller Kasernenstandorte 
in Niederösterreich, den der Landtag beschließen 
wolle (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Waldhäusl, Mag. Karner, 
Königsberger, Ing. Huber, Landbauer, Gabmann, 
Dr. Von Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 1 
des Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend 
Erhalt aller Kasernen in Niederösterreich. 

Der politische Hick-Hack rund um die Ra-
detzky-Kaserne in Horn verunsicherte die gesamte 
Region im Vorjahr viele Monate lang: Erst wollte ein 
ehemaliger Verteidigungsminister die Pforten für 
immer schließen, dann gab es seitens des Bundes 
Entwarnung. Nach der letzten Gemeinderatswahl 
stand erneut die Auflassung im Raum, dann die 
Nutzung als Asylquartier, nur um dann letztlich 
doch in der ursprünglichen Form erhalten zu blei-
ben.  

Der NÖ Landtag spricht sich daher generell 
gegen die Auflassung von Kasernenstandorten in 
Niederösterreich aus. Hunderte Heeresmitarbeiter 
würden ihren Arbeitsplatz verlieren, ein wichtiger 
wirtschaftlicher Impuls für die Region würde weg-
fallen, es wäre zudem weder ein ausreichender 
Katastrophenschutz möglich noch könnte die Si-
cherheit für die Bevölkerung gewährleistet werden. 
Der NÖ Landtag fordert daher den Erhalt aller der-
zeitigen Kasernenstandorte in Niederösterreich.  

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung bei der Bundesregie-
rung darauf zu drängen, dass alle Kasernenstand-
orte in Niederösterreich erhalten bleiben.“ 

Soviel zu meinem Antrag. Und natürlich steht 
es jedem Abgeordneten, auch dem Landeshaupt-
mann, seinen Stellvertretern, den Landesräten frei, 
sich zusätzlich jetzt noch hinzustellen und zu sa-
gen, wir werden mitkämpfen. Das ist wichtig. Das 
werden wir ja immer schon gemacht haben, hoffe 
ich, und es wird auch künftig so sein. 

Dann werden wir hoffentlich es zusammen-
bringen, dass wir nicht darüber diskutieren müssen 
künftig, ob das jetzt ein roter Minister war, wenn 
was schlecht ist. Oder wenn es gut ist, war es ein 
schwarzer Landeshauptmann, oder es war umge-
kehrt. Ich möchte eine Politik, wo wir für Nieder-
österreich und für die Regionen das Beste errei-
chen. Nämlich den Erhalt aller Strukturen im 
Interesse der Sicherheit, aber auch im wirtschaftli-
chen Interesse. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Herr Klub-
obmann Waldhäusl, ich darf noch einmal darauf 
hinweisen, dass ich, so wie es vom Abgeordneten 
Königsberger gesagt wurde, niemand vom Redner-
pult weggeschickt habe, wie er das zu Beginn sei-
ner zweiten Meldung angedeutet hat. Das möchte 
ich hier nochmals eindeutig klarstellen und Sie 
bitten, dies zur Kenntnis zu nehmen. Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Dr. Sidl. 

Abg. Dr. Sidl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrter Herr Landesrat! Werte Kollegin-
nen und Kollegen! 

Wir geben unserem Bundesland insgesamt 
mehr als 155 Millionen Euro, genau genommen 115 
Millionen Euro für die Grundversorgung und über  
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40 Millionen Euro im Bereich der Bedarfsorientier-
ten Mindestsicherung für Menschen auf der Flucht 
aus bzw. für jene, die bereits bei uns Asyl gewährt 
bekommen haben.  

2015 waren es 12.484 Asylanträge, die in un-
serem Bundesland gestellt wurden und 8.293 Asyl-
entscheidungen wurden getroffen. Auch wenn we-
niger Menschen in unserem Land ankommen, so 
hat sich die menschliche Tragödie einfach verscho-
ben. Und das ist auch einmal wichtig, dass man 
das betont. Die Bilder der ertrinkenden Menschen, 
die über das Mittelmeer zu uns kommen wollen, 
aus welchen Gründen auch immer, dürfen uns nie-
mals abstumpfen lassen! 

Es geht hier um Menschen, die zu uns kom-
men und wo unser Rechtsstaat prüft, wer hier blei-
ben kann oder nicht. Und sonst entscheidet das, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, niemand. 

Bis dahin, und das habe ich hier schon mehr-
fach gesagt, bis dahin haben wir die Verpflichtung, 
dass wir ihnen eine ordentliche, eine gute Unter-
kunft und Verpflegung zukommen lassen. In Nie-
derösterreich ist jede adäquate Unterkunft will-
kommen, jede Initiative, und sei sie noch so klein, 
Menschen unterzubringen. 

Zweifelsohne eine lösbare Aufgabe, wenn es 
eine gemeinsame Kraftanstrengung gibt. Was ich 
nie verstanden habe und auch nicht akzeptieren 
will, dass es auch in Österreich unter den Bundes-
ländern wenig bis keine Solidarität gibt. Manche 
tragen die Last und andere lehnen sich zurück. 

Hoher Landtag! Es wurden auf Bundesebene, 
und das ist schon angesprochen worden, Maß-
nahmen getroffen, um eine Steuerung des Zugan-
ges zu ermöglichen. Was wir aber derzeit gesell-
schaftspolitisch brauchen ist eine Versachlichung 
der Debatte, bei der man nicht alle Menschen, die 
zu uns kommen, in einen Topf wirft, wo man seriös 
mit Zahlen umgeht und wo das Auseinanderdividie-
ren von Bevölkerungsgruppen nicht vorkommt. 
Unsicherheiten und Ängsten sollten aktiv entge-
gengetreten werden. Vor allem Ängsten gegenüber 
allen Fremden, die es zweifelsohne gibt. Da gilt es 
zu erklären, miteinander zu reden und zu argumen-
tieren. Es wird heute mit Sicherheit noch darüber 
debattiert werden. Aber es ist auch im Bereich die-
ses Themas ein Aspekt, den man nicht ganz weg-
lassen kann. Es ist für unsere Fraktion nicht zielfüh-
rend, gerade beim Bereich der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung dieses Thema so intensiv zu 
diskutieren und zu kampagnisieren. Und damit 
noch zu emotionalisieren und beizutragen, Men-
schen, die vom Staat das Mindeste zum Leben 

bekommen, noch etwas zu streichen und gleichzei-
tig gegen einen Mindestlohn von 1.700 Euro brutto 
zu sein. Das ist für mich nicht nachvollziehbar! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein 
ganz entscheidender Aspekt für die Integration ist 
die deutsche Sprache. In der dezentralen Unter-
bringung müssen wir noch stärkere Überlegungen 
anstellen, wie es uns gelingt, auf zertifiziertem 
Niveau Deutschkurse anzubieten und hier dann 
auch in unterschiedlichen Sprachniveaus weiterzu-
arbeiten. Und das soll eine genauso starke Kraftan-
strengung sein wie die Überlegungen hinsichtlich 
der Unterkunft. 

Das vorliegende Budget ist aber zweifelsohne 
eine Basis, dass wir jenen Menschen, denen wir 
vorübergehenden Schutz bieten oder die wir auf-
genommen haben, auch Perspektiven in unserer 
Gesellschaft bieten können. Diese Menschen sind 
hier, damit sind sie ein Teil unseres täglichen Le-
bens, ob einem das passt oder nicht! Wenn wir sie 
aber ablehnen, und damit sind wir wieder ganz 
speziell beim Sicherheitsaspekt, dann werden sie 
sich eine eigene Gesellschaft gestalten. Und genau 
das sollten und wollen wir vorbeugend verhindern. 
Danke sehr! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Kainz. 

Abg. Kainz (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Herr Landesrat! Hohes Haus! Geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! 

Landeshauptmann-Stellvertreterin Mikl-Leitner 
hat heute in ihrer Budgetrede gesagt zum Thema 
Sicherheit: Wenn es um die Sicherheit geht, dann 
gibt es in Niederösterreich keine Kompromisse. Ich 
glaube, dieser Satz drückt Wesentliches sehr gut 
aus, wenn ich hier jetzt als letzter Redner meiner 
Fraktion zum Kapitel 1 zum Thema Sicherheit auch 
sprechen darf. 

Wir wissen, dass Sicherheit auf der Prioritäten-
liste der Bürgerinnen und Bürger ganz oben steht. 
Und wir können stolz sein in diesem Bundesland 
Niederösterreich, dass wir ein sehr engmaschiges, 
ein professionelles System haben, das auch Si-
cherheit gewährleistet. 

Die öffentliche Sicherheit durch unsere Polizei, 
worauf ich später noch zu sprechen komme, aber 
auch durch unsere Blaulichtorganisationen – wur-
den schon von meinem Vorredner erwähnt – Feu-
erwehr, Rotes Kreuz, Rettungsorganisationen, 
Bergrettung und so weiter und so fort. 
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Und ich möchte auch danke sagen, das auch 
in aller wertschätzender Form, weil es gerade in der 
heutigen Zeit nicht selbstverständlich ist, dass es 
Menschen gibt, die in verschiedensten Bereichen 
unserer Organisationen beim gleichen Anteil an 
Freizeit wie jeder andere diesen aber wirklich in 
einer Form einsetzten, die diesem Land und seinen 
Bürgerinnen und Bürgern auch wirklich dient. 

Ich möchte aber auch auf meine Vorredner et-
was eingehen, weil hier doch manche Dinge darge-
stellt wurden, wobei ich glaube, das haben sich 
zum Einen die Organisationen nicht verdient und 
zum Zweiten gilt es, manche Dinge auch richtigzu-
stellen. 

Wenn der Kollege Waldhäusl zum Beispiel ge-
sagt hat, dass es Feuerwehren gibt, die um 11 Uhr 
Vormittag keine Einsatzkräfte haben. Ja, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, deshalb stehen 
wir und sagen wir ja zu diesem flächendeckenden 
System! Weil wir wissen, dass mit diesem flächen-
deckenden System bei den Freiwilligen Feuerweh-
ren dadurch auch tagsüber die Einsatzbereitschaft 
erhalten bleibt. 

Und weil das auch ein Beispiel dafür ist, und 
ich bring das auch oft bei Feuerwehrveranstaltun-
gen, wodurch sehr eindrucksvoll auch bewiesen ist, 
dass wir rund um die Uhr unsere Einsatzfähigkeit 
auf höchstem Niveau halten können. Wenn wir 
zurückdenken an die Katastrophe in New Orleans, 
so hat es bei der Supermacht USA Tage gedauert, 
bis Einsatzkräfte vor Ort waren. Dies wäre bei der 
niederösterreichischen Organisation undenkbar! 
Weil wir zu diesem System stehen. Und weil ich 
auch an dieser Stelle eine klare Absage jenen er-
teilen möchte, die oft glauben, in der Diskussion um 
knappere Budgets Einsparungspotenzial zu finden 
und hier sozusagen auch am Feuerwehrsystem 
rütteln. 

Und ich bekenne mich auch dazu. Gerade 
Niederösterreich ist ein gutes Beispiel, dass wir 
keine Feuerwehren haben, die mit alten Fahrzeu-
gen ausrücken. Auch in den kleinen Feuerwehren, 
in den kleinen Strukturen haben wir moderne Ge-
rätschaften, die letztendlich zum Einsatz kommen 
und zur Ableistung der Hilfeleistung verwendet 
werden. 

Der Kollege Naderer ist ja auch ein so ge-
nannter selbsternannter Experte, der in den ver-
schiedensten Bereichen sich immer wieder ein-
bringt. Du bist ja dafür bekannt, dass du wirklich zu 
jedem Thema fachkundige Expertisen abgibst! 
Doch beim Thema Feuerwehr hast dich noch nicht 
wirklich eingelesen. Sag ich dir ganz ehrlich, ja? 

Weil wenn du sagst, dass sozusagen die ÖVP 
erstens den Feuerwehrbereich vereinnahmt, dann 
möchte ich das auf das Entschiedenste zurückwei-
sen. Wir vereinnahmen niemanden, Kollege 
Naderer, ja? (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir sind Partner der Freiwilligen Feuerwehren in 
Niederösterreich! Und das wissen nicht nur die 
Freiwilligen Feuerwehren, das wissen alle anderen 
Rettungsorganisationen genauso: Dass wir nicht 
vereinnahmen, aber dass wir verlässliche und ga-
rantiert sichere Partner sind. 

Und wenn du dann noch sozusagen als Bei-
spiel einer Zukunftspolitik in dem Land vorschlägst, 
dass die Straßenmeistereien sozusagen mit Aus-
rüstungsgegenständen ausgestattet werden sollen, 
damit sie der Feuerwehr zur Hilfeleistung an die 
Hand gehen, dann wünsch ich dir jetzt schon viel 
Kraft, Mut und Nervenstärke um das auch dem 
Herrn Landesfeuerwehrkommandanten und allen 
Verantwortlichen der Feuerwehr beizubringen. Wir 
stehen zu diesem System, wie wir es haben. Wir 
stehen auch dazu, dass die Straßenmeistereien 
Partner der Feuerwehren sind, weil sie bei Aufräu-
mungsarbeiten natürlich ihren Dienst leisten. Aber 
ich verwehre mich erstens als aktiver Feuerwehr-
mann, aber auch als Mitglied des ÖVP-Landtags-
klubs massiv dagegen, dass wir hier ein Umdenken 
einleiten, und die Kollegen der Straßenmeisterei mit 
irgendwelchen technischen Ausrüstungsgegen-
ständen diesbezüglich ausstatten wollen. 

Auch zum Thema: Der Kollege Gartner ist da-
rauf eingegangen. Stimmt, wir sind Nachbarbür-
germeister, der Kollege Gartner Vizebürgermeister 
in Traiskirchen, ich Bürgermeister in Pfaffstätten. 
Und es stimmt, der Bezirk Baden hat natürlich 
durch das Erstaufnahmezentrum garantiert hier 
eine besondere Last zu tragen. Vor allem, und das 
möchte ich wertschätzend an dieser Stelle auch 
wirklich tun, vor allem die Stadtgemeinde Trais-
kirchen und die Bürgerinnen und Bürger Trais-
kirchens haben vor allem im vergangenen Jahr 
auch wirklich bewiesen, dass man hier sozusagen 
mit dieser Last auch gut umgeht. Aber ich wünsche 
dir, lieber Kollege Gartner, auch viel Kraft, deinen 
neu gewählten Bundesparteiobmann auch von 
dieser Asyllinie zu überzeugen, die Johanna Mikl-
Leitner in den letzten Monaten und Jahren einge-
leitet hat, die Wolfgang Sobotka mit Außenminister 
Kurz weiterführt. Ich hoffe, dass es hier gelingt, den 
Herrn Bundeskanzler von dieser Linie davon zu 
überzeugen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Kollege Schagerl hat einen Resolutionsantrag ein-
gebracht, dem der Kollege Waldhäusl beigetreten 
ist. Dem ich auch namens meiner Fraktion gerne 
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auch namentlich beitreten möchte. Hier geht’s um 
die Befreiung der Freiwilligen Feuerwehren von der 
Mehrwertsteuer. 

Zu den anderen eingebrachten Anträgen 
möchte ich nur auf zwei ganz kurz eingehen. Näm-
lich auch auf den Antrag des Abgeordneten 
Königsberger betreffend Sicherheitsgefährdung in 
und im Umfeld von Asyl- und Transitunterkünften. 
Wir haben in der Landtagssitzung im Mai einen 
umfassenden Antrag hier beschlossen, und unserer 
Meinung nach wollen wir sozusagen hier auch noch 
die Antwort abwarten um auf weitere Maßnahmen 
dann im Detail eingehen zu können. 

Ebenfalls ein Antrag der Abgeordneten Wald-
häusl u.a. betreffend Freiwilliges Feuerwehrwesen, 
Nachwuchs fit gestalten. Den Antrag kann man mit 
einer einzigen Einladung abschmettern. Nämlich 
mit der Einladung, ich lade euch, ich bin zwar nicht 
der Veranstalter, dieser ist das Landesfeuerwehr-
kommando und der Verband, aber ich lade euch 
ein, schaut euch das Feuerwehrjugendlager in 
Amstetten an. (Beifall bei der ÖVP. – Unruhe bei 
Abg. Weiderbauer.) 
Wenn ihr das seht, müsstet ihr den Antrag selber 
jetzt auf der Stelle zurückziehen und sozusagen 
nicht zur Abstimmung zulassen.  

Ich möchte nun auch auf weitere Dinge der po-
lizeilichen Kriminalstatistik eingehen. Es stimmt, 
jeder Einbruch und jede sozusagen Straftat ist zu-
viel. Aber wir haben hier Dank der professionellen 
Arbeit auch sinkende Zahlen, nämlich bei den an-
gezeigten Fällen, aber auch bei den Wohnungsein-
brüchen und so weiter und so fort. Das Investiti-
onsprogramm für 2016 ist hervorragend, auch mit 
den Schutzwesten, Geschoß-Schutzwesten und so 
weiter und so fort. Bauvorhaben bei den Polizeiin-
spektionen. Trainingszentren und so weiter und so 
fort. Für uns, für mich und für meine Fraktion ein 
guter Grund, dieser Budgetgruppe mit voller Über-
zeugung und Sicherheit zuzustimmen! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Die Redner-
liste ist erschöpft. Der Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung 
über die Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Si-
cherheit. (Nach Abstimmung:) Das ist mit den 
Stimmen der GRÜNEN, ÖVP, SPÖ und Liste 
FRANK mehrheitlich angenommen! 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
Resolutionsanträge. (Nach Abstimmung über den 
Resolutionsantrag der Abgeordneten Waldhäusl, 
Schagerl, Gabmann u.a. betreffend freiwilliges 
Feuerwehrwesen nachwuchsfit gestalten:) Das ist 

mit den Stimmen von FPÖ, Liste FRANK, SPÖ und 
GRÜNE die Minderheit. (Abgelehnt.) 

(Nach Abstimmung über den Resolutionsan-
trag des Abgeordneten Walter Naderer betreffend 
effektiver und besser koordinierter Einsatz von 
Bergegeräten und Kränen bei Feuerwehren und 
Straßenverwaltungen:) Das ist mit Stimmen der 
Liste FRANK die Minderheit. (Abgelehnt.) 

Wir kommen nun zum Resolutionsantrag der 
Abgeordneten Schagerl, Waldhäusl, Mold u.a. be-
treffend Befreiung der freiwilligen Feuerwehren von 
der Mehrwertsteuer bei der Beschaffung von Aus-
rüstungsgegenständen. (Nach Abstimmung:) Das 
ist mit Stimmen von FPÖ, Teilen der Liste FRANK, 
SPÖ und ÖVP und GRÜNEN mit Mehrheit ange-
nommen! 

Wir kommen nun zum Resolutionsantrag der 
Abgeordneten Schagerl und Waldhäusl betreffend 
Setzung von anerkennenden Maßnahmen für die 
Freiwilligenorganisationen. (Nach Abstimmung:) 
Das ist mit Stimmen FPÖ, SPÖ, und GRÜNEN die 
Minderheit. (Abgelehnt.) 

Wir kommen nun zum Resolutionsantrag der 
Abgeordneten Königsberger, Waldhäusl, Ing. Huber 
u.a. betreffend Sicherheitsgefährdung in und im 
Umfeld von Asyl- und Transitunterkünften. (Nach 
Abstimmung:) Das ist mit Stimmen von FPÖ, Teilen 
der Liste FRANK die Minderheit. (Abgelehnt.) 

Wir kommen nun zum Resolutionsantrag der 
Abgeordneten Waldhäusl, Mag. Karner, Königs-
berger, Gabmann u.a. betreffend Erhalt aller Ka-
sernen in Niederösterreich. (Nach Abstimmung:) 
Das ist mit Stimmen FPÖ, Liste FRANK, SPÖ und 
ÖVP mit Mehrheit angenommen! 

Ich ersuche Herrn Abgeordneten Berichter-
statter Ing. Schulz, zur Gruppe 2, Unterricht, Erzie-
hung, Sport und Wissenschaft zu berichten. 

Berichterstatter Abg. Ing. Schulz (ÖVP): Ge-
schätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich be-
richte zur Gruppe 2, Unterricht, Erziehung, Sport 
und Wissenschaft. 

Die Gruppe 2, Unterricht, Erziehung, Sport und 
Wissenschaft, umfasst die Einnahmen und Ausga-
ben für die gesonderte Verwaltung, den allgemein-
bildenden Unterricht, den berufsbildenden Unter-
richt einschließlich Anstalten der Lehrer- und Erzie-
herbildung, die Unterrichtsförderung, die vorschuli-
sche Erziehung, den Sport und die außerschulische 
Leibeserziehung, die Erwachsenenbildung sowie 
für Forschung und Wissenschaft. 
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Ausgaben von 1.603,315.400 Euro stehen 
Einnahmen von 1.214,968.200 Euro gegenüber. 
Der Anteil der Ausgaben am Ausgabenvolumen 
beträgt 17,70 Prozent. 

Ich stelle den Antrag, die Gruppe 2, Unterricht, 
Erziehung, Sport und Wissenschaft, mit Ausgaben 
von 1.603,315.400 Euro und Einnahmen von 
1.214,968.200 Euro zu genehmigen. 

Ich bitte, die Debatte einzuleiten und die Ab-
stimmung vorzunehmen.  

Zweiter Präsident Mag. Karner: Danke Herr 
Abgeordneter! In der Gruppe 2 werden die Themen 
in folgender Reihenfolge zur Beratung kommen: Im 
Bereich 1 der Bildungsbereich, dann der Bereich 2, 
Wissenschaft, der Bereich 3, Sport. 

Zu Wort gelangt zum Thema Bildung die Frau 
Abgeordnete Mag. Rausch. Sie ist Hauptrednerin. 

Abg. Mag. Rausch (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Landtag! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Angesichts von aktuellen und auch vorausge-
sagten Entwicklungen etwa im Bereich der Tech-
nologie, Stichwort Digitalisierung oder auch im Be-
reich von Demografie und Migration und damit auch 
von Entwicklungen am Arbeitsmarkt und unserer 
Gesellschaft ist Bildung immer in aller Munde. Bil-
dung als der Schlüssel zum Erfolg. Als das Rezept 
zur Bewältigung so mancher Herausforderung. 
Bildung aber auch als der Garant fürs Fortbestehen 
unserer Volkswirtschaft, damit auch für unser Sozi-
alsystem und letztlich auch für unser europäisches 
und auch österreichisches Lebensmodell. 

Im Sinne dessen, dass entsprechende Bildung 
sowohl einen gewissen Standortvorteil für eine 
Region, für ein Land darstellen kann als auch einen 
Startvorteil für jeden und für jede Einzelne, der 
diese Bildung und die diese Bildung mitbringt, er-
hält, sich erwirbt. 

Wenn es darum geht, diese positiven Effekte, 
die Bildung haben kann, zu realisieren, dann reicht 
es aber nicht, darüber Sonntagsreden zu halten. 
Dann bedarf es konkretere Maßnahmen und Be-
mühungen. Die wurden in Niederösterreich bisher 
gesetzt und die werden wir auch weiterhin setzen. 

Wir wollen und wir werden investieren! Und 
zwar Geld, das haben Sie in der Berichterstattung 
gehört, aber auch viel Energie, viel Herzblut und 
Hirnschmalz, um Bewährtes im Bildungsbereich  
 

fortzusetzen, um Bestehendes weiterzuentwickeln, 
aber auch, um Neues, das notwendig ist, entspre-
chend zu ermöglichen. 

Bildung, denken wir dabei breit, breiter als ei-
nem dabei vielleicht gleich in den Sinn kommt. 
Denn Bildung findet ja ein Leben lang statt. Man 
lernt nie aus, heißt es. Wenn man an Einrichtungen 
denkt, dann beginnt Bildung ja spätestens im Kin-
dergarten und setzt sich über die Pflichtschulen, 
Berufs- und Höheren Schulen bis an Fachhoch-
schulen und Universitäten fort. All das können wir in 
Niederösterreich anbieten. Organisierte Bildung, die 
findet aber auch im außerschulischen Bereich statt. 
Etwa in der Erwachsenenbildung. Und ich denke 
hier an Volkshochschulen und die Angebote des 
Bildungs- und Heimatwerks genauso wie an Aka-
demien, Institute von Kirchen oder Kammern. Or-
ganisierte Bildung gibt’s aber auch sozusagen in 
der Kreativerziehung, der außerschulischen Talen-
teförderung in den Bereichen Kunst, Musik, Wis-
senschaft und Sport.  

Und Bildung findet dann statt - auch das ist ein 
Teil - wenn sich Menschen mit ihrer Geschichte, 
Stichwort Archivwesen, genauso auseinanderset-
zen wie mit ihrer Zukunft. Hier denke ich an die 
bisherige wertvolle Arbeit etwa der NÖ Landesaka-
demie und hier denke ich auch an die zukünftige 
Arbeit der Forum Morgen Privatstiftung, zu der 
mein Kollege Christoph Kainz heute noch ausführli-
cher sprechen und einen Antrag einbringen wird. 

Bildung braucht dazu einen entsprechenden 
Rahmen, in dem Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung entsprechend gefördert werden und 
damit das Gelernte an einem dynamischen Wirt-
schafts- und Wissenschaftsstandort auch in Zukunft 
angewendet werden kann. 

Um all das wird es im Rahmen der Debatte zur 
Gruppe 2 des Budgets für die Bereiche Unterricht, 
Erziehung, Sport und Wissenschaft gehen. Meine 
Kolleginnen und Kollegen werden zu Teilbereichen 
entsprechend Stellung nehmen, auf einiges will ich 
hier konkret eingehen. 

Unter anderem auf die Schulrechtsreform. 
Denn mit dem diesjährigen Budget tragen wir unter 
anderem auch Aspekten Rechnung, die aktuell in 
der Schulrechtsreform auf Bundesebene Gestalt 
annehmen. Einer Einigung, die es in der Bundesre-
gierung gab, sind Gespräche mit den Landes-
hauptleuten gefolgt und nun geht’s Schritt für 
Schritt auch um die Umsetzung der konkreten Be-
schlüsse im Parlament und dann ihre Umsetzung in 
der Wirklichkeit. 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2015/16 der XVIII. Periode 38. Sitzung vom 15. Juni 2016 

897 

Im Vordergrund, und das begrüße ich, stehen 
aktuell nicht nur strukturelle und Zuständigkeitsfra-
gen, wie es zu Beginn noch ausgesehen hat - die 
sind zum Teil noch in konkreter Verhandlung, son-
dern es stehen vor allem ganz konkrete Maßnah-
men im Vordergrund - die sehr rasch auch in der 
Klasse, sehr rasch bei Schülerinnen und Schülern 
ankommen werden und kommen. Und die vor allem 
in Bereichen ansetzen der Elementarpädagogik, in 
der Grundschule, denen aus meiner Sicht in den 
vergangenen Jahren nicht die notwendige Auf-
merksamkeit gewidmet wurde. Zumindest nicht in 
der öffentlichen Debatte. 

Insbesondere geht’s im Rahmen dieser Refor-
men um ein zweites verpflichtendes Kindergarten-
jahr, versehen mit einer entsprechenden Opt-out-
Variante. Es geht um die bessere Gestaltung des 
Übergangs vom Kindergarten in die Volksschule, 
die auch die Eltern in ihrer Verantwortung aktiv mit 
einbezieht. Es geht um die Einführung eines Bil-
dungskompasses, der sich am erfolgreichen Vorbild 
Niederösterreichs orientiert. Dazu werden wir heute 
sicher noch diskutieren können. Eine Stärkung der 
Volksschule, vor allem auch durch eine Stärkung 
ihrer Autonomie, ihrer Gestaltungsmöglichkeiten 
nach innen. Und letztlich geht’s um die Ausweitung 
der frühen Sprachförderung durch die neue Mög-
lichkeit, auch Sprachstartgruppen einzuführen um 
die Kinder ganz früh schon entsprechend individuell 
fördern zu können und dann in den Regelunterricht 
mitnehmen zu können. 

All diese Beschlüsse und Vorhaben werden 
natürlich nur insoweit wirksam, als sie von allen 
Beteiligten, auch im Bund, ernst genommen wer-
den. Und wo notwendig, auch die entsprechenden 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. Unser Lan-
deshauptmann und auch Bildungslandesrätin 
Barbara Schwarz waren in den bisherigen Ver-
handlungen sehr deutlich und erfolgreich und wer-
den auf die Einhaltung von Zusagen, das traue ich 
zu sagen, gewohnter Weise auch in den weiteren 
Verhandlungen drängen. Das wünschen wir uns 
und dafür wünschen wir viel Erfolg und sagen für 
die bisherigen Erfolge auch ein Dankeschön. 

All diese Maßnahmen, die ich genannt habe in 
der Elementarpädagogik, die folgen einem Grund-
satz: Dem Grundsatz, besser früher investieren 
statt später referieren. Denn wir wissen, dass der 
Grundstein für eine erfolgreiche individuelle Bil-
dungslaufbahn und damit Lebensgestaltung sehr 
früh gelegt wird. Und dass frühe Defizite später nur 
sehr schwer oder sehr aufwändig nachgeholt wer-
den können. 

Dass wir früh investieren, ist somit, sagen wir, 
ein Gebot der Wirtschaftlichkeit. Kostet doch ein 
Schulabbrecher, eine Schulabbrecherin der öffentli-
chen Hand im Schnitt 1,8 Millionen Euro im Laufe 
seines oder ihres Lebens. Es ist aber vor allem 
auch ein Gebot der Menschlichkeit! Denn wir dürfen 
nicht hinnehmen, dass junge Menschen nicht die 
richtigen Chancen bekommen, ihr Leben selber zu 
gestalten. Wir dürfen auch nicht hinnehmen, dass 
sie von der Gesellschaft sehr früh das Signal be-
kommen, es ohnehin nicht zu schaffen oder nicht 
gebraucht zu werden. 

Vielmehr müssen wir früher denn je damit be-
ginnen, Kindern und Jugendlichen Wege zu eröff-
nen, wie sie ihre Talente entfalten können. Weil sie 
so ihr Leben selbst in die Hand nehmen können 
und so auch aktiv einen Beitrag in die Gesellschaft 
einbringen können, ihren Beitrag leisten können. 

„Talente entfalten“ ist das Stichwort. Und das 
geht in Niederösterreich auf sehr vielfache, sehr 
mannigfaltige Weise. Die NÖ Kreativakademien 
sind mir persönlich ein Herzensanliegen. Denn sie 
stellen gemeinsam mit den Musikschulen - und seit 
letztem Jahr gibt’s hier auch ein greifbares, echtes 
Kooperationsprojekt mit der Musikkunstschule in St. 
Pölten -, sie stellen eine sehr wertvolle und eine 
sehr wesentliche Ergänzung zum schulischen An-
gebot in der Kreativerziehung dar. Es sind Orte, an 
denen junge Menschen ihre Talente ausleben kön-
nen, ihre kreative Seite, wenn man so will, weiter-
entwickeln können. Und wo immer wieder auch der 
Grundstein gelegt wird für eine erfolgreiche Bil-
dungs- aber auch Berufslaufbahn in einem kreati-
ven Beruf, der später ausgeübt wird. 

In Zahlen bedeutet das pro Semester 600 
junge Menschen zwischen 12 und 19 Jahren. Das 
waren bis ins Jahr 2015 insgesamt 7.700, die in 78 
Akademien an 36 Standorten von Malen bis 
Musical, von Foto bis Filmen, von Schmuckdesign 
bis hin zum Schmieden von Künstlerinnen und 
Künstlern, also von Professionisten engagiert be-
gleitet werden. 

Kreativakademien haben auch eine Schwester 
sozusagen, die NÖ Begabtenakademie, die wäh-
rend des Schuljahres genauso wie im Sommer 
immer wieder Möglichkeiten bietet, dass sich Kin-
der und Jugendliche altersgerecht mit Themen der 
Wissenschaft auseinandersetzen können in ihrer 
vielfältigen Form. Wo sie ihr Interesse an dem Be-
reich entsprechend einbringen können. Seit dem 
Schuljahr 2007/08 fanden hier schon 3.000 Kurse 
statt mit insgesamt 17.400 Anmeldungen. 
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Wer selbst mal in einer Akademie zu Gast war, 
Ausstellungen oder Aufführungen besucht hat oder 
einfach nur den Tätigkeitsbericht gelesen hat, der 
kann sich von der hohen Professionalität und auch 
von der Hingabe überzeugen, mit der das Team der 
NÖ Kreativ GesmbH im Rahmen der Kulturregion 
Niederösterreich arbeitet. An dieser Stelle hier ein 
großes Dankeschön an die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter rund um Geschäftsführer Mag. Rafael 
Ecker und dem Holding-Geschäftsführer Martin 
Lammerhuber, die für diese Angebote auch stehen. 
(Beifall bei der ÖVP und Abg. Weiderbauer.) 

Im Rahmen des Projekts „Zeit Punkt Lesen“ 
auch Leseförderung ein Thema. Weil es zum schu-
lischen Angebot auch immer wieder wichtig ist, 
Ergänzung zu geben, arbeitet die Kreativ GesmbH 
auch mit der Landesbibliothek zusammen. Auch 
einer Bildungsinstitution im besten Sinne, die Lite-
ratur, sozusagen gedrucktes Wissen und gedruckte 
Kreativität aufbewahrt, aber auch zugänglich 
macht. Und wie eingangs erwähnt bedeutet Bildung 
ja auch, sich mit Zukunft und Vergangenheit aus-
einanderzusetzen. 

In hervorragender Weise passiert das im Rah-
men des Landesarchivs. Gemeinsam mit der Lan-
desbibliothek, dem Institut für Landeskunde und 
dem Zentrum für Migrationsforschung. In all diesen 
Einrichtungen werden wertvolle Archivbestände 
unseres Landes für die Zukunft gesichert und findet 
Beschäftigung mit historischen Entwicklungen statt, 
aus denen wir alle auch für die Zukunft lernen kön-
nen. 

Indem diese Erkenntnisse und Bestände nicht 
nur aufbewahrt werden, sondern immer wieder in 
Veranstaltungen oder Publikationen der Öffentlich-
keit zugänglich und zur Verfügung gestellt werden. 

Besonders erwähnen will ich hier das sehr in-
novative Engagement des Landesarchivs, des 
Teams um Dr. Rosner, um die Gemeindearchive. 
Es werden nicht nur Gemeindearchivare schon seit 
den letzten Jahren geschult und begleitet in ihrer 
Arbeit, es wird vor allem auch die Digitalisierung 
von Gemeindearchiven im Rahmen der Topothek 
unterstützt. Aus meiner Sicht ein großartiges Ange-
bot von Gemeinden, das immer mehr genutzt wird. 
Und dass damit aktive Auseinandersetzung mit der 
Gemeindegeschichte fördert, aber auch deren Er-
halt für die Zukunft sichert. 

Ich will alle einladen, auf topothek.at auch mal 
reinzuschauen. Es lohnt sich, ist äußerst inspirie-
rend und vielleicht auch eine Möglichkeit, in den 
Regionen dieses Thema auch noch entsprechend 
zu fördern. 

Sie sehen also, wir sehen, Bildung ist sehr 
vielfältig und sie wird in Niederösterreich auf vielfäl-
tige Art und Weise betrieben und auch gefördert. 
Mit all den Maßnahmen, die nun im Rahmen dieser 
Debatte dargestellt werden, da stellen wir Weichen, 
da geben wir Impulse und garantieren Ausstattung 
und Finanzierung für entscheidende Bereiche der 
Bildung und damit des Lebens. 

Klar ist hier auch, dass sowohl das, was wir 
heute beschließen, als auch das, was wir in Zukunft 
gemeinsam in diesen Bereichen erarbeiten werden, 
nur dann wirksam werden kann, bei den jungen 
Menschen ankommen kann, wenn alle, die in 
Schulen und anderen Bildungseinrichtungen tätig 
sind, ihre Aufgabe mit hoher Professionalität und 
Leidenschaft, mit großem Engagement und ent-
sprechender Überzeugung erfüllen. 

Insofern will ich an dieser Stelle vor allem den 
Lehrerinnen und Lehrern aller Schulstufen ein 
großes Danke für ihre Arbeit sagen. Ebenso wie 
allen Schulpartnerinnen und Schulpartnern, Schüle-
rinnen und Schülern, Eltern und deren Vertretungen 
und all jenen, die in der Schulverwaltung, in der 
außerschulischen und in der Erwachsenenbildung 
tätig sind. Und ich will Sie, ich will euch alle einla-
den, dass wir im Sinne einer besten Bildung, also 
im Sinne von Standortvorteilen für unser Land, aber 
vor allem im Sinne von Startvorteilen für junge 
Menschen, die hier leben, weiterhin in einem kon-
struktiven Gespräch bleiben. 

Denn klar ist auch, dass sich das Bildungswe-
sen laufend weiterentwickeln wird. Dass es sich 
weiterentwickeln muss, wenn wir mit den Entwick-
lungen hierzulande und in der Welt mithalten wol-
len. 

Somit lade ich uns alle ein, dass wir mit den 
Beschlüssen zum heutigen Budget hier weitere 
wichtige Schritte gehen und diese Bemühungen 
aktiv unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Frau Abgeordnete Tröls-Holzweber. 
Ebenfalls Hauptrednerin. 

Abg. Tröls-Holzweber (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Werte Abgeordnete des NÖ Land-
tages! 

Das große Ziel der Bildung sind Wissen und 
Handeln. Damit diese Ziele auch umgesetzt werden 
können, bedarf es der Bereitstellung einer soliden 
finanziellen Basis und der notwendigen Rahmen-
bedingungen. 
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Die Ausgaben für Bildung, Erziehung, Sport 
und Wissenschaft betragen im Voranschlag des 
Landes Niederösterreich für 2017 und 1,6 Milliar-
den Euro. Bei prognostizierten Einnahmen in der 
Höhe von zirka 1,2 Milliarden Euro. Enorme Sum-
men, die hier für die Bildung veranschlagt wurden, 
die jedoch bei genauer Betrachtung und der Erläu-
terung der Teilbereiche vor allem für die Aufrecht-
erhaltung der Bildungslandschaft in Niederöster-
reich und deren Struktur verwendet werden müs-
sen. 

Die Bildungslandschaft Niederösterreich ist 
geprägt durch eine Vielfalt an Bildungseinrichtun-
gen, die unsere Kinder vom Kindergarten bis zum 
Ende der Schulpflicht und darüber hinaus in den 
höheren Schulen bis zur Matura begleiten. Uni und 
Fachhochschulen schließen die akademische Be-
rufsausbildung ab. Berufsschulen sind für die 
Fachausbildung unserer Jugendlichen zuständig. 

Ich möchte hier in diesem Rahmen ein klares 
Bekenntnis zu den NÖ Berufsschulen abgeben. 
Denn der Facharbeiter und die Facharbeiterin sind 
auch weiterhin, und das werden wir auch so weiter 
tragen müssen, die Stütze und die Basis unseres 
Gesellschaftssystems. Daher ist es auch notwendig 
für die Kinder: Jedes hat seinen eigenen Bildungs-
weg und den müssen wir auch zur Verfügung stel-
len können. (Beifall bei der SPÖ.) 

All diese Bildungswege müssen jedoch den 
Anforderungen der Zukunft gerecht werden. Dies 
bedeutet, und hier haben wir eine enorme politische 
Verantwortung, die Rahmenbedingungen und 
Strukturen so zu gestalten, dass Bildung endlich im 
21. Jahrhundert ankommt. 

Strukturen aufrecht zu erhalten, die zum Teil 
noch aus der Zeit von Maria Theresia stammen, 
halte ich schlichtweg für verantwortungslos. Schon 
die unterschiedlichen Zugänge der Bundesministe-
rien für Bildung und Ausbildung zeigen deutlich, wie 
zersplittert unser System ist und wie schwierig sich 
dadurch Reformen gestalten lassen. Eine Bil-
dungspolitik, die den Anforderungen des lebens-
langen Lernens entsprechen muss, macht eine 
Konzentration aller Bildungsbereiche, vom Kinder-
garten bis zur Erwachsenenbildung in einem Bil-
dungsministerium notwendig.  

Budgetdiskussionen werfen natürlich auch im-
mer wieder Fragen auf. Kommt das Geld auch dort 
an, wofür es bestimmt ist? In den Schulen, in den 
Klassen, in die Ausbildung unserer Kinder und Ju-
gendlichen, um sie für die Zukunft fit zu machen? 
Ich bin mir schon bewusst, dass das Budget eines 
Landes keine sprudelnde Geldquelle ist. Aber wir 

haben die Verantwortung, durch die Bereitstellung 
der besten Bildung und Ausbildung unsere Kinder 
und Jugendlichen auf die steigenden Anfor-
derungen der Wirtschaft und Industrie vorzuberei-
ten. Auch das Land Niederösterreich muss in die 
Pflicht genommen werden, die notwendigen Refor-
men in der Verwaltung voranzutreiben und die Ver-
einfachung der Strukturen im Bildungsbereich wei-
terzuentwickeln. 

Nach wie vor führen eine unübersichtliche 
Verteilung der Kompetenzen, die komplexen 
Strukturen in Aufgaben, Ausgaben und Finanzie-
rung im Bildungsbereich zu Doppelgleisigkeiten und 
Zielkonflikten. Und das verschlingt einen Großteil 
unseres Budgets. Dieses Geld fehlt dann natürlich 
in den Klassen und bei den Kindern. 

Die Abschaffung des Bezirksschulrates, meine 
Damen und Herren, kann doch nicht der einzige 
Reformschritt sein, um finanzielle Ressourcen für 
eine Klasse freizuspielen. Vor allem die Verteilung 
der finanziellen Mittel und Ressourcen muss neu 
überdacht und geregelt werden. Denn es sind auch 
die Voraussetzungen der Bildungseinrichtungen in 
Niederösterreich unterschiedlich. 

In Zukunft wird es notwendig werden, die 
Rahmenbedingungen und die Herausforderung 
eines Schulstandortes bei der Zuteilung von Res-
sourcen und Finanzen stärker zu berücksichtigen. 
Bildungschancen werden auch in Niederösterreich 
immer noch vererbt. Das bedeutet, dass der Bil-
dungsabschluss der Eltern starken Einfluss auf den 
Bildungsabschluss des Kindes hat. Vor allem bei 
einem bildungsschwachen Elternhaus wirkt sich 
dies dramatisch auf die Bildungschancen des Kin-
des aus. Und um dies zu ändern, braucht es eine 
transparente und gerechte Schulfinanzierung auf 
Basis eines Chancenindex. 

Gerade Schulen mit hoher sozialer Benachtei-
ligung wären durch die Zuteilung zusätzlicher Res-
sourcen in der Lage, sich verstärkt an den individu-
ellen sozialen Voraussetzungen der Schülerinnen 
und Schüler zu orientieren. Die OECD befürwortet 
in ihrem Bericht die chancenindizierte Ressourcen-
zuteilung und sieht darin eine Möglichkeit, Schul-
standorte und Klassen punktuell besser zu fördern. 

(Dritter Präsident Gartner übernimmt den Vor-
sitz.) 

Wir sehen hier eine große Chance für viele 
Schulstandorte in Niederösterreich, für Schülerin-
nen und Schüler, mehr Chancengerechtigkeit zu 
ermöglichen. Chancengerechtigkeit ist aber auch 
eng mit dem Ausbau der Ganztagsschule verbun-
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den. In Niederösterreich wird immer wieder der 
Terminus ganztägige Schule für eine Schule mit 
Nachmittagsbetreuung, sprich Aufgaben und Frei-
zeitgestaltung verwendet, die von Freizeitpädago-
gen und nicht von Lehrerinnen und Lehrern abge-
halten wird. 

Das hat mit einer wirklichen Ganztagsschule, 
so wie wir sie verstehen, nicht wirklich etwas zu 
tun! Hier haben wir Unterricht und Freizeitgestal-
tung am Vormittag und am Nachmittag. Und diese 
orientiert sich an der individuellen Leistungsfähig-
keit des Kindes und es orientiert sich auch viel bes-
ser an den Bedürfnissen des Kindes. Daher denke 
ich, dass es sehr wichtig ist, beide Angebote viel 
stärker in Niederösterreich zu etablieren, weil na-
türlich auch da gilt, die Wahlfreiheit der Eltern zu 
berücksichtigen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Be-
sonders die Zusammenarbeit der Bildungseinrich-
tungen vom Kindergarten an muss in den Mittel-
punkt der künftigen Bildungsarbeit in Niederöster-
reich gestellt werden. Wir stellen in unserem Bil-
dungsprogramm die Zusammenarbeit in einem 
Bildungscampus in den Mittelpunkt. Unser Modell 
des Bildungscampus ermöglicht eine optimale Um-
setzung dieser Überlegungen. Eine räumliche Nähe 
der Schulen und Kindergärten wäre sicher von 
Vorteil, ist aber nicht zwingend notwendig. 

Die Zusammenarbeit der Pädagoginnen und 
Pädagogen zum Wohle der Kinder funktioniert auch 
über Gemeindegrenzen und Stadtgrenzen hinweg. 
Dort, wo Schule und Kindergarten in Zusammenar-
beit den gesamten Lernweg eines Kindes bis zum 
Ende der Pflichtschulzeit umfassen, kann man 
deutlich erkennen, dass die Übergänge vom Kin-
dergarten zur Volksschule, aber auch anschließend 
zur Sekundarstufe problemlos gestaltet werden und 
eine kontinuierliche Förderung möglich ist. Je früher 
diese Förderung beginnt, umso eher kann das Kind 
seine Potenziale und Talente entwickeln. 

Mit dem Schulrechtspaket, das am 7. Juni 
2016 den Unterrichts-Ausschuss im Parlament 
passiert hat, wird unter anderem auch die Naht-
stelle Kindergarten-Volksschule enger verbunden. 
Das letzte verpflichtende Kindergartenjahr und die 
ersten beiden Schuljahre werden als gemeinsamer 
Bildungsraum gestaltet und der Informationsaus-
tausch zwischen Kindergarten und Schule wird 
dafür sorgen, dass sich die Pädagoginnen und 
Pädagogen früher über die Talente, Interessen und 
Bedürfnisse der Kinder informieren können und die 
Kinder mehr Sicherheit beim Übertritt in die Volks-
schule haben. 

Niederösterreich hat in seinem Landesent-
wicklungsplan des Landesschulrates diese Naht-
stelle Kindergarten-Volksschule bereits themati-
siert, Maßnahmen wie gemeinsame Besprechun-
gen oder Fortbildungen der Pädagoginnen und 
Pädagogen unterstützt und eine Verbesserung der 
Information zwischen den beiden Bildungseinrich-
tungen zum Wohle der Kinder ermöglicht. Daher 
sehe ich es sehr positiv, dass diese Problematik 
von den Verantwortlichen erkannt wurde und ge-
meinsame Entscheidungen gefällt wurden, den 
Übergang vom Kindergarten in die Volksschule zu 
erleichtern. 

Es ist jedoch eine Tatsache, dass Schulen in 
Niederösterreich weit größeren Bedarf an Unter-
stützungspersonal, an Pädagoginnen und Pädago-
gen sowie an Supplierreserven, fehlenden Sprach-
lehrern, Beratungslehrern oder interkulturellen Mit-
arbeitern haben. 

Genauso geht es um des Vermitteln der deut-
schen Sprache. Die grundlegende Voraussetzung 
für Bildung und Integration ist der Erwerb und die 
Förderung der deutschen Sprache. Daher müssen 
wir in den kommenden Jahren den pädagogischen 
Schwerpunkt verstärkt in Sprachförderkurse und 
Sprachstartgruppen legen. Ich erachte es als be-
sonders wichtig, dass ab dem Schuljahr 2016/17 
außerordentliche Schülerinnen und Schüler mit 
nicht deutscher Muttersprache in Sprachstartgrup-
pen den Erwerb der deutschen Sprache ermöglicht 
bekommen. 

Die Kinder können hier in 11 Wochenstunden 
verstärkt deutsche Sprache lernen und in ein bis 
maximal zwei Jahren jene Kompetenz erreichen, 
dass sie dem Regelunterricht ohne Probleme fol-
gen können. Dabei ist es aus pädagogischen 
Überlegungen sehr wichtig, diese Gruppengröße 
nicht so groß zu gestalten. Und daher würden wir 
sagen, maximal 10 Kinder wären hier pädagogisch 
vertretbar. In diesem Sinne darf ich meinen Reso-
lutionsantrag einbringen (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Tröls-Holzweber zur Gruppe 
2 des Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4, betreffend 
Sprachförderkurse und Sprachstartgruppen. 

Das vom Ministerrat beschlossene Schul-
rechtsänderungsgesetz, das Kindern mit mangeln-
den Deutschkenntnissen, insbesondere mit Flucht- 
oder Migrationshintergrund, den Besuch von 
Sprachstartgruppen ermöglicht und den starken 
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Ausbau von Sprachförderkursen vorsieht, ist zu 
begrüßen. 

Die grundlegende Voraussetzung für Bildung 
und Integration ist der Erwerb und die Förderung 
der deutschen Sprache. Daher müssen wir auch in 
den kommenden Jahren den pädagogischen 
Schwerpunkt verstärkt in Sprachförderkurse und 
Sprachstartgruppen legen. 

Ab dem Schuljahr 2016/17 ist außerordentlich 
geführten Schülerinnen und Schülern mit nicht 
deutscher Muttersprache, der Erwerb der deut-
schen Sprache in Sprachstartgruppen und 
Sprachförderkursen zu ermöglichen. Dabei ist es 
aus pädagogischen und methodischen Überlegun-
gen wichtig, die Gruppengröße möglichst klein zu 
belassen und die im Gesetz vorgesehenen 11 Wo-
chenstunden nicht zu unterschreiten. 

Nur so kann gewährleistet werden, dass die 
Schülerinnen und Schüler in maximal 2 Jahren jene 
Kompetenzen erreichen, dass sie dem Regelunter-
richt ohne Probleme folgen können. 

Die Gefertigte stellt daher den Antrag:  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung sicherzustellen, dass  

1. die im Schulrechtsänderungsgesetz veran-
kerten Sprachstartgruppen in Niederösterreichs 
Pflichtschulen, mittleren und höheren Schulen so-
wie Berufsschulen mit der dem Gesetz entspre-
chenden Anzahl von 11 Wochenstunden und einer 
aus pädagogischen Überlegungen sinnvollen 
Gruppengröße von maximal 10 Schülerinnen und 
Schülern etabliert werden 

und 

2. die aufbauenden Sprachförderkurse integra-
tiv im Ausmaß von 11 Wochenstunden sicherge-
stellt werden.“ 

Meine sehr geehrten Abgeordneten! Wir leben 
in einer Zeit, in der die Globalisierung und Digitali-
sierung unsere Arbeitswelt massiv beeinflusst und 
verändert. Dieser digitale Wandel verändert auch 
unser Bildungssystem. Die Art, wie unsere Kinder 
und Jugendlichen, aber auch wir künftig lernen und 
Wissen erwerben, aber auch die Organisation der 
Bildungseinrichtung wird durch die Digitalisierung 
beeinflusst. 

Im Zentrum unserer Überlegungen muss daher 
stehen, welche Kompetenzen und Qualifikationen 
unsere Kinder heute erreichen müssen um in der 
Arbeitswelt von morgen bestehen zu können. Der 
kompetente Umgang mit digitaler Technologie wird 
in Zukunft genauso wichtig sein wie Lesen, Schrei-
ben und Rechnen. In Zukunft wird es nicht mehr 
genügen, im Informatikunterricht PC-Nutzungs-
kenntnisse zu vermitteln. Und daher ist auch die 
digitale Kompetenz der Pädagoginnen und Päda-
gogen eine wichtige Voraussetzung für den Unter-
richt und muss daher den Anforderungen entspre-
chend in den Curricula der Aus- und Weiterbildung 
an Universitäten und pädagogischen Hochschulen 
berücksichtigt werden. 

Auch die personelle und finanzielle Ausstat-
tung der Schulen für die Vermittlung der digitalen 
Kompetenz ist ein Schwerpunkt der zukünftigen 
Bildungspolitik. Daher darf ich zu meinem zweiten 
Resolutionsantrag kommen und den Antrag auch 
verlesen (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Tröls-Holzweber zur Gruppe 
2 des Voranschlages des Landes Niederösterreich 
für das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4, betreffend Maß-
nahmenpaket im Bereich der digitalen und techno-
logischen Kompetenz an Bildungseinrichtungen. 

Wir leben in einer Zeit, in der die Globalisie-
rung und Digitalisierung unsere Arbeitswelt massiv 
beeinflussen und verändern wird. Dieser digitale 
Wandel wird sich auch auf unser Bildungssystem 
auswirken. Die Art, wie unsere Kinder und Jugend-
lichen, aber auch wir künftig lernen und Wissen 
erwerben, wird sich enorm verändern. Auch die 
Organisation der Bildungseinrichtungen wird durch 
die Digitalisierung anders durchgeführt werden. Im 
Zentrum unserer Überlegungen muss daher ste-
hen, welche Kompetenzen und Qualifikationen 
unsere Kinder heute erreichen müssen, um in der 
Arbeitswelt von morgen bestehen zu können. 

Die Gefertigte stellt daher den Antrag:  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung an die Bundesregie-
rung heranzutreten um 

1. eine verstärkte Aus- und Weiterbildung im 
Bereich der „digitalen Kompetenz“ der Pädagogin-
nen und Pädagogen in den Curricula der Universi-
täten und Hochschulen zu verankern 
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und 

2. die notwendigen personellen und finanziel-
len Ressourcen an den Bildungseinrichtungen zur 
Verfügung zu stellen, um den Anforderungen der 
raschen digitalen und technologischen Entwicklung 
unserer Gesellschaft entsprechen zu können.“ 

Abschließend möchte ich noch auf eine Ent-
wicklung aufmerksam machen. Ein wachsendes 
Problem, meine Damen und Herren, das sich in 
unseren Schulen abzeichnet, ist die immer stärker 
werdende Radikalisierung in den Klassen. Dabei, 
und das möchte ich besonders betonen, gehen 
diese Ausbrüche von Hass, Neid und Gewalt von 
Kindern und Jugendlichen aus, die dies auch in 
ihrem Elternhaus vorgelebt bekommen. Der Um-
gangston in der Gesellschaft hat sich verschärft, 
der Egoismus wird stärker und viele unserer Bürger 
haben Existenzängste. 

Dieses Gefühl, diese Ängste, dieser Neid und 
dieser immer stärker spürbare Hass werden vor 
allem von einer Partei wie der FPÖ und anderen 
populistischen Parteien in Europa noch geschürt 
und ausgeweitet. Und es wird massiv daran gear-
beitet, die Gesellschaft auseinanderbrechen zu 
lassen. (Beifall bei der SPÖ. – Abg. Waldhäusl: Da 
haben sie dir wieder was aufgeschrieben!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Be-
wusst gesteuerte Informationen in den Medien un-
terstützen diese gefährliche Art einer populistischen 
Politik und verunsichern nicht nur Erwachsene, 
sondern auch die Kinder und Jugendlichen. Diese 
oft sehr diskriminierenden Vorurteile belasten im-
mer mehr den schulischen Alltag. Lehrerinnen und 
Lehrer berichten von einer steigenden Gewaltbe-
reitschaft in den Klassen, einer schwindenden Tole-
ranz gegenüber Mitmenschen und einer sinkenden 
Hilfsbereitschaft. (Abg. Waldhäusl: Wer schreibt 
denn das bei euch?) 
Die Pädagoginnen und Pädagogen sind durch 
diese Entwicklung enorm gefordert und brauchen 
nicht nur die Unterstützung von Schulsozialarbeit ... 
- Herr Klubobmann, ich ersuche Sie, mir zuzuhören 
- ... Beratungslehrern und der Fachstelle von Ge-
waltprävention, sondern auch unsere Unterstüt-
zung! (In der Folge anhaltende Unruhe bei Abg. 
Waldhäusl.) 
Wir alle haben die Verantwortung, hier klare Worte 
zu sprechen! Die Bevölkerung über die Herausfor-
derungen Niederösterreichs zu informieren und 
auch die Sicherheit zu geben, dass wir in einem 
Rechtsstaat leben, in dem die Gesetze die Basis 
der Rechtsprechung sind, die für alle die gleiche 
Gültigkeit haben.  

Und ich darf mit den Worten unseres Bundes-
kanzlers Christian Kern meine Ausführungen 
schließen: Ich will in einer Gesellschaft leben ... – 
Herr Klubobmann, hören Sie mir zu - ... ich will in 
einer Gesellschaft leben, in der alle Kinder faire und 
möglichst gerechte Chancen haben. In der du nicht 
schon zum Verlierer gestempelt bist, weil du im 
falschen Stadtteil aufwächst oder weil du einen 
falschen Vornamen hast. Oder weil deine Eltern 
nicht in der Lage sind, dich ausreichend zu fördern. 
Ich will in einem Land leben, in dem nicht nur eine 
kleine Minderheit von der Wohlstandsentwicklung 
profitiert und alle anderen schauen müssen, wo sie 
bleiben, wie sie am Arbeitsmarkt, am Wohnungs-
markt zurecht kommen und sich nicht auf die Soli-
darität der Gesellschaft verlassen können. 

Und ich will in einem Land leben, wo die Poli-
tik, die Zivilgesellschaft Hand in Hand gehen. In 
dem wir stolz auf die Menschen sind und nicht fra-
gen, was es nützt. Und ich will in einer Gesellschaft 
leben, Herr Klubobmann, wo mit Respekt und Men-
schenwürde umgegangen wird, ja? (Abg. Wald-
häusl: Dann soll er es auch machen der Herr Bun-
deskanzler!) 

Wo in der Frage der Flüchtlingsthematik mit 
Respekt und Menschenwürde umgegangen wird. 
Und ich möchte gleichzeitig, dass wir dabei nicht 
vergessen, dass wir soziale Sicherheit, dass wir die 
öffentliche Sicherheit, aber letztendlich auch ein 
notwendiges Maß an Ordnung sicherstellen und 
gewähren können. Herr Klubobmann, danke für 
Ihre Einwürfe. Ich habe gemerkt, Sie haben mir 
zugehört. (Beifall bei der SPÖ, Abg. Mag. Mandl 
und Abg. MMag. Dr. Petrovic.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Bader. 

Abg. Bader (ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Frau Landesrätin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! 

Zur Gruppe 2 darf ich, damit sich die Gemüter 
wieder beruhigen, vielleicht vorweg einmal zwei 
Anmerkungen machen, bevor ich auf drei Themen-
bereiche eingehen möchte. Zum Einen glaube ich, 
dass der zentrale Erfolgsfaktor einer gelingenden 
Bildung insgesamt die Lehrerpersönlichkeit, der 
Lehrer und die Lehrerin ist. Und daher ist die beste 
Ausbildung für die Pädagoginnen und Pädagogen 
in unserem Land ein sehr, sehr wesentlicher Aspekt 
in diesem Zusammenhang. Und auf der zweiten 
Seite die hohe Wertschätzung für die Pädagogin-
nen und Pädagogen, die ihre fachliche Kompetenz 
im Bildungsbereich einbringen. 
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Die zweite Vorbemerkung möchte ich machen, 
indem ich mich erinnere an die Ehrenzeichenverlei-
hung vor kurzem hier im Saal an Prof. Dr. Schütz, 
ehemaliger Rektor der Medizinischer Universität 
und jetzt Unirat in der Karl Landsteiner Privatuni-
versität, hat bei dieser Ehrenzeichenverleihung 
gemeint und festgestellt, das, was in Niederöster-
reich in den letzten Jahrzehnten im Bildungsbereich 
passiert ist, das ist ganz einfach vorbildhaft, weil 
Qualität und Leistung im Vordergrund stehen. Und 
das ist es auch, was uns in diesem Bereich antreibt 
und was uns weiterbringen wird. 

Zunächst möchte ich zum Thema Berufsschu-
len einige Anmerkungen machen. Es sind gut ein 
Drittel der Schülerinnen und Schüler, die einen 
Lehrberuf ergreifen und in den Berufsschulen per-
fekt ausgebildet werden, bei den Lehrherren drau-
ßen auch. Und mit diesem dualen Bildungssystem, 
das wir im Bereich der Lehre haben, sind wir welt-
weit, europaweit Vorreiter. Und natürlich in einem 
Qualitätsstandard unterwegs, der viele ausländi-
sche Interessierte zu uns bringt, die sich das Bil-
dungssystem anschauen, wie wir die Fachkräfte 
der Zukunft heranbilden. Nachdem wir eine hohe 
Qualität an Schülerinnen und Schülern haben, die 
bei internationalen Wettbewerben immer wieder 
höchste Erfolge erreichen. 

Die Karrierechancen dieser Schülerinnen und 
Schüler, der Lehrlinge, sind sehr gut und sind für 
die wirtschaftliche Entwicklung daher auch in die-
sem Bundesland von entscheidender Bedeutung. 
Diese duale Ausbildung gibt somit ein besonderes 
Rüstzeug. 

Wir sind uns dessen bewusst dass dem so ist. 
Und daher investieren wir natürlich auch in die 
Bauprogramme laufend um hier auch die beste 
Möglichkeit für die Ausbildung in den Berufsschu-
len, 19 sind es an der Zahl, zu gewährleisten. Wir 
haben auch ein Projekt mit Lehre und Matura, das 
sich sehen lassen kann. Und auch die Chancen der 
Jugendlichen noch einmal verbessert, weil ihnen 
eben der Zugang zu universitären Einrichtungen, 
Fachhochschulen Collegs usw. ermöglicht wird und 
so eine Durchlässigkeit sicherstellt. Durch den ra-
santen gesellschaftlichen Wandel gibt es viele Ver-
änderungen. Jugendliche werden mit vielfältigen 
Problemen konfrontiert. Darauf haben wir als einzi-
ges Bundesland eine Antwort, indem es eine flä-
chendeckende Schulsozialarbeit in den niederöster-
reichischen Berufsschulen gibt. Diese Schulsozial-
arbeit kostet uns rund eine Million Euro. Wir sind 
gerne bereit, das zu investieren. 

Ein Thema, das in diesem Zusammenhang 
unbedingt anzumerken ist, ist natürlich der Schüler-

rückgang in den Berufsschulen, den wir haben. Hier 
gibt es Aufgaben, Herausforderungen, die wir in der 
nächsten Zeit zu bewältigen haben. Hier wird es 
notwendig sein, dass alle Sozialpartner, alle Ver-
antwortlichen, an der Spitze unsere Frau Landesrä-
tin, natürlich entsprechende Maßnahmen überle-
gen. Die Förderung des Bundes für Unternehmen 
wäre hier in diesem Bereich natürlich ganz wichtig. 

Zum Zweiten möchte ich eingehen auch auf 
das Thema der Erwachsenenbildung. Das ist auch 
ein Thema, weil ich auch als Vorsitzender des Ver-
bandes niederösterreichischer Volkshochschulen 
damit sehr eng verbunden bin. Es ist ein Thema, 
das im FEN im Forum Erwachsenenbildung Nie-
derösterreich zusammengefasst ist. Hier werden 
die maßgeblichen Akteure in einer guten Koopera-
tion zusammengesetzt und im Auftrag von Landes-
rat Karl Wilfing, der für die Erwachsenenbildung 
zuständig ist, wurde eine Strategie 2020 erarbeitet, 
die im Herbst dann auch präsentiert werden soll. 

Die Bildungseinrichtungen in der Erwachse-
nenbildung sind insgesamt Bildungsnahversorger in 
den Regionen Niederösterreichs. Wir haben im 
FEN 15 Bildungseinrichtungen zusammengefasst. 
Wir haben rund 32.000 Bildungsveranstaltungen im 
Jahr mit 773.000 Teilnehmerinnen. Da sieht man, 
was da an Kraft vorhanden ist in der Erwachsenen-
bildung in unserem Land. 

Die großen Herausforderungen, die auch im 
Konzept 2020 enthalten sind, sind auf der einen 
Seite die Herausforderung Stadt/Land, wer braucht 
wo welche Bildungsmöglichkeiten, Weiterbildungs-
möglichkeiten. Auf der anderen Seite ist eine we-
sentliche Herausforderung natürlich die alternde 
Gesellschaft. Hier ist es auf der einen Seite wichtig, 
Bildungsangebote für ältere Menschen zu haben 
und damit auch eine bessere Gesundheit auf der 
einen Seite vorzufinden, weil die Menschen eben 
länger gesund gehalten werden sollen. Und zum 
Dritten sollen die Ressourcen der älteren Genera-
tion auch im Bereich der Ehrenamtes entsprechend 
genutzt werden. 

Eine weitere große Herausforderung für die 
Erwachsenenbildung in diesem Land sind die 
neuen Kommunikationsmittel und -kanäle. Auch 
hierzu wird es entsprechende Angebote geben. 

Ein drittes Thema ist jetzt noch die Sonderpä-
dagogik, die ich kurz auch ansprechen möchte. 
Hier gibt es ja auch entsprechende Anträge anderer 
Parteien. Dazu, wir haben hier einen Resolutions-
antrag beispielsweise, den der Kollege Weider-
bauer dann einbringen wird zum Thema Inklusion. 
Sicher ein Thema das wichtig ist. Wir wissen aber 
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ganz genau, dass im Bereich der Sonderpädagogik 
es unbedingt notwendig ist, dass es zum Einen 
Wahlfreiheit für die Eltern der betroffenen Kinder 
geben muss. Dazu stehen wir, das wollen wir. Und 
daher werden wir auch hier entsprechend Unter-
stützung geben.  

Wir haben derzeit im integrativen Bereich rund 
50 Prozent der Schüler unterrichtet. Das ist natür-
lich auch auszuweiten. Unser Präsident im Landes-
schulrat, Hans Heuras, hat auch gesagt, dass das 
für ihn ein Ziel ist, hier auszuweiten. Aber wir wollen 
weiterhin natürlich auch Sonderschulstandorte in 
unserem Land haben. Und daher werden wir die-
sem Antrag nicht zustimmen. 

Ich darf jetzt zum Abschluss aber einen Reso-
lutionsantrag einbringen, der im Zusammenhang 
mit der Sonderpädagogik steht, gemeinsam mit 
Kollegen Tröls-Holzweber, wo es um dringend er-
forderliches Lehr- und Unterstützungspersonal für 
Schülerinnen mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf geht. 

Wir haben hier auf Grund des Finanzaus-
gleichsgesetzes 2,7 Prozent an Unterstützungsleh-
rerinnen, die zur Verfügung gestellt werden vom 
Bund. Das entspricht bei weitem nicht der Realität! 
Würden also die 4,3 Prozent, die da notwendig 
wären, auch entsprechend unterstützt und zur 
Verfügung gestellt werden, würden wir hier auch 
die entsprechenden Lehrer, die wir jetzt selbst 
zahlen müssen in diesem Bereich und in anderen 
Bereichen, auch abgegolten bekommen. Ich darf 
daher zum Antrag kommen (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Bader und Tröls-Holzweber 
zur Gruppe 2 des Voranschlages des Landes Nie-
derösterreich für das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, 
betreffend dringend erforderliches Lehr- und Unter-
stützungspersonal für SchülerInnen mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf. 

Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
haben sehr unterschiedliche Bedürfnisse und damit 
Unterstützungsbedarf sowohl aus pädagogischer 
als auch aus pflegerischer Sicht. 

Die Berechnung der Ressourcen für Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf ist in den 
Stellenplan-Richtlinien des Bundes geregelt. Der 
Bund geht davon aus, dass 2,7% aller schulpflichti-
gen Schülerinnen und Schüler einen sonderpäda- 
 
 
 

gogischen Förderbedarf haben. Für diese 2,7% 
werden also Dienstposten zur Verfügung gestellt. 
Dieser Wert entspricht jedoch nicht der realen Situ-
ation. Tatsächlich haben in Niederösterreich 4,3% 
aller schulpflichtigen Schülerinnen und Schüler 
einen sonderpädagogischen Förderbedarf. 

Dieser Umstand wird seit Jahren von verschie-
denen Seiten angesprochen und vorgebracht (Lan-
deshauptleutekonferenz, Landesamtsdirektoren-
konferenz, Besprechungen auf Beamtenebene, 
Gewerkschaft und Personalvertretungen). Der pro-
zentuelle Unterschied von 1,6% bedeutet 527,8 
Planstellen, für die das Land Niederösterreich be-
reits für den Bund in Vorlage tritt und die der Bund 
nicht vergütet. 

Eine qualitätsvolle Pädagogik ist im schuli-
schen Alltag von Lehrern und Lehrerinnen, der 
gekennzeichnet ist von verschiedensten Aktivitäten, 
die einerseits den pädagogischen Aspekt von 
Schule und Unterricht betreffen (so z.B. Unter-
richtsvorbereitung und Unterricht, Elterngespräche, 
etc.), andererseits den administrativen Aspekt der 
Schule umfassen, nur mit bedarfsgerechtem Ein-
satz von personellen Ressourcen möglich. 

Zu den notwendigen Ressourcen zählt dabei 
insbesondere jenes Personal, das die Lehrperso-
nen dabei unterstützt, den Anforderungen an der 
jeweiligen Schule gerecht zu werden. Darunter fällt 
unter anderem zusätzliches Lehrpersonal, pädago-
gisch unterstützendes Personal wie z.B. Bera-
tungslehrer/innen, Psychologinnen/Psychologen, 
Logopädinnen/Logopäden und Helfer/innen. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, an die 
Bundesregierung heranzutreten und diese aufzu-
fordern, die Bereitstellung von zusätzlichem Lehr- 
und Unterstützungspersonal zu gewährleisten so-
wie dafür zu sorgen, dass die dem Land entstehen-
den Kosten vom Bund übernommen werden bzw. 
die in der Stellenplanrichtlinie festgeschriebene 
Deckelung (von derzeit 2,7%) aufgehoben und dem 
tatsächlichen Aufwand angepasst wird.“ 

Vielen herzlichen Dank! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Weiderbauer. Er ist Haupt-
redner, 15 Minuten Redezeit. 
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Abg. Weiderbauer (GRÜNE): Herr Präsident! 
Frau Landesrätin! Hohes Haus! 

Auch von mir zuerst ein paar Vorbemerkungen. 
Es ist zwar schon ein paar Stunden her, aber ich 
habe der Landesfinanzreferentin sehr aufmerksam 
zugehört. Und wenn ich jetzt alles für bare Münze 
nehmen würde was sie uns erzählt hat, dann würde 
ich mit dem Schulterklopfen gar nicht fertig werden, 
so gut sind wir in Niederösterreich. Das mag für 
manche Bereiche stimmen. Wie zum Beispiel für 
den Bereich, der nachher verhandelt wird, Gruppe 
3, Kultur. Aber ob es in Bildung, Unterricht und 
Erziehung so ist, das wage ich zu bezweifeln. Und 
da gehen auch die Meinungen auseinander. 

Ich habe auch meinen drei Vorrednerinnen und 
Vorrednern sehr aufmerksam zugehört. Da gibt’s 
fast überhaupt nichts, wo ich dagegen sein würde. 
Nur, wenn ich mir jetzt überlege, dass alle drei Per-
sonen, die vorher gesprochen haben, Parteien 
angehören, die auch die Regierungskoalition dar-
stellen, dann frage ich mich schon und komme auf 
einen Ausspruch der Kollegin Rausch zurück, die 
gesagt hat, es wird nicht genügen, einfach Sonn-
tagsreden zu halten, sondern man muss auch die 
nötigen Maßnahmen setzen. Dann frage ich schon, 
meine Damen und Herren: Warum sind die nicht 
schon lang gesetzt worden? Wir diskutieren seit 
ewigen Zeiten über Schulrechtsreform, über Schul-
verwaltungsreform, über Bildungsreform. Ich bin 
jetzt 13 Jahre in dem Haus und es ist immer wieder 
ein Thema. Und was ist in Wirklichkeit passiert? 
Nicht sehr viel oder viel zu wenig, unserer Meinung 
nach. 

Ich geh jetzt nicht mehr auf die genauen Zah-
len ein, die sind teilweise nicht beeinflussbar. Teil-
weise wirken sie sich positiv aus - Bereich Sport 
und Wissenschaft. Aber die Trendwende aus den 
Budgetzahlen für die Bildung in Niederösterreich 
kann ich leider nicht erkennen. 

Wird natürlich reflexartig sofort kommen, naja, 
da sind wir ja vom Bund abhängig, wir können das 
nicht alleine entscheiden. Ich weiß, das böse Spiel 
schwarzes Land, rote Bildungsministerin wird im-
mer wieder gerne fortgesetzt. Leider auf dem Rü-
cken unserer Schülerinnen und Schüler. Und vor 
allem gegen eine zukunftsweisende Bildungsre-
form. 

Es gibt andere Länder, es gibt auch andere 
Bundesländer wie Vorarlberg, die schon viel weiter 
sind. Und weil immer es heißt, wir in Niederöster-
reich, wir können alles besser, wir machen alles 
besser. Noch einmal: In manchen Bereichen wird 
das wahrscheinlich stimmen, aber sicher nicht im 

Bildungsbereich! Da gibt es andere Länder die 
schon weit voraus sind. 

Einige Sätze zur ersten Bildungseinrichtung 
Kindergarten. Das Plus von 9 Millionen geht in 
Leistungen für Personal auf, entnehme ich dem 
Budgetvoranschlag. Und jetzt haben wir lange dis-
kutiert, schon auch die Frage gestellt wieder, wie 
war das jetzt mit den Unterstützungskräften, wie 
war das mit den 17 Millionen, die voriges Jahr ge-
strichen worden sind? Uns wurde gesagt, per So-
zialumlage wurde für die Gemeinden 18 Millionen 
reduziert, aber dann doch wieder um 9 Millionen 
erhöht. Jetzt bleiben zirka 10 Millionen Spielraum 
über, wo sich die Gemeinden das Geld für die Un-
terstützungskräfte holen können. Ich weiß nicht - in 
meiner Gemeinde funktioniert das sicher nicht, weil 
bei uns jedes Jahr die Sozialumlage erhöht wird. 
Also hätte ich gern von den Expertinnen und Ex-
perten gewusst, wissen das die Gemeinden nicht? 
Oder wurde es ihnen nicht kommuniziert oder wie 
funktioniert das? Das nur so nebenbei, ein finanzi-
elles Problem. 

Jetzt haben wir gehört, die Nachmittagsbetreu-
ung in den Kindergärten sollen auch die Gemein-
den erledigen. Hier wurde nur lapidar angemerkt, 
naja, die können eh Beiträge einheben, die kosten-
deckend sind. Der nächste Schritt oder der nächste 
Punkt, der an die Gemeinden abgegeben wird. 

Ich greife jetzt ganz kurz vor auf die Pflicht-
schulen. Das passt aber dazu, weil auch schon des 
Langen und Breiten immer wieder diskutiert wird 
über den sprengelfremden Schulbesuch. Also das 
gehört auch in ein Schulrecht, in ein Schulverwal-
tungs-Reformpaket hinein. Auch hier ist noch im-
mer nichts weiter gegangen. Natürlich sind die 
Schulerhalter daran interessiert, dass sie die Kinder 
in ihren Schulen behalten. Aber manche wollen 
doch in andere Schulen, weil die Schwerpunkte 
anbieten usw. Also auch hier ist eine Klärung erfor-
derlich. 

Ich bin der festen Überzeugung, meine Damen 
und Herren, dass alle Menschen, Personen, die in 
den niederösterreichischen Landeskindergärten, in 
den Privatkindergärten arbeiten, seien es Pädago-
ginnen, Stützkräfte, Assistentinnen, dies mit gro-
ßem Verantwortungsbewusstsein und Engagement 
machen. Herzlichen Dank ihnen dafür! Teilweise 
auch mit großem Elan. Teilweise sind sie aber auch 
frustriert. Und die Kindergärten sind, soweit ich sie 
kenne, wirklich hervorragend ausgestattet. Man 
kann über die Öffnungs- und Schließzeiten diskutie-
ren, die entsprechen nicht immer ganz den Wün-
schen. Auch kleinere Gruppengrößen sind ein 
Thema. Dass jetzt wirklich die Bildungspläne, so 
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wie geplant, umgesetzt werden und dass die Naht-
stelle, wurde schon einige Male angesprochen, 
zwischen Kindergärten und Volksschule so gut 
funktioniert, wage ich zu bezweifeln. Was vielleicht 
doch mit einem zweiten Kindergartenjahr, das ja im 
Raum steht, mit einem verpflichtenden zweiten 
Kindergartenjahr, zu lösen sein wird. 

Die Volksschule, auch schon angesprochen, 
für mich eine der wichtigsten Bildungseinrichtun-
gen, bzw. wird sie immer wichtiger in ihrer Bedeu-
tung. Zum Einen, weil sie die erste schulische Bil-
dungseinrichtung ist. Eine, ich betone das jetzt 
sehr, gemeinsame Schule der Sechs- bis Zehnjäh-
rigen. Gemeinsame Schule der Sechs- bis Zehnjäh-
rigen! Wo die Freude und die Motivation, dorthin zu 
gehen, auf alle Fälle erhalten werden muss. 

Dass das Erlernen der Grundfertigkeiten hier 
im Vordergrund steht, ist klar. Aber mit Hilfe eines 
Systems der gemeinsamen Schule, wo wir meinen 
und vertreten, dass das möglich ist. Nämlich: Auf 
Grund ausreichender Ressourcen, Schulbauten, 
ganz, ganz wichtig, die es auch möglich machen - 
der Campus-Gedanke ist heute schon angespro-
chen worden - und wo man innerhalb so differen-
zieren kann, dass man allen Begabungen und Defi-
ziten in bestmöglicher Form gerecht wird. Genau so 
soll es sein oder kann es sein und so wird es auch 
funktionieren. 

Wir wissen mittlerweile, es gibt genügend Bei-
spiele, es ist zu schaffen. Man muss es nur wollen. 
Dass es dann mit einer neuen Form der gemein-
samen Schule weiter gehen wird, egal wie sie hei-
ßen mag, Neue Mittelschule oder anders, versteht 
sich von selbst. Was wir damit erreichen ist kein 
Stress in der 4. Klasse Volksschule für Eltern, 
Schülerinnen, für die weitere Schulbahn-Entschei-
dung. 

So. Zur Neuen Mittelschule. Eine Kleinigkeit, 
meine Damen und Herren: Es gibt in keinem ande-
ren Bundesland die Bezeichnung Neue und Län-
derbezeichnung Mittelschule. Keiner sagt Neue 
Steiermärkische, Neue Vorarlbergerische, Neue 
Kärntnerische. Das gibt’s nur in Niederösterreich. 
Bitte hören wir mit diesem Unsinn auf! Belassen wir 
die Neue Mittelschule so wie sie ist. Sie ist nicht 
besonders gut, sie ist verbesserungswürdig. Aber 
die Bezeichnung „Neue Mittelschule“ reicht. Weil 
dann haben wir noch NNÖMMS. Wisst ihr, was das 
heißt? Neue Niederösterreichische Musikmittel-
schule. Und solchen Unsinn können wir uns wirklich 
sparen! Danke, das wäre sehr nett. (Beifall bei den 
GRÜNEN.) 

Davon abgesehen, meine Damen und Herren, 
hören wir ja immer wieder im nationalen Bildungs-
bericht, zum wiederholten Male jetzt, das Bildungs-
system ist kostenintensiv, ineffizient, sehr reform-
bedürftig, selektiert zu früh, benachteiligt Schülerin-
nen aus sozial schwachen Bereichen, es gibt wenig 
Chancengerechtigkeit. Und daher ist es kaum mehr 
auszuhalten, mit welcher Beharrlichkeit die Regie-
rungskoalition sich weigert, wirklich endlich was 
weiterzubringen. 

Ich glaube schon, dass die ÖVP die Hauptver-
antwortung für diesen Stillstand trägt. Denn ge-
meinsame Schule, Ganztagsschule in verschränk-
ter Form, wie sie heute angeschnitten wurde schon, 
sind noch immer Fremdwörter für den konservati-
ven Regierungsteil. Und ich behaupte auch, dass in 
diesem Haus sich wenige wirklich Gedanken ma-
chen und analysieren, wie kann eine moderne ge-
meinsame Schule wirklich funktionieren. Und sich 
dann einfach so mit - ich halte es wirklich für 
dumme Bemerkungen -, den Einheitsbrei brauchen 
wir nicht, aus der Verantwortung stehlen. Das ist 
auf alle Fälle falsch! (Beifall bei den GRÜNEN, Abg. 
Thumpser MSc und Abg. Hahn MEd.) 

Und nein, ich rede die NÖ Schule nicht 
schlecht! Ihr wisst, ich erwähn das immer wieder, 
ich bin selber noch mit ein paar Stunden in einer 
Pflichtschule vertreten. Aber wir haben Verbesse-
rungspotenziale, die wir endlich angeben sollten. 
Ich bedanke mich bei allen Pädagoginnen, die we-
nig unterstützt, aber mit großer Hingabe ihren ver-
antwortungsvollen Beruf meistern.  

Berufsbildender Unterricht und Lehrlinge wur-
den auch schon angesprochen. Große Hochach-
tung von mir für die landwirtschaftlichen Fachschu-
len in pädagogischer Hinsicht. Was hier geleistet 
und an Beispiel gegeben wird – ich schau dich an, 
Doris (Schmidl), wir sind manchmal gemeinsam in 
Sooß - ist wirklich bemerkenswert. Auch das Aus-
bauprogramm in diesen Schulen, seien es Berufs-
schulen, landwirtschaftliche Fachschulen, ist be-
merkenswert. Ich hoffe, dass jetzt auch die Mängel, 
die wir letztens einmal diskutiert haben, die der 
Rechnungshof angeschnitten hat, damit behoben 
werden könnten. 

Ob, so wie der Kollege Bader gesagt hat, 
Lehre, Karriere, wirklich so total super ist, wage ich 
zu bezweifeln. Da gibt es auch Beispiele, ich 
nehme wieder Vorarlberg her, wo man Verbünde 
geschaffen hat. (Zwischenruf bei Abg. Mag. Mandl.) 
Ja, ja! Lieber Kollege Mandl! Ich habe jahrelang in 
Polytechnischen Schulen unterrichtet. Und ich bin  
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in Betriebe gefahren und habe mir das angehört, 
was man dort von den Lehrlingen und so weiter hält 
und wie das funktioniert. 

Ja, ich hör das immer wieder. Da kann man 
hundertmal sagen und es kommen die Leute. Ich 
sage nichts gegen das duale Ausbildungssystem, 
ja? Aber ob man hier Stillstand weiterführen sollte 
oder sich nicht überlegen sollte, wie man das weiter 
entwickeln könnte, das bezweifle ich oder meine, 
dass das schon der Fall sein sollte. 

So. Jetzt komm ich zu meinem Hauptthema: 
Schau noch einmal aufs Kindergartenbudget, wo 
ich lese, HPI-Kindergärten auf Null, Kindergarten-
versuchsprojekte von 3,4 auf 1,7 Millionen. Mein 
Resolutionsantrag basiert auf der UNO-Behinder-
tenrechtskonvention, die im Jahre 2008 auch von 
Österreich ratifiziert wurde, wobei seit Jahren über 
inklusive Pädagogik diskutiert wird und deren Um-
setzung. Das heißt, damit wir uns richtig verstehen: 
Kinder mit Behinderungen und besonderen Bedürf-
nissen werden nicht integriert in unser System, 
sondern sie sind von Anfang an ein Bestandteil 
dieses Systems. Das ist im Kindergarten so, das ist 
in der Volksschule so, das ist in der Sekundarstufe 
usw. so. Ich kann nicht sehr viele Absichten in 
Österreich, in Niederösterreich erkennen, dass das 
stattfinden wird.  

Jetzt kenne ich die Argumente, die der Kollege 
Bader auch genannt hat, wir haben ja eh schon 
über 50 Prozent Behinderte, die wir integrieren. Es 
sollen 70, 75 werden. Und dass die Eltern das auch 
wollen, dass sie in Sonderschulen gehen. Ja, na-
türlich! Das verstehe ich, das kann ich nachvollzie-
hen. Weil es gibt ja noch kein anderes System! Und 
wenn es kein anderes System gibt, das besser ist, 
das zielführender ist, dann verstehe ich die Eltern, 
die sagen, nein, bitte, mein Kind ist so gut aufgeho-
ben in der Sonderschule, das passt für mich so. 
(LR Mag. Schwarz: Nein, das stimmt nicht!) 
So. Weil du den Kopf schüttelst. Ich war in Südtirol, 
habe mir das angeschaut. Es gibt Schulen, die 
werden gebaut nach den Konzepten, nach den 
pädagogischen Konzepten dieser Schule. (LR Mag. 
Schwarz: Es gibt andere Systeme!) 
Die integrieren schwerst behinderte Kinder, stellen 
Personen ab dafür. Und das ist für die selbstver-
ständlich. Wir denken vielleicht dran, sind aber weit 
von einer Umsetzung entfernt.  

Daher, meine Damen und Herren, was mir 
sehr gut gefällt, ich bin jetzt bald mit meiner Zeit am 
Ende, die kanarische Bildungsministerin meint 
dazu, und das bringt’s auf den Punkt: Inklusion is 
not bringing people into what already exists - nicht 
das, was wir schon haben - it is making a new 

space, a better space for everyone! Schafft Räume, 
bessere Räume für alle. Und genau das bringt es 
auf den Punkt. Und genau das müssen wir ange-
hen. Dass das nicht von heute auf morgen geht mit 
Umschalten, Schalter umlegen, ist ganz klar. Wir 
reden von 10 Jahren und mehr, bis wir das machen 
können. 

Es gibt jetzt schon Schulen, die neu gebaut 
werden müssen. Beispiel Wolkersdorf, Volksschule. 
Da könnte man das schon mitdenken. Man könnte 
Planerinnen engagieren und sagen, schaut euch 
das bitte an, das ist unser Konzept. Wir wollen in-
klusive Pädagogik haben, baut uns daher die 
Schule danach. 

Daher mein Antrag, den Sie in Ihren Händen 
haben (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Emmerich Weiderbauer, Dr. 
Helga Krismer-Huber, Dr. Madeleine Petrovic, 
Amrita Enzinger MSc zur Gruppe 2 des Voran-
schlages des Landes Niederösterreich für das Jahr 
2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend Inklusion an 
NÖ Schulen. 

Im Bildungsbereich legt Inklusion den Fokus 
darauf, im System diverser Bildungseinrichtungen 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die jedem/jeder 
SchülerIn die Möglichkeit geben, eine Teilhabe zu 
realisieren. Inklusion beinhaltet Barrierefreiheit für 
alle Menschen in allen Bereichen des Lebens durch 
eine gleichberechtigte Wertschätzung und Akzep-
tanz, unabhängig von jeglicher Leistungsfähigkeit. 
Inklusive Bildung respektiert Freiheit, Autonomie 
und Selbstbestimmung des Individuums. 

Die Praxis der Inklusion geht weiter als die der 
Integration, indem sie das Hauptaugenmerk nicht 
auf Defizite legt, die es zu integrieren gilt, sondern 
auf das System, welches Veränderungen bedarf 
um allen Mitgliedern der Gesellschaft eine Teilhabe 
zu ermöglichen.  

Verschiedenste Gesetze, Erklärungen und 
Verträge (wie z.B. das Menschenrecht auf Bildung 
oder die UN-Konvention über die Rechte von be-
hinderten Menschen) ermöglichen Menschen mit 
Behinderungen das Recht auf Bildung und Gleich-
berechtigung und zeigen eine Entwicklung hin zu 
einer inklusiven Pädagogik, in der nur noch vom 
Menschen als Teil eines Systems ohne Schranken 
ausgegangen wird. 

Die UN Behindertenrechtskonvention wurde 
2008 von Österreich ratifiziert. Darin wird als Ziel 
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die vollständige Inklusion durch individuell ange-
passte Unterstützungsmaßnahmen im Umfeld be-
schrieben, um eine bestmögliche schulische und 
soziale Entwicklung anbieten zu können. Der Fokus 
liegt darin Selektion und Segregation auf Grund von 
Defiziten von vornherein zu vermeiden. Damit soll 
der Übergang von Exklusion zu sozialer Inklusion 
und diskriminierungsfreier Partizipation bezweckt 
werden. Seit dem Inkrafttreten der UN-Konvention 
ist in Österreich sehr wenig passiert, ausgenom-
men der Änderung von Türschildern und Berufsbe-
zeichnungen. Inklusion gibt es, von wenigen zag-
haften Versuchen abgesehen, nicht. Auch ein für 
LehrerInnen erkennbares Konzept für deren Einfüh-
rung liegt nicht vor. Hauptgrund dafür ist nach wie 
vor das Festhalten an der Trennung in unterschied-
liche Schultypen im Pflichtschulbereich.  

Die Merkmale einer inklusiven Schule sind: 

• Gemeinschaftlichkeit (keine Selektion, 
Exklusion, Ausmusterung) 

• Barrierefreiheit 

• Zusammenarbeit mit anderen Schulen 
und Institutionen 

• Gleichheit aller Mitglieder mittels gleicher 
Wertschätzung für alle 

• Teilnahme aller SchülerInnen an der 
Kultur, den Unterrichtsinhalten und der 
Gemeinschaft in der Schule 

• Weiterentwicklung der vielfältigen schuli-
schen Kultur, Struktur und Praktiken 

• Abbau von Barrieren für die Teilnahme an 
schulischen Angeboten 

• Erkenntnis, dass Unterschiede zwischen 
den SchülerInnen Chancen sind und nicht 
Probleme 

• Recht aller SchülerInnen auf wohnortnahe 
Bildung  

• Bedeutung der Schule Gemeinschaften 
zu bilden, Werte zu entwickeln und 
Leistungen zu steigern 

• u.v.m. 

Inklusion in Erziehung und Bildung hat Inklu-
sion in der Gesellschaft zur Folge. Schulen sollen 
zu unterstützenden, anregenden Orten für Schüle-
rInnen, MitarbeiterInnen und Eltern werden, somit 
sollen sich auch alle aktiv einbringen können. 

Die Rahmenbedingungen für inklusive Schule 
sind die Schaffung inklusiver Kulturen, inklusiver 
Strukturen und inklusiver Praktiken. 

Inklusive Kulturen ergeben sich durch Abbau 
von Barrieren, nicht nur baulicher sondern auch 
personeller, finanzieller, sprachlicher usw. Dadurch 

wird die Grundlage für bestmögliche Leistungen 
aller Beteiligten geschaffen. 

Inklusive Strukturen werden als Leitbild einer 
Schule etabliert, sodass allen Kindern eine gemein-
same Erziehung und Bildung ermöglicht wird. 

Inklusive Praktiken sind Lern- und Arbeitsprak-
tiken, die den inklusiven Gedanken im System wi-
derspiegeln.  

Die inklusive Schule in der Praxis braucht: 

1. Kooperatives Lernen: Erreichen indivi-
dueller Bildungsziele durch in einem Pro-
zess des gemeinsamen Lernens von 
Kindern mit und ohne Behinderungen; am 
selben Gegenstand lernen Kinder mit 
unterschiedlichen Zielsetzungen, Materia-
lien und Aufgabenstellungen 

2. Unterrichtsanpassung: z.B. durch Anpas-
sung der Materialien an die Bedürfnisse 
der SchülerInnen oder Arbeiten im 
gleichen Fach mit unterschiedlichen 
Schwierigkeitsgraden 

3. SchülerInnen helfen SchülerInnen (bringt 
große Lernerfolge) 

4. Unterstützung durch teilbeschäftigte Klas-
senhilfen: z.B. Pflegepersonal, Thera-
peutInnen 

5. Unterstützung durch technische Lernhil-
fen: z.B. Audio- oder Videoaufnahmen, 
Hörbücher, Texte in verschiedenen 
Schriftgrößen. 

Inklusion kann vor allem dann etabliert werden, 
wenn diese ab der kindlichen Frühförderung prakti-
ziert wird und die verschiedenst begabten Kinder 
zusammen lernen, spielen und leben. Dadurch baut 
sich Solidarität und Toleranz auf und Angst vor 
Fremden sowie Unsicherheit wird abgebaut. 

Daher stellten die gefertigten Abgeordneten 
folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, ge-
meinsam mit der zuständigen Bildungslandesrätin 
und in Absprache mit dem Bildungsministerium die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die Inklu-
sion in Niederösterreichischen Bildungseinrichtun-
gen umsetzen zu können.“ 
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Jetzt habe ich noch eine Menge Resolutions-
anträge von anderen Kolleginnen und Kollegen da. 
Chronisch Kranke ja, Unterstützungspersonal in 
Sonderschulen natürlich. Erhalt der Sonderschulen 
nein. Eine Trägerschaft der Schulen, das geht für 
mich in den sprengelfremden Schulbesuch, das 
gehört generell gelöst. Sport-Coaches in den 
Schulen halte ich für problematisch, weil das mit 
schulfremden Personen rechtlich, glaube ich, nicht 
funktionieren wird. Was die Kollegin Tröls-Holzwe-
ber eingebracht hat und der Kollege Bader, ja, dem 
können wir auch unsere Zustimmung geben. Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei den 
GRÜNEN.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Frau Abgeordnete Göll. 

Abg. Göll (ÖVP): Geschätzter Herr Präsident! 
Frau Landesrätin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Der Kindergarten ist eine wichtige und vor-
schulische Bildungseinrichtung, der die Bildung, die 
Erziehung und die Betreuung unserer Familien 
unterstützt. Und wir haben heute Nachmittag schon 
einiges darüber gehört. Niederösterreichs Kinder-
gärten sind ein Spiegelbild unserer Gesellschaft 
und Kinder mit unterschiedlichem kulturellen Hin-
tergrund, anderen Religionen und Nationen sind 
bereits eine Selbstverständlichkeit in unseren Kin-
dergärten geworden. 

Wir alle wissen, dass die Zeit bis zum 6. Le-
bensjahr eines Kindes die wichtigste und inten-
sivste Zeit ist zu lernen, zu entdecken, seine Fähig-
keiten, Fertigkeiten und Kompetenzen zu entwi-
ckeln. Und deshalb spreche ich das auch an, des-
halb braucht es eine anregende und moderne Bil-
dungseinrichtung so wie unsere niederösterreichi-
schen Landeskindergärten. 

Die Grundlage für alle pädagogischen Pla-
nungsprozesse gibt der Bildungsplan vor. Der Bil-
dungsplan bietet einen fachlichen Orientierungs-
rahmen für die pädagogische Arbeit, beinhaltet 
pädagogische und methodische Anregungen und 
stellt die Brücke in der Nahtstelle Kindergar-
ten/Schule dar. Auch die ist heute schon einige 
Male erwähnt worden und von großer Bedeutung. 

Er beinhaltet weiter sechs Hauptthemen, da-
runter auch das Thema Ethik, Religion und Gesell-
schaft. Im Mittelpunkt aller Bildungsstandards steht 
aber das einzelne Kind, das durch vielfältige päda-
gogische Angebote, Erfahrungen und Begegnun-
gen im sozialen und emotionalen Bereich unter-
stützt und gefördert wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Kindergarten ist eine elementare Bildungseinrich-
tung, unterstützt die Kinder beim Aufbau eines ge-
meinsamen Wertesystems und er bietet den Kin-
dern in der Gemeinschaft zahlreiche Gelegenheiten 
zur Erfahrung von Vielfalt und Unterschiedlichkeit. 

Basis dafür sind wichtige Informationen von 
den Eltern. Auch hier wurde schon einige Male 
darüber gesprochen. Es sind Gespräche mit den 
Eltern zu führen über ihren kulturellen, familiären, 
sprachlichen und religiösen Hintergrund. 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ein derzeit 
sehr wichtiges Thema und immer wieder auch an-
gesprochen ist auch das Thema Brauchtum in un-
seren Kindergärten. Bräuche im Jahreskreislauf 
eines Kindergartens. Österreich ist ein Land des 
Brauchtums. Jede Gemeinde, jede Region, jedes 
Viertel in Niederösterreich kann auf unterschiedli-
che Bräuche zurückgreifen und sie werden auch 
unterschiedlich gelebt und gefeiert. Auch im Kin-
dergarten ist Brauchtum fix verankert und somit ein 
Bestandteil des pädagogischen Konzepts. 

So zum Beispiel, wenn ich hier das erwähnen 
darf, kommt dem Fest des Heiligen Nikolaus eine 
besonders integrative Bedeutung zu. Denn sein 
Gedenktag am 6. Dezember wird nicht nur von der 
katholischen Kirche gefeiert, sondern auch von der 
evangelischen, anglikanischen, orthodoxen, arme-
nischen und von der koptischen Glaubensgemein-
schaft. Und deshalb eignet er sich besonders für 
die Bildungsarbeit im interkulturellen und interreligi-
ösen Kontext. Er steht für Wertevermittlung von 
Hilfsbereitschaft für andere sowie für den respekt-
vollen Umgang miteinander. 

Wie das Fest aber selber geplant und durch-
geführt wird, hängt von der Gruppenstruktur und 
vom Alter der Kinder ab. Die pädagogische Ge-
staltung mit ihren Bildungsinhalten und Zielen ob-
liegt den Pädagoginnen. Die Pädagoginnen neh-
men dabei sicher Bedacht darauf, dass die Feier in 
einem Rahmen der Geborgenheit und Zugehörig-
keit stattfindet. Denn nur wer sich sicher und ge-
borgen fühlt, macht positive Lernerfahrungen. 

Ein sehr wichtiges Thema ist natürlich auch der 
Erwerb der Sprache. Dem kommt eine wichtige 
Bedeutung im Kindergarten zu. Sprache ist die 
Grundlage für eine aktive Teilnahme an der Gesell-
schaft. Sprachentwicklung, Lernerfolg und Persön-
lichkeitsentwicklung bauen darauf auf. Deshalb ist 
Sprachförderung ein wesentlicher und wichtiger 
Bestandteil der Bildungsarbeit in unseren nieder-
österreichischen Landeskindergärten. 
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Das Land Niederösterreich setzt auf hohe 
Qualität in unseren Kindergärten. Dies geschieht 
einerseits durch den Bildungsrahmenplan, den 
Bildungsplan, die Portfolio-Methode für jedes Kind 
und einer Sprachstandsfeststellung. Der Kinder-
garten bietet eine anregende und unterstützende 
Sprachumgebung für alle Kinder ab 2,5 Jahren. 

Kinder lernen Sprache im Tun und durch Ver-
netzung von Sprache und Handlung. Und die vor-
bereitete Umgebung, die im Kindergarten geboten 
wird, schafft Motivation, Sprache zu lernen und den 
Sprachschatz zu erweitern. Alle Pädagoginnen sind 
dafür bestens ausgebildet, den Kindern die ent-
sprechenden Materialien zur Unterstützung für den 
Spracherwerb aufzubereiten. Das beginnt am Mor-
gen mit dem persönlichen Begrüßen und endet mit 
dem persönlichen Verabschieden, wenn das Kind 
nach Hause geht. 

Gerade im Kindergartenalter lernen Kinder 
Sprachen spielerisch. Und auch der Erwerb einer 
Zweit- oder Drittsprache ist für die Kinder keine 
Überforderung. Sprachliche Frühförderung ist ein 
gemeinsames Anliegen von Bund und Land. Es 
muss deshalb auch weiterhin der Politik ein wichti-
ges Anliegen sein, frühe sprachliche Förderung in 
Kinderbetreuungseinrichtungen zu gewährleisten. 

Wir alle wissen, Sprache und Bildung stehen 
im engen Zusammenhang und bilden die Voraus-
setzung für einen positiven Bildungsweg. Auch der 
wurde heute schon einige Male angesprochen. 

Viele Vorkehrungen für einen positiven 
Spracherwerb werden bereits in unseren Kinder-
gärten gesetzt. Und darüber und über die erreichte 
Qualität können wir sehr stolz sein. Dies trägt die 
Handschrift von Landesrätin Barbara Schwarz. 
Herzlichen Dank dafür! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber in unseren Kindergärten wird nicht nur 
Deutsch gesprochen, sondern auch die englische 
bzw. über die Sprachoffensive auch die ungarische, 
tschechische oder slowakische Sprache spielerisch 
erlernt. 

Eine wichtige Rolle kommt aber auch dem 
Portfolio und dem Übergangsportfolio im Kinder-
garten zu. Die Portfolio-Methode berücksichtigt 
wesentliche Erkenntnisse der Lehr- und Lernfor-
schung. Dabei werden die Kinder in ihrem täglichen 
Spielen, Handeln und Tun, Experimentieren beo-
bachtet und die Lern- und Entwicklungsprozesse 
werden schriftlich dokumentiert. Das Übergangs-
portfolio, für die Fünf- bis Sechsjährigen gedacht, 
macht sichtbar, welche Stärken und Interesse ein 

Vorschulkind hat und welche Lernwege und Strate-
gien es verfolgt. 

Daraus ergibt sich, dass sich laufend mit den 
Eltern Entwicklungsgespräche zu führen sind. Zur 
weiteren Festlegung eines positiven Spracherwerbs 
wird die Sprachstandsfeststellung jedes Jahr und 
mit jedem Kind durchgeführt. Für die sprachliche 
Frühförderung stehen neben den Pädagoginnen 
auch noch 281 Sonderkindergartenpädagoginnen 
und 162 interkulturelle Mitarbeiterinnen für die Kin-
dergärten in Niederösterreich zur Verfügung. 

Mit der 15a-Vereinbarung, die Landeshaupt-
mann Dr. Erwin Pröll gemeinsam mit Bundesmi-
nister Sebastian Kurz unterzeichnete und die uns 
bis 2017 diese sprachliche Integration ermöglicht, 
muss es ein wichtiges Ziel sein, unsere Kinder im 
Kindergarten bestmöglich zu fördern, damit sie vor 
dem Schuleintritt die Unterrichtssprache Deutsch 
möglichst gut beherrschen und so auch Chancen 
für ihren weiteren Bildungsweg haben. 

Als Pädagogin, aber auch als Kindergartenin-
spektorin durfte ich über 30 Jahre Kinder begleiten 
und fördern. Und ich kann nur all diese Fördermaß-
nahmen begrüßen, die notwendig sind, um unsere 
Kinder fit für die Zukunft zu machen und ihnen so-
mit die beste Ausgangssituation für ihren weiteren 
Bildungsweg zu ermöglichen. Herzlichen Dank für 
die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Landbauer. Er ist Hauptred-
ner. 15 Minuten bitte. 

Abg. Landbauer (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Frau Landesrat! Geschätzte Damen und 
Herren! 

Ja, jetzt versuche ich wieder aus der heilen 
Welt der Abgeordneten Göll zurück in die Realität 
zu kommen. Das hat alles sehr schön geklungen 
und sehr beschaulich und harmonisch. Ich glaube 
Ihnen das schon, dass das bei Ihnen so war. Das 
kann ich mir schon vorstellen. Auch als Inspektorin, 
wenn Sie in Ihrem Bereich im Waldviertel tätig wa-
ren, kann ich mir schon vorstellen, dass das ganz 
gut funktioniert hat. Aber ich lade Sie ein, kommen 
Sie ins Ballungszentrum! Kommen Sie in den Sü-
den! Schauen Sie sich an, was da passiert. Da wird 
Ihre Harmonie ganz schnell der Realität weichen 
müssen. Da werden Sie nämlich sehen, dass das, 
was Sie da jetzt vorgeschwärmt haben, nicht funk-
tionieren wird. Weil dort einfach andere Verhält-
nisse herrschen. Da werden Sie mit Ihren christli-
chen Werten, die Sie bei Nikolofeiern und Co.  
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transportieren wollen, kläglich scheitern. Da werden 
Sie nicht durchkommen, weil Sie auf derart massi-
ven Widerstand stoßen werden, dass – und das 
erleben wir tagtäglich oder im Jahresrhythmus, je 
nachdem wann die Feste anstehen – das Personal 
hier nach und nach dem Widerstand weicht. (LR 
Mag. Schwarz: Das stimmt nicht!) 
Frau Landesrätin! Es stimmt sehr wohl, und Sie 
wissen das selbst ganz genau. Ich weiß schon, 
dass Sie es öffentlich nicht zugeben wollen, aber 
die Realitäten sind nun mal so.  

Und auch zum Thema Spracherwerb: Das ist 
auch ganz schön, das klingt auch sehr romantisch. 
Nur, wenn Sie Schulklassen mit über 90 Prozent 
Kindern mit nicht deutscher Muttersprache vorfin-
den, dann werden Sie auch da ein Problem haben, 
dass die die deutsche Sprache erlernen und ent-
sprechend dem Unterricht folgen können. Die wer-
den Ihnen nämlich was pfeifen!  

Das ist genau das Problem, das wir nicht nur in 
Schulen vorfinden, sondern in allen möglichen ge-
sellschaftlichen Bereichen, wo die Gruppe der Zu-
wanderer bereits eine derart große Stärke erreicht 
hat, dass man hier an Integration, am Spracher-
werb gar nicht mehr interessiert ist.  

Ich unterstelle da keinen bösen Hintergedan-
ken. Es ist menschlich. Wenn man schon eigene 
Strukturen hat, wo man sich in der Muttersprache 
unterhalten, verständigen kann, dann ist es nicht 
notwendig, die Landessprache zu lernen. Und ge-
nau vor dem Problem stehen wir. 

Aber von der durchaus schönen, schön klin-
genden, beschaulichen Welt der Kollegin Göll einen 
Redner weiter zurück zum Abgeordneten Weider-
bauer. Er ist zuverlässig wie ein Schweizer Uhr-
werk, wenn’s zur Bildungsdebatte kommt und er 
sich rausstellen kann und er wieder seine Gleich-
heitsgedanken verbreiten kann. (Abg. Weiderbauer: 
Vor dem Gesetz sind alle gleich!) 

Es beginnt mit dem verpflichteten Kindergar-
tenjahr, nämlich mit der bewussten Betonung ver-
pflichtet, am besten ab dem ersten Monat schon. 
Das ist ja das langfristige Ziel, über die gemein-
same Schule bis hin zur Abschaffung der Sonder-
schulen. Das Prinzip, alle sind gleich, und wenn die 
noch nicht verstanden haben, dass sie alle gleich 
sind, dann werden wir es ihnen schon beibringen. 
Das müssen sie dann verstehen. 

Das ist das Nächste. Wenn das alles durchge-
setzt ist, dann gibt’s das „Mann“ und „Frau“ über-
haupt nicht mehr. Weil das ist der nächste Punkt, 
die nächste Steigerung, Ihr Genderwahn, den Sie ja 

von früh bis spät predigen und in alle Lebensberei-
che reinbringen wollen. Und das ist einfach grünes 
System. 

Nur würde ich mir ja keine Sorgen machen, 
wenn es die Grünen wären. Da würde ich sagen, 
eine Randerscheinung, sollen sie weiter predigen. 
Das Problem an der ganzen Sache ist natürlich, 
dass quasi 1:1 inhaltlich diese Ideen auch die Sozi-
aldemokraten teilen. Und da haben wir das durch-
aus große Problem, dass die Sozialdemokratie seit 
geraumer Zeit den Bildungsminister stellt. Und was 
mit Kommunalkredit Schmied begann, und man 
eigentlich nicht glauben wollte, dass es noch 
schlimmer kommen kann, hat mit Heinisch-Hosek 
einen bis dato unrühmlichen Höhepunkt erreicht. 
Da hat man nämlich ..., und da komm ich auch auf 
die Floskel „Reform des Bildungssystems“ noch zu 
sprechen. Das Bildungssystem ist zu Tode refor-
miert. Nicht mit sinnvollen Reformen, sondern mit 
ideologisch geprägten Reformideen, die man dann 
leider auch umsetzen konnte. 

Und was die leider aus Niederösterreich 
stammende Bildungsministerin a.D. Heinisch-
Hosek hinterlassen hat, das sehen wir ja mittler-
weile. Am Bildungssektor herrscht das pure Chaos. 
Es funktioniert schlicht und ergreifend nichts mehr, 
verglichen mit der Situation noch vor vielen Jahren, 
wo man gesagt hat, da muss man reformieren, da 
müssen wir ändern, weil das können wir so nicht 
weiterführen. 

Was Sie und Ihre Genossin uns da hinterlas-
sen haben, ist zum Weinen. Wir sehen ja allein das 
Beispiel Zentralmatura, begonnen mit BIFI, wo man 
einfach irgendwelche Genossen versorgen musste 
und dann aus dem Ministerium quasi ausgegliedert 
diese ideologischen Hirngespinste weiter entwi-
ckeln wollte mit den Ergebnissen, die wir heute 
vorfinden. 

Ich sage Ihnen, das Bildungssystem an sich 
wäre nicht das Problem gewesen. Ihre Ideen, die-
ses System zu reformieren, waren das Problem! 
Und das hat man ja auch beim Kollegen Weider-
bauer wieder gesehen, wenn es geht um die Ge-
samtschule. Da ist das Hauptargument, dass man 
in der 4. Klasse die Schüler und die Eltern ..., die-
sen Stress, sich zu entscheiden, was man denn 
weiter macht. Es ist tragisch. Dieser Stress der 
Schulwahl ist schon was Furchtbares! Das halte ich 
gleich mit dem Abschaffen des Sitzenbleibens, das 
man jetzt einmal in der Volksschule durchgeboxt 
hat. 

Nehmen wir den Schülern ruhig jeden Stress, 
weil im Leben ist es ja dann eh auch „wurscht“. Es 
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kommt kein Stress. Man muss nichts leisten, man 
wird schon durchkommen ... Und das alles haben 
Sie fabriziert. Und das Schlimme ist, wenn sich 
nicht bald was ändert und die SPÖ den Bildungs-
minister abgeben muss, wird sich das noch weiter 
dramatisch verschlechtern.  

Damit komm ich zur ÖVP. Ich habe lange Zeit 
die Hoffnung gehabt, dass die ÖVP zumindest im 
Kern noch so konservativ, so wertkonservativ ist, 
um diese Dummheiten nicht durchgehen zu lassen. 
Leider bröckelt aber auch diese Front in der ÖVP. 
Es gibt noch eine Vernünftige, aber die werden 
immer weniger. Und immer mehr und mehr setzen 
sich die abstrusen Ideologien der Grünen und der 
SPÖ durch. Und das ist schlimm. (Abg. Waldhäusl: 
Darum werden sie immer weniger, die Schwarzen!) 

Denn wenn sich das fortsetzt, dann werden wir 
uns keine großen Gedanken mehr machen müs-
sen, mit welchen Reformen wir die Zukunft unseres 
Landes sichern können. Weil dann werden wir ein 
derart großes Problem haben, dass wir ein kom-
plettes System von Grund auf neu aufstellen müs-
sen. Und davor fürchte ich mich. Das möchte ich 
nicht haben. Und deshalb besser heute als morgen 
eine Änderung in der Zuständigkeit der Bildungspo-
litik. Denn ich befürchte auch, dass die neue Mi-
nisterin da nicht sehr viel verändern wird. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Aber kommen wir zurück ins Land Niederöster-
reich. Wenn wir das Bildungsbudget debattieren, 
kommt doch alle Jahre wieder das Thema der Trä-
gerschaft der Schulerhalter. Und jedes Jahr aufs 
Neue muss ich natürlich kritisieren, dass die Zu-
ständigkeit im Bildungsbereich, im generellen na-
türlich, eine sehr undurchsichtige ist. Unzählige 
Zuständigkeiten, Verflechtungen, Organisationsver-
schränkungen. Und eines, was nicht vorhanden ist: 
Klare Regelungen und klare Zuständigkeiten. In 
Niederösterreich im Speziellen manifestiert sich halt 
das eben in der Schulerhalterschaft landauf-landab. 
Und wie jedes Jahr bringe ich auch hier den allbe-
kannten Antrag wieder ein. Weil es schlicht und 
ergreifend nicht sein kann, dass die Gemeinden an 
ihren Zuständigkeiten festhalten, zum Teil festhal-
ten, zum Teil festhalten müssen. 

Aus Machterhaltungsgründen ist es nicht zu 
rechtfertigen, aber auch aus Kostengründen, weil 
die Gemeinden so und so immer mehr belastet 
werden und längst nicht mehr die prall gefüllten 
Säckel haben um das auch weiter zu finanzieren. 
Und daher stelle ich auch den Antrag (liest:) 

 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Landbauer, Waldhäusl, 
Königsberger, Ing. Huber, Gabmann, Dr. Von 
Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 2 des Vor-
anschlages des Landes Niederösterreich für das 
Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend eine Trä-
gerschaft (Schulerhalter) der niederösterreichi-
schen Schulen. 

Das in Österreich generell und im Schulbereich 
speziell vorherrschende Kompetenzchaos sorgt 
nicht erst seit kurzem für teils heftige Diskussionen 
über mögliche und gebotene Reformen. Die Tatsa-
che, dass im Bereich der öffentlichen Schulen der-
zeit bis zu vier Schulerhalter möglich sind, ist ein 
Alleinstellungsmerkmal mit dem Österreich im eu-
ropäischen Bildungswettbewerb zumindest eine 
Wertung gewinnt. Es ist nicht einzusehen, dass in 
Zeiten der immer knapper werdenden Budgets der 
Gemeinden, gerade diese Gebietskörperschaften 
den größten Teil der Schulen über haben. Von den 
österreichweit rund 6000 Schulen fungieren etwa in 
4500 Fällen Gemeinden als Schulerhalter. Dass es 
hier großteils um Machtbastionen einiger Bürger-
meister auf Kosten der Gemeindekassen geht, 
bestreitet kaum noch jemand. Es wäre ein Gebot 
der Stunde, alle niederösterreichischen Schulen, 
egal ob diese von Gemeinden oder Verbänden 
erhalten werden bzw. auch Berufsschulen und alle 
Bundesschulen in die Obhut des Landes zu neh-
men und bei den kommenden Finanzausgleichs-
verhandlungen entsprechend umzuschichten. Nicht 
nur finanziell würde man hier eine spürbare Ver-
schlankung erreichen. Auch wäre es ein wichtiges 
Signal für weitere, dringend notwendige Verwal-
tungsreformen. 

Bildungspolitische Vorgaben müssen natürlich 
Bundessache bleiben und einheitlich für alle neun 
Bundesländer gleichermaßen gelten.  

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung, im eigenen Wir-
kungsbereich sowie in Verhandlungen mit dem 
Bund zu veranlassen, dass es zu einer ‚Verlände-
rung‘ der Schulerhalter kommt und es somit nur 
mehr eine Trägerschaft für alle öffentlichen Schulen 
gibt.“ 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein 
Thema, das heute schon mehrmals diskutiert 
wurde, ist auch jenes der Sonderschulen. Wir wis-
sen, laut UN-Behindertenrechtkonvention sollen bis 
2020 die Sonderschulen der Geschichte angehö-
ren. Auch eigene Anträge, die das nochmals be-
kräftigen, finden wir heute vor. Ich sage Ihnen, dass 
das der falsche Weg ist. 

Wir haben österreichweit über 30.000 Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf, 6.000 
davon allein in Niederösterreich. Und ich sage 
Ihnen, dass die Integration nicht überall möglich 
und vor allem nicht überall sinnvoll ist. Vor allem 
komme ich hier wieder zurück auf die Wahlfreiheit. 
Die Wahlfreiheit der Eltern, die ihr Kind wohl am 
besten kennen sollten und entscheiden kön-
nen/müssen, welchen Weg ihr Kind geht. Und diese 
Wahlfreiheit soll auch erhalten bleiben. Weil die 
Sonderschulen ganz hervorragende Arbeit leisten. 
Obwohl sie mit dem Problem konfrontiert sind, dass 
sie mehr und mehr zum Abstellgleis werden für 
unliebsame Schüler. Und da spreche ich, und das 
wissen alle, die im Bildungsbereich tätig sind, nur 
zu genau, von jenen Schülern, die Sprachdefizite 
aufweisen und nicht gewillt sind, sich am Unter-
richtsleben zu beteiligen. 

Jeder, der ein wenig mit Sonderschulen zu tun 
hat, weiß ganz genau, dass dieses Problem be-
steht. Und da müsste man viel mehr ansetzen. Und 
nicht wieder in Gleichmachereigedanken, Sonder-
schulen einfach abschaffen und alle in einen Topf 
stecken.  

Ich stelle daher auch den Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Landbauer, Bader, Wald-
häusl, Königsberger, Ing. Huber, Gabmann, Dr. 
Von Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 2 des 
Voranschlages des Landes Niederösterreich für 
das Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend Si-
cherstellung des Erhalts von Sonderschulen in NÖ. 

Der Nationale Aktionsplan zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention sieht vor, Son-
derschulen bis 2020 zu einem Auslaufmodell wer-
den zu lassen. Vor dem Hintergrund, dass die Zahl 
an Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
kontinuierlich steigt und auch die Nachfrage an 
Betreuung in einer sonderpädagogischen Schule 
ungebrochen hoch ist, ist dieser Plan mehr als hin-
terfragenswert. 

Im vergangenen Schuljahr wurden österreich-
weit 30.632 Schülerinnen und Schüler mit sonder-

pädagogischem Förderbedarf – davon 6.020 alleine 
in Niederösterreich – unterrichtet. Je nach Beein-
trächtigung der Kinder wird ein individueller Unter-
richtsplan erstellt und von speziell geschulten Son-
derschullehrern unterrichtet. Bis dato haben Eltern 
die Möglichkeit selbst zu wählen, ob sie ihr Kind in 
einer Integrations- oder Sonderschule unterbringen 
möchten. Mit der Umstellung auf reine Integrations-
klassen würde man sie dieser Wahlfreiheit berau-
ben.  

Geht es allein um das Recht auf Bildung – wo-
rauf sich die UN-Behindertenrechtskonvention be-
zieht - nämlich den menschlichen Anspruch auf 
freien Zugang zu Bildung, auf Chancengleichheit 
sowie das Schulrecht - wurde und wird dieses von 
Österreich vollends erfüllt. Unter diesem Aspekt ist 
es nicht notwendig, Sonderschulen abzuschaffen 
und nur mehr Integrationsklassen zu installieren. 
Ganz im Gegenteil steigt die Chancengleichheit 
parallel zu einer intensiveren und individuelleren 
Betreuung. Darüber hinaus ist zu befürchten, dass 
durch die hohe Schüleranzahl pro Klasse als auch 
nicht ausreichend geschultes Personal den indivi-
duellen Bedürfnissen der Kinder mit sonderpäda-
gogischen Förderbedarf nicht mehr angemessen 
nachgekommen werden kann.  

Ilse Schmid, Präsidentin des steirischen Lan-
desverbandes der Elternvereine an Pflichtschulen 
vermutet in einem Standard-Interview: „Wenn man 
alle Indizien zusammennimmt, ist das wesentlichste 
Motiv für die Abschaffung der Sonderschulen die 
Einsparung. Wenn man sich die Kosten pro Schüler 
im Nationalen Bildungsbericht ansieht, saust der 
Balken bei den Sonderschulen am weitesten nach 
oben.“ 

Bei allen Neuerungen oder Änderungen im Bil-
dungsbereich muss das Kindeswohl absolute Prio-
rität haben, monetäre Überlegungen dürfen nicht 
ins Kalkül gezogen werden. Es geht hier um die 
Bildung aller Kinder, Einsparungsmaßnahmen unter 
diversen Deckmäntelchen sind strikt abzulehnen. 
Auf Kosten der Kleinsten und Schwächsten der 
Gesellschaft sparen zu wollen, ist schlicht inak-
zeptabel und daher strikt abzulehnen.  

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1) Der NÖ Landtag spricht sich für den Erhalt 
von Sonderschulen in Niederösterreich aus.  

2) Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert 
bei der Bundesregierung darauf zu drängen, dass 
weiterhin Sonderschulen bestehen bleiben kön-
nen.“ 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ab-
schließend nur noch einmal mein Appell: Zerstören 
wir das Bildungssystem nicht mit ideologisch-moti-
vierten Reformen. Zerstören wir das Bildungssys-
tem nicht mit Vorstellungen, von denen wir glauben, 
dass sie unserer Ideologie am ehesten gerecht 
werden. Fördern wir die Individualität jedes einzel-
nen Schülers, egal auf welcher Station seines Bil-
dungsweges und achten wir darauf, dass jeder 
Schüler, jedes Kind am Besten gefördert und ge-
fordert wird, damit wir auch in vielen Jahren und 
Jahrzehnten noch eine gesicherte Zukunft mit gut 
gebildeten Menschen in diesem Land vorfinden. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Frau Abgeordnete Dr. Von Gimborn. Sie ist 
Hauptrednerin, 15 Minuten Redezeit. 

Abg. Dr. Von Gimborn (FRANK): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Landesrätin! 
Hohes Haus! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dass wir in der Bildung noch viele Baustellen 
haben und dass Reformen äußerst mühsam in die 
Gänge zu bringen sind, ja, das wissen wir. Wir ha-
ben hier vieles von unseren Vorrednern und Vor-
rednerinnen gehört. Ich möchte mich speziell drei 
Punkten widmen, wobei wir bei einigen Punkten 
schon einiges gehört haben. 

Wir wissen, dass Kinder ohne oder mit unzu-
reichenden Deutschkenntnissen keine Chance auf 
Bildung haben. Die Auswertung der Statistik Austria 
zeigt auf, dass Kinder mit nicht deutscher Mutter-
sprache in den Vorschulklassen extrem überreprä-
sentiert sind. Ein Viertel der Sechsjährigen spricht 
zu Hause kein Deutsch. Und in den Vorschulstufen 
haben hingegen 53,5 Prozent nicht deutsche Um-
gangssprache. 

Aus diesem Grund landen auch 21,2 Prozent 
der Schüler mit Migrationshintergrund in der Vor-
schule. Und das sind Fakten, die sich nicht weg-
leugnen lassen. Für Lehrer ist es meist untragbar, 
dass Kinder zum Zweck des Förderunterrichtes aus 
der Unterrichtsstunde genommen werden, da sie 
eben auch wesentliche Dinge verpassen und dies 
aber auch dem Ablauf des Unterrichtes nicht dien-
lich ist. 

Unsere Forderung, wie schon mehrmals er-
wähnt, ist daher, dass Kinder, egal welchen Alters, 
nur mit ausreichenden Deutschkenntnissen in den 
Regelunterricht eingegliedert werden dürfen. Und 
dass vor Einstufung in den Klassenverband auch 
eine Erhebung des Wissensstandes gemacht wird. 

Was ich damit meine ist, dass jetzt Kinder mit 
Migrationshintergrund hat, vielleicht einen 12-, 13-
Jährigen und der kommt dann in die zweite Mittel-
stufe wird er eingeschult und kann vielleicht nicht 
einmal das Einmaleins, da er in den letzten Jahren 
keinen oder unzureichenden Unterricht erhalten 
hat. Dann frage ich mich, was macht dann das Kind 
in dieser Klasse, in der man eben gewisse Dinge 
voraussetzt. Wir brauchen vorab einen Leistungs-
test, um nicht noch mehr Frust bei den Lehrern und 
Kindern zu produzieren. Und vor allem um nicht 
noch mehr AMS-Anwärter zu produzieren. Denn 
das können wir uns schlichtweg nicht mehr leisten. 

Wir benötigen dringend Reformen um diese 
Probleme anzugehen. Nochmals: Wir benötigen 
intensive Sprachvermittlung in eigenen Deutsch-
klassen. Aber nicht nur für Kinder mit Migrations-
hintergrund, sondern auch für Kinder mit mangeln-
den Kenntnissen aus Deutsch als Muttersprache. 
Damit diese dem Unterricht problemlos folgen kön-
nen. Und dann noch eine Leistungsfeststellung der 
Kenntnisse. 

Deshalb unsere Idee, die ich nun auch wieder 
einbringe, nämlich Idee des modularen Schulsys-
tems. Ein modulares Schulsystem würde den Kin-
dern mehr Selbstvertrauen bringen, da sie in solch 
einem System ihre Fertig- und Fähigkeiten besser 
zum Ausdruck bringen können. 

Ich muss an dieser Stelle auch ein Pilotprojekt 
positiv hervorheben, das am 1. Juni 2016 in der NÖ 
Bildungsregion Niederösterreich, im Raum Baden, 
stattgefunden hat, in dem 13- bis 16-jährige Flücht-
linge standardisierte Tests absolviert haben. Und 
das mit großteils sehr gutem Erfolg. Nachdem 
diese 11 Stunden pro Woche Sprachförderunter-
richt von ehrenamtlich engagierten pensionierten 
Lehrerinnen erhalten haben. Also hier an dieser 
Stelle meine Hochachtung und meinen Respekt 
sowohl den Schülern als auch den engagierten 
Lehrenden! Also man sieht, es geht, man muss nur 
auch den ehrenamtlichen Personen mehr Spiel-
raum geben, sich einbringen zu dürfen. Aber bitte 
nicht während des Unterrichts. 

Ein weiteres Thema, das auch uns sehr wichtig 
ist, ist die Gesundheitserziehung. Dazu gehören 
zum Beispiel die Themen der Suchtprävention, 
Ernährungs- und Zahnerziehung, Umgang mit 
Mobbing hinein. Hier wäre es sinnvoll, ein eigenes 
Fach anzubieten, das all diese Themen behandelt. 
Wir müssen eine neue Generation der Andersden-
kenden kreieren, schaffen, damit wir den Zielsteue-
rungsvertrag oder den Forderungen des Zielsteue-
rungsvertrages unter dem Punkt Health Literacy 
gerecht werden. 
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Gesundheitskompetenz ist das Resultat von 
Bildungs- und Kommunikationsmaßnahmen in der 
Gesundheitsförderung. Und wenn wir diese Ziele 
erreichen wollen, dann müssen wir über Lippenbe-
kenntnisse hinauskommen und ein Pflichtfach „Ge-
sundheitserziehung“ oder wie auch immer wir es 
nennen wollen, einführen. Es kann und darf nicht 
sein, dass wir, was das Trink- und Rauchverhalten 
jugendlicher Österreicher anbelangt, noch immer 
Weltmeister bleiben.  

Übrigens, wie ich schon einmal erwähnt habe, 
sind wir auch Weltmeister, was das Thema Mob-
bing betrifft. Meine Damen und Herren, das ist alles 
nicht förderlich, um eine gesunde Gesellschaft her-
anzuziehen. Hier bedarf es schon strikter Maßnah-
men um eine andere Denkweise in den Köpfen, 
und ich meine es wirklich so, wie ich es sage, hin-
einzupressen. 

Hier sind natürlich das Lehrpersonal, die El-
tern, die Schüler, die Schulärzte, die Schulpsycho-
logen, Schulwarte, Schulbuffetbetreiber gleicher-
maßen gefordert. Denn Reden alleine nutzt nichts. 
Kinder benötigen Vorbilder. Und Kinder wollen sich 
auch einbringen. Zum Beispiel bei der Gestaltung 
des gesunden Jausenbuffets. 

Da gibt’s ja schon einige gute Pilotprojekte, die 
aber alle nur freiwillig waren. Und da frage ich mich, 
warum bekennen wir uns nicht dazu und setzen gut 
funktionierende Projekte eben verpflichtend um. Die 
Schule ist eine der wichtigsten Räume der Ge-
sundheitsförderung. Und dies ist ein Prozess, der 
allen Menschen ein hohes Maß an Selbstbestim-
mung über ihre Gesundheit ermöglicht und sie da-
mit zur Stärkung ihrer Gesundheit befähigen soll. 
Und damit ist körperliche, psychische und soziale 
Gesundheit gemeint. 

Über dieses Setting Schule kann ein Großteil 
der Bevölkerung über viele Jahre hindurch erreicht 
werden. Also werfen wir nicht die Perlen vor die 
Säue, sondern züchten wir gesundheitskompetente 
junge Perlen heran. 

Damit gelange ich gleich zum dritten wichtigen 
Punkt. Nämlich das chronisch kranke Kind in der 
Schule. Das ist ein heißes Thema. Und dieses 
Thema wird vom Bund zu den Ländern, von den 
Ländern zu den Gemeinden, von den Gemeinden 
zu den Schuldirektoren geschoben. Und keiner fühlt 
sich hier zuständig, denn keiner hat Geld dafür. 

Schauen wir uns das einmal genauer an. Von 
den zirka 1,2 Millionen Schulkindern in Österreich 
leiden zirka 200.000 an chronischen Erkrankungen 
und Beeinträchtigungen. Und diese Zahl steigt kon-

tinuierlich. Womit man hier wieder den Bogen zur 
sehr dürftigen Gesundheitskompetenz der Bürger 
spannen kann. Und sich auch ruhig fragen darf, 
inwieweit unsere Umwelteinflüsse wie Lärm- und 
Lichtbelastung, Luftverschmutzung, Wasserqualität, 
unsere Qualität der Nahrung und natürlich der Nah-
rungsaufnahme selbst, unsere Pestizidbelastungen 
und so weiter an dieser dramatischen Entwicklung 
schuld sind. 

Aber nichts desto trotz haben wir dieses Prob-
lem und keinen scheint es zu kümmern. Das ist 
eine große Herausforderung für die Kinder selbst, 
aber auch für das Lehrpersonal und für die Fami-
lien. Und wir haben derzeit in gut jeder Klasse ein 
chronisch krankes Kind, mit Asthma, Diabetes oder 
Epilepsie, um hier nur die häufigsten zu erwähnen. 

Dabei ist es besonders wichtig, Voraussetzun-
gen zu schaffen, dass diese Kinder trotz ihrer ge-
sundheitlichen Belastungen dieselben Bildungs-
chancen wie gesunde Kinder bekommen. Und die 
Betreuung dieser Kinder darf nicht zu Lasten der 
Gesunden fallen. Ein Spagat, der vom Lehrperso-
nal kaum zu bewerkstelligen ist. Das Zentrum für 
Public Health in Wien hat eine Studie hierzu ge-
macht. Die Interviews mit den Eltern von betroffe-
nen Kindern waren mehr als alarmierend. Denn es 
ist oft tatsächlich so, dass durch Nicht-Wissen oder 
Ahnungslosigkeit der Lehrer die Kinder gefährdet 
sind. 

Umgekehrt kann es aber nicht die Aufgabe der 
Lehrer sein, sich mit allen möglichen Problemen 
von chronisch kranken Kindern auseinanderzuset-
zen. Besonders arg ist halt die Situation im 
Volkschulbereich wenn Kinder Medikamente neh-
men oder das Diabeteskind ständig unter Kontrolle 
sein muss. Es gibt Lehrer, die haben schon Panik 
in die Klasse zu gehen mit einem diabetisch kran-
ken Kind, weil sie ständig diesen Pfeil in Beobach-
tung haben, ob der jetzt im roten oder im grünen 
Bereich ist. Denn bei Rot schrillen schon die 
Alarmglocken. Und da müssen sie entweder Ein-
heiten geben oder spritzen. Und da ist es schon 
mehrmals vorgekommen, dass sich die Lehrerin 
verrechnet hat, weil sie einfach nicht kompetent 
dazu ist. Gott sei Dank haben sie meistens zu we-
nig gespritzt als zu viel und sie konnten dann nach-
spritzen. 

Hier wollen die Lehrer oft keine Verantwortung 
mehr übernehmen. Und ich verstehe das, zumal sie 
nicht einmal rechtlich abgesichert sind. Hier werden 
Kinder, Eltern und Lehrer im luftleeren Raum al-
leine gelassen. Auch das Wissen der Lehrer, wie 
aus der Studie hervorgeht, über Erste-Hilfe-Maß-
nahmen ist teilweise mehr als dürftig. Auch hier 
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besteht Handlungsbedarf im Sinne von regelmäßi-
gen verpflichtenden Auffrischungskursen für Lehr-
personal. Wir fordern daher eine gesetzliche Re-
gelung im Umgang mit dem chronisch kranken Kind 
zum Schutz von Lehrern und Kindern. 

Ich stelle daher folgenden Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Dr. Gabriele Von Gimborn 
zur Gruppe 2 des Voranschlags des Landes Nie-
derösterreich für 2017, Ltg. 987/V-4 betreffend 
Betreuung von chronisch kranken Schulkindern. 

Chronische kranke Kinder in Schulen bedürfen 
Zuwendung, Aufmerksamkeit und Betreuung. Für 
diese Schulkinder fühlen sich aber offenbar weder 
der Bund, die Länder, noch die Gemeinden zustän-
dig und Keiner hat angeblich dafür Geld.  

Von den ca. 1,2 Millionen Schulkindern in 
Österreich leiden ca. 200.000 an chronischen Er-
krankungen und Beeinträchtigungen. Diese Zahl 
steigt kontinuierlich. Womit man hier wieder den 
Bogen zur sehr dürftigen Gesundheitskompetenz 
der Bürger spannen muss und sich auch ruhig fra-
gen darf, inwieweit unsere Umwelteinflüsse wie 
Lärm- und Lichtbelastung, Luftverschmutzung, 
Wasserqualität, unsere Qualität der Nahrung und 
die Nahrungsaufnahme selbst, unsere Pestizidbe-
lastung usw. an dieser dramatischen Entwicklung 
schuld sind.  

Nichts desto trotz haben wir diese Problem, 
aber Keinen scheint es zu kümmern. Das ist eine 
große Herausforderung für die Kinder selbst, aber 
auch für das Lehrpersonal und die Familien. Wir 
haben derzeit gut in jeder Klasse ein chronisch 
krankes Kind mit etwas Asthma, Diabetes oder 
Epilepsie, um nur die häufigsten zu erwähnen. 

Es ist hier besonders wichtig, Voraussetzun-
gen zu schaffen, dass diese Kinder trotz ihrer ge-
sundheitlichen Belastung dieselben Bildungschan-
cen wie gesunde Kinder bekommen. Und die Be-
treuung dieser Kinder darf nicht zu Lasten der Ge-
sunden falle. Ein Spagat, der vom Lehrpersonal 
kaum abzufangen ist. Das Zentrum für Public 
Health in Wien hat ein Studie hierzu gemacht und 
die Interviews mit den Eltern von betroffenen Kin-
dern war mehr als alarmierend. Denn es ist oft tat-
sächlich so, dass durch Nichtwissen oder Ah-
nungslosigkeit der Lehrer die Kinder gefährdet wer-
den. Aber umgekehrt kann es auch nicht Aufgabe 
der Lehre sein, sich mit allen möglichen Problemen 
von chronisch kranken Kindern auseinanderzuset-
zen. Besonders arg ist die Situation im Volksschul-

bereich, wenn Kinder Medikamente nehmen müs-
sen oder Diabeteskinder ständig unter Kontrolle 
sein müssen. Hier wollen Lehrer oft keine Verant-
wortung übernehmen, was zu verstehe ist, zumal 
noch nicht einmal eine rechtliche Absicherung be-
steht. Hier werden Kinder, Eltern, Lehrer im luftlee-
ren Raum allein gelassen. 

Auch das Wissen der Lehrer bei Erste Hilfe-
maßnahmen ist mehr als dürftig. Auch hier ist 
Handlungsbedarf im Sinne von regelmäßig ver-
pflichtenden Auffrischungskursen für Lehrpersonal. 

Die Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen:  

Die Landesregierung wird aufgefordert, bei der 
Bundesregierung vorstellig zu werden, um chro-
nisch kranken Kindern eine adäquate Betreuung – 
sowohl in rechtlicher, als auch in fachlicher Hinsicht 
– zukommen zu lassen und ihnen dadurch eine 
uneingeschränkte Teilnahme in allen Schultypen zu 
ermöglichen.“ 

Wir werden dieser Gruppe zustimmen und for-
dern nochmals eindringlich, hier in diesen Punkten 
Maßnahmen zu setzen und natürlich auch, wie 
schon erwähnt wurde, Strukturreformen anzuge-
hen, da die Personalkosten in diesem Bereich 
exorbitant steigen, ohne einen nennenswerten 
Output zu erreichen. Dankeschön! (Beifall bei 
FRANK.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Frau Abgeordnete Hahn. 

Abg. Hahn MEd (SPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzte Frau Landesrätin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte in meiner Wortmeldung auf den 
Budgetansatz der Gruppe 2 betreffend Kinderbe-
treuung in aller Kürze eingehen. Zunächst ist es 
positiv anzumerken, dass die veranschlagten finan-
ziellen Mittel zumindest dezent, wenn man es so 
nennen möchte, angehoben werden. Nämlich von 
insgesamt fast 174 Millionen Euro auf knapp 183 
Millionen Euro. Was immerhin einer Erhöhung von 
rund 5,1 Prozent entspricht. Und das ist gut so, wie 
ich denke. 

Aber schauen wir uns einmal die wichtigsten 
Zahlen, Daten, Fakten, die uns hier in diesem Zu-
sammenhang die Statistik Austria liefert, ein biss-
chen genauer an. In Niederösterreich gab es im 
Kindergartenjahr 2014/15 insgesamt 1.249 instituti-
onelle Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen 
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54.861 Kinder von 8.773 Mitarbeiterinnen betreut 
wurden.  

Was die Betreuungsquote betrifft, liegt Nieder-
österreich allerdings bei den über Dreijährigen im 
österreichischen Spitzenfeld mit über 95 Prozent. 
Nur das Burgenland übertrifft hier Niederösterreich 
noch mit 97 Prozent in dieser Quote. Bei der Be-
treuung der ganz Kleinen allerdings ist Niederöster-
reich immer noch ganz klares Schlusslicht mit nur 
sage und schreibe 7,5 Prozent bei den Einjährigen. 
Im Vergleich dazu liegt hier Wien beispielsweise bei 
weit über 43 Prozent. Ich weiß schon, das liegt 
sicherlich bis zu einem gewissen Grad an den regi-
onalen Gegebenheiten und den Unterschied zwi-
schen den städtischen und ländlichen Gegeben-
heiten. Aber sicherlich auch zu einem großen Teil 
am mangelnden bzw. fehlenden Angebot bei-
spielsweise an Krippen und altersgemischten Ein-
richtungen. 

Hier kann man feststellen, dass das überwie-
gende Angebot der Betreuungseinrichtungen von 
privaten Trägern übernommen wird, was die durch-
aus bestehende Lücke im Betreuungsangebot der 
öffentlichen Hand, sprich der Gemeinden, in vielen 
Fällen erst schließt. Auch im Vergleich der einzel-
nen Bezirke gibt es teilweise große regionale Un-
terschiede in diesem Zusammenhang. Während es 
beispielsweise im Industrieviertel ein vergleichswei-
ses breites Angebot gibt, ist man im Wald- und 
Mostviertel noch weit davon entfernt. 

Eines zeigt sich jedenfalls recht deutlich: Es 
müssen weitere zusätzliche Angebote für berufstä-
tige Eltern geschaffen werden. Gerade im Bereich 
der Kleinstkinderbetreuung, also bei den unter 
Zweieinhalbjährigen gibt es noch viel Luft nach 
oben wie ich finde. Problematisch sind häufig die 
Öffnungszeiten, die nicht immer mit dem Berufsall-
tag der Eltern kompatibel sind. Besonders betrifft 
das die Betreuungszeiten am späteren Nachmittag 
wie auch die Arbeiterkammer hier ganz eindeutig 
festgestellt hat. 

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist in 
Niederösterreich also noch keine Selbstverständ-
lichkeit und geht leider immer noch in erster Linie 
zu Lasten der Frauen. Ein späterer Wiedereinstieg 
in den Beruf auf Grund der Betreuung des eigenen 
Kindes oder der eigenen Kinder ist nicht selten mit 
Karrierenachteilen ebenso wie mit Einkommens-
verlusten verbunden, die sich natürlich bis in die 
Pension hinein übertragen und noch weiter fortset-
zen. 

Und bitte verstehen Sie mich jetzt in diesem 
Zusammenhang nicht falsch, es geht uns hier in 

keinster Weise um eine Zwangsverpflichtung für die 
Eltern die uns da manchmal fälschlicherweise vor-
geworfen und unterstellt wird. Es geht uns nicht, 
wollen wir es einmal überspitzt formulieren, um ein 
Abschieben der Kinder in eine Betreuungseinrich-
tung. Es geht uns vielmehr darum, ein flächende-
ckendes Netz an Betreuungsplätzen an die Lebens- 
und Berufsrealität der Eltern angepassten Öff-
nungszeiten zu schaffen um eine echte Wahlfreiheit 
zu gewährleisten. Das müsste eigentlich, wie ich 
finde, im Sinne des viel zitierten Familienlandes 
Niederösterreich sein. Das gibt uns allerdings als 
politische Vertreter eine Hausaufgabe, die wir bis-
her vielleicht, sagen wir mal, gut oder befriedigend, 
aber noch nicht sehr gut gelöst haben, um es mit 
Schulnoten auszudrücken. 

An dieser Stelle möchte ich es natürlich nicht 
versäumen, auch den unzähligen Pädagoginnen 
und Pädagogen in niederösterreichischen Kinder-
betreuungseinrichtungen zu danken, die tagtäglich 
eine wirklich großartige pädagogische Arbeit leis-
ten. Wir haben schon unzählige Informationen 
heute gehört über die vielfältigen Herausforderun-
gen in den Einrichtungen, denen man sich täglich 
stellen muss. 

Gerade der Kindergarten ist als erste elemen-
tare Bildungseinrichtung geprägt oder prägt die 
Kinder in vielerlei Hinsicht. Und prägt vor allen Din-
gen die Entwicklung des Kindes im sozialen Be-
reich ganz immens. Wenn es zum Beispiel um das 
spielerische Erfahren und Erlernen verschiedenster 
sozialer Fähigkeiten geht. 

In diesem Sinne sollten wir, glaube ich, ein 
wachsames Auge haben, um unser an sich bereits 
gutes Betreuungsnetz und Betreuungssystem zum 
wirklich besten zu machen. Zum Besten, das auch 
die gesellschaftlichen Entwicklungen und Verände-
rungen mitbedenkt, und so das Angebot weiter 
optimieren. 

Über die Nachmittagsbetreuung werden wir in 
der nächsten Sitzung im Juli noch einmal gesondert 
sprechen müssen. Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter Moser. 

Abg. Moser (ÖVP): Herr Präsident! Frau Lan-
desrätin! Geschätzte Damen und Herren des Ho-
hen Hauses! 

Zum Thema Bildung einige Anmerkungen in 
aller Kürze. Zunächst einmal, glaube ich, ist es 
wichtig, dass die Gemeinden gemeinsam mit dem 
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Land Niederösterreich wesentliche Voraussetzun-
gen schaffen, dass Bildung stattfinden kann. Ich 
darf hier der Frau Landesrätin herzlich danken und 
für den Schul- und Kindergartenfonds dem Herrn 
Hofrat Mag. Staar und seinem Team, weil es durch 
diese Initiative des Fonds möglich ist, viele Projekte 
zu finanzieren. Allein im Vorjahr wurden 700 Pro-
jekte eingereicht. Es waren 86 Millionen Euro, die 
an Förderungen fließen werden. Und es sind insge-
samt Projekte, wo in 100 Förderfällen über 100.000 
Euro auch genehmigt wurden. Ich denke, das ist 
eine wichtige Partnerschaft, Land Niederösterreich 
mit den Gemeinden, um Voraussetzungen zu 
schaffen. 

Zum Zweiten, wenn von Übergängen in der 
Bildungsstufe gesprochen wird, da kann man sich 
ein Beispiel nehmen. Campus Yspertal, wo zwei 
Gemeinden gemeinsam zwei Kindergärten, zwei 
Volksschulen, die Neue Mittelschule, die Höhere 
Lehranstalt einen Campus gegründet haben und 
hier gemeindeübergreifend und auch schul- und 
bildungsbereichsübergreifend zusammen arbeiten. 
Diese Tatsache ist möglich, weil einerseits von 
Frau Landesrätin Autonomie gelebt wird, weil Initia-
tiven vor Ort gemacht werden können und weil es 
initiative Lehrkräfte gibt, die das auch umsetzen. 
Ich denke, an dem liegt es im Besonderen. 

Zum Dritten möchte ich einen Punkt anspre-
chen. Wir haben im Vorjahr einen Resolutionsan-
trag hier eingebracht, dass ähnlich wie beim Schü-
lertransport über den FLAF auch das verpflichtende 
Kindergartenjahr berücksichtigt wird. Nämlich dass 
auch hier der Kindergarten/Kindertransport ähnlich 
wie beim Schülertransport abgewickelt wird. Ich 
hoffe, dass das vom Bund bald erledigt wird. 

Zu den Resolutionsanträgen vielleicht zwei 
Sätze. Zur Abgeordneten Tröls-Holzweber. Ich 
glaube, ihr habt kein großes Vertrauen in eure Frau 
Ministerin, die Dr. Sonja Hammerschmid. Wir ha-
ben Vertrauen in die Regierung. Wir denken, dass 
die Bundesregierung hier in diesem Bereich aktiv 
werden wird. Wir sehen daher keine Notwendigkeit, 
diesen Vorschlägen zuzustimmen. Bei der digitalen 
Kompetenz ist es ja so, dass die Schüler oft schon 
mindestens auf gleicher Stufe stehen wie die Lehr-
kräfte. Vor allem hat die Bundesministerin ja auch 
Initiativen im Internet gesetzt mit Apps und ähnli-
chem mehr, (Abg. Tröls-Holzweber: Das ist ganz 
was anderes!) 
... wo hier sehr viel in diesem Bereich gemacht 
wird. Ich denke, dass im Schulrechtsänderungsge-
setz hier diese Punkte berücksichtigt werden, ins-
besondere auch jene, die im Zusammenhang mit 
der Sprachförderung erforderlich sind. Wir denken, 
dass der Bund diese Kompetenzen erkennt. Wir 

wollen hier vom Land aus insoferne nicht vorgrei-
fen, weil wir auch in der Finanzierung nicht vor-
greifen wollen. Wir tun das in vielen Bereichen. 
Dank der Initiative von Frau Landesrätin Schwarz, 
wo über 400 Dienstposten vom Land Niederöster-
reich finanziert werden, um ein gutes Ausbildungs-
system in Niederösterreich zu ermöglichen. Danke-
schön! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Gartner: Wir kommen zum 
Wissenschaftsbereich. Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Abgeordneter Dipl.Ing. Eigner. 

Abg. Dipl.Ing. Eigner (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Frau Landesrätin! Meine geschätz-
ten Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen 
im Hohen Haus! 

Ich möchte zu Wissenschaft und Forschung 
Stellung nehmen. Die Wissenschafts- und For-
schungsachse von Krems über Tulln, Klosterneu-
burg und Wiener Neustadt kristallisiert sich durch 
zielführende Investitionen immer mehr heraus. Die 
Initialzündung für eine eigene universitäre Ausbil-
dung im Land erfolgte schon vor mehr als 20 Jah-
ren mit der Donau-Uni in Krems. 

Diese Neugründung einer Uni hat natürlich 
auch die Einstellung aller Niederösterreicherinnen 
und Niederösterreicher zu Wirtschaft und For-
schung grundlegend verändert. Das hat schluss-
endlich auch zu einer erweiterten positiven Identität 
der Menschen im Land Niederösterreich geführt.  

Die Donau-Uni Krems hat derzeit über 11.500 
Studierende aus 90 verschiedenen Ländern. Krems 
kann daher mit Recht als Stadt mit internationalem 
Anstrich gesehen werden. In den Campus Krems 
wurden in diesen 20 Jahren mehr als 100 Millionen 
Euro investiert für die Zukunft unserer Jugend. 

Weiters möchte ich noch die erfolgreiche FH in 
Krems erwähnen sowie vor allem auch die fast 
neue Karl Landsteiner Privat Uni für Gesundheits-
wissenschaft, die seit kurzem die Ziele des NÖ 
Gesundheitsplanes umzusetzen beginnt. Wir be-
klagen aus vielen Gründen einen Ärztemangel, 
obwohl jedes Jahr an die tausend Ärzte einen Uni-
abschluss absolvieren, aber vielleicht nicht bei uns 
tätig werden wollen. Aus verschiedensten Gründen. 
Das sollte generell immer wieder hinterfragt wer-
den. 

Aber in Niederösterreich wollen wir mit spezi-
ellen Kreditzuschüssen von bis zu 25 Prozent der 
Gesamtstudienkosten einen weiteren Anreiz 
schaffen, dass sich die Absolventen auch in die NÖ 
Landeskliniken einbringen. Aber nicht nur Ärzte 
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sollen dort ausgebildet werden, sondern sehr wich-
tig ist auch, das andere medizinische Personal an 
die Herausforderungen der letzten Zeit heranzu-
bringen. 

Das soll auch eine Sicherstellung des Niveaus 
unserer Spitäler in Theorie und Praxis gewährleis-
ten. Gerade die Ausbildung direkt an unseren Uni-
versitätskliniken sorgt in hohem Maße dafür. 
Gleichzeitig wird aber auch durch die Karl Land-
steiner Universität die Forschungskompetenz im 
Land verstärkt, was auch den Standort Niederöster-
reich für Betriebe zum Ansiedeln interessant und 
attraktiv macht. Dadurch entstehen zusätzliche 
wirtschaftliche Impulse und hochqualifizierte Ar-
beitsplätze. Das rechtfertigt auch die künftige In-
vestition für einen Neubau in Höhe von zirka 25 
Millionen Euro. 

Als Klosterneuburger macht es mich natürlich 
stolz, dass das Flaggschiff der heimischen For-
schung, das IST Austria in unserem Bezirk ange-
siedelt wurde. Und dass es nach wie vor gewaltige 
Fortschritte macht. Die Würdigung durch nationale 
und internationale Gremien für die Arbeit in der 
Grundlagenforschung des IST Austria ist an einer 
weiteren Auszeichnung des Prof. Peter Jonas in 
den letzten Tagen durch Zuerkennung des Witt-
genstein Preises zu sehen. Das ist nunmehr die 
zweite Auszeichnung, die seit dem Bestehen des 
IST Austria verliehen wurde. Eine Auszeichnung, 
die in etwa einem Nobelpreis für die Forschung 
gleicht. 

Prof. Jonas beschäftigt sich mit der Kommuni-
kation von Nervenzellen, vor allem wie der Informa-
tionsfluss im menschlichen Gehirn funktioniert, was 
wichtig ist für das Gedächtnis bzw. für die Lernpro-
zesse. Aber auch Aufschlüsse auf Störfunktionen 
bei neurologischen und psychiatrischen Erkrankun-
gen können dadurch eventuell erklärt und verbes-
sert werden. Es zeigt also, dass die Arbeit dort 
weitere Früchte trägt. 

Ich bin dankbar, dass das Land Niederöster-
reich schon vor 10 Jahren große Anstrengungen 
unternommen hat, um dieses Forschungsinstitut 
nach Niederösterreich zu holen. Ich erinnere mich 
noch genau, wie lautstark die Enttäuschung aus 
Wien zu hören war, weil viele das Institut natürlich 
auch gerne in Wien gesehen hätten. Dank noch-
mals an unseren Landeshauptmann, der damals 
seinen Freund Häupl etwas übertrumpft hat und 
das Institut nach Niederösterreich holen konnte. 

Das Institut ist in kürzester Zeit ein Anzie-
hungspunkt für Forscher aus aller Welt geworden. 
Von den damals fünf Wissenschaftlern beim Start 

2009 ist die Zahl nun schon an die 500 gestiegen. 
Wir haben es heute auch in der Budgetrede von 
unserer Landeshauptmann-Stellvertreterin gehört. 
In den nächsten Jahren soll die Zahl dieser Wis-
senschaftler noch auf bis zu tausend angehoben 
werden. 

Die schon getätigten Investitionen in der ersten 
Bauphase in Höhe von 123 Millionen Euro sollen in 
den nächsten 10 Jahren um weitere 368 Millionen 
erweitert werden. Wobei derzeit die Startphase für 
die geplanten Spin Offs bereits begonnen hat. Ein 
wichtiger Baustein für die Zukunft des Instituts, um 
auch die Wirtschaft einzubinden und um weitere 
Mittel zu lukrieren. Auch die Gemeinde profitiert 
durch dort entstehende hochwertige Arbeitsplätze 
in Form von Kommunalsteuereinnahmen. 

Die Planungs- und Finanzierungssicherheit ist 
sowohl vom Land Niederösterreich als auch vom 
Bund bis 2026 gewährleistet. Ein unbedingt not-
wendiges Erfolgskriterium für eine nachhaltige und 
erfolgreiche Wissenschaft. Besonderer Dank bei 
der Umsetzung der Infrastruktur gilt dabei Herrn Dr. 
Tretzmüller und seinem Team für die entsprechen-
den baulichen Umsetzungen durch die Bauverwal-
tung des Landes Niederösterreich. Gerade als 
Klosterneuburger habe ich das rasche Wachsen 
der Lecture Hall und der drei Laborgebäude lau-
fend miterlebt. Es war beeindruckend. 

Zusammenfassend darf ich daher nachdrück-
lich darauf hinweisen, dass sich Wissenschaft und 
Forschung im Land Niederösterreich enorm entwi-
ckelt haben und dass die Investitionen gerade für 
die Zukunft unserer nächsten Generationen einen 
ganz hohen Stellenwert bei uns im Land haben. 
Danke vielmals! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Gartner: Zu Wort gemeldet 
ist Frau Klubobfrau Dr. Krismer-Huber. 

Abg. Dr. Krismer-Huber (GRÜNE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Frau Landesrätin! 

Erlauben Sie mir bei dieser Gruppe den De-
battenbeitrag auf die Landesakademie zu legen. 
Respektive des Forum Zukunft, wie heißt es jetzt, 
Forum Morgen Privatstiftung. Ich finde den Namen 
nicht sehr gelungen. Aber ich werde mich noch 
daran gewöhnen: Forum Morgen Privatstiftung! 

Ich beginne einmal mit der Forum Morgen Pri-
vatstiftung. Als wir das erste Mal mit dieser Idee 
konfrontiert waren, waren wir der Meinung, man 
kann immer mal was Neues beginnen. Es ist eine 
Möglichkeit, sich zu positionieren, als innovative 
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Region. Und wie ich heute schon bei der General-
debatte meinte, es macht schon Sinn, bei diesen 
Dingen nicht zu kleckern, sondern zu klotzen und 
dem wirklich Gewicht zu geben. 

Gewicht soll es ja bekommen, und das finden 
Sie auch in der Stiftungsurkunde, mit 5 Millionen 
pro Jahr aus unserem Landesetat. Da es vorab 
keine Möglichkeit gab, das zu behandeln, wie es 
zumindest mein Verständnis gewesen wäre, war es 
jetzt recht mühsam, auf die Privatstiftung, die dann 
da war, von uns, die im Ausschuss kein Antrags-
recht haben, hier einzuwirken. Es ist aber dann 
gelungen, dass Kolleginnen und Kollegen eine 
erste Abänderung vorgenommen haben. Ich habe 
mir erlaubt, so zirka 15 Abänderungen vorzuschla-
gen. Von den 15 sind 13, glaube ich, aufgenommen 
worden. 

Aufgenommen wurden Punkte, die gerade für 
uns als Landtag wichtig sind. Es gibt auch einen 
eigenen Antrag, den dann der Kollege, der von mir 
unterstützt wird, einbringen wird. Dass wir eine 
hohe Kontrolle hier im Landtag über diese Privat-
stiftung haben. Dass uns wirklich alles vorgelegt 
werden muss und wir erkennen können, ob es auch 
im Sinne der Bürgerinnen und der Bürger ist. Das 
war das eine. 

Was dann noch sehr wichtig erschien für uns 
ist, dass wir zwei große Themenbereiche erachten 
in den nächsten Jahrzehnten. Zum Einen den Kli-
mawandel, aber zum anderen auch, wie geht das 
im Sozialstaat weiter? Wir haben auch heute schon 
bei den Debatten gemerkt, das ist durchaus hitzig 
und wir ringen alle um Lösungen, wie wir hier, vor 
allem was die Schere der Finanzierung betrifft, 
weiter vorankommen mögen. Das ist jetzt auch 
drinnen. 

Nicht drinnen ist die Zustiftung, das heißt, wer 
darf in die Stiftung auch noch Geld einbringen. Das 
ist ja was Feines, es muss ja nicht nur das Land 
Niederösterreich sein, glaubt man beim ersten Mal 
Hinsehen. Wir finden aber, dass es dennoch ge-
nauer zu beurteilen wäre, und ich habe vorgeschla-
gen, dass es die Landesregierung sein könnte, die 
schaut, ob die Zustiftung in Ordnung ist. Ich glaube, 
wir möchten nicht, dass irgendwelche komische 
Unternehmungen, Privatpersonen hier zustiften. 
Das hat leider keinen Eingang gefunden. 

Ein anderer Punkt, der uns auch noch wesent-
lich erschien, war, jetzt habe ich genau die Unter-
lage nicht da vor lauter, so viele Punkte selber zu 
haben. Fakt ist, dass diese Privatstiftungsurkunde 
jetzt so ausgestellt ist, dass sie von uns auch die 
Zustimmung bekommen wird. Und wir hoffen, dass 

– und das liegt in den Händen der Regierung, die 
jetzt den Vorstand bestellt - ich hoffe, dass jetzt 
diese Zusammenarbeit in dem Bereich auch noch 
möglich ist über den heutigen Tag hinaus und wir 
uns noch einmal zusammenfinden um zu erfahren, 
wer jetzt im Vorstand sitzt und wie sich der Beirat 
zusammensetzt. 

Das bringt mit zu einem anderen Punkt, weil 
die Dinge ja unweigerlich zusammenhängen. Und 
das ist die Stilllegung der Landesakademie. Es 
steht jetzt noch aus, das kennen Sie wahrscheinlich 
alle (zeigt Schriftstück), der Zukunftspreis 2016. 

(Präsident Ing. Penz übernimmt den Vorsitz.) 

Der Zukunftspreis, den die Landesakademie 
ausrichtet, ergeht jedenfalls nicht an die Lan-
desakademie selber, die Mehrheit möchte hier und 
heute beschließen, dass die Landesakademie still-
gelegt wird. Wir wussten im Zuge der Beratungen 
rund um die Privatstiftung, dass die Landesakade-
mie geschlossen werden sollte. In welcher Form 
wurde lange nicht erwähnt. Jetzt ist es seit gerau-
mer Zeit öffentlich bekannt. Es handelt sich um eine 
Betriebsstilllegung. Das heißt, die 60 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, damit die 60 Familien, die 
dahinter stehen existenziell, müssen nicht in das 
Amt der NÖ Landesregierung aufgenommen wer-
den. Das sind die arbeitsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen, die heute die Mehrheit zu beschließen hat. 

Die Vorgehensweise ist neu in Niederöster-
reich. Es wurde mit den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern bis heute seitens der Personalabteilung kein 
Gespräch geführt. Ich weiß, dass sie keine Termine 
bekommen. Das ist eine Vorgehensweise, die 
wahrscheinlich nicht nur mir Bauchschmerzen be-
reitet. 

Wenn man so etwas plant, dann glaube ich, 
sollte man als Dienstgeberin, und das sind wir 
letztendlich, so auftreten, dass man hier mit der 
Geschäftsführung diese Dinge plant damit man 
eine gute Lösung findet. Es geht um die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in erster Linie, aber es geht 
natürlich auch um die Leistungen, die von der Lan-
desakademie gemacht wurden. Sie wissen, das 
sind sehr viele im Sozialbereich. Es geht um den 
Talentecheck, es geht um viele Bereiche in der 
Arbeit rund um Integration. Das sind Dinge, die 
muss man sich schon überlegen, wer jetzt diese 
Tätigkeiten übernimmt. 

Bis zum heutigen Tag gibt es kein Papier, das 
zeigt, wo sollen diese Menschen tätig sein. Und es 
gibt keine Angebote für diese Menschen. Daher 
bringe ich den Abänderungsantrag ein. (Unruhe bei 
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Abg. Kainz.) 
Kollege, du bist später am Wort. Ich geb dir gleich 
eine Antwort. (Liest:) 

„Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Helga Krismer-Huber, 
Emmerich Weiderbauer, Dr. Madeleine Petrovic, 
Amrita Enzinger Msc zum Verhandlungsgegen-
stand Ltg. 993/L-9-2016 Gesetz über eine NÖ Lan-
desakademie; Aufhebung. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf Aufhebung 
des Gesetzes über eine NÖ Landesakademie 1995 
wird wie folgt geändert: 

Im besonderen Teil des Motivenberichtes lau-
tet im Punkt 1. zu § 3 der 2. Satz: 

‚Mit der vorliegenden Regelung soll ein Be-
triebsübergang der NÖ Landesakademie auf das 
Land Niederösterreich erfolgen.‘ 

§ 3 lautet: 

‚Die am 1. Jänner 2017 bestehenden Ver-
pflichtungen der NÖ Landesakademie sowie deren 
Vermögen gehen auf das Land Niederösterreich 
über. Insbesondere die arbeitsrechtlichen Verhält-
nisse werden im Sinne des § 14 NÖ LBG als Be-
triebsübergang organisiert.‘“ 

Offensichtlich hat alleine die Ankündigung bei 
der ÖVP gewirkt: Der Kollege Kainz wird jetzt dann 
einen Antrag einbringen, der nichts anderes besagt, 
als dass man sich bemühen wird, und dass die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingeladen wer-
den. Und das Schreiben, das da drinnen erwähnt 
wird ..., ich weiß nicht, ob der Kollege Kainz das 
Schreiben vom Herrn Dafert überhaupt kennt. Ich 
geh ja fast davon aus, dass er jetzt diesen Antrag 
vorlesen muss und in der Materie nicht so drinnen 
ist. (Abg. Kainz: Sag einmal, Frau Nachbarbürger-
meisterin! Was erlaubst du dir?) 
Sie werden dort einfach ... Man sagt ihnen, sie 
mögen ganz einfach ... Man sagt ihnen ganz ein-
fach, sie mögen sich bewerben. Na, welches Ange-
bot ist das? Du kannst rausgehen und allen sagen, 
ihr könnt euch bewerben. Welches Angebot ist 
das? Ich frag dich: Welches Angebot ist das? (Abg. 
Kainz: Wie fängt euer Bewerbungsgespräch an?) 

Nein! Die ÖVP fängt damit an, dass sie den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sagt, dass der 
Betrieb stillgelegt wird. So hat die ÖVP angefangen 
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Lan-
desakademie zu reden. Bleiben wir bitte bei der 

Wahrheit, Herr Kollege! (Abg. Kainz: Unfassbar! Du 
bist Klubobfrau!) 

Es ist eine Vorgehensweise, die einzigartig in 
diesem Hause ist! Und warum man sich derart 
übertrippelt hat, völlig unnötig. Es muss irgendwann 
einen Zeitpunkt gegeben haben, wo irgendwer in 
der Landesregierung beschlossen hat, dass es so 
sein möge. Aber dass man dann mit der Ge-
schäftsführung keinen ordentlichen Plan macht, wie 
man das abwickelt. Die Geschäftsführung, den 
Betriebsrat und alle bis kurz vorher völlig im Dun-
keln tappen lässt. Bis heute wissen die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter nicht, was mit ihnen passiert. 

Präsident Ing. Penz: Frau Klubobfrau! Ihre 
Redezeit ist beendet! 

(Beifall bei den GRÜNEN. - Abg. Kainz: Eine 
tatsächliche Berichtigung!) 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich 
Herr Abgeordneter Kainz zu Wort gemeldet. 

Abg. Kainz (ÖVP): Geschätzter Herr Präsi-
dent! Hohes Haus!  

Die Frau Klubobfrau Krismer-Huber hat be-
hauptet, dass man bis heute mit den Bediensteten 
der Landesakademie noch nicht in Kontakt getreten 
ist. Diese Behauptung ist unwahr! Weil mit Schrei-
ben vom 10. Juni, so wie sie es dann in ihrer Rede 
auch selber dezidiert vorgetragen hat, hat die NÖ 
Landesregierung an den Herrn Geschäftsführer 
Milota sozusagen dieses Angebot schriftlich ge-
stellt. Es war unwahr, was du behauptet hast! (Abg. 
Dr. Krismer-Huber: Am Montag! Am Montag ist es 
gekommen! 48-Stundenfrist! Das ist letztklassig! – 
Abg. Kainz: Letztklassig ist, wie du dich am Red-
nerpult aufführst!) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Landbauer. 

Abg. Landbauer (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Geschätzte Damen und Herren! 

In aller Kürze zum Vorhaben Forum Morgen 
Privatstiftung. Ja, wir waren seit langem der Mei-
nung, dass die NÖ Landesakademie in der Form 
wie sie existiert hat, kein gutes Werkzeug war, weil 
sie oftmals auch den Hauch des parteipolitischen 
Einflusses hatte. Ich bin also guter Dinge, dass mit 
dem neuen System dieses Problem aus der Welt 
geschafft wird und wirklich objektiv gute Arbeit ge-
leistet wird, fern von jeglichen parteipolitischen 
Einflüssen. 
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Zum Übergang muss ich jetzt schon sagen, 
Frau Klubobfrau Krismer-Huber, naja, womit soll 
man denn sonst beginnen als mit der Nachricht, 
dass der Betrieb stillgelegt wird. Es ist halt wesens-
imanent, dass das die erste Nachricht sein kann. 
Und auch wenn ich den Antrag des Abgeordneten 
Kainz da sehe, dann nehme ich doch an, dass für 
die Mitarbeiter ein Weg gefunden wird und dass 
niemand auf der Straße bleiben wird. 

Und ich glaube, wenn man solchen Zusagen 
keinen Glauben mehr schenken darf und dann 
enttäuscht wird am Ende des Tages, dann hört sich 
ja, glaube ich, jede sinnvolle Politik auf. Dann brau-
chen wir überhaupt nicht mehr weiter arbeiten. Also 
gehe ich davon aus, dass die ÖVP auch Wort hält 
und hier auch jeder Mitarbeiter der Landesakade-
mie eine berufliche Zukunft haben wird. 

Ein kurzer Satz noch zur Wissenschaftspolitik 
im Allgemeinen. Ich werde mich nicht allzu lange 
damit aufhalten, nicht, weil ich es lobe, aber ich 
mach es dennoch: Da sind wir, das muss man ehr-
lich sagen, auf einem sehr guten Weg. Egal ob wir 
uns die Fachhochschulen des Landes anschauen, 
Einrichtungen wie MedAustron bis zur Donau-Uni, 
müssen wir zugeben und sagen, dass wir auf ei-
nem sehr guten Weg sind, was die Wissenschaft 
betrifft, was die Ausbildung betrifft. Und uns einige 
Länder darum zu Recht beneiden.  

Wir haben damit auch geschafft, dass man un-
sere Studenten zum Teil im Land behält und nicht 
zum Beispiel nach Wien verliert. Das hat fürs Land 
und vor allem für den ländlichen Raum eine sehr 
wesentliche Bedeutung. Daher auch ein Wort des 
Lobes: Danke für die Tätigkeit im Bereich der Wis-
senschaft! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dr. Sidl. 

Abg. Dr. Sidl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Hoher Landtag! Frau Landesrätin! 

66,311.000 Euro Investitionen in Forschung 
und Wissenschaft. Ein Zuwachs von 5,7 Millionen. 
Beim Voranschlag 2015 waren es noch etwas mehr 
als 49 Millionen. Und 2016 wurden 60,608.000 
veranschlagt. Ein positives Zeichen, diese Ent-
wicklung, denn Innovation und Technologie sind 
der Jobmotor der Zukunft. Daher müssen wir alles 
daran setzen, genau diesen Bereich zu stärken und 
auszubauen, denn langfristig können wir im inter-
nationalen Wettbewerb nur damit punkten. 

Beispiele für ideenreiche Projekte gibt es in 
unserem Bundesland zum Glück genügend. Ich 

habe erst vor kurzem mit einer Delegation unseres 
Landtagsklubs, mit Kollegin Vladyka und Klubob-
mann Rosenmaier etwa die Firma Ecoduna, einen 
innovativen Produzenten von Mikroalgen in Bruck 
a.d. Leitha besucht. Ich muss sagen, ein wirklich 
tolles Vorzeigeprojekt. Hier wird etwa in der For-
schung und Entwicklung für den Nahrungsmittelbe-
reich, für die Kosmetik und vor allem die Pharmazie 
gearbeitet. 

Solche Projekte zeigen auch, wieviel Innovati-
onskraft in Niederösterreich steckt. Ich bin sicher, 
dass wir uns hier in diesem Landtag über die Par-
teigrenzen hinweg einig sind, wenn ich sage, es 
braucht einen massiven Investitionsschub in neue 
Technologien, in die Forschung und die wissen-
schaftliche Ausbildung. Hier wird zweifelsohne viel 
getan. Aber ich bin überzeugt, es braucht noch 
mehr Initiativen. Denn was für unser Bundesland 
von entscheidender Bedeutung ist, junge Men-
schen müssen die Möglichkeit haben, nach ihrer 
Ausbildung, welche Art auch immer, zumeist in den 
großen Städten, sie müssten die Möglichkeit ha-
ben, auch in ihre Heimatgemeinden und Regionen 
zurückzukehren. Niederösterreichs Regionen brau-
chen mehr Beschäftigungsmöglichkeit. Und dies 
bedarf einer Symbiose von innovationskräftigen 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen in 
unserem Bundesland. 

Mit einer gemeinsamen Kraftanstrengung sollte 
es möglich sein, in Niederösterreich in den Berei-
chen Forschung, Entwicklung und neue Technolo-
gien 20.000 Arbeitsplätze, neue Arbeitsplätze bis 
zum Jahr 2020 zu schaffen. Es geht darum, den 
Wirtschaftsstandort zukunftsfit zu machen und der 
jungen Generation eine Perspektive zu bieten. 

Und dazu brauchen wir verstärkt Investitionen, 
neue Ideen und Kooperationen mit den ver-
schiedensten Institutionen und Unternehmen in 
Niederösterreich. Wir sind in unserem Bundesland 
schon lange kein ausschließliches Agrarland mehr, 
was die Beschäftigungsstruktur betrifft. So wichtig 
die Landwirtschaft ist und so hohe Qualitäts-
standards hier auch täglich erarbeitet werden, den-
noch sind nur ein geringer Teil der niederösterrei-
chischen Beschäftigten dort tätig. Daher braucht es 
einen Ausbau und eine landesweite Ansiedlungs-
strategie von produzierenden Betrieben, die durch 
fortschrittliche Technologien marktfähig sind. Die 
weit über unser Bundesland hinaus bzw. auf den 
globalen Märkten wettbewerbsfähig sind. 

In Niederösterreich wird in Forschung und 
Wissenschaft investiert. Das steht außer Zweifel. 
Das unterstreicht auch der neue professionelle 
Weg, der mit der neuen Denkwerkstatt unseres 
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Bundeslandes, die Forum Morgen Privatstiftung mit 
Sitz in Krems, gegangen wird. 

Ich finde, dass die Bündelung der Strukturen 
und die Konzentration auf die bestehenden Res-
sourcen, die man mit vielen Investitionen auch sehr 
gut aufgebaut hat, sicher eine gute Entscheidung 
ist. 

In diesem Sinne, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, es wurde viel getan, es gibt aber noch 
sehr viel zu tun. Aber grundsätzlich gehen wir in 
unserem Bundesland einen nachhaltig erfolgrei-
chen Weg. Davon bin ich überzeugt. Danke sehr! 
(Beifall bei der SPÖ.)  

Präsident Ing. Penz: Als nächster Redner 
gelangt Herr Abgeordneter Kainz zu Wort. 

Abg. Kainz (ÖVP): Geschätzter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Hohes Haus! 

Ich darf einmal beginnen, meine Anträge ein-
zubringen. Ich darf einen Antrag einbringen der 
Abgeordneten Kainz, Gruber, Waldhäusl und Dr. 
Krismer zu Ltg. 994-1/S-5/13, in welchem es im 
Prinzip darum geht, die Stiftungsurkunde in man-
chen Dingen abzuändern.  

„Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Kainz, Gruber, Waldhäusl 
und Dr. Krismer-Huber zum Antrag Ltg. 994-1/S-
5/13-2016, betreffend Vorlage eines jährlichen Tä-
tigkeitsberichts der Forum Morgen Privatstiftung. 

Der Antrag der Abgeordneten Mag. Hackl, 
Gruber und Dr. Krismer-Huber gemäß § 34 LGO, 
Ltg. 994-1/S-5/13-2016, wird in der vom 
WIRTSCHAFTS- UND FINANZ-AUSSCHUSS be-
schlossenen Form durch folgenden Antrag ersetzt: 

‚ANTRAG 

der Abgeordneten Mag. Hackl, Gruber und Dr. 
Krismer-Huber gemäß § 34 LGO zur Vorlage der 
Landesregierung, Ltg. 994/S-5/13-2016 betreffend 
Vorlage eines jährlichen Berichts der Forum Mor-
gen Privatstiftung 

Mit der Gründung der Forum Morgen Privat-
stiftung soll eine neue Denkwerkstatt für die Zukunft 
Niederösterreichs entstehen. 

Diese soll auf Basis der Stiftungsurkunde unter 
den Kriterien der Unabhängigkeit und Objektivität 
insbesondere durch Studien und Kooperationen die 

Wissenschafts- und Kulturpolitik, sowie die wissen-
schaftliche Aufarbeitung von Europapolitik und der 
Problematik des ländlichen Raumes intensivieren. 

Damit soll die positive Entwicklung des Landes 
NÖ als Region im europäischen Kontext vorange-
trieben werden. 

Um eine laufende Information des Landtages 
von Niederösterreich über die Forum Morgen Pri-
vatstiftung zu gewährleisten, soll dem Landtag jähr-
lich anlässlich der Vorlage des Voranschlages ein 
Bericht zu den Punkten 4.1. und 4.5. sowie 8.2. und 
9. der Stiftungsurkunde im Wege der NÖ Landes-
regierung vorgelegt werden. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, 
sich jährlich von der Forum Morgen Privatstiftung 
einen Bericht zu den Punkten 4.1. und 4.5. sowie 
8.2. und 9. Der Stiftungsurkunde vorlegen zu las-
sen und diesen anlässlich der Vorlage des Voran-
schlages an den Landtag weiterzugeben.‘“ 

Weiters bringe ich ebenfalls einen Antrag ein 
der Abgeordneten Kainz, Gruber, Waldhäusl und 
Dr. Krismer, ebenfalls zu Ltg. 994-1/S-5/13, in wel-
chem es im Prinzip darum geht, den jährlichen 
Tätigkeitsbericht in einen jährlichen Bericht der 
Forum Morgen Privatstiftung umzuschreiben. 

„Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Kainz, Gruber, Waldhäusl 
und Dr. Krismer-Huber zum Antrag des Wirtschafts- 
und Finanz-Ausschusses über die Vorlage der 
Landesregierung betreffend Neue Denkwerkstatt – 
Zukunft für Niederösterreich, Ltg. 994/S-5/13-2016. 

Der Antrag des Wirtschafts- und Finanz-Aus-
schusses wird wie folgt geändert: 

1. Die Ziffer 2 des Antrages erhält die Bezeich-
nung Ziffer 3. Folgende Ziffer 2 (neu) wird einge-
fügt: 

‚2. Maßnahmen nach Artikel X der beiliegen-
den Stiftungsurkunde zur Errichtung der Stiftung 
‚FORUM MORGEN PRIVATSTIFTUNG‘ durch das 
Land NÖ sind dem Landtag vorzulegen. § 11 Abs. 
9 der Geschäftsordnung – LGO 2001, LGBl. 0010, 
ist sinngemäß anzuwenden.‘ 

2. In der dem Antrag des Wirtschafts- und Fi-
nanz-Ausschusses beiliegenden Stiftungsurkunde 
wird jeweils das Wort ‚Stiftungserklärung‘ ersetzt 
durch das Wort ‚Stiftungsurkunde‘. 
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3. Im Artikel IV 4.1. lit. a der Stiftungsurkunde 
wird im achten Spiegelstrich nach dem Wort ‚Ver-
anstaltungen‘ die Wortfolge ‚oder Information über 
Maßnahmen und Projekte auf einer eigenen 
Homepage‘ eingefügt. 

4. Im Artikel IV 4.1. lit. b wird nach dem Wort 
‚Forschungsprojekte‘ die Wortfolge ‚auch mit Mo-
dellcharakter‘ eingefügt. 

5. Im Artikel IV 4.8. wird das Wort ‚Stiftungser-
klärungung‘ ersetzt durch das Wort ‚Stiftungsur-
kunde‘. 

6. Im Artikel VIII der Stiftungsurkunde lautet die 
Überschrift (neu): 

‚Geschäftsjahr, Jahresabschluss‘ 

7. Im Artikel VIII der Stiftungsurkunde entfällt 
der Absatz mit der Bezeichnung 8.3. 

8. Artikel IX (neu) der Stiftungsurkunde lautet: 

‚Artikel IX Evaluierung 

Alle 5 (fünf) Jahre, erstmalig 5 (fünf) Jahre 
nach Ablauf des Jahres der Errichtung der Stiftung, 
hat die Stiftung im Einvernehmen mit dem Stifter 
eine wirtschaftliche Evaluierung durch eine unab-
hängige, fachlich geeignete Stelle zu beauftragen. 
Im Falle einer negativen Evaluierung ist, innerhalb 
eines Jahres ab Vorlage der negativen Evaluierung, 
eine Überprüfung vorzunehmen, ob die Empfehlun-
gen der Evaluierung durch die Stiftung im Wesentli-
chen umgesetzt sind. Sollte dies nicht der Fall sein, 
so kann der Stifter die jährliche Nachstiftung gemäß 
Punkt 3.2. (drei Punkt zwei Punkt) reduzieren oder 
solange aussetzen, als nicht wieder eine positive 
Evaluierung vorliegt.‘ 

9. Artikel X 10.1. (neu) der Stiftungsurkunde 
lautet: 

‚10.1. Der Stifter behält sich vor, sofern nicht 
an anderer Stelle der Stiftungsurkunde etwas Ande-
res geregelt ist – im Einvernehmen mit dem Beirat 
– die Stiftungsurkunde, unter Beachtung der ge-
setzlichen Voraussetzungen, insoweit zu ergänzen 
und/oder zu ändern, als dadurch die Gemeinnützig-
keit und/oder die Mildtätigkeit der Stiftung im Sinne 
der Paragraphen 34 ff (vierunddreißig fortfolgend) 
Bundesabgabenordnung nicht beeinträchtigt wird.‘“ 

Und ich darf dann selbst auch noch einen Re-
solutionsantrag einbringen, in dem es um die Zu-

kunft der Bediensteten der NÖ Landesakademie 
geht. 

„Resolutionsantrag 

des Abgeordneten Kainz zur Vorlage der Lan-
desregierung betreffend Aufhebung des Gesetzes 
über eine NÖ Landesakademie 1995, Ltg. 993/L-9-
2016, betreffend Zukunft der Bediensteten der NÖ 
Landesakademie. 

Die NÖ Landesakademie soll mit 1.1.2017 auf-
gelöst werden. Im Zuge dieser Maßnahme stellt 
sich die Frage nach der weiteren Zukunft der Be-
diensteten der NÖ Landesakademie. 

Um den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
NÖ Landesakademie möglichst rasch Sicherheit 
geben zu können, wird ihnen – bei gegebenem 
Interesse - die Möglichkeit gegeben, ein Dienstver-
hältnis zum Land Niederösterreich oder landesna-
hen Einrichtungen auf Grundlage des NÖ Landes-
bedienstetengesetzes begründen zu können, damit 
keine Mitarbeiterin und kein Mitarbeiter beim AMS 
als arbeitslos geführt werden muss. Das Land Nie-
derösterreich wird das AMS von diesem Angebot 
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter informieren. 

Dieses Angebot wurde bereits in Gesprächen 
der Geschäftsführung der NÖ Landesakademie mit 
dem Land Niederösterreich unterbreitet und dar-
über hinaus in einem Schreiben des Leiters der 
Abteilung Personalangelegenheiten A, Mag. 
Gerhard Dafert, an den Geschäftsführer der NÖ 
Landesakademie Dr. Christian Milota mitgeteilt. 

Es scheint nunmehr geboten rasch die erfor-
derlichen Schritte vorzunehmen, die es den Be-
diensteten ermöglichen, Sicherheit für ihre berufli-
che Zukunft zu erlangen. 

Der Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Begründung eine rasche Umsetzung des 
Angebotes an die Bediensteten der NÖ Lan-
desakademie sicherzustellen und gleichzeitig allfäl-
ligen sich dabei ergebenden Härtefällen entgegen-
zuwirken.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum 
Thema Wissenschaft wurde viel gesagt. Ich möchte 
hier wirklich nur auf ein paar Dinge noch eingehen. 
Erstens einmal, auch die Frau Landeshauptmann- 
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Stellvertreterin Mikl-Leitner hat das in ihrer Budget-
rede gesagt, Niederösterreich ist als führendes 
Land, als Region in Europa im Bereich Wissen-
schaft auszubauen. Und letztendlich baut sie darauf 
auf, dass Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll vor 
Jahren mit einem Sager in Wahrheit skizziert hat. 
Nämlich Niederösterreich vom Land der rauchen-
den Schlöte zum Land der rauchenden Köpfe zu 
machen. Und das stimmt! Da ist viel passiert. Die 
Wissenschaftsachse wurde schon skizziert. Aber 
das Wesentliche ist, dass wir felsenfest davon 
überzeugt sind, dass die Wissenschaft die Basis 
und somit auch das Zukunftsfundament für unsere 
Wirtschaft ist. 

Als Beispiel, wo auch Wirtschaft und Wissen-
schaft sehr hervorragend sich ergänzen, möchte 
ich nur die Technopol-Standorte nennen. Ich 
möchte aber auch dazu sagen, dass wir durch 
diese Wissenschaftsschwerpunkte auch nachhaltig 
und abgesichert rund 1.500 Arbeitsplätze haben 
und das auch dem Herrn Landeshauptmann in der 
Frage ein ganz wichtiges Anliegen ist. Auch die 
Anzahl der Forscher wollen wir zukünftig verdop-
peln. 

Ich möchte auch trotz der fortgeschrittenen 
Redezeit auf ein Thema noch eingehen, weil das 
auch im Vorfeld jetzt sehr emotional diskutiert 
wurde und weil das natürlich auch ein Thema ist, 
das sehr, sehr viele betrifft. Das ist die Umwand-
lung der NÖ Landesakademie in die Forum Morgen 
Privatstiftung. 

Ich bin überzeugt davon und möchte auch 
noch danke sagen, auch als Wissenschaftsspre-
cher, für die vielen, vielen Dinge und Maßnahmen 
und Projekte, die die Landesakademie in den letz-
ten Jahrzehnten eingeleitet hat. Dass Niederöster-
reich heute auf der Wissenschaftsüberholspur sich 
befindet, ist nicht zuletzt der Landesakademie zu 
verdanken. 

Bildungskompass, Integrationsservice, Mei-
nungsparameter, Akutteam, aber vor allem die 
Aufbauarbeiten der Donau-Universität waren und 
sind euer Verdienst. Dafür auch ein Danke an die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Ich weiß, dass jede Veränderung natürlich 
auch eine gewisse Verunsicherung bedeutet. Aber 
ich kann felsenfest überzeugt davon Ihnen mitteilen 
und die Botschaft an die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter senden: Wir werden niemandem im Regen 
stehen lassen! Und bin überzeugt davon und hoffe, 
dass auch die neuen Aufgabengebiete für die Mit-
arbeiter der Landesakademie erfolgreich und sinn- 
 

erfüllt sein werden. In diesem Sinne danke ich für 
eure Arbeit. Alles Gute für die Zukunft! Und wir 
werden natürlich diesem Bereich aus Überzeugung 
unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Ing. Penz: Wir kommen zum 
Thema Sport. Und ich darf zu diesem Thema Herrn 
Abgeordneten Naderer das Wort erteilen. 

Abg. Naderer (FRANK): Herzlichen Dank, 
Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellver-
treterin! Frau Landesrätin! 

Das Thema Sport ist verwoben mit dem Thema 
Bildung, mit Vermittlung von Körperbewusstsein. 
Und zu diesem Thema habe ich eine Idee, die ich 
seit zwei Jahren verfolge. Der Kollege Kainz hat 
jetzt vor mir gesprochen. Leider ist es wieder eine 
Sache, wo ich mich engagiert habe und wo ich 
versucht habe, nicht nur eine Idee zu formulieren, 
sondern in einer konkreten Umsetzung hier auch 
einen Beitrag zu leisten. 

Und zwar geht’s um das Heranführen von Kin-
dern im Volksschulalter hin zu Veranstaltungen des 
Breitensportes. Nicht nur im Rahmen von Schul-
veranstaltungen, sondern zu Veranstaltungen des 
Breitensports. Ich hab die Laufinitiative 2020 ge-
meinsam mit einer Gruppe von Laufveranstaltern 
gegründet. Wir sind dieses Jahr in 13 Volksschulen 
tätig, 13 Schulstandorte, 10 charmante Direktorin-
nen, 1.300 Kinder. Und noch vor dem Finale am 
nächsten Sonntag haben wir von 1.300 Kinder im-
merhin 585 Starts bei fünf Laufveranstaltungen, 
meine Damen und Herren. 

Es sind insgesamt von diesen 585 Starts an 
die 180 Kinder, die bei mehr als einer Veranstal-
tung am Start waren. Die Veranstalter sind natürlich 
entsprechend begeistert. Aber was viel wichtiger 
ist, alle Stimmen, die mir gesagt haben, dieser 
Leistungsdruck, den ich hier inszeniere und all die-
ser Zirkus mit Wettkampf, Wettlauf usw ..., das ist 
Humbug! Meine Damen und Herren, die Kinder 
haben Spaß an der Bewegung! Sie haben im Rah-
men einer solchen Sportveranstaltung und mitunter 
auch in der Vorbereitung Spaß an der ganzen At-
mosphäre. Und wenn wir heute davon reden, dass 
es im Bereich des Ehrenamtes sehr hohes Maß an 
zivilgesellschaftlichem Potenzial gibt, so darf ich 
darauf verweisen, dass wir in Österreich natürlich 
eine Tradition haben, in dem wir den Wintersport 
forcieren. Dem gegenüber stehen so Weltsportar-
ten wie die Leichtathletik oder auch der Fußball 
aktuell - den wir in Niederösterreich keineswegs 
vernachlässigen -, aber was die Leichtathletik be-
trifft, hier liegt einiges im Argen.  
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Es gibt einen Mann, den ich hier erwähnen 
möchte, das ist der gewisse Dr. Eduard Holzer, der 
seit Jahren diese so genannten Laufolympiade 
veranstaltet. Und der Dr. Eduard Holzer hat insge-
samt über 10.000 Kinder zu Sportveranstaltungen 
und zu Wettkämpfen gebracht. Und einige davon 
sind dann später Staatsmeister im Leichtathletikbe-
reich geworden. Also es hat sich gezeigt, dass man 
über das Heranführen in der Pflichtschule hin zum 
Hobbysport, zum Leistungssport, auch Spitzen-
sportler heranziehen kann. 

Diese Initiative, die wir im letzten Jahr gestartet 
haben, war eben, wie gesagt, heuer in 13 Volk-
schulen, für nächstes Jahr sind mittlerweile 26 an-
gemeldet. Das Problem ist nur, wie schaffen wir, 
dass wir im Turnunterricht Coaches, Trainer und 
Menschen bringen, die den Kindern praktisch von 
außen, und damit viel spannender als den norma-
len Regelschulbetrieb, von außen dann ein Erlebnis 
vermitteln und sie dann dazu animieren, an Wett-
veranstaltungen, also an Sportveranstaltungen, 
teilzunehmen? 

Die Teilnahme an solchen Sportveranstaltun-
gen ist auch eine Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben im Allgemeinen. Und da möchte ich anmer-
ken, nicht nur für die Kinder, sondern vor allem für 
deren Eltern. Und bei diesen Kindern, bei diesen 
1.300, die ich in diesem Jahr betreut habe, sind 
über 100 Flüchtlingskinder dabei. 

Und weil Sie vorhin gesprochen haben dan-
kenswerterweise von Inklusion, Integration, beson-
deren Bedürfnissen. Es gibt in Großweikersdorf 
einen jungen Mann, der sitzt im Rollstuhl. Heißt 
Felix. Und auch der hat es sich nicht nehmen las-
sen, in der Lauftrainingsstunde mit dem Rollstuhl 
die Einheit mitzumachen. 

Ich hab einen jungen Burschen im Nachbar-
dorf, das ist der Mody. Mody ist ein kleiner Syrer, 
war bis vor kurzem schwerst spastisch beeinträch-
tigt auf Grund dramatischer Ereignisse im Krieg in 
Syrien. Und die Kinder in Straning, die den Mody 
aufgenommen haben, die sind ein Vorbild für mich 
und für alle, die sich in diesem Bereich betätigen. 
Denn die machen alles richtig. Mody hat seine 
spastischen Anfälle reduziert und sein gesamtes 
Verhalten und seine gesamten Bewegungen haben 
sich stark gebessert. Und auch er war von Anfang 
an bereit, bei diesem Training mitzumachen. Und 
auch er hat Laufveranstaltungen besucht. Er ist 
zwar entsprechend langsam gelaufen, aber der 
Spaß war ihm beim Überschreiten der Ziellinie am 
Lächeln anzusehen. 

Und deshalb habe ich hier einen Antrag einge-
bracht oder vorbereitet, mit dem ich anregen 
möchte, dass wir die bestehenden Strukturen im 
Sportland Niederösterreich, also nicht nur jetzt das 
Sportland Niederösterreich selbst, sondern von den 
Stellen des Landesschulrates weg über „tut gut“, 
die Landessportverbände und andere Einrichtun-
gen, die eben in der Lage wären, die Kräfte, das so 
genannte zivilgesellschaftliche Potenzial und dann 
natürlich auch bescheidene Geldmittel zu bündeln 
und diese Initiative oder ähnliche Initiativen aus 
andere Sportarten zu unterstützen. Damit wir viel-
leicht irgendwann auch wieder bei der Sommer-
olympiade Sportler haben, die Österreich als Nation 
in dem Ausmaß vertreten, wie es einem so hoch 
technisierten Land wie Österreich auch wirklich 
zusteht. Daher der Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

des Abgeordneten Walter Naderer zur Gruppe 
2 des Voranschlags des Landes Niederösterreich 
für 2017, Ltg. 987/V-4 betreffend Heranführen der 
6-14-jährigen zum Hobby Sport durch Mitwirkung 
von Sport-Coaches im Turn- und Bewegungsunter-
richt. 

Österreich hat als Wintersportnation eine Tra-
dition in der Heranführung von Schülern zum Win-
tersport, insbesondere zum Schilauf. Es ist aller-
dings festzuhalten, dass die Teilnehmerzahlen an 
Schulschikursen rückläufig sind und im Gegenzug 
durch mangelnde Vorbereitung die Verletzungen 
beim Schilauf zunehmen. Der Bewegungs- und 
Turnunterricht ist für eine Schikursvorbereitung 
zumeist unzureichend gestaltet.  
Nicht nur durch den Klimawandel, sondern vor al-
lem durch die topographischen Gegebenheiten ist 
der Vermittlungsansatz hin zum Wintersport, der 
hauptsächlich aus wirtschaftlichen Interessen im 
Tourismusland Österreich verfolgt wird, zu hinter-
fragen.  

In den weltweit betriebenen Sommersportarten 
des Mannschaftssports und auch der Leichtathletik 
sind die Bemühungen im NÖ Schulsport fast aus-
schließlich auf Fußball und Volleyball konzentriert, 
Initiativen in anderen Sportarten sind nicht zentral 
geplant und koordiniert, ja nicht einmal angedacht, 
sondern basieren ausschließlich auf Initiativen ein-
zelner Lehrer, Trainer und Vereinssportler die sich 
zumeist ehrenamtlich engagieren. Dieses Engage-
ment zeigt sich als hocheffizient und sollte auf eine 
möglichst breite Basis gestellt werden, da es den 
Schülern durch die Arbeit von Trainern eine Ab-
wechslung und gleichzeitig kompetente Betreuung  
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ergibt. Nicht nur für Nachmittagsbetreuung, son-
dern vor allem für den regulären Turnunterricht ist 
eine periodische Einbindung von spezifischen Trai-
nern und Coaches aus den unterschiedlichsten 
Sportarten umzusetzen. Dabei ergäbe sich etwa im 
Bereich des Laufsports durch die Vielzahl der Ver-
anstaltungen in allen Regionen Niederösterreichs 
für Hobbysportler eine Möglichkeit, Kindern im 
Turn- und Bewegungsunterricht einen Zugang wie 
auch Vorbereitung für Hobbylaufveranstaltungen 
anzubieten. Damit wird für Kinder und Jugendliche 
der Sport zu einer Möglichkeit der Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben, zur Erweiterung des so-
zialen Umfeldes und vor allem zur Stärkung von 
Körperbewusstsein. 

Von Seiten der Landesregierung sollten daher 
Schritte unternommen werden, dieses Heranführen 
von Kindern in den Hobby-Wettkampfsport zu för-
dern und vor allem mit den übergeordneten Ein-
richtungen des Landes NÖ zu unterstützen. Dabei 
kann auf regionale Schwerpunktsportarten auch 
individuell eingegangen werden. 

Der Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, mit den 
bestehenden Strukturen der Aktionen und Stellen 
des Landesschulrates, von ‚Sportland NÖ‘, ‚Tut gut‘ 
und den Landessportverbänden ein Konzept zu 
erstellen, wodurch in den jeweiligen Sportarten 
Möglichkeiten und Wege aufgezeigt werden, die 
das Heranführen von Kindern im Pflichtschulalter 
zu Hobbysportveranstaltungen zum Ziel haben.“  

Dass Hobbysportveranstaltungen Breitensport 
ist, habe ich schon gesagt. Und ich glaube, es ist 
im Sinne aller, wenn wir uns bemühen, dass diese 
Initiativen gestärkt werden. Danke! (Beifall bei 
FRANK.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Schmidl. 

Abg. Schmidl (ÖVP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stell-
vertreterin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Hohes 
Haus! 

Ich darf zum Thema Sport sprechen. Für den 
Bereich Sport sind Ausgaben von 23,1 Millionen 
Euro vorgesehen: 11,7 Millionen Euro aus dem 
Sport-Euro und 11,3 Millionen Euro an Landesmit-
teln. 

Mit der Einführung der Erhöhung der GIS-Ge-
bühren am 1.9.2015 konnten Mehreinnahmen von 
8,8 Millionen Euro auf 10,6 Millionen Euro budge-
tiert werden und können daher im Voranschlag von 
2016 und 2017 berücksichtigt werden.  

Mit der Sportstrategie 2020 ist der Rahmen für 
die Sportpolitik für die nächsten Jahre geschaffen 
worden mit dem Sportland Niederösterreich-Slogan 
bewegt, begeistert, gewinnt. Bewegt steht für eine 
verankerte Bewegungskultur. Begeistert steht für 
Freude und Emotion. Gewinnt für nachhaltige 
Leistungskultur. Danke an unsere Frau Landesrätin 
und ihr Team, für ihren Einsatz für den Sport in 
Niederösterreich. 

Im Breitensport sollte mindestens einmal in der 
Woche Sport betrieben werden. Was in Zahlen ein 
Plus von 20 Prozent oder 100.000 Personen ent-
sprechen würde. Im Spitzensport würde das ein 
Plus von 100 Nachwuchs-Meistertiteln bedeuten. 

In der Landessportverwaltung wird die 
Sportstrategie 2020 umgesetzt. Dabei werden neue 
Aktivitäten und Projekte in Angriff genommen und 
umgesetzt. Bewährte Maßnahmen werden ausge-
baut und gefördert. Dazu gehören, finanzielle Un-
terstützung, das Sportsystem Neu. Der Schwer-
punkt für die nächsten Jahre liegt in der Sicherstel-
lung einer langfristigen Unterstützung für unser 
niederösterreichisches Sportwerk. Ein ergebnisori-
entiertes Fördersystem in der NÖ Landessportver-
waltung. Bei der Sportinfrastruktur Umsetzung der 
Ausbaustufe 11 im Sportzentrum Niederösterreich 
bei der Nutzung von öffentlichen Räumen für Kin-
der- und Jugendsportprojekte Sport your space. 

Den Stellenwert und das Image stärken und 
die Motivation zum Sport in der Bevölkerung veran-
kern: Bei Sportveranstaltungen sollen die Vernet-
zungen zu Großsportveranstaltern besser gelingen. 
Bei Breitensportinitiativen sind vorgesehen: Aktion 
SkiKids für 800 Schi- und Snowboarder. Nieder-
österreichische RuningKids mit Michael 
Buchleitner, Niederösterreichische Familiensport-
tage und LeBe, das ist ein Einstiegsprogramm, 
Sport und Bewegung für Senioren. 

Das Sportzentrum Niederösterreich ist seit 25 
Jahren in Betrieb und so auch in seine Jahre ge-
kommen. Mit der Ausbaustufe 11, so wird dieses 
Projekt genannt, wird das Gebäude optimiert und 
saniert. Eine Investition von 12 Millionen Euro soll 
eine jährliche Ersparnis an Betriebskosten von 
200.000 Euro bringen. Und es wird wieder den 
Vorschriften entsprechend adaptiert. 
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Für Vereine und Gemeinden gibt es für den 
Ausbau einer modernen bedarfsgerechten und 
sicheren Sportinfrastruktur einen Schwerpunkt der 
Sportförderung. Etwa 300 Sportvereine und Ge-
meinden erhalten jährlich eine Förderung von 3 bis 
4 Millionen Euro. Das ist eine Investition in den 
Sport, in Lebensqualität und Gesundheit der Men-
schen. 

Dabei sind die vielen Freiwilligen ein wichtiges 
Standbein. Landesweit sind das 22 Prozent. 8 Pro-
zent alleine entfallen auf den Fußball. Und das sind 
in Zahlen 60.000 ehrenamtliche Funktionäre. 

Ich bin auch sehr stolz auf unseren SKN. Er 
spielt jetzt in der Bundesliga und ich freue mich 
schon auf die Spiele im Sommer. Das Fußballfieber 
hat jetzt ganz Österreich gepackt und mit der 
Europameisterschaft in Frankreich. Beim National-
team sind drei Niederösterreicher dabei: Der Stür-
mer Marc Janko, der Teamkapitän Christian Fuchs 
und der Verteidiger Markus Suttner. 

Somit wünsche ich dem Team alles Gute, Kopf 
hoch! Und ich denke, ich bin schon stolz, dass sie 
dabei sind. Alles Gute! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Weiderbauer. 

Abg. Weiderbauer (GRÜNE): Herr Präsident! 
Frau Landesrätin! Frau Landeshauptmann-Stell-
vertreterin! Hohes Haus! 

Bevor ich zum erfreulichen Thema des Sports 
komme, sei es mir gestattet als Bildungs- und Wis-
senschaftssprecher noch einmal ganz kurz auf das 
Thema Landesakademie und Privatstiftung einzu-
gehen. Auch ich habe mit einigen Leuten der Lan-
desakademie Gespräche geführt ... 

Präsident Ing. Penz: Bitte, Herr Abgeordneter, 
Sie reden zum Thema Sport. 

Abg. Weiderbauer (GRÜNE): Ich glaube, Herr 
Präsident, es ist schon des Öfteren heute über 
Themen vermischt gesprochen worden ... 

Präsident Ing. Penz: Nein! Es ist ganz klar, 
dass Sie jetzt zum Thema Sport reden. 

Abg. Weiderbauer (GRÜNE): Die Unsicher-
heit haben nicht wir ins Spiel gebracht ... 

Präsident Ing. Penz: Wenn Sie weiterreden, 
erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf. 

Abg. Weiderbauer (GRÜNE): ... die Herr-
schaften von der ÖVP. Dankeschön! Ich bin schon 
fertig. 

Aber ich bin trotzdem der Meinung, dass heute 
schon öfter über Themen gesprochen wurde, die 
nicht genau auf der Tagesordnung gestanden sind. 
Und ich hätte gerne das Recht auch für mich in 
Anspruch genommen. Aber wenn es unangenehm 
ist, dann darf man halt nicht darüber reden. Gut. 
(Unruhe bei der ÖVP.) 

Noch einmal: Die Verunsicherung ist absolut 
nicht durch uns entstanden, sondern die Bediens-
teten der Landesakademie, die Angestellten, sind 
zu uns gekommen, haben uns erzählt, dass sie 
extrem verunsichert sind über die Vorgangsweise. 
Das möchte ich festhalten. Und uns zu unterstellen, 
wir hätten verunsichert, weise ich auf das Schärfste 
zurück! 

Und wenn jetzt schon vom Akutteam die Rede 
war, würde ich gern wissen, wie es damit weiter 
geht. Eine Mitarbeiterin von mir ist hier sehr enga-
giert beschäftigt. Und ich würde mich sehr interes-
sieren dafür, wie das hier geplant wird, wie das hier 
weiter organisiert wird. So. 

Jetzt zum Sport. Ich schließe mich den Wün-
schen meiner Vorrednerin an was das Fußballteam 
der Österreicher anbelangt. Ich wollte eigentlich 
heute gar nicht über Fußball reden, weil ich bei 
meinen Reden zum Sport immer darauf hinweise, 
dass Fußball bevorzugt wird, und das ist auch so 
finanziell und was die Sportstätten anbelangt. Aber 
wir haben zumindest, auch ganz erfreulich, einen 
Niederösterreicher, der mittlerweile Weltklasse im 
Tennis ist. Und auf den sollten wir auch nicht ver-
gessen. Und auf den sind wir sicher auch sehr 
stolz. 

Was den Sport insgesamt in Niederösterreich 
anbelangt, ist das Geld hier ... (Abg. Thumpser 
MSc: Kanufahrer, Kletterer!) 
Ja, ja. Ich will jetzt die Zeit nicht allzu sehr ausrei-
zen. Außerdem hab ich mir jetzt nicht alle aufge-
schrieben, okay? 

Gerade im Sport werden von der Spitze über 
die Breite bis Basis und Kinder- und Jugendsport, 
Behinderten-, Versehrtensport, Gesundheits-, Se-
niorensport wird alles gut abgedeckt, das Geld gut 
verteilt. Und weil schon immer angesprochen wurde 
jetzt die Kinder hinzuführen zu mehr sportlicher 
Betätigung, ja, auch das haben wir intensiv. Meine 
Kollegin hat darauf hingewiesen, dass es die  
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Sportstrategie 2020 gibt. Auch da diskutieren wir im 
Landessportrat immer wieder darüber und bringen 
das ein, dass es sehr wichtig ist, Kinder nicht nur 
dem Schulsport alleine mit diesen drei, vier Stun-
den in der Woche zu überlassen, sondern zu ver-
suchen, sie in Vereine zu integrieren. 

Nachdem die Vereinstätigkeit sehr rege ist, ge-
rade was den Sport anbelangt, mach ich mir da gar 
nicht so viele Sorgen. Und ich glaube auch, dass 
das finanzielle Problem nicht wirklich vorhanden ist. 
Denn wenn Kinder und Jugendliche in Vereinen 
organisiert sind und dort mittun, kümmert man sich 
seitens der Vereine auf alle Fälle um sie. Noch 
dazu, wenn sie ein großes Talent aufweisen, dann 
sowieso. 

Ich begrüße wieder den Resolutionsantrag der 
FPÖ was das Legionärsunwesen anbelangt beim 
Fußballsport und unterstütze den wie jedes Jahr 
gerne. Hier sollte man sicher mehr das Augenmerk 
auf die Förderung der Jugend, der einheimischen 
Jugend legen. Und um da jetzt keine Missverständ-
nisse aufkommen zu lassen, man könnte oder 
sollte auch die Asylwerber hier mit einbeziehen. 
Das habe ich nicht gemeint. Sondern dass man 
teure Legionäre aus dem Ausland holt, sie bezahlt 
dafür. Die kommen vielleicht, wenn es gut geht, 
zum Trainieren, und nicht einmal das. Und das 
wollen wir damit oder das will dieser Antrag verhin-
dern und deswegen ist er auch unterstützenswert. 

Wir haben sehr viele Spitzensportlerinnen, 
Staatsmeisterinnen in Niederösterreich. Sie sind 
Vorbild für die Jugend und sollen das auch sein. 
Und daher möchten wir als grüne Fraktion gerne 
diesem Budgetansatz zustimmen. Und ich habe 
schon schriftlich den Antrag eingebracht, hier eine 
getrennte Abstimmung durchzuführen. Danke-
schön! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Klubobmann Waldhäusl. 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Werte Frau Landeshauptmann-Stellver-
treter! Frau Landesrätin! Hoher Landtag! 

Auch ich darf zum Thema Sport nicht nur einen 
Antrag einbringen, sondern möchte da auch die 
Gelegenheit nutzen, so wie jedes Jahr, hier schon 
einiges Wesentliche darüber sprechen. Nämlich 
das Wichtigste, danke zu sagen, so wie jedes Jahr 
an die vielen tausenden ehrenamtlichen Funktio-
näre in den Vereinen, an die ehrenamtlichen 
Trainer. An all jene, die mithelfen und mitwirken, 
dass das Vereinsleben, dass ein gesundes Ver-

einsleben in den Gemeinden für unser Bundesland 
möglich ist. 

Dass Väter, Mütter, Jugendliche mithelfen 
beim Ablauf, beim Training, Fahrten übernehmen 
mit dem eigenen Pkw, um sicherzustellen, dass 
erstens das Hobby, das gesunde Hobby funktio-
niert, ob im Breitensport, im Spitzensport. Aber 
auch mithelfen, dass wir doch immer wieder gute 
Spitzensportler aus den eigenen Reihen hervor-
bringen, auf die wir natürlich insgesamt dann stolz 
sind. 

Ich möchte keinen Namen jetzt nennen, weil 
sonst ist es genauso wie bei den Vorrednern, dass 
jemand sagt, warum nennst du nicht diesen oder 
jenen, es gibt hier noch viele. Ich sage es einfach: 
Vom Wintersport beginnend übers Schifahren, bis 
zum Snowboarden, über Tennis, über Fußball. Da 
möchte ich natürlich diese zwei Mannschaften 
schon nennen. Weil es ist nicht nur der Meister 
SKN, sondern als Waldviertler muss ich natürlich 
auch und mit dem Bürgermeister-Kollegen unsere 
Horner erwähnen, die jetzt auch wieder aufgestie-
gen sind. Also ich glaube, wenn wir noch ein 
„Randl“ weiter tun im Waldviertel, spielen wir wieder 
ein Darby, Horn gegen SKN. Vielleicht ist das ein 
ehrgeiziges Ziel, aber es ist möglich. (Unruhe im 
Hohen Hause.) 

Ich glaube auch, dass wir einen Fehler nicht 
machen sollten, der in der Vergangenheit in einigen 
Sportdiskussionen erfolgt ist, den Breitensport ge-
gen den Spitzensport auszuspielen. Beide sind 
notwendig. Gute Spitzensportler können nur aus 
einem funktionierenden Breitensport hervorgehen. 
Und letztendlich bringt all das Tourismus in das 
Land, bringt Wirtschaft in das Land und bringt 
Wertschöpfung in das Land. 

Ein Beispiel des Tourismus ist sicher der Rad-
tourismus, der auch gesund ist, der auch extrem 
ausgeübt ein sehr wesentlicher Spitzensport sein 
kann, aber letztendlich im Breitensport für Jung und 
Alt Befriedigung bringt. 

Und ich glaube, Niederösterreich ist geeignet 
dazu, hier auf diesem Weg weiter zu machen, so 
wie bisher. Auch, und da ein großes Lob an unsere 
Petra Bohuslav, auch unpolitisch Sportpolitik zu 
betreiben. Und da kann man nicht immer oder oft 
genug es erwähnen und auch dazu Danke sagen, 
dass hier tatsächlich sehr vieles gut gemacht wird. 

Die vielen Gemeinden, die hier natürlich mit-
helfen, mit unterstützen. Nicht nur das Land, son-
dern auch die Gemeinden unterstützen alle Vereine 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2015/16 der XVIII. Periode 38. Sitzung vom 15. Juni 2016 

930 

in allen Belangen und auch das sollte man immer 
wieder erwähnen. 

Wenn bereits angekündigt wurde und hier eine 
Übereinstimmung mit den Grünen betreffend des 
Antrages von uns besteht mit der Förderung der 
Jugend- und Nachwuchsarbeit und Eindämmung 
des Legionärsunwesens, dann zeigt es genau auf, 
worum es geht. Da geht’s nicht um In- oder Aus-
länder. Da geht’s überhaupt nicht um diesen Be-
reich! Sondern da geht’s eindeutig darum, und ich 
sage auch, warum ich das immer wieder einbringen 
werde. Weil ich es draußen höre! Und ich bin jener 
Politiker, der gerne Patronanzen übernimmt, der 
gerne sich Fußballspiele anschaut, aber auch Ten-
nisspiele. In den unteren Mannschaften, in den 
unteren Bereichen, also nicht in der höchsten Liga. 
Und dort klagt man immer wieder darüber, dass 
man für den eigenen Nachwuchs zu wenig Unter-
stützung bekommt. Dass es sehr teuer ist, dass die 
Gemeinden nicht mehr das Geld haben, das sie 
einmal hatten, aber dass auch das gegenseitige 
Hinauftreiben der Vereine, jeder hat zwei Legio-
näre, manche sogar drei, und daher muss man sie 
auch haben, damit man nicht absteigt. Und dann 
spielt man eh schon in der Schutzliga, ob Tennis 
oder Fußball, und man hat sie noch immer. 

Und dann wundert man sich, wenn die jungen 
Leute hier dann wirklich den Mut verlieren, zu sa-
gen, ich möchte auch mitspielen. Na selbstver-
ständlich wird der 35-jährige Legionär, der erfahren 
ist, für diese Mannschaft mehr Wert bringen im 
Spielerischen wie der junge 17- oder 18-Jährige. 
Aber ich kann ein Beispiel nennen. Es gibt Mann-
schaften, die dann trotzdem sagen, mir ist es egal, 
wir spielen mit den eigenen. Und auch sie steigen 
nicht ab, sie spielen halt im hinteren Drittel. Aber 
komischerweise, eines merke ich schon, wenn ich 
dort am Fußballplatz bin. Da ist eine riesen Stim-
mung. Da sind die Familien dort, da sind sehr viele 
Menschen am Fußballplatz. Menschen aus der 
Region, die ihre Kinder, ihre Verwandten oder die 
Jugend aus der Region spielen sehen möchten. 

Wenn man da eingreifen würde und sagen, bis 
zu einer gewissen Spielklasse lasst man sie einfach 
mit dem, dann ersparen sich die Vereine das Geld 
für diese Legionäre, die für jedes Spiel, für jedes 
Training Geld verlangen. Die Vereine müssten 
dann die Festln nicht organisieren um diese Legio-
näre bezahlen zu können, sondern könnten den 
Erlös aus dem Festl auch in die Nachwuchsarbeit 
investieren. Und die Gemeinden bräuchten viel-
leicht hier weniger Geld dazu oder könnten auch 
das Geld den Vereinen deswegen geben, weil 
diese Vereine sehr viel in den Bereich in die Nach-
wuchsarbeit investieren. 

Darum geht es. Und ich stelle daher wieder 
den Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Waldhäusl, Königsberger, 
Ing. Huber, Landbauer, Gabmann, Dr. Von 
Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 2 des Vor-
anschlages des Landes Niederösterreich für das 
Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016, betreffend stärkere 
Förderung von Jugend und Nachwuchsarbeit – 
Eindämmung des Legionärsunwesens. 

Es gibt nur wenige Sportarten, die sich so gro-
ßer Beliebtheit erfreuen, wie Fußball. Was Kinder 
und Jugendliche auf dem Fußballplatz erfahren, ist 
weit mehr als nur körperliche Ertüchtigung. So ler-
nen sie auf spielerische Weise, sich an bestimmte 
Regeln zu halten und im Kollektiv bzw. Team spie-
len zu müssen, um etwas zu erreichen, aber auch 
die Koordination wird dadurch geschult. Wertvolle 
Erfahrungen, die auch im realen Leben abseits vom 
Fußballplatz von großem Vorteil für die jungen Her-
anwachsenden sein können. Darüber hinaus darf 
man auch nicht auf den gesundheitlichen Aspekt 
vergessen, den die sportliche Betätigung mit sich 
bringt.  

Um den heimischen Nachwuchssportlern, wie 
beispielsweise im Fußball, mehr Chancen zu ge-
ben, ist es erforderlich, schon ab den „untersten“ 
Spielklassen das Legionärswesen nicht ausufern zu 
lassen. Immer wieder schaffen eigene Nachwuchs-
sportler den Sprung in die Kampfmannschaft nicht, 
weil ihm ein Legionär, der zudem dem Verein viel 
Geld kostet, den Platz verstellt. Um diesem Trend 
entgegen zu wirken, wäre es wichtig, Niederöster-
reichs Jugend, insbesondere die sportliche Nach-
wuchsarbeit der Vereine noch stärker als bisher 
abhängig von ihrer Jugendarbeit zu fördern. So 
könnte man nicht nur in die Gesundheit unserer 
Kinder und Jugendlichen investieren, sondern 
würde sich zudem auch den Ankauf von teuren 
Legionären aus dem Ausland ersparen. Die Ver-
antwortlichen des Landes Niederösterreich sollten 
daher mit den Entscheidungsträgern in den nieder-
österreichischen Sportverbänden in Verhandlung 
treten, um eine Regelung zu erarbeiten, die sicher-
stellt, dass z.B. die Spielklassen bis zur 1. Landes-
liga im Fußball ohne Legionäre ihr Auskommen 
finden. Diese sollten auf alle Breitensportarten an-
gewandt werden. Eine solche Regelung hätte auch 
den Vorteil, dass der Matchbesucher vor Ort wieder 
mehr Bezug zu „seinem Verein und seinen Sport-
lern“ hätte. Die Zuschauerzahlen würden wieder 
steigen. Mehreinnahmen und eingesparte Mittel für 
Legionäre könnten zusätzlich für mehr Nachwuchs-
arbeit verwendet werden. Auch anerkannte Exper-
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ten in Sachen Nachwuchsfußball treten für eine 
solche Regelung ein.  

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, im 
Sinne der Antragsbegründung  

1. im Interesse der Nachwuchsarbeit der Ver-
eine bei Förderungen noch stärker die Jugend und 
Nachwuchsarbeit zu berücksichtigen sowie Kinder- 
und Jugendwettkämpfe zu fördern und  

2. mit den Verantwortlichen in den Sportver-
bänden Verhandlungen aufzunehmen, um eine 
Regelung betreffend Eindämmung des Legionärs-
wesens zu schaffen.“ 

Und abschließend möchte ich der Richtigkeit-
halber, Herr Präsident, festhalten, weil ich der 
Letztredner bin, dass ich selbstverständlich jetzt 
auch die Möglichkeit hätte, über Bildung und über 
Wissenschaft zu sprechen. Ich habe das schon 
einmal angemerkt. Alles, was die Klubdirektoren 
machen, ist nicht immer das Klügste. Denn in die-
ser Regelung hat der Erstredner, der Hauptredner 
und der Schlussredner die Möglichkeit zu replizie-
ren in dem Fall und über alle Gebiete zu reden. Nur 
ist nicht ausgedeutscht, wer ist der Schlussredner. 

Weil wenn ich jetzt rausgehe, bin ich der 
Schlussredner. Dann meldet sich der Huber und 
dann ist er der Schlussredner. Das heißt, Herr Prä-
sident, es ist nicht immer alles gescheit, was an-
dere machen, machen wir es das nächste Mal 
selbst. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Ing. Penz: Ja, ich kann nicht alles 
alleine machen, Herr Klubobmann. Vielen Dank! 

Zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Dr. 
Von Gimborn. 

Abg. Dr. Von Gimborn (FRANK): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landes-
hauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Landes-
rätin! Meine Damen und Herren des Landtages! 

Betrachtet man die Voranschläge der kom-
menden Jahre, müsste man eigentlich davon aus-
gehen dürfen, dass dem Bereich Sport und außer-
schulische Leibeserziehung jährlich zusätzliche 
finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
Leider verrät jedoch der genaue Blick, dass die 
Rechnungsabschlüsse in diesem Bereich jeweils 

sehr viel geringer sind. Das bedeutet also, dass 
unabhängig von den in Aussicht gestellten finanzi-
ellen Mitteln sukzessiv weniger Geld für Sport und 
außerschulische Leibeserziehung zur Verfügung 
gestellt oder verwendet wird. Egal ob in den Berei-
chen Jugendsport, Trainereinsatz oder Sportver-
eine, -verbände, überall dort sind die Ausgaben 
rückläufig. 

Wenn man an die Bemühungen des Sportlan-
des Niederösterreich denkt und auch in der Umset-
zungsstrategie 2020 ist dieser Negativtrend eigent-
lich nicht zu verstehen. Kinder brauchen Bewe-
gung. Das ist keine Frage. Auf Bundesebene wurde 
gerade das Pilotprojekt zur täglichen Sport- und 
Bewegungseinheit in Schulen vorgestellt. 

Mit Beginn des nächsten Schuljahres wird also 
den Kindern in öffentlichen Pflichtschulen vorerst 
einmal nur im Burgenland die Möglichkeit für eine 
tägliche Sport- und Bewegungseinheit garantiert. 
Kinder brauchen aber nicht einmal wöchentlich 
Bewegung, sondern täglich Bewegung und am 
Besten 60 Minuten. 

Wir haben sicherlich ein gesellschaftliches 
Problem, wenn die Kinder diese Möglichkeit der 60 
Minuten Bewegung nicht mehr haben, weil sie ein-
fach vor den Fernseher gesetzt werden. Und wenn 
man bedenkt, dass in Österreich gut ein Fünftel der 
Mädchen und gut ein Viertel der Buben im Alter von 
7 bis 14 Jahren übergewichtig sind, kommt das 
Projekt keinen Tag zu früh. 

So unglaublich es klingt, aber knapp 6 Prozent 
unserer Mädchen und 9 Prozent unserer Buben 
sind bereits adipös, also stark übergewichtig. Das 
heißt, viele Kinder und Jugendliche wiegen schon 
so viel, dass sie vielleicht gar keine Lust mehr ha-
ben, über Hindernisse zu klettern, weil sie genau 
wissen, dass sie eben neben den anderen, den 
weniger gewichtigen, schlecht aussehen. Sie wer-
den dick, weil sie sich wenig bewegen, sie bewe-
gen sich nicht, weil sie zu dick sind. Ein Teufels-
kreis. 

Bewegungsmangel macht den Körper krank! 
Wir wissen, dass Bluthochdruck, Gelenksprobleme, 
Diabetes, das sind nur einige körperliche Folgen 
von Übergewicht. Somit ist das Pilotprojekt des 
Bundes auf jeden Fall zu begrüßen. Jedoch muss 
uns auch klar sein, dass das Thema Bewegungs-
mangel mit einer Stunde Bewegung am Tag nicht 
abgetan werden kann. Die Zusammenarbeit und 
Förderung mit Vereinen muss intensiviert und ge-
fördert werden. Bewegung ist generell ein Motor für 
Lebensfreude und Aktivität. Für viele Kinder und  
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Jugendliche gehören Bewegung, Spiel und Sport 
im Verein Gott sei Dank noch zu den wichtigsten 
und beliebtesten Freizeitbeschäftigungen. 

Gerade der Sportverein ist ein zentraler Ort, 
der ihnen viel mehr als Sport bietet. Er steht für 
Gemeinschaft, für soziale Integration, Zusammen-
gehörigkeit, stabile, soziale Beziehung und Ver-
trauen. Doch die Zahl der Familien, denen es 
schwer fällt, ihren Kindern diese gesellschaftliche 
Teilhabe zu ermöglichen, die steigt. Teilhabe im 
Vereinswesen ist in meisten Fällen mit Kosten ver-
bunden. Es fallen unter anderem Mitgliedsbeiträge, 
aber auch noch Ausrüstungskosten, Teilnahme-
kosten und Reisekosten an. Und wenn Armut zur 
Ausgrenzung führt, wenn Betroffene häufig aus 
Scham auch mit Rückzug aus dem gesellschaftli-
chen Leben und aus den Sportvereinen reagieren, 
dann rauben wir diesen Kindern eine wichtige 
Chance, ihr persönliches Potenzial zu entfalten und 
sich zu eigenständigen, gesunden Persönlichkeiten 
zu entwickeln. 

Kinder, die von Armut betroffen sind, leiden in 
überdurchschnittlich hohem Maße an Depression. 
Sie zeigen Symptome wie Unsicherheit, Angstge-
fühle, Schlafstörungen sowie Konzentrations- und 
Leistungsstörungen. Diese Kinder weisen auch 
große Häufigkeit von körperlicher Erkrankungen 
auf. 

Wenn wir das Potenzial dieser Kinder und Ju-
gendlichen nicht verlieren wollen, dann müssen wir 
ihnen Perspektiven aufzeigen und ihnen eine sport-
liche Teilhabe garantieren. Und ich fordere wieder 
diesen Sportscheck in der Höhe von 150 Euro pro 
Kind. Denn das würde Kindern und Jugendlichen 
aus ärmlichen Verhältnissen ermöglichen, Ausrüs-
tungsgegenstände wie zum Beispiel Fußball-
schuhe, Schwimmtrikots, Tennisschläger oder 
Laufschuhe zu erwerben. Diese Unterstützung 
würde ihnen auch erleichtern, an schulischen 
Sportaktivitäten wie Eislaufen statt Turnunterricht 
oder zu Wettkampfstätten zu reisen, an Wett-
kämpfen teilzunehmen, somit teilzuhaben. Ich stelle 
daher folgenden Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Dr. Gabriele Von Gimborn 
zur Gruppe 2 des Voranschlags des Landes 
Niederösterreich für 2017, Ltg. 987/V-4, betreffend 
Einführung eines Sport-Scheck.  

Für viele Kinder und Jugendliche gehören Be-
wegung, Spiel und Sport im Verein zu den wich-
tigsten und beliebtesten Freizeitbeschäftigungen. 
Gerade der Sportverein ist ein zentraler Ort, der 

ihnen viel mehr als Sport bietet. Er steht auch für 
Gemeinschaft, soziale Integration, Zusammengehö-
rigkeit, stabile soziale Beziehungen und Vertrauen.  

Doch die Zahl der Familien, denen es schwer 
fällt, ihren Kindern diese gesellschaftliche Teilhabe 
zu ermöglichen, steigt, denn Teilhabe im Vereins-
wesen ist in den meisten Fällen mit Kosten verbun-
den. Es fallen unter anderem Mitgliedsbeiträge oder 
auch Ausrüstungs- Teilnahme-, und Reisekosten 
an. 

Wenn Armut zu Ausgrenzung führt, wenn Be-
troffene, häufig aus Scham, mit Rückzug aus dem 
gesellschaftlichen Leben und aus Sportvereinen 
reagieren, dann rauben wir diesen Kindern eine 
wichtige Chance, ihr persönliches Potenzial voll zu 
entfalten und sich zu eigenständigen, gesunden 
Persönlichkeiten zu entwickeln. Kinder die von 
Armut betroffen sind, leiden erwiesenermaßen in 
überdurchschnittlich hohem Maße an Depressio-
nen. Sie zeigen Symptome, wie Unsicherheit, 
Angstgefühle, Schlafstörungen sowie Konzentrati-
ons- und Leistungsstörungen. Diese Kinder weisen 
auch mit großer Häufung körperliche Erkrankungen 
auf.  

Ein Sport-Scheck in der Höhe von € 150 pro 
Jahr und pro Kind würde es Kindern und Jugendli-
chen aus ärmlichen Verhältnissen ermöglichen, 
Ausrüstungsgegenstände wie. z.B. Fußballschuhe, 
Schwimmtrikots, Tennisschläger oder Laufschuhe 
zu erwerben. Diese Unterstützung würde ihnen 
auch erleichtern, an schulischen Sportaktivitäten 
teilzunehmen (z.B. Eislaufen statt Turnunterricht) 
oder zu Wettkampfstätten zu reisen und an Wett-
kämpfen teilzunehmen – teilzuhaben.  

Die Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, die 
entsprechenden Grundlagen vorzubereiten bzw. zu 
schaffen, um jedem Kind, wohnhaft in einem ar-
mutsgefährdeten Haushalt, einen jährlicher Sport-
Scheck in der Höhe von €150,- zur Verfügung zu 
stellen, damit diese Kinder an sportlichen Aktivitä-
ten teil nehmen können.“  

Meine Damen und Herren! Gesunde Kinder 
und Jugendliche, denen die Möglichkeit geboten 
wird, ihr persönliches Potenzial voll zu entfalten und 
sich zu eigenständigen, gesunden Persönlichkeiten 
zu entwickeln, sind eine unbezahlbare Ressource 
für unser Land Niederösterreich. Und sie werden 
eine unschätzbare Bereicherung für Niederöster-
reich sein. Dankeschön! (Beifall bei FRANK.) 
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Präsident Ing. Penz: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dworak. 

Abg. Dworak (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stell-
vertreterin! Frau Landesrätin! Hohes Haus! 

Zum Thema Sport kommend. Wir werden die-
sem Budgetansatz natürlich sehr gerne zustimmen, 
im Ausmaß von 22,6 Millionen Euro an Ausgaben 
und 3,4 Millionen Einnahmen. Weil wir damit auch 
gewährleistet haben, dass wir nicht nur dem gan-
zen Bereich des Spitzen-, Breitensports und Ver-
einssports sehr gut dienen können, sondern auch 
eine wichtige Maßnahme, eine dicke Facette se-
hen, nämlich den Gesundheitssport und die Ge-
sundheitsprävention. Und all das, was wir hier in-
vestieren, dient auch der Gesundheit, aber auch 
unserem Ziel, dass wir mehr Niederösterreicherin-
nen und mehr Niederösterreicher im wahrsten 
Sinne des Wortes bewegen und damit auch gesund 
erhalten. 

Gerade wir in Niederösterreich haben hier ge-
mäß einer BSO-Statistik ein bisschen Nachholbe-
darf, speziell wenn wir uns die Zahlen anschauen. 
Wir sagen, es gibt derzeit nur wirklich 15 Prozent 
unserer Landesbürgerinnen und Landesbürger, die 
tatsächlich täglich Sport betreiben. Und wir können 
auch sagen, es gelingt nur 20 Prozent der Landes-
bürger, sich einmal in der Woche zu bewegen. Und 
ich glaube, hier muss der Ansatz sein, ihnen klar zu 
machen, wie wichtig Sport wäre. Vor allen Dingen 
Sport, der im organisierten Bereich, in den Verei-
nen, Institutionen oder auch von gemeinden- und 
länderübergreifenden Aktionen durchgeführt und 
geleitet wird. 

Und deshalb ist es mir wichtig, hier zu betonen, 
dass 43 Prozent der Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreicher eigentlich bereit wären, sich 
sportlich zu betätigen, wenn das Angebot stimmt. 
Und ich glaube, genau das ist der Ansatz, dass wir 
weiter darin investieren, gute Sportstätten zu ha-
ben, moderne Sportstätten. Dass wir das Vereins-
angebot aufrecht erhalten, die Organisationsstruk-
tur der Dachverbände nutzen, aber auch uns im 
Klaren darüber sind, dass wir gerade dabei wichtige 
Anreize schaffen müssen um auch die Vereine zu 
motivieren. 

Und damit bin ich bei einem sehr wichtigen 
Thema. Denn gerade hier spielen auch die Vereine 
in den Gemeinden eine wichtige Rolle. Eine Rolle, 
weil die Partnerschaft Verein, Gemeinde und Land 
gelebt wird und wir auch erkennen, dass auch die 
Gemeinden sehr viel Geld in die Hand nehmen um 
diese Partnerschaft zu pflegen. Deshalb die gute 

Nachricht, dass wir in dieser Statistik auch sehen, 
dass 80 Prozent, wenn sie sich sportlich betätigen, 
gesundheitliche Gründe anführen. Und ich denke 
mir, das ist ein neues Bewusstsein, das ist vor allen 
Dingen aber auch eine Erkenntnis, dass wir damit 
auch auf den Umweg über die Krankenhaus-, über 
die Betreuungskosten den Krankenkassen rund 
eine halbe Milliarde Euro ersparen können. An 
Kosten, die sie sonst in die Behandlung von Herz-
Kreislauf-Erkrankungen, Erkrankungen des Bewe-
gungsapparates investieren müssen um die Men-
schen wieder gesund und fit zu machen. 

Und deshalb glaube ich auch, dass wir in die-
sem Bereich mehr unternehmen müssen. Mehr 
insofern, weil wir gerade sehen, dass Niederöster-
reich hier österreichweit ein bisschen nachhinkt, wir 
aber die Bemühungen gerne machen. Deshalb 
sage ich Danke für die Bemühungen des Landes, 
auch der Gemeinden und der Vereine. 

Vielleicht auch ein Vergleich, weil es mir wich-
tig ist und weil hier sehr viele Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister im Landtag sitzen. Die Vereine 
sind ja nicht nur in diesem Fall das sportliche 
Rückgrat einer Gemeinde, sondern auch in vielen 
Bereichen Kommunikationszentren und gesell-
schaftliche Faktoren. Und ich denke mir, jede Stadt, 
jede Gemeinde wäre eigentlich sehr arm, wenn es 
kein Vereinsleben gäbe, welches das Ganze ein 
bisschen belebt. Und hier haben die Dachver-
bände, die Union, der ASVÖ, die ASKÖ eine be-
deutende Rolle. 

Insgesamt fast 2.000 Vereine in diesen drei 
Verbänden mit rund 330.000 Mitgliedern. Und wo-
von wir auch sagen können, es sind 20.000 ehren-
amtliche Funktionärinnen und Funktionäre tätig. 
20.000. Die Studie der BSO belegt auch, dass 
diese Funktionäre pro Woche rund 5 Stunden un-
entgeltlich in ihren Vereinen arbeiten, für ihren Ver-
ein. Dafür, dass die anderen Mitglieder des Verei-
nes hier ihre Aktivitäten auch umsetzen können. 
Und wenn man das auf diese 50 Wochen im Jahr 
umlegt und sie mit nur 10 Euro hochrechnet, so 
ergibt das eine unglaubliche Wertschöpfung von 52 
Millionen Euro pro Jahr. Und dafür erhalten die 
Dachverbände umgerechnet rund eine halbe Million 
Euro an Förderung für die Unterstützung ihrer Tä-
tigkeit. Ich denke mir, das ist ein sehr guter Deal, 
den hier das Land mit diesen Dachverbänden ein-
geht. Und ich glaube, dass diese Arbeit auch wert-
geschätzt werden muss. Ich sage daher danke den 
Freiwilligen im Sportbereich. Auch danke den Ge-
meinden. Aber vor allen Dingen auch Danke für die 
gute Zusammenarbeit natürlich der Landesrätin 
Petra Bohuslav, der Frau Hofrätin Stöger und allen, 
die mithelfen, Niederösterreich gesund, fit und aktiv 
zu halten. 
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Und nachdem heute schon gesprochen wurde. 
Von der Nationalmannschaft, also wir sind einmal 
optimistisch, wir werden die nächsten zwei Spiele 
ganz locker gewinnen, davon bin ich überzeugt. 
Jetzt kommt die Erkenntnis. Jetzt kommt aber auch 
die Nagelprobe, dass man nicht nur immer dann 
schreit wenn wir gewinnen, sondern auch zusam-
menhält, wenn es einmal schiefgeht. Und gestern 
ist es schief gegangen, mit sehr viel Pech auch 
dabei. Aber wobei wir auch erkennen müssen, dass 
Niederösterreich hier gerade im Spitzensport nicht 
nur den Dominic Thiem oder andere hat, sondern 
dass wir natürlich auch einen Aufsteiger haben in 
die Bundesliga mit dem SK St. Pölten, wo ich mich 
freuen würde, den einen oder anderen von ihnen 
nächstes Jahr bei einem Heimmatch zu sehen. Am 
23. Juli 2016 geht’s los. Zu meinem Leidwesen 
gegen die Wiener Austria. Also ich werde hier mit 
geteilter Seele sitzen, hoffe aber doch, dass der SK 
in St. Pölten eine wichtige Rolle in dieser Liga 
spielt. 

Und nachdem ich jetzt beim Fußball bin, darf 
ich gerne mitteilen, dass wir dem Resolutionsantrag 
der FPÖ zustimmen werden. Ich glaube auch, dass 
diese Jugendarbeit enorm wichtig ist in den Verei-
nen, speziell beim Fußball. Und dass es mir lieber 
ist, ein 17-, 18-, 19-jähriger Bursch, der hier tätig ist 
und Fußball spielt, als irgendein teuer erkaufter 
Legionär, der in Wirklichkeit den österreichischen 
Spielern den jungen Menschen einen Platz weg-
nimmt und der viele Vereine vor eine Situation 
stellt, dass sie sich’s nachher eh nicht mehr leisten 
können. 

In diesem Sinne eine Zustimmung zu diesem 
Antrag und Danke für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Lobner. 

Abg. Lobner (ÖVP): Geschätzter Herr Präsi-
dent! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Frau 
Landesrätin! Hoher Landtag! 

Als letzter Redner dieser Gruppe oder ver-
meintlich letzter Redner dieser Gruppe versuche 
ich hier, den Bogen vom Unterricht über Erziehung, 
Wissenschaft und Sport in aller gebotenen Kürze 
zu spannen. Ich glaube, wir können voller Stolz 
sagen, dass wir in allen Bereichen erfolgreich gear-
beitet haben und entsprechend gut liegen. Wir ha-
ben sehr viel investiert in den letzten Jahren. Und 
das zeigt uns, dass wir am richtigen Weg sind, am 
Weg in die Europaspitze. Sei es im Bereich der 
Forschung und der Wissenschaft. Das haben 
meine Vorredner ja bereits in ausgezeichneter Art 

und Weise skizziert. Sei es die ISTA in Klosterneu-
burg, sei es der Campus in Krems oder 
MedAustron, all das ist wichtig. Und ist insofern 
wichtig, weil es eine Zukunftsperspektive für die 
Kinder und die Jugend bietet.  

Womit ich dann auch gleich zur Bildung über-
leiten möchte. Die Bildung als solches ist natürlich 
ein ganz großes Anliegen. Denn Bildung ist der 
Rohstoff aus dem die Erträge der Zukunft wachsen. 
Insofern ist uns natürlich das ein besonderes Anlie-
gen. Und ich glaube, wir haben in der jüngsten 
Vergangenheit immer wieder bewiesen, dass wir 
wissen wo der Schuh drückt bzw. die richtigen An-
sätze gewählt. Ich möchte hier nur exemplarisch 
erwähnen das Portfolio-Konzept, Übergang zwi-
schen Kindergarten und Volksschule, wo wir hier in 
Niederösterreich eine Vorreiterrolle eingenommen 
haben. Aber jetzt auch mit dem Frühsprachenförde-
rungssystem, wo ich glaube, dass wir auf dem rich-
tigen Weg sind. 

Das führt mich dann zu einem weiteren Thema 
in der Schule. Natürlich und selbstverständlich auch 
zur Bewegung in der Schule. Auch uns ist das ein 
großes Anliegen. Hier haben wir ebenfalls einen 
sehr interessanten und erfolgreichen Ansatz ge-
wählt, nämlich die Förderung über die Schulhöfe 
und die Spielplätze. Ich selbst in meiner Heimat-
gemeinde, aber in vielen anderen Gemeinden ist 
das dankenswert aufgenommen worden und die 
Kinder haben einen riesengroßen Spaß, sich da 
animiert zu bewegen. Speziell jetzt wo die schuli-
sche Nachmittagsbetreuung als solche mit Sicher-
heit auch in Zukunft verstärkt genutzt wird. 

Da gibt’s ja auch einen entsprechenden Reso-
lutionsantrag von der Liste FRANK, der da lautet, 
mehr Trainer und Sportcoaches im Turnunterricht. 
Ich glaube, Niederösterreich hat bereits sehr viele 
Initiativen dieser Art in den niederösterreichischen 
Schulen. Da gibt’s Kooperationen mit den Vereinen, 
mit den Verbänden. Es kommen Spitzensportlerin-
nen und Spitzensportler hautnah an die Schulen 
um mit den jungen Sportlerinnen und Sportlern, mit 
den Stars von morgen, Kontakt aufzunehmen. Ich 
glaube, auch das ist sehr motivierend und das 
funktioniert in ausgezeichneter Art und Weise. 

Es gibt auch Kooperationen über die Initiative 
„tut gut“. Es gibt Kooperationen mit der NÖ Ge-
bietskrankenkasse, „bewegte Schule“ und so wei-
ter. All das wird über den NÖ Landesschulrat auch 
koordiniert. Und ich glaube, hier ist nicht notwendig, 
und abgesehen davon sollte man das der Autono-
mie und der Entscheidung der einzelnen Schule 
überlassen, ob hier entsprechende Experten zu-
sätzlich gebraucht werden. Aus diesem Grund wer-
den wir diesen Resolutionsantrag ablehnen. 
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Ebenso verhält es sich bei der Resolution zum 
Sportscheck. Ich glaube, ein Großteil, soweit ich 
das beurteilen kann, der NÖ Sportvereine, -ver-
bände bzw. Schulen unterstützt die Kinder bereits 
in einem entsprechenden Ausmaß. Sei es durch 
Trikots und dergleichen. Und die Vereine werden 
ohnehin über die Sportförderung in ausgezeichne-
ter Art und Weise unterstützt und serviciert.  

Außerdem finde ich es ein bisschen zweifel-
haft, wie man diese Scheckübergabe sozusagen 
kontrollieren soll, ob die dann auch entsprechend 
zweckgewidmet eingesetzt wird. Wer soll das kon-
trollieren? Und die große Frage, die sich darüber 
hinaus stellt ist, ob das wirklich nachhaltig ist. Wenn 
man sich jetzt ausrechnet, für 50.000 Kinder 150 
Euro, dann macht das 7,5 Millionen Euro aus. Das 
alleine bedeutet 40 Prozent des gesamten Sport-
budgets. Und das erscheint mir nicht sonderlich 
sinnvoll. 

Abgesehen davon ist es laut Sportgesetz gar 
nicht erlaubt, außerschulischen Sport ... bzw. darf 
hier nur außerschulischer Sport entsprechend un-
terstützt werden. Und aus diesem Grund werden 
wir den Resolutionsantrag ablehnen, weil wir sa-
gen, wir unterstützen selbstverständlich über un-
sere Schulen, über unsere Vereine die Kinder ent-
sprechend und ausreichend. 

Ich glaube, mit der Sportstrategie 2020 haben 
wir im Sportsektor, und da haben meine Vorredner 
ja bereits vieles erwähnt, einen richtigen und wich-
tigen Weg eingeschlagen. Dass hie und da noch 
nachzujustieren ist, darin sind wir uns einig. Wenn 
man sich ansieht, dass doch eine beträchtliche 
Anzahl an Mitbürgerinnen und Mitbürgern, der Nie-
derösterreicherinnen und Niederösterreicher noch 
nicht aktiv im Sport tätig sind und mit aktiv im Sport 
tätig meine ich, einmal die Woche Sport zu betrei-
ben, dann besteht hier Aufholbedarf. Aber wir sind 
dran und diese Sportstrategie 2020 wird uns mit 
Sicherheit dabei helfen. 

Ich möchte bei der Gelegenheit ganz kurz zur 
Resolution der FPÖ Stellung nehmen. Auch die 
haben wir nicht zum ersten Mal hier im Landtag, die 
stärkere Förderung von Jugend und Nachwuchsar-
beit bzw. die Eindämmung des Legionärswesens. 
Eindämmung des Legionärwesens, da gibt es eben 
eine EU-Dienstleistungsrichtlinie, die besagt, dass 
seit dem Jahr 2013 eine entsprechende Ausländer-
beschränkung nicht gestattet ist. Somit ist das laut 
Gesetz nicht möglich. 

Herr Kollege Waldhäusl! Selbstverständlich 
gibt es unter sämtlichen Sportverbänden eine ent-
sprechende Regelung, wodurch auch der Einsatz 

von Jugendspielerinnen und Jugendsportlerinnen 
als solches forciert wird. Diese Übereinkommen, 
diese Gentleman Agreement gibt’s selbstverständ-
lich. Und wie gesagt, über die Strategie 2020 wird 
auch im Speziellen der Jugendsport, der Nach-
wuchssport auch gefördert. Und ich glaube, auch 
dafür ist eine entsprechende gute Lösung für die 
Zukunft vorbereitet. 

Abschließend möchte ich mich ebenfalls recht 
herzlich bedanken bei der zuständigen Landesrätin, 
bei Ilse Stöger, beim gesamten Team. Bei all jenen, 
die den Sport in Niederösterreich so erfolgreich 
gemacht haben und in Zukunft erfolgreich machen. 
Unsere Spitzensportler, die Vorbilder für die jungen 
Nachwuchssportler sind - ich sage immer, Spitze 
braucht Breite und Breite braucht Spitze -, das 
funktioniert in Niederösterreich in ausgezeichneter 
Art und Weise. Und sein Name wurde bereits auch 
erwähnt, Dominic Thiem, der ja nicht nur in Nieder-
österreich, sondern weltweit momentan auf dem 
Tenniscourts für Furore sorgt. Das macht natürlich 
stolz und das ist auch sehr, sehr wichtig, dass wir 
solche Vorbilder haben. 

Ich glaube, dass wir mit unseren international 
anerkannten Sportevents auch einen wichtigen 
Beitrag dazu leisten, dass das Land Niederöster-
reich als solches immer wieder sehr positiv weltweit 
medial vorkommt. Das hat natürlich auch mit Wert-
schöpfung für unser Land zu tun. Das sichert Ar-
beitsplätze. Und ich glaube, diese Top-Sportevents 
sind mit Sicherheit ein Markenzeichen Niederöster-
reichs. 

In dem Sinn möchte ich mich auch noch recht 
herzlich bedanken bei allen Ehrenamtlichen, bei 
allen Vereinsfunktionärinnen und –funktionären. Bei 
all jenen, die unseren Breitensportlern, aber auch 
Spitzensportlern tatkräftig immer wieder unter die 
Arme greifen und hier die bestmögliche Ausbildung 
und Versorgung bieten. Ich glaube, wir sind nicht 
nur im Bereich des Sportes, sondern auch was die 
Wissenschaft, die Forschung und das Bildungswe-
sen anbelangt, sehr gut aufgestellt.  

Abschließend darf ich mich meinem Vorredner 
anschließen. Ich glaube, wir wünschen uns alle 
nichts mehr als das „Wunder von Frankreich“, dass 
wir es doch noch schaffen. Ein schlechter Start 
heißt noch lange nicht, dass wir nicht gegen 
Portugal und gegen die Isländer dann positiv reüs-
sieren. Das hoffen wir alle. In dem Sinn alles Gute 
und Dankeschön! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Ing. Penz: Die Rednerliste ist er-
schöpft. Der Berichterstatter verzichtet auf sein 
Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung der 
Gruppe 2. 
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Es liegt das Begehren vor, innerhalb der 
Gruppe 2 den Ansatz 26, Sport und außerschuli-
sche Leibeserziehungen, getrennt abzustimmen. 
Ich lasse nunmehr über den Ansatz 26 der Gruppe 
2, Sport und außerschulische Leibeserziehungen, 
abstimmen. (Nach Abstimmung:) Ich stelle die An-
nahme mit Mehrheit fest. Es stimmen dafür die 
Abgeordneten der ÖVP, der SPÖ, die Liste FRANK 
und die GRÜNEN. 

(Nach Abstimmung über die restliche Gruppe 
2:) Das sind ebenfalls die Abgeordneten der ÖVP, 
der SPÖ und die Liste FRANK. (Angenommen.) 

Zur Gruppe 2 liegen eine Vielzahl von Resolu-
tionsanträgen vor. (Nach Abstimmung über den 
Resolutionsantrag der Abgeordneten Tröls-Holz-
weber betreffend Sprachförderkurse und Sprach-
startgruppen:) Das sind die Abgeordneten der SPÖ, 
die Liste FRANK und die GRÜNEN. Das ist nicht 
die Mehrheit. (Abgelehnt.) 

(Nach Abstimmung über den Resolutionsan-
trag der Abgeordneten Tröls-Holzweber betreffend 
Maßnahmenpaket im Bereich der digitalen und 
technologischen Kompetenz an Bildungseinrichtun-
gen:) Das sind die Abgeordneten der SPÖ, die 
Liste FRANK und die GRÜNEN. Der Antrag ist 
abgelehnt! 

Es liegt ein Resolutionsantrag der Abgeordne-
ten Bader und Tröls-Holzweber betreffend dringend 
erforderliches Lehr- und Unterstützungspersonal für 
Schülerinnen mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf vor. (Nach Abstimmung:) Dieser Antrag ist 
einstimmig angenommen worden. 

Ich lasse nunmehr über den Resolutionsantrag 
der Abgeordneten Weiderbauer u.a. betreffend 
Inklusion an NÖ Schulen abstimmen. (Nach Ab-
stimmung:) Das sind die Abgeordneten der SPÖ 
und der GRÜNEN. Der Antrag ist abgelehnt! 

Ich lasse über den Resolutionsantrag der Ab-
geordneten Landbauer, Gabmann u.a. betreffend 
eine Trägerschaft (Schulerhalter) der niederöster-
reichischen Schulen abstimmen. (Nach Abstim-
mung:) Das sind die Abgeordneten der Liste 
FRANK mit Ausnahme des Dr. Laki und die Abge-
ordneten der FPÖ. (Abgelehnt.) 

Wir kommen zur Abstimmung über den Reso-
lutionsantrag der Abgeordneten Landbauer, Gab-
mann u.a. betreffend Sicherstellung des Erhalts von 
Sonderschulen in Niederösterreich. (Nach Abstim-
mung:) Das ist die Mehrheit der Abgeordneten die-
ses Hauses. Mit Ausnahme der GRÜNEN-Abge-

ordneten stimmen alle Fraktionen für diesen An-
trag. 

Wir kommen zur Abstimmung über den vom 
Abgeordneten Naderer gestellten Resolutionsan-
trag betreffend Heranführen der 6- bis 14-Jährigen 
zum Hobby Sport durch Mitwirkung von Sport-
Coaches im Turn- und Bewegungsunterricht. (Nach 
Abstimmung:) Das sind die Abgeordneten der Liste 
FRANK. Der Antrag ist abgelehnt! 

Wir kommen zur Abstimmung über den Reso-
lutionsantrag der Abgeordneten Waldhäusl, Gab-
mann u.a. betreffend stärkere Förderung von Ju-
gend und Nachwuchsarbeit – Eindämmung des 
Legionärsunwesens. (Nach Abstimmung:) Das sind 
die Abgeordneten der SPÖ, die GRÜNEN, die Liste 
FRANK und die FPÖ. Der Antrag hat keine Mehr-
heit gefunden. 

Der letzte Resolutionsantrag zu dieser Gruppe 
wurde eingebracht von Abgeordneten Dr. Von 
Gimborn betreffend Einführung eines Sportschecks. 
(Nach Abstimmung:) Das sind die Abgeordneten 
der Liste FRANK und die FPÖ. Der Antrag ist ab-
gelehnt! 

(Zwischenrufe: Ein Resolutionsantrag fehlt 
noch.) 

Bitte um Nachsicht. Es war keine Absicht, die-
sen Resolutionsantrag nicht zur Abstimmung zu 
bringen. Resolutionsantrag der Abgeordneten Dr. 
Von Gimborn zur Gruppe 2 betreffend Betreuung 
von chronisch kranken Schulkindern. (Nach Ab-
stimmung:) Das sind alle Abgeordneten dieses 
Hauses mit Ausnahme der FPÖ. (Angenommen.) 

Jetzt darf ich Herrn Abgeordneten Ing. Schulz 
bitten, zur Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus zu 
berichten. 

Berichterstatter Abg. Ing. Schulz (ÖVP): Ge-
schätzter Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-
Stellvertreterin! Hoher Landtag! Ich berichte zur 
Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus. 

Die Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus, bein-
haltet die Aufwendungen für Bildende Künste, Mu-
sik und darstellende Kunst, Schrifttum und Spra-
che, Heimatpflege sowie sonstige Kulturpflege. 

Ausgaben von 132,904.800 Euro stehen Ein-
nahmen von 3,364.200 Euro gegenüber. Der Anteil 
der Ausgaben am Ausgabenvolumen beträgt 1,47 
Prozent. 
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Ich stelle den Antrag, die Gruppe 3, Kunst, 
Kultur und Kultus, mit Ausgaben von 132,904.800 
Euro und Einnahmen von 3,364.200 Euro zu ge-
nehmigen. 

Ich bitte, die Debatte einzuleiten und die Ab-
stimmung vorzunehmen.  

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Hintner. Er ist Hauptredner der 
Österreichischen Volkspartei. 

Abg. Hintner (ÖVP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Werte Regierungsmitglieder! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! 

Wenn unsere Gesellschaft innovativ, kreativ 
und aufgeschlossen bleiben soll und will, dann sind 
Denkanstöße und Anregungen durch Kultur und 
Künste nicht verzichtbar. Hier werden Grundlagen 
und Orientierungen mitgeprägt für das, was eine 
Gesellschaft lebenswert macht. 

Ein unmissverständliches Bekenntnis zum 
Kulturland Niederösterreich dokumentiert sich in 
vielfältiger Weise, auch durch einen Budgethaus-
halt, der keine Kürzungen im Bereich von Kunst 
und Kulturbereich vorsieht. Damit wird der Kultur 
jene Priorität eingeräumt, die als Grundelement 
einer dialogwilligen und dialogfähigen Zivilgesell-
schaft und Demokratie das notwendige Gewicht 
verleiht. 

Eine ernst gemeinte kulturpolitische Verant-
wortung bedeutet nicht, dass der Staat für den In-
halt von Kunst und Kultur zuständig ist, sondern 
dass Rahmenbedingungen geschaffen werden. Sie 
stehen in Niederösterreich in einem Kräfte- und 
Spannungsfeld aus individueller Kreativität, wert-
schätzendem Dialog und öffentlicher Unterstützung. 
So haben wir ein beispielloses Netz verschiedener 
Fördermaßnahmen und Förderprogramme gespon-
nen. 

Auf drei Aspekte möchte ich näher eingehen. 
Ein wichtiger Grundsatz lautet: Unser Kulturerbe zu 
bewahren und zeitgenössische Kunst zu ermögli-
chen. Niederösterreich ist reich an historischen 
Denkmälern und kann auf die österreichweit größte 
Dichte an Stiften, Klöstern und Schlössern sowie 
unzähligen kleinen Denkmälern verweisen. 

5 Millionen Euro jährlich stellen wir dafür bereit, 
die 10.000 Denkmalobjekte im ganzen Land zu 
erhalten und zu pflegen. Zu den wichtigsten laufen-
den Denkmalprojekten zählen die Dacherneuerung 
von Stift Göttweig, die Erhaltung der Kremser 
Stadtpfarrkirche St. Veit und die Restaurierungen 

der Basilika am Sonntagberg. Neben diesem bau-
kulturellen Erbe sind weiters die Blasmusik, das 
volkskulturelle Brauchtumsleben und die nieder-
österreichischen Volkslieder zum Kulturerbe Nie-
derösterreichs zu zählen. An die 500 niederöster-
reichischen Blasmusikkapellen in ganz Niederöster-
reich bringen das ganze Jahr unser Land zum Er-
klingen. Dem Erhalt der Pflege dieser Traditions-
kultur hat sich vor allem die Kulturregion Nieder-
österreich GmbH mit vielfältigsten Aktivitäten ver-
schrieben, die Tradition und Bräuche zu pflegen 
und mit zahlreichen Veranstaltungen zu beleben. 

Dazu gehört unter anderem auch die Chor-
szene Niederösterreich, die im vergangenen Jahr 
ihr zehnjähriges Bestehen feierte. Das Haus der 
Regionen in Krems und das Museumsdorf Nie-
dersulz, in dem das frühere Leben des Alltags 
nachempfunden und wiederentdeckt werden kann. 
Das Bildungs- und Heimatwerk ermöglicht eine 
möglichst barrierefreie Erwachsenenbildung. Große 
Bedeutung in Mehrfacher Hinsicht hat das Volks-
musikfestival „aufhOHRchen“, das seit 24 Jahren 
an jeweils anderen Orten in Niederösterreich statt-
findet. Diese Initiative, die heuer in Lilienfeld über 
die Bühne geht, stellt einen nachhaltigen Impuls zur 
Belebung der Regionen im besten Sinne dar. Es ist 
ein Festival aus der Region, für die Region und 
zudem ein Weckruf für das Gemeinwesen in der 
Region. 

Dem gegenüber steht die zeitgenössische 
Kunstszene in den letzten Jahren, die stark ge-
wachsen ist. Lebendig und kreativ präsentieren sich 
zahlreiche Museen, Galerien, Ausstellungshäuser, 
Kunstinitiativen in allen vier Landesvierteln. Bei-
spielhaft dafür genannt und seit bald 3 Jahrzehnten 
bestehen die blau-gelben Viertelsgalerien in St. 
Peter in der Au, Zwettl, Mistelbach, Bad Fischau-
Brunn. Die engagierte Vermittlungstätigkeit des NÖ 
Dokumentationszentrums für moderne Kunst in St. 
Pölten, die vielbeachteten Projekte und Aktivitäten 
der Kunst im öffentlichen Raum und das ambitio-
nierte experimentelle Programm des Kunstraumes 
Niederösterreich, mit dem besonders junge, unkon-
ventionelle Kunst gefördert wird. 

Bestens etabliert und über die Grenzen hinaus 
bekannt sind die Institutionen Kunsthalle Krems, 
das jährlich stattfindende Donaufestival oder das 
Museum Gugging, das vor Kurzem sein zehnjähri-
ges Bestehen gefeiert hat. Ihre Ausstellungen, Dar-
bietungen stellen für das Land Niederösterreich 
eine ergiebige Inspirationsquelle und eine große 
Bereicherung dar. 

Der zweite Grundsatz ist ein klares Bekenntnis 
zur Hoch- sowie zur Breitenkultur um deren Zu-
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sammenspiel, ausgehend von der Überzeugung, 
ohne Breite keine Spitze und ohne Spitze keine 
Breite, ähnlich wie im Sport, begegnen sich Hoch-
kultur und Breitenkultur in Niederösterreich auf 
Augenhöhe. Von Tradition bis Avantgarde werden 
diese gefördert und erreichen das gesamte Jahr ihr 
Publikum. 

Einerseits ist es für eine Region wie Nieder-
österreich wichtig, Leuchtturmprojekte zu haben 
wie das Festspielhaus St. Pölten oder die Kunst-
meile Krems, um über die Grenzen hinaus als Kul-
turland wahrgenommen zu werden. Bereits in seine 
10. Saison geht das Musikfestival Grafenegg. In-
nerhalb dieser kurzen Zeit ist es gelungen, 
Grafenegg zu einem der führenden Klassikfestivals 
in Europa zu etablieren. 

Auf der anderen Seite sehen wir ein nieder-
schwelliges Kulturangebot als notwendig an um 
Berührungsängste abzubauen und möglichst viele 
Menschen am Kulturleben in Niederösterreich teil-
haben zu lassen. Die Basis für das breit angelegte 
Angebot bilden 132 Musikschulen, die den musika-
lischen Nachwuchs in Niederösterreich ausbilden 
sowie rund 1.400 Chöre, 1.500 Musik- und Ge-
sangsgruppen. 

Ein weiteres Beispiel für Breitenkultur sind 
Niederösterreichs Bühnenwirtshäuser. Eine an-
sehnliche Zahl von 365 Veranstaltungen mit Thea-
terabenden, Lesungen, Konzerten erreicht dort 
über 50.000 Besucherinnen und Besucher.  

Die dritte Säule der Kulturarbeit in Niederöster-
reich folgt der Maxime „Kultur muss für alle da 
sein“. Sie verdeutlicht die Bedeutung von Kunst und 
Kultur für das gesellschaftliche Miteinander, für eine 
hohe Lebensqualität in der Region sowie für regio-
nalpolitische Maßnahmen zur Belebung des ländli-
chen Raumes. Die Basisarbeit dafür wird von loka-
len Veranstaltern und Institutionen geleistet. 

Eine starke kulturelle Manifestation schärft das 
eigenständige Profil des Bundeslandes in einem 
Europa der Regionen. Wichtige Basis für dieses 
flächendeckende Angebot ist eine gut ausgebaute 
kulturelle Infrastruktur. Mit rund 300 Millionen Euro 
sind zahlreiche Bühnen, Museen und Veranstal-
tungszentren entstanden, wie die Seebühne Lunz, 
das Arnulf Rainer Museum in Baden und das 
Mamuz-Museumszentrum Mistelbach. 

Neben den infrastrukturellen Maßnahmen ist 
die Förderung eines regionalen Kulturangebots 
ebenfalls ein großes Anliegen der Kulturpolitik. 
Bekannte Ausprägungen sind das Theaterfest Nie-
derösterreich, die Sommerkinos und die Viertelfes-

tivals. Gerade das Theaterfest zeigt, welchen An-
spruch das Land an seine kulturelle Landschaft 
stellt. 

Hierbei werden alle Genres abgedeckt. 
Sprechtheater, Musical, Operetten, Opern, für Er-
wachsene ebenso wie für Kinder und Jugendliche. 
Insgesamt stehen 27 Premieren heuer auf dem 
Programm an 22 Spielorten. Auch 2016 werden 
wieder rund 200.000 Besucherinnen und Besucher 
erwartet. 

Eine weitere regionale Kulturinitiative, die das 
Land Niederösterreich ins Leben gerufen hat ist das 
Sommerkino Niederösterreich. Es unterstützt Kino-
veranstalter infrastrukturell und finanziell. Das 
nächste Kino ist oft ohne Auto schwer zu erreichen 
und daher zu weit entfernt für einen spontanen 
abendlichen Kinobesuch. Die Sommerkinoinitiative 
füllt diese Lücke und ermöglicht seit mehr als einem 
Jahrzehnt ein anspruchsvolles Filmprogramm in 
vielen Regionen. 

Eine weitere Plattform ist das jährlich stattfin-
dende Viertelfestival. Das diesjährige Viertelfestival 
findet im Mostviertel statt unter dem Motto „Flieh-
kraft“ mit 71 Veranstaltungen und fördert nicht nur 
das künstlerische Schaffen in der Region, sondern 
eröffnet auch einen Dialog zu brennenden Fragen 
der Gegenwart. Wie zum Beispiel zur Flüchtlings-
thematik. Und bindet sowohl Migranten als auch 
Schulen in das Kunstgeschehen aktiv mit ein. 

Kunst entsteht hier wahrlich vor der Haustür. 
Die jährlich 40.000 Besucherinnen und Besucher 
erwarten auch heuer wieder zahlreiche Veranstal-
tungen. In den vergangenen 12 Jahren haben mehr 
als 500.000 Besucher ebenfalls die Ateliers der 
niederösterreichischen Künstlerinnen und Künstler 
besucht, an den Tagen des offenen Ateliers, wo 
hier auch Best Practice Beispiele Hemmschwellen 
zu überwinden versuchen. 

Kulturelle Sommerangebote findet man in allen 
Bundesländern. Aber kein anderes Bundesland ist 
so breit aufgestellt wie Niederösterreich. Auf Basis 
der drei genannten Grundsätze kann sich Kunst 
und Kultur in Niederösterreich optimal entfalten. 
Dies ist die Grundlage dafür, dass sich Niederöster-
reich weiterentwickelt, profilieren kann, was sich auf 
der europäischen Bühne in exponierter Art und 
Weise präsentieren kann. Wir stehen dabei für ein 
Klima der Offenheit, der Toleranz und der Kreativi-
tät. 

Jährlich besuchen 1,5 Millionen Besucherinnen 
und Besucher die Ausstellungen und kulturelle 
Veranstaltungen in Niederösterreich. Damit ist die 
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Kultur auch eine tragende Säule des Tourismus 
und ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. Laut einer 
Studie der Donau-Universität Krems geben Kultur-
touristen jährlich rund 200 Millionen Euro für touris-
tische Zusatzangebote wie Kulinarik oder Beher-
berungsstätten in Niederösterreich aus. 

Durch die Kulturförderung werden insgesamt 
direkte und indirekte Ausgabeneffekte in der Höhe 
von rund 1 Milliarde Euro pro Jahr mit ausgelöst. 
Damit profitieren nicht nur die Kulturbetriebe, son-
dern auch die nachgelagerten Wirtschaftsunter-
nehmen, Hotellerie, Gastronomie, von den Kultur-
subventionen. In der Folge werden davon und da-
mit 12.000 Arbeitsplätze im ganzen Land geschaf-
fen bzw. abgesichert. 

Ohne die tausenden Ehrenamtlichen, die täg-
lich die Kulturarbeit in den 730 Regionalmuseen, in 
den 1.500 Musik- und Gesangskleingruppen und in 
den 1.400 Chören leisten, wäre eine lebendige 
Kulturszene ebenso unvorstellbar. Sie erfüllt damit 
eine wichtige gesellschaftliche Funktion. Denn sie 
fördern das gesamte gesellschaftliche Zusammen-
kommen und machen unser Land bunter und viel-
fältiger. 

Durch eine aktive Kulturpolitik und eine um-
sichtige Verwaltung der Fördergelder werden viele 
kulturelle Initiativen und Aktivitäten erst möglich, die 
dieses prismenreiche Kulturland Niederösterreich 
ausmachen. Dies ist ein entscheidender Faktor für 
die Identität unseres Bundeslandes, weil er unsere 
Heimat ausmacht. Um diese positive Entwicklung 
auch zukünftig zu garantieren, müssen die beste-
henden Rahmenbedingungen gesichert bleiben 
und strategisch weiterentwickelt werden. Dann wird 
sich Kunst und Kultur immer wieder neu erfinden 
können und der Nährboden für eine florierende 
Kreativszene aufbereitet werden. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Präsident Ing. Penz: Zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Landbauer. Er ist Hauptredner der 
Freiheitlichen Partei. 

Abg. Landbauer (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Herr Landesrat! Geschätzte Damen und 
Herren! 

Ja, Kunst, Kultur benötigt öffentliche Gelder! 
Kunst und Kultur kann sich nicht selbst finanzieren. 
Kunst und Kultur ist nichts was man mit einem klei-
nen Budgetposten so nebenbei machen kann. 
Kunst und Kultur, und das ist ein Bekenntnis, gehö-
ren gefördert, weil es hier um das Schaffen neuer 
Kunst geht, genauso wie um die Kunst-, Kultur-
pflege. 

Jedes Jahr aufs Neue haben wir diese Diskus-
sion. Und auch heute sage ich Ihnen wieder, Sie 
werden von mir nicht hören, welche Kunst förde-
rungswürdig ist oder nicht, welcher Künstler förde-
rungswürdig ist oder nicht. Wie er heißt, welche 
Kunst er anbietet oder was auch immer.  

Was Sie von mir schon hören, und das hören 
Sie Jahr für Jahr, ist die Tatsache, wenn Sitte und 
Moral in einer Form gefährdet werden, wie sie zum 
Beispiel von Künstlern wie Nitsch gefährdet wer-
den. Dann bin ich der Meinung, dass diese Kunst ja 
sehr wohl im Rahmen der Freiheit der Künste sehr 
wohl ausgeübt werden darf, na selbstverständlich. 
Darüber darf es auch gar keine Diskussion geben, 
das ist nunmals diese Freiheit. Nur, die Frage der 
öffentlichen Förderung, der Vergabe von öffentli-
chen Geldern, ist wiederum eine andere! Und da 
kann man jetzt diese oder jene Meinung vertreten. 
Ich bin nunmal der Ansicht, dass Kunstformen, wo 
der Mensch herabgewürdigt wird, wo Religionen 
herabgewürdigt werden, nicht förderungswürdig 
sind. Und da sehe ich es nicht gern, dass Steuer-
gelder dafür verwendet werden. 

Wir haben jedes Jahr die Themen Blutmysteri-
enspektakel und Schüttbilder. Es ist ja nichts 
Neues. Aber auch die alten Themen wie die 
Gruppe Bärenficker, Pisskunst von Dolce und 
Afghaner, wir kennen alles schon. Soll jeder ma-
chen was er will. Ist sein gutes Recht. Nur, mit öf-
fentlichen Fördergeldern, da sage ich nein. Da sage 
ich nein, weil wir es uns auch nicht leisten können. 
So dick haben wir es nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist ja nicht so, dass die Kassen, egal ob im 
Land, ob im Bund, in den Gemeinden, so prall ge-
füllt wären, dass wir uns jeden Luxus leisten könn-
ten. Das ist schlicht und ergreifend nicht so. Und 
wenn ich mir anschaue die Budgetansätze, die wir 
hier vorfinden, dann sehen wir erneut, dass wir mit 
133 Millionen Euro wieder 10 Millionen Euro über 
dem Voranschlag von 2016 liegen. Und da frage 
ich mich schon, ist das notwendig? Ist es notwen-
dig, im Angesicht der Tatsachen, dass wir bei fami-
lienpolitischen Maßnahmen kürzen? Ist es notwen-
dig, wenn wir uns ansehen, vor Augen führen, dass 
wir im Bildungsbereich Gelder, die wir an vielen 
Stellen benötigen würden, nicht haben. 

Aber ich frage mich auch, kann ich diese Zah-
len, die ich hier vorfinde, überhaupt ernst nehmen? 
Denn, und das ist ja etwas, was wir im Voranschlag 
Jahr für Jahr bei den verschiedensten Posten im-
mer wieder finden, die Budgetwahrheit. Wenn ich 
hier lese 133 Millionen Euro im Voranschlag 2017, 
123 Millionen 2016, aber im Rechnungsabschluss 
für 2015 lese ich 134 Millionen Euro, was wird dann 
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beim Rechnungsabschluss 2016 oder 2017 raus-
kommen? Sind wir 10 Millionen drüber? 15 Millio-
nen? 20 Millionen? Oder gar 30 Millionen? 

Das ist etwas, wo wir auch als Landtag so hart 
sein sollten, dass, wenn wir Budgets beschließen, 
auch wollen, dass die eingehalten werden. Und da 
ist es völlig egal, ob das im Kulturbereich ist, im 
Sportbereich, im Bildungsbereich. Wozu beschlie-
ßen wir es denn? Dann könnten wir gleich sagen, 
wir machen ein Gesamtbudget und teilt es euch auf 
wie ihr wollt, es interessiert uns nicht. So kann Poli-
tik nicht erfolgen! Und bei diesen Summen habe ich 
ja die Sonderfinanzierungen von über 60 Millionen 
noch gar nicht erwähnt, die ja generell nicht vorzu-
finden sind. 

Wir haben es in der Rede vom Abgeordneten 
Hintner wieder gehört, der volkswirtschaftliche Nut-
zen. Jetzt muss man schon ehrlich sein: Haben wir 
dieser Ausgaben wegen, trotz, sowohl als auch, 
diese Effekte? Ist das nicht ähnlich wie beim EU-
Finanzbericht ein wenig schöngefärbt? Denn 
manchmal tun Sie schon so, als ob, wenn wir nicht 
diese 130 Millionen Euro in die Hand nehmen wür-
den, sämtliche Tourismusbetriebe Pleite gehen 
würden und wir überhaupt keine Tourismus- und 
Kulturwirtschaft in diesem Land mehr hätten. 

Ich sage ja zur Förderung von Kunst und Kul-
tur, aber im Rahmen des Möglichen. Und daher 
sage ich, zum momentanen Zeitpunkt und unter 
Berücksichtigung der finanziellen Lage sind 70 
Millionen Euro genug. Und auch hier habe ich wie-
der nicht die Sonderfinanzierungen eingerechnet. 
Also könnte man sagen, ich war sowieso schon 
gnädig. Werde daher erneut den Antrag stellen 
(liest:) 

„Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Landbauer, Waldhäusl, 
Königsberger, Ing. Huber, Gabmann, Dr. Von 
Gimborn und Dr. Machacek zur Gruppe 3 des Vor-
anschlages des Landes Niederösterreich für das 
Jahr 2017, Ltg. 987/V-4-2016 betreffend Senkung 
des Budgetansatzes in der Gruppe 3. 

Der vorgesehene Budgetansatz in der Gruppe 
3 für Kunst, Kultur und Kultus weist mit € 
132.904.800,- wieder eine deutliche Steigerung 
gegenüber dem Voranschlag 2016 um über € 10 
Mio. auf, obwohl überall Einsparungen gefordert 
werden.  

Noch deutlicher fällt bei der Gegenüberstellung 
der Voranschläge mit den Rechnungsabschlüssen 
der vergangenen Jahre auf, dass es jährlich Aus-

gabenüberschreitungen von bis zu € 16 Mio. gibt. 
Mit dieser Vorgangsweise werden wiederkehrend 
die elementaren Grundsätze der VRV nicht beach-
tet. Gerade in dieser Voranschlagsgruppe lassen 
sich weitgehend Abschätzungen und Bewertungen 
aufgrund bekannter und beabsichtigter Maß-
nahmen durchführen.  

Wir anerkennen die Wichtigkeit von Kunst, 
Kultur und Kultus und wollen diese auch nicht in 
Frage stellen. Die Freiheit der Kunst in Verantwor-
tung ist unser oberster Grundsatz. Diese muss aber 
dort enden, wo der Anspruch auf ein würdiges 
Menschenbild durch Entwürdigung, Abwertung, 
Herabsetzung und Verächtlich-machung, sowohl in 
den natürlichen, kulturellen und religiösen Empfin-
dungen verletzt werden und womöglich der 
Schöpfungsakt als Ganzes beleidigt wird. Wir wür-
digen natürlich auch die vielen wichtigen Maßnah-
men zur Erhaltung unseres Kulturguts bei denen 
Investitionen für die Kulturpflege, Heimatpflege, 
Denkmalpflege, Ortsbildpflege und Altstadtsanie-
rungen, Sanierung von Schlösser, Stifte und Klös-
ter, Musikpflege u. Ausbildung u.v.a.m. getätigt 
werden. All diese Maßnahmen sind wichtig, stehen 
im öffentlichen Interesse und gehören dementspre-
chend finanziell unterstützt. Dazu gehört aber nicht 
die aktionistische Kunst eines Hermann Nitsch mit 
seinem grauslichen Blutmysterienspektakel und 
Schüttbilder, sowie Mysterientheater ‚Eroberung 
von Jerusalem‘ mit antichristlichen Inhalten wo die 
Gestalt Jesu in pornographischer und blasphemi-
scher Weise dargestellt wird. Ebenso nicht gehören 
dazu: Fäkalkunstdarsteller, die Gruppe Bärenficker, 
die Pisskunst von Dolce & Afghaner u.v.a.m., wel-
che mit Förderungen vom Land NÖ bedacht wer-
den. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag:  

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1. Der Budgetansatz Gruppe 3 soll auf € 70 
Mio. gesenkt und so lange eingefroren werden, bis 
sich die Wirtschaftslage deutlich erholt hat. Dazu 
sind sämtliche Ansätze prozentuell so zu kürzen, 
dass es zu einer Reduktion auf 70 Mio. Euro in der 
Gruppe 3 kommt.  

2. Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, 
keine Geldmittel für Projekte und Werke von 
Künstlern à la Nitsch zu verwenden, die sich der 
Methoden menschlicher Herabwürdigung bedienen.  

3. Die freiwerdenden Mittel sollen für den An-
satz 46 ‚familienpolitische Maßnahmen‘ sowie für 
die Ansätze 21 bis 26 im Bereich der Bildung Ver-
wendung finden.“ 
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Wie wir vorhin gehört haben, dieser Ansatz 
umfasst sehr viele Gruppen. Es reicht von der För-
derung der Blasmusik bis zur Förderung von Dolce 
& Afghaner. Was auch drinnen ist und was in mei-
nen Augen zu kurz kommt, ist der Bereich der Alt-
stadtpflege, der Dorfkern-, Ortskernpflege, wo ich 
der festen Überzeugung bin, und das ist mir ein 
besonderes Anliegen, dass es hier vieler Anstren-
gungen bedarf um die Situation zu verbessern. 
Dazu sind nicht unbedingt nur finanzielle Mittel 
notwendig, wenn wir uns den Bereich des Denk-
malschutzes ansehen. 

Fast jeder kennt das: Denkmalgeschützte Ge-
bäude und Objekte, die verfallen und nicht mehr 
saniert werden. Wo der Eigentümer sich die Sanie-
rung nicht leisten kann und in vielen Fällen dann 
einfach darauf wartet, bis das Gebäude in sich 
zusammenfällt und dann per Bescheid abgerissen 
werden muss, um dann das Grundstück verkaufen 
zu können. Diese Fälle gibt es sehr viele, egal ob in 
Städten oder in kleineren Dörfern. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass es der 
Gespräche bedarf, hier Regelungen zu finden, um 
eine Sanierung erstens finanziell zu ermöglichen. 
Und auch Teilabrisse und Teilerneuerungen, was 
den Denkmalschutz betrifft, zu ermöglichen. Denn 
sonst werden wir in vielen Fällen nur noch einsturz-
gefährdete denkmalgeschützte Gebäude finden, 
die so lange verwahrlost herumstehen, bis sie halt 
der Zahn der Zeit endgültig erlegt und man dann 
nur noch schleifen kann. Und dann ist aber damit 
niemandem geholfen. Daher würde ich ohne Antrag 
ersuchen, dass man hier Gespräche führt, um eine 
Lösung herbeizuführen, um diese Gebäude vor 
dem Verfall zu retten. Vielen Dank! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

(Zweiter Präsident Mag. Karner übernimmt den 
Vorsitz.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Ing. Haller. 

Abg. Ing. Haller (ÖVP): Geschätzter Herr Prä-
sident! Herr Landesrat! Werte Kollegen! 

Ich darf auch in der Gruppe 3 zu Kunst, Kultur 
und Kultus Stellung nehmen. Ich habe mir vorge-
nommen vor allem zur Landesausstellung, die ja 
als Motor der einzelnen Regionen gilt, Stellung zu 
nehmen und dann zu einem weiteren Erfolgsrezept 
Niederösterreichs, zur Dorf- und Stadterneuerung, 
die ja bekanntlich die größte positive Bürgerinitia-
tive des Landes immer wieder ist und das schon 
über Jahrzehnte. 

Zur Landesausstellung. Durch die Auseinan-
dersetzung mit Kunst, Kultur und Geschichte kön-
nen wir wirklich Kraft schöpfen und den zukünftigen 
Weg Niederösterreichs beschreiten. Sie wissen 
alle, wer die Geschichte und die Vergangenheit 
nicht kennt, kann auf die Zukunft nicht aufbauen. 
Kunst, Kultur und Geschichte wird eigentlich in 
unseren Regionen allesamt gemeinsam erlebt. Von 
ganz kleiner Kultur, von Musikgruppe bis zur Hoch-
kultur, wie sie in Grafenegg erlebt werden kann. 
Und ich glaube, das ist der Erfolgsweg Niederöster-
reichs. 

Deshalb hat Niederösterreich heute auch die 
größte Dichte an Museen und sogar an Musik-
schulen, und das österreichweit. Unser Bundesland 
leistet dafür eine aktive und umsichtige Kulturpolitik, 
die sicher die Handschrift des Herrn Landeshaupt-
mannes Dr. Erwin Pröll trägt. Seine liberale und 
weltoffene Haltung über alle Grenzen ist, verbun-
den mit dem Landeshauptmann, auch für Nieder-
österreich zum Statut geworden. 

Ich würde sogar sagen, nicht ohne Grund sind 
in den letzten Jahrzehnten bekannte Größen der 
Kunst und Kultur in ein wunderschönes Land, mit 
Weingärten, Wäldern und offener Kultur, nämlich zu 
uns gezogen. Peter Turrini, Robert Menasse und 
Michael Haneke zum Beispiel. Einige von ihnen 
waren auch schon hier in unserem Landhaus. 

Sie wissen, dass Niederösterreich ein Ort der 
Aufgeschlossenheit, der Offenheit, der Pluralität ist. 
Und ich glaube, das ist in Zeiten wie diesen sehr 
gefragt. Heute sind Kunst und Kultur mit Museen, 
Konzertveranstaltungen und dem blau-gelben Kul-
turerbe ein Tourismusmagnet. Das niederösterrei-
chische Kulturangebot spannt einen weiten Bogen 
von der so genannten Hochkultur wie den großen 
Konzerten, zum Beispiel am Wolkenturm in 
Grafenegg, und den renommierten Tanzvorführun-
gen im Festspielhaus St. Pölten, bis hin zu interna-
tional beachteten Ausstellungen, zum Beispiel in 
der Kunstmeile Krems. 

Aber auch Kleinkultur in den einzelnen Orten 
und Theateraufführungen über den Musiksommer 
und über den Kultursommer Niederösterreich sind 
bekannt und haben viele Leute in persönlichem 
Engagement erfahren. Unterstützung kommt vom 
Land Niederösterreich und von der Kulturabteilung. 
Ich möchte dafür dem Leiter, Herrn Hofrat Hermann 
Dikowitsch, recht herzlich auch dafür danken. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, die Kulturabteilung hat sich das 
verdient, weil es wirklich sehr vielschichtig ist.  
 



Landtag von Niederösterreich Tagung 2015/16 der XVIII. Periode 38. Sitzung vom 15. Juni 2016 

942 

Nochmal: Von Hochkultur bis zu den Freuden der 
einzelnen Ortschaften, wo Kultur in Niederöster-
reich gelebt wird. 

Ein Höhepunkt dieser Kultur ist eigentlich eine 
Initialzündung gewesen, die in den 60er Jahren 
entstanden ist - und das ist wirklich sensationell - 
mit der NÖ Landesausstellung. Das Kulturangebot 
sah zu dieser Zeit vollkommen anders aus. Heute 
sind kulturinteressierte Menschen konzentriert auf 
Museums- und Konzertbesuche. Und genauso alle 
zwei Jahre auf unsere sensationelle NÖ Landes-
ausstellung. 

Im Stift Melk wurde erstmalig das Großprojekt 
einer Landesausstellung ausgetragen. Seither hat 
sich die Landesausstellung zu einem Schaufenster 
für Niederösterreichs Kultur, Region und Ge-
schichte entwickelt. Diese Ausstellungen entwickeln 
sich zum blau-gelben Erfolgsmodell. Und man kann 
wirklich sagen, das ist sensationell. Andere Bun-
desländer, auch unsere Nachbarbundesländer 
haben sich daran orientiert und halten ähnliche 
Ausstellungen ab. 

Durch professionelle Organisation und großen 
Einsatz vor Ort wurden Landesausstellungen in den 
Regionen, ohne dass diese Leute vor Ort, Bürger-
meister, kulturell Interessierte, Ausstellungsroutine 
hätten ..., Infrastruktur wird neu geschaffen. 9 von 
10 Landesausstellungen konnten sechsstellige 
Besucherzahlen vorweisen. Insgesamt haben mitt-
lerweile 10 Millionen Menschen eine NÖ Landes-
ausstellung besucht. 

Wir wissen, dass gerade Grenzregionen oder 
Regionen, die nicht gerade bevorteilt sind, richtige 
Impulse mit so einer Landesausstellung bewirken 
konnten. Der Erfolg lässt sich jedoch nicht nur an-
hand von Besucherzahlen ablesen, eben im sechs-
stelligen Bereich, die Austragungsorte in den Lan-
desausstellungen bedeuten für die einzelnen Regi-
onen noch viel mehr. Sie können ihre Heimat her-
zeigen, sie können infrastrukturelle Maßnahmen 
verbessern. Sie revitalisieren historische Gebäude, 
Schlösser, Gemeindesachen. Und es wird versucht, 
dass es nachhaltig in Anspruch genommen wird 
und der lokale Tourismus auflebt. 

Über 20 Millionen Euro wurden zum Beispiel 
die Landesausstellung, die letzte „Ötscher:reich“ 
gesetzt von Landesseite. Und mit diesen Investitio-
nen wurde in der Ausstellungsregion ein Gesamt-
umsatz von 40 Millionen Rendite mit Sicherheit 
geschafft. Genau das wollen wir von der ÖVP und 
von der NÖ Landesregierung behaupten: Kultur 
rechnet sich! Kultur ist gut für die Seele des Men-
schen, Kultur zeigt Modernität, aber Kultur stärkt 

auch die einzelnen Regionen und rechnet sich mit 
Sicherheit in der Wirtschaft. 

Solche Ausstellungen führen oft zu 50-prozen-
tigen Steigerungen der Nächtigungen, 50 Prozent 
Steigerung in der Gastronomie und zu Arbeitsplät-
zen, kein Geheimnis. Über 200 werden damit neu 
geschaffen. Nächstes Jahr wird das südliche Wald-
viertel ganz im Zeichen der NÖ Landesausstellung 
„alles was Recht ist“ stehen. Ich glaube, gerade in 
der Frage des Bundespräsidenten ganz, ganz 
wichtig. Sie beschäftigt sich mit der Rechtspre-
chung im Schloss Pöggstall. 

Das Schloss soll auch einbezogen werden. 
Und Karl Moser und seine Heimat wird aufblühen. 
Viele bezeichnen es als Fehler, ich glaube es nicht. 
Auch Pöggstall ... (Heiterkeit und Unruhe im Hohen 
Hause.) 

Herr Klubobmann, beides ist möglich. 

Noch dazu finden sich zahlreiche Begleitakti-
vitäten in dieser Region. Aber wenn schon Kollege 
Moser bekrittelt wurde, 2019 wird Wr. Neustadt (Ort 
einer Landesausstellung) sein. Und genauso wird 
dort „Füße, Felgen, Flügel“ Wr. Neustadt und die 
Region beleben. Historisches mit Zeitgemäßem 
wird die Region Wr. Neustadt aufleben lassen. 

Dieses Erfolgsrezept ist sogar so begehrt, 
dass, wenn 2021 das Weinviertel drankommt, sich 
gleich drei Regionen momentan „matchen“. Die 
Region Retz, wo jetzt auch Znaim im Boot ist, wie-
der eine grenzüberschreitende Geschichte, ge-
nauso die Marchfeldschlösser, historische Schlös-
ser, eine Region, und auch mein Bezirk Korneu-
burg, mit einem Mobilitätsthema, Mobilität der Zu-
kunft. Also aufbauend auf „Füße, Felgen, Flügel“ 
von Wr. Neustadt mit Mobilität der modernen Arten 
Grenzraum von Wien. Wie schafft man die Mobilität 
für moderne Menschen, damit Niederösterreich 
auch hier gerüstet ist für die Aufgaben von morgen. 

Zum Thema Dorf- und Stadterneuerung, wo ich 
lange schon im Vorstand, im Landesvorstand sein 
darf, möchte ich sagen, mindestens so - und es 
freut mich, dass ich heute zwei schöne Themen 
habe - wie das Erfolgsrezept der Landesausstel-
lung geht es auch mit der Dorf- und Stadterneue-
rung. Ich meine, es sind ja viele Bürgermeister hier 
im Landtag, mit vielen kleinen Dingen und Bürger-
initiativen muss man sich abschlagen. Viele Men-
schen sehen das Negative, das Chauvinistische. 

Aber ich würde sagen, die Dorf- und Stadter-
neuerung, ebenfalls ein Kind des Herrn Landes-
hauptmannes, ist die größte positive Bürgerbewe-
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gung, die es je gegeben hat. Positive Menschen 
bringen sich ein, wollen ihre Heimat, ihre Kleinre-
gion verändern und bringen viele, viele Ideen. Die 
Aktion der Dorf- und Stadterneuerung sind Initiati-
ven des Positiven und sind in Niederösterreich zu 
einem unverzichtbaren Bestandteil der Vergangen-
heit und der Gegenwart in der Landesentwicklung 
geworden. 

Die Stadt- und Dorferneuerung ist nie als ab-
geschlossen zu betrachten. Impulse kommen im-
mer wieder. Einzelne Leute, oft Zuzügler in den 
einzelnen Gemeinden und Städten, wollen sich 
einbringen und finden gerade in diesem Verein ein 
Forum, dass sie ihre Ideen einbringen können. 

Ein zentrales Element der beiden Aktionen ist 
diese große Bürgerbeteiligung. Die Bürger dürfen 
und sollen befähigt werden, ihre Probleme so weit 
wie möglich selbst in den Griff zu bekommen und 
gemeinsam in ihrer Gemeinde in ihrer Heimat ihre 
Bedürfnisse artikulieren. 

Die NÖ Dorf- und Stadterneuerung hat auch 
eine hohe gesellschaftliche und kulturelle und auch 
eine bildungspolitische Bedeutung, würde ich sa-
gen. So werden jährlich rund um die tausend Bil-
dungsveranstaltungen von lokalen Dorf- und Stadt-
erneuerungsinitiativen veranstaltet. 

Ich würde sagen, gerade in meinen zwei 
Städten im Bezirk Korneuburg, vor allem in 
Korneuburg und in Stockerau, ist mit der Stadter-
neuerung vieles passiert. Die Politik begleitet das 
und viele engagierte Bürger setzen zentrale 
Punkte, die die Politik umsetzt, begleitet und zum 
Positiven hinführt. 

Ich finde auch gut, dass sich Niederösterreich 
der neuen Zeit unterordnet und dass wir versuchen, 
Verwaltungseinsparungen und Überlappungen neu 
zu organisieren. Die Neuorganisation in der Regio-
nalentwicklung, wie das von Petra Bohuslav beauf-
tragt wurde, bildet, finde ich, wirklich eine entschei-
dende Basis. 

So wurden fünf Regionalentwicklungsregionen 
geschaffen und neben der Wirtschaft und Touris-
mus mit ECO PLUS und Tourismusdestinationen 
haben wir zum Zweiten im Ressort von Stephan 
Pernkopf, Umwelt und Energie, die eNu, zum Drit-
ten die Kultur, eben die NÖ Kulturwirtschaft, die 
Volkskultur, die BHWs und die Kulturvernetzung 
gebündelt ist. Und eben diesen großen vierten 
Punkt Regionalentwicklung, NÖ Regional, wo wir 
Hauptregion-Strategien dabei haben und diese 
niederösterreichische Stadt- und Dorferneuerung 
eingegliedert ist. 

Ich würde alle Fraktionen dieses Landtages 
bitten, diese positiven Wege der niederösterreichi-
schen Kultur und Kunstgeschichte zu unterstützen. 
Vor allem auch die Freiheitliche Partei, woher ich 
heute vom Herrn Landbauer schon eher positive 
Signale ortete. Danke für die Aufmerksamkeit! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Frau Abgeordnete Dr. Von Gimborn. 

Abg. Dr. Von Gimborn (FRANK): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Herr Landesrat! Meine lieben 
Abgeordneten! 

Kunst, Kultur und Kultus, eine Budgetgruppe, 
die mich jedes Jahr erneut in Staunen versetzt. 
Man könnte sagen, jährlich grüßt das Murmeltier. 
Wirft man einen Blick auf die letzten fünf Jahre, so 
erkennt man relativ schnell einen traurigen, obwohl 
man fast meinen möchte, kalkulierten Trend. Die 
Voranschläge werden serienmäßig von den Rech-
nungshofabschlüssen um Millionen überholt. Und 
das in Zeiten wie diesen, in denen man das über-
zogene Kulturbudget sicherlich woanders dringen-
der benötigt. 

Die Differenz zwischen dem Voranschlag und 
dem Rechnungshofabschluss betrug 2011 zum 
Beispiel 13 Millionen. 2012 14 Millionen. 2013 so-
gar 17 Millionen. Und 2015 eine Differenz von 13 
Millionen. Ich frage mich wirklich, warum man den 
Voranschlag nicht einhalten kann. 

Nun verteidigt der NÖ Kulturbericht die Ausga-
ben mit dem Argument, Kultur und Wissenschaft 
hätten sich zu wichtigen Wirtschaftsfaktoren entwi-
ckelt und würden auch in Zukunft als Motor für 
Wirtschaftswachstum und als Standortfaktor große 
Bedeutung haben. 

Es wird auch bestätigt, dass das Land Nieder-
österreich plane, weiterhin auf eine stabile Vertei-
lung der öffentlichen Mittel, so nennt man dieses 
maßlose Überschreiten des Budgets anscheinend, 
um polyzentral immer wieder neue Akzente, die 
neue Impulse für Kreativität, Innovation und Ar-
beitsplätze schafften, zu setzen. 

Wunderbar! Wenn diese Ausgaben, die hier 
getätigt werden, einem Wirtschaftswachstum dien-
ten, sage ich, wunderbar wäre es. Jetzt hätte ich 
noch gern die korrespondierenden Zahlen auch für 
alle unsere niederösterreichischen Steuerzahler, 
damit auch diese erkennen, dass es eine nachhal-
tige Wertschöpfung gibt. Um Klarheit zu schaffen, 
welche Wirkungen die vom Land getätigten Investi-
tionen tatsächlich aufweisen, bedarf es einer ein-
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gehenden Studie, welche die Einschätzung der 
volkswirtschaftlichen Gesamteffekte, die von den 
Kulturinvestitionen ausgeht, aufzeigt. 

Ich stelle daher mit Abgeordneten Hintner fol-
genden Antrag (liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Dr. Gabriele Von Gimborn 
und Hintner zur Gruppe 3 des Voranschlags des 
Landes Niederösterreich für 2017, Ltg. 987/V-4 
betreffend Studie zur Bewertung der volkswirt-
schaftlichen Gesamteffekte durch Kulturförderun-
gen des Landes Niederösterreich  

Der Kulturbericht 2014 argumentiert, wie folgt: 
‚Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwick-
lung in und um Niederösterreich erfordert mehr 
denn je eine umsichtige Politik und einen effizienten 
Einsatz der finanziellen Mittel. Kultur und Wissen-
schaft haben sich zu wichtigen Wirtschaftsfaktoren 
entwickelt und werden auch in der Zukunft als Mo-
tor für Wirtschaftswachstum und als Standortfaktor 
große Bedeutung haben. Das Land Niederöster-
reich setzt daher weiterhin in beiden Bereichen auf 
eine stabile Verteilung der öffentlichen Mittel und 
schafft polyzentral immer wieder neue Akzente, die 
neue Impulse für Kreativität, Innovation und Ar-
beitsplätze schaffen.‘ 

Um zu verdeutlichen, welche Auswirkungen die 
vom Land getätigten Förderungen aufweisen, be-
darf es einer wissenschaftlichen Studie, welche die 
volkswirtschaftlichen Gesamteffekte, die von den 
Kulturförderungen ausgehen, aufzeigt. 

Die Gefertigten stellen daher folgenden Antrag: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, eine 
wissenschaftliche Studie in Auftrag zu geben, wel-
che die volkswirtschaftlichen Gesamteffekte durch 
Kulturförderungen des Landes Niederösterreich 
erfasst.“ 

Wie gesagt, die Gruppe 3, Kunst, Kultur und 
Kultus ist, wie gesagt, eine Gruppe, die uns immer 
wieder in Staunen versetzt.  

Besonders spannend finde ich auch die Ent-
scheidung, das Budget der NÖ Kulturwirtschaft 
GesmbH im Bereich Flüchtlings-, Asylwesen und 
Integration gegenüber dem Rechnungshofab-
schluss von 2015 mit 6.000 Euro um das 187-Fa-
che im Voranschlag zu erhöhen. Um das 187-Fa-
che! Während in diesem Bereich sonst mit einer 
Verdoppelung der Flüchtlingshilfe oder einer vierfa-
chen Bedarfsorientierten Mindestsicherung jongliert 

wird, erhöhen sich die Ausgaben im Kulturbereich 
um das 187-Fache. Also, ich bin gespannt, wie man 
hier die Ergebnisse messen wird. 

Wenn das Bundesland jedoch bereit ist, jähr-
lich 120 Millionen Euro und mehr an Steuergeldern 
in die Förderung von Kunst, Kultur und Kultus zu 
stecken, dann sollten die Bürger und Bürgerinnen 
auch die uneingeschränkte Möglichkeit haben, 
diese Investitionen zu genießen. Sind ja schließlich 
ihre Steuergelder! 

Ein wichtiger Schritt um Kunst und Kultur ei-
nem breiten und sozial vielschichtigen Publikum zu 
ermöglichen, soll daher der freie Eintritt für Kinder 
und Jugendliche bis zum vollendeten 18. Lebens-
jahr in sämtlichen niederösterreichischen Museen 
sein. Kindern und Jugendlichen muss die Begeg-
nung mit Kunst und Kultur, unabhängig vom familiä-
ren Hintergrund, Wohnumfeld und sozialer Lage 
ermöglicht werden. 

Die Auseinandersetzung junger Menschen mit 
Kunst und Kultur ist für die gesamte Gesellschaft in 
Niederösterreich, in Österreich und auch in Europa, 
unverzichtbar. Ich stelle daher folgenden Antrag 
(liest:) 

„Resolutionsantrag 

der Abgeordneten Dr. Gabriele Von Gimborn 
zur Gruppe 3 des Voranschlags des Landes Nie-
derösterreich für 2017, Ltg. 987/V-4, betreffend 
freier Eintritt für Kinder und Jugendliche in nieder-
österreichische Museen.  

Durch das Auseinandersetzen mit unserer 
Kunst, Kultur und Geschichte können wir Kraft 
schöpfen für den Weg in die Zukunft. Wir in Nieder-
österreich machen Kunst, Kultur und Geschichte in 
allen Regionen unseres Landes erlebbar. Deshalb 
hat Niederösterreich heute die größte Dichte an 
Museen und an Musikschulen österreichweit. 
(Volkspartei Niederösterreich). Wenn wir das Po-
tenzial unserer Gesellschaft ausschöpfen und die 
Herausforderungen unserer Zeit und der Zukunft 
besser meistern wollen, muss es gelingen, mehr 
Menschen für Kunst und Kultur zu öffnen.  

Es sollte der NÖ Landesregierung daher ein 
zentrales Anliegen sein, Kindern und Jugendlichen 
die Begegnung mit Kunst und Kultur, unabhängig 
von deren familiären Hintergrund, Wohnumfeld und 
sozialer Lage zu ermöglichen. Die Auseinanderset-
zung junger Menschen mit Kunst und Kultur ist für 
die gesamte Gesellschaft in Niederösterreich, in 
Österreich und auch in Europa unverzichtbar. 
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Ein wichtiger Schritt, um Kunst und Kultur ei-
nem breiten und sozial vielschichtigen Publikum 
zugänglich zu machen, sollte daher der freie Eintritt 
für Kinder und Jugendliche (bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres) in niederösterreichische Museen 
sein.  

Die Gefertigte stellt daher folgenden Antrag: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen:  

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich 
dafür einzusetzen, dass Kinder und Jugendliche bis 
zum vollendeten 18. Lebensjahr freien Eintritt zu 
sämtlichen Museen in Niederösterreich erhalten.“ 

In diesem Sinne werden wir dem Kulturbudget 
unsere Zustimmung nicht geben. Wir hoffen, dass 
nächstes Jahr mit mehr Besonnenheit, vor allem im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Lage, im Hinblick, 
dass unsere Reserven weniger werden, dieses 
Budget auf ein überschaubares und sinnvolles Maß 
reduziert und kalkuliert wird. Und dort eingesetzt 
wird, wo es dringend benötigt wird um innovativ zu 
werden und am Markt überleben zu können. Dan-
keschön! (Beifall bei FRANK.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Dr. Sidl. 

Abg. Dr. Sidl (SPÖ): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrter Herr Landesrat! Hoher Landtag! 

Wenn man in Niederösterreich zur Gruppe 3, 
Kunst, Kultur und Kultus spricht und ein bekennen-
der Befürworter von Investitionen in das Kunst- und 
Kulturland Niederösterreich ist, so ist einem sehr 
wohl bewusst, dass die Debatte nicht nur hier, son-
dern auch in den Diskussionen außerhalb des 
Landtages natürlich mit großer Emotionalität ge-
führt wird. 

Ein Plus von 10,223.200 Euro ist natürlich auf 
den ersten Blick eine Vorlage für jene, die meinen, 
dass Niederösterreich gerade in diesem Bereich 
den Sparstift ansetzen soll. Aber mit den im Voran-
schlag 2017 vorgesehenen 132,904.800 Euro wird 
Niederösterreichs Kulturlandschaft wieder etwas 
breiter und vielfältiger. 

Hoher Landtag! So vielfältig wie das Leben in 
unserem Bundesland ist, so vielfältig muss sich 
auch die Kulturlandschaft abbilden. Die Ausgestal-
tung erfolgt über die Verantwortlichen in den jewei-
ligen Organisationseinheiten. Und ich schließe mich 
den besten Grüßen und vor allem auch dem Dank 
an die Kulturabteilung des Landes für die höchst 
professionelle Arbeit selbstverständlich an. 

Aber wir hier im Landtag müssen die budgetä-
ren Rahmenbedingungen ermöglichen, dass auch 
diese kulturellen Räume überhaupt befüllt werden 
können. Und ja, ich stehe dazu, Niederösterreich 
braucht auch Kunst, die aufregt, die provoziert und 
zu einer Auseinandersetzung aufruft. Auch wenn 
dabei viele Menschen den Kopf schütteln. Wir müs-
sen Kulturschaffende, kulturelle Ereignisse sowie 
die Kunstschätze unseres Bundeslandes unterstüt-
zen, in denen sich die Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreicher mit großer Mehrheit wiederfin-
den. 

Wenn wir diese Balance schaffen ohne dass 
wir einschränken, dann, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, dann betreiben wir verantwor-
tungsvolle Kulturpolitik. Einengen, werten oder 
sogar abwerten ist genau das Gegenteil davon. 
Doch wir können mit Stolz sagen, dass die Kultur-
veranstaltungen und Ausstellungsevents in unse-
rem Bundesland weit über die Landes-, ja über die 
Bundesgrenzen hinaus wirken. Wir bringen Wert-
schöpfung in die Region in einem überaus starken 
Ausmaß. Etwas, das in der Diskussion über die 
Höhe der Förderungen oftmals völlig vergessen 
wird. 

Ein gutes Beispiel ist ja hier unsere Bezirks-
hauptstadt Melk, wo man etwa mit dem Stift, den 
Sommerspielen, den Barocktagen, dem Veranstal-
tungszentrum Tischlerei eine tolle Symbiose gefun-
den hat, die die Stadt, ja die Region noch mehr 
aufwertet.  

Es liegt ein Budget vor uns, das im Bereich 
Kunst, Kultur, Kultus vieles ermöglicht und zulässt. 
Ich möchte aber dennoch darauf hinweisen, dass 
wir in Zukunft auf den Bereich der Unterstützung 
des freien Theaters und der Jugendkultur vielleicht 
einen noch stärkeren Fokus legen sollten. Hier gibt 
es zweifelsohne noch Potenzial, das geweckt wer-
den kann. 

Hier wird wirklich großartige Arbeit geleistet. 
Und die muss auch im Verhältnis zu anderen Kul-
turträgern entsprechend finanziell unterstützt wer-
den. Das sollte man bei der künftigen Schwer-
punktsetzung unbedingt beachten. 

Hoher Landtag! Kultur ist ein wesentlicher Teil 
unseres gesellschaftlichen Lebens. Es muss uns 
aber auch klar sein, dass Kunst und Kultur Geld 
kostet. Wenn man sich allein auf die Einnahmen 
beschränken würde, so würde die Kulturlandschaft 
Niederösterreichs sehr traurig aussehen. Aber was 
wir heute hier beschließen werden, davon gehe ich 
aus in Bezug auf den Rechnungsabschluss, und 
was wir im Jahr 2017 im Budget investieren wollen, 
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ist ein gut angelegtes Geld, weil es in unserem 
Bundesland den Ruf als offenes, tolerantes und 
modernes und kulturaffines Land festigt. Und in 
einem solchen Klima, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, in einem solchen Klima lebt und ar-
beitet man gerne! 

Daher muss die Botschaft für die Gruppe 3, 
Kunst, Kultur, Kultur sein: Ja, wir stehen zu den 
Ausgaben! Gehen davon aus, dass auf die Nach-
haltigkeit von Investitionen ausgesprochen streng 
geachtet wird und dies auch jederzeit darstellbar 
ist. Aber die entscheidende Botschaft muss sein, 
unsere Kunst- und Kulturpolitik ist von dem Motto 
geprägt, Vielfalt statt Einfalt. Danke sehr! (Beifall 
bei der SPÖ und Abg. Weiderbauer.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Schuster. 

Abg. Schuster (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Herr Landesrat! Werte Kolleginnen und 
Kollegen! Hoher Landtag! 

Ein bekanntes Zitat von Ludwig Hevesi, auf der 
Wiener Sezession verewigt, lautet: „Der Zeit ihre 
Kunst, der Kunst ihre Freiheit“. Dieses Zitat soll uns 
darauf hinweisen, uns von eingefahrenen Struktu-
ren loslösen zu können und den Aufbruch in neue 
Zeiten zu wagen. Diesen Aufbruch in neue Zeiten 
hat vor allem der niederösterreichische Kulturbe-
reich gewagt in den letzten Jahren. Vor allem näm-
lich mit der Neuordnung der Ausstellungs- und 
Museumslandschaft mit den überregionalen Kom-
petenzzentren. 

Wir sind in der glücklichen Lage, dass Nieder-
österreich nicht nur großartige, renommierte 
Künstlerinnen und Künstler beheimatet, Daniel 
Spoerri, Christian Ludwig Attersee oder Erwin 
Wurm, um nur drei Beispiele zu nennen. Die sind 
international renommiert, erfolgreich und werden 
auf der ganzen Welt in Museen ausgestellt. 

Andererseits verfügt das Land Niederösterreich 
selbst über eine umfassende Sammlung mit rund 6 
Millionen Objekten. Ein Wert von rund 1,5 Millionen 
Euro. Von dieser Landessammlung können aller-
dings maximal 4 Prozent gezeigt werden. Weil die 
Möglichkeiten dazu fehlen, das heißt, weil viel zu 
wenig Ausstellungsfläche vorhanden ist, kann die-
ses enorme Potenzial weder touristisch noch bil-
dungsrelevant genutzt werden. 

Aus diesem Grund kam seitens des NÖ Kultur-
senates die Empfehlung, eine entsprechende 
Strategie für die Museen und Sammlungen zu erar-
beiten und auch die Neuordnung unserer Ausstel-

lungs- und Sammlungslandschaft zu organisieren. 
Der Landtag hat am 10. April 2014 mit entspre-
chenden Beschlüssen den Weg hierfür frei ge-
macht. Und es liegt jetzt vor, wie diese neue Land-
schaft aussieht. 

Neben den bestehenden Kompetenzzentren in 
Asparn an der Zaya für die Ur- und Frühgeschichte, 
in Carnuntum für die römische Archäologie und in 
Niedersulz für Volkskunde werden zwei weitere 
Zentren in Niederösterreich errichtet. In St. Pölten 
das neue Haus der Geschichte zur Darstellung der 
niederösterreichischen Landesgeschichte unter 
Weiterentwicklung des bestehenden Landesmuse-
ums. Und Krems wird zukünftig ein Zentrum der 
bildenden Kunst mit der neuen Landesgalerie Nie-
derösterreich erhalten. 

Kurz zum Haus der Geschichte. Dieses Haus 
der Geschichte soll auf Grund neuester wissen-
schaftlicher Erkenntnisse die Geschichte Nieder-
österreichs und die Rolle Niederösterreichs als 
Kernland der Republik und Zentraleuropas entspre-
chend darstellen. Die Vorbereitungen dazu laufen 
auf Hochtouren. Das Konzept des wissenschaftli-
chen Beirates, der aus 95 nationalen und internati-
onalen Expertinnen und Experten besteht, liegt vor. 
Im Wesentlichen wird es hier zu einer Weiterent-
wicklung des Landesmuseums kommen, zu einer 
Plattform für die Auseinandersetzung mit der Lan-
desgeschichte. Die Entwicklung Österreichs mit 
Bezug zu den Nachbarländern in Zentraleuropa soll 
dargelegt werden. 

Der zeitliche Bogen spannt sich von Anfängen 
der Menschheitsentwicklung bis hin zur Gegenwart 
mit einem ganz großen Schwerpunkt von 1848 bis 
heute. Das erklärte Ziel ist es, hier einen unmittel-
bar aufklärerischen und emotionalen Zugang zur 
Geschichte zu ermöglichen. Räumlich gesehen 
werden 3.000 m2 für Ausstellungen und Vermitt-
lungsaktivitäten zur Verfügung gestellt und unter 
Einbeziehung der umliegenden Institutionen die 
Ausstellungsexponate entsprechend dargelegt 
werden. 

Das Haus der Geschichte soll und wird mehr 
sein als nur ein Museum. Denn es wird neben den 
Ausstellungen auch Forschungsarbeit betrieben. 
Darüber hinaus wird es den Menschen auch als 
Servicestelle dienen. Es wird kein parteipolitisch 
gefärbtes Haus sondern ein historisch korrektes 
Haus sein. Derzeit arbeiten Kuratorinnen, Muse-
umsexpertinnen und Architekten daran, dieses 
Konzept einer modernen Ausstellungsgestaltung 
umzusetzen. Mitte 2017 soll dieses neue Haus der 
Geschichte eröffnet werden.  
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Der zweite schon erwähnte Mosaikstein der 
Museumslandschaft ist die Landesgalerie Nieder-
österreich in Krems. Das Land Niederösterreich 
verfügt, wie bereits erwähnt, über eine umfassende 
museale Sammlung. Diese 6 Millionen Objekte und 
Exponate sollen der Öffentlichkeit nunmehr ent-
sprechend zugänglich gemacht werden. 

Die Kunstmeile Krems wird zu diesem Zweck 
um einen Neubau erweitert. Mit den damit verbun-
denen Investitionen in der Höhe von 35 Millionen 
Euro lösen wir - darüber gibt’s eine entsprechende 
wissenschaftliche Studie der Donau-Universität 
Krems - Ausgaben in der Höhe von 75 Millionen 
Euro aus. Dadurch profitieren enorm nicht nur die 
Lokale, sondern die gesamte niederösterreichische 
Wirtschaft. Und zirka 400 Arbeitsplätze werden 
durch diese Investition abgesichert. 

Der inhaltliche Schwerpunkt des Museums 
liegt auf österreichischer Kunst. Und es wird das 
Programm der schon sehr beliebten und gut be-
suchten Kunstmeile Krems entsprechend ergänzen. 
In Verbindung mit Objekten der Landessammlun-
gen und Werken aus Privatsammlungen wird hier 
eine ganz neue Art der Darstellung und ein neuer 
Schwerpunkt auch für Krems etabliert werden. 

Touristisch gesehen erwarten wir dadurch ei-
nen Besucher- und Besucherinnenzuwachs der 
Kunstmeile, die jetzt schon 120.000 Besucher und 
Besucherinnen im Jahr hat auf zirka 160.000. Das 
heißt, es wird hier dann noch stärker auch Krems 
Ausgangspunkt für Ausflüge von der Kulturstadt 
Krems in die Wachau und die umliegenden Regio-
nen sein. 

Die Bauarbeiten für die Landesgalerie Nieder-
österreich sollen bis 2017 fertiggestellt werden, 
damit im Jahr 2018 die ersten Ausstellungen eröff-
net werden. Das sind die großen Leitlinien der bil-
denden und der darstellenden Kunst. 

Ich darf aber noch auf zwei mir wichtige Fakto-
ren in einem ganz anderen Bereich, der aber auch 
in diesem Bereich Kunst, Kultur und Kultus ressor-
tiert, zu sprechen kommen. Auf die unglaubliche 
Erfolgsgeschichte unserer Musikschulen. Das Mu-
sikschulwesen in Niederösterreich ist wirklich hat 
eine Erfolgsstory. Wir haben in 472 Gemeinden 
Musikschulen. Wir haben sozusagen hier zirka 
60.000 Schülerinnen und Schüler in 128 Schulen. 
Und wir haben hier seit dem Jahr 2000, das heißt in 
den letzten 16 Jahren um 25 Prozent den Anteil der 
Schülerinnen und Schüler steigern können. 

Bei fast einem Drittel der Volksschüler sind wir 
sozusagen mit unserem Musikschulangebot dabei. 

Und das hat auch unmittelbare, großartige Auswir-
kungen für das Leben in unseren Blasmusikkapel-
len, in unseren Chören, in den Vereinen, die sich 
mit Musik in Niederösterreich beschäftigen. Hier 
wird ganz großartige Arbeit geleistet, die auch in 
den letzten Jahren perfekt ergänzt wurde durch die 
NÖ Kreativakademien, die ein großartiges, außer-
schulisches Bildungsangebot für Kinder und Ju-
gendliche zwischen 6 und 19 Jahren bieten. Hier 
vor allem im Bereich der Malerei, des Schreibens, 
aber auch des Schauspiels. Hier werden ungefähr 
3.800 junge Menschen ihren Talenten entspre-
chend gefördert und in den Kreativ-Begabtenaka-
demien entsprechend betreut. 

Dabei gibt’s auch schon einige ganz bemer-
kenswerte Pilotprojekte, wo zwischen Musikschulen 
und Kreativakademien so enge Kooperationen 
geschnürt werden. Indem lokale Kunstschulen ent-
stehen, wo eben vom musikalischen, von der musi-
kalischen Ausbildung her hier ein umfassendes 
Programm geboten wird. Ab Herbst wird neben den 
Standorten in St. Pölten, Waidhofen a.d. Ybbs und 
Wr. Neustadt, was mich besonders freut, auch in 
Perchtoldsdorf, ein solcher Standort entstehen. Und 
ich glaube, das sind Beispiele, dass es nicht immer 
nur geht um die kontroversielle Kultur, sondern 
dass gerade in Niederösterreich die Leitlinien klar 
sind, auf einer möglichst breiten Basis Kunst und 
Kultur näherzubringen. Von den ganz Jungen bis 
zu den Gästen im Land und natürlich auch der älte-
ren Generation. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Weiderbauer. Er ist 
Hauptredner. 

Abg. Weiderbauer (GRÜNE): Herr Präsident! 
Hohes Haus! 

Ein Hoch der Kultur in Niederösterreich! Mein 
euphorischer Beginn dieser Wortmeldung. Gehe 
aber noch kurz auf die Wortmeldungen meiner 
Vorredner ein. Es war ja fast langweilig, gäbe es 
nicht Vertreter der FPÖ und der Liste FRANK, die 
doch Kritik üben, der ich mich nicht anschließen 
kann. Weil wenn Vertreter der FPÖ, noch dazu 
wenn sie so jung sind, von Sitte und Moral spre-
chen und über nicht förderwürdige Kultur, kriege ich 
immer so eine Gänsehaut. Aber nicht im positiven 
Sinn, sondern im negativen Sinn. Und mein Nach-
redner, der Kollege Klubobmann Waldhäusl, wird 
sicher dann meine Meinung über Kultur wieder ins 
rechte Licht rücken und das relativieren. 
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Ich glaube auch, dass 1,47 Prozent des Ge-
samtbudgets für die Kultur jetzt nicht überzogen 
sind, gemessen am Gesamtbudget. Gratuliere da-
her allen Verantwortlichen für den Mut, in diesen 
Zeiten bei der Kultur nicht zu kürzen, sondern auf-
zustocken oder zumindest gleich zu halten, weil 
damit der Stellenwert der Kultur in Niederösterreich 
und insgesamt ins richtige Licht gerückt wird. 

Wir sind uns einig, dass die Vielfalt der Kultur 
ein hohes Maß an Lebensqualität für alle bedeutet. 
Und Kultur verändert auch die Perspektive, habe 
ich erst letztens in der NÖ Gemeindezeitung gele-
sen. Das wäre auch ein Ansatz für mich in Richtung 
Liste Frank und FPÖ. Genauso wie bei Asylwerbe-
rinnen. Käme man oder kommt man ihnen ins Ge-
spräch, würde sich die Perspektive ändern. Würde 
man mehr Kultur konsumieren und auch Kultur, die 
zuerst nicht so sympathisch erscheint, konsumie-
ren, würde sich vielleicht auch die Perspektive hin-
sichtlich der Kultur verändern. 

Die Vielfalt und Breite, die in Niederösterreich 
angeboten wird, ist meiner Meinung nach so, dass 
sie allen Bürgerinnen und Bürgern in unserem Land 
gerecht werden kann. Um sie selbstverständlich 
einerseits zu Konsumentinnen werden zu lassen 
oder sich selbst, und das ist heute schon ange-
sprochen worden, Musikschulen, Kreativwerkstät-
ten, Musikkapellen, Theatergruppen, Chören usw., 
zu beteiligen. Also, da ist großer Raum, sich auch 
selbst kulturell zu betätigen. 

Auch deswegen, weil es viele kulturelle Nah-
versorger gibt, wie in vielen Orten Niederöster-
reichs, wo wirklich Kultur auf sehr hohem Niveau 
angeboten wird. Und wie in jedem Genre ist es 
auch hier so, dass es so genannte Leichttürme 
geben muss, sozusagen Zentren der Kultur in Nie-
derösterreich. Und die kennen wir alle, die sind 
heute schon teilweise genannt worden: St. Pölten, 
Krems, Grafenegg, Baden, Carnuntum, Niedersulz, 
Mistelbach usw. (Abg. Ing. Huber: Blindenmarkt!) 
Blindenmarkt, danke! Da habe ich zumindest einen 
FPÖ-Vertreter, den ich immer wieder treffe bei ei-
ner Veranstaltung in Blindenmarkt. Eine tolle Ver-
anstaltung, wirklich! Der Bezirk Melk ist sowieso 
beispielgebend. Der Kollege Sidl, danke, Günther, 
hast Melk schon genannt. Ich komm jetzt auch 
natürlich mit Werbung in eigener Sache, nachdem 
ich seit einigen Monaten auch Kulturreferent in 
Melk bin, darauf zu sprechen. 

Wir haben ein Ganzjahreskulturprogramm, das 
sich sehen lassen kann. Und auch diejenigen, die 
vielleicht mit Barockmusik wenig anfangen können, 
lade ich herzlich dazu ein, zu Pfingsten einmal nach 
Melk zu kommen. Da sind wir nicht das Zentrum in 

Niederösterreich, sondern das Zentrum der Welt, 
was alte Musik anbelangt. Es kommen ... (Zwi-
schenruf bei Abg. Präs. Ing. Penz.) 
Nicht skeptisch, Herr Präsident. Waren Sie schon 
jemals bei den Barocktagen? (Abg. Präs. Ing. Penz: 
Mehrmals!) 
Mehrmals, okay. Na, dann werden Sie mir zustim-
men. Dann werden Sie mir zustimmen, dass die 
Creme de la creme der Barockmusik zu dieser Zeit 
in Melk ist. Also bitte kommt, probiert es aus, ge-
nießt es, es ist wirklich sehr zu empfehlen!  

Morgen ist die Premiere der Sommerspiele. 
Und ich brauch, glaube ich, wirklich keine Studie, 
um feststellen zu können, würde es die Sommer-
spiele in Melk nicht geben, würde es einen einge-
schränkten Betrieb in der Tischlerei oder im Stift 
Melk geben, dass das für viele Tourismus-, Wirt-
schaftsbetriebe großen Schaden bedeuten würde. 
Also das rechnet sich allemal. 

Es wurde heute schon angesprochen von mei-
nem Vorredner das neue Kunstmuseum in Krems. 
Wir haben das vor einigen Jahren intensiv diskutiert 
hier in diesem Saal. Bei 35 Millionen Investition 
sagt man nicht so generös, ja klar, das machen wir. 
Es hat auch einige Fragezeichen gegeben, eben 
das Haus der Geschichte in St. Pölten, die Über-
siedlung der Bilder von St. Pölten nach Krems. Also 
das war alles nicht ganz ohne Diskussion. Trotz-
dem haben wir uns auch sehr gerne dazu ent-
schlossen, diesem Antrag zuzustimmen. Nämlich 
auch deswegen, weil zusammen mit diesem Projekt 
wirklich ein zukunftsweisendes Museumskonzept 
präsentiert wurde. Deswegen haben auch wir die-
sem Projekt sehr gerne zugestimmt. 

Jetzt ersuche ich euch, mich nicht als kleinlich 
hier anzusehen, und das ist nicht der Hauptpunkt 
der Kulturdebatte, die ich heute abführe. Aber 
Samstag vor einer Woche, glaube ich, hat es den 
Spatenstich zum Kunstmuseum in Krems gegeben 
zum neuen Kunstmuseum. Und ich gebe zu, ich bin 
kein Freund von Spatenstichen. Weil meistens 
muss ich mir selber meinen Spaten mitnehmen weil 
keiner für mich vorhanden ist. Aber trotzdem wäre 
ich bei dieser Veranstaltung sehr gerne dabei ge-
wesen. Alleine, ich hab keine Einladung dafür be-
kommen. 

Gebe vielleicht hier einen Anstoß oder einen 
Anlass an die zuständigen Organisatoren. Und ich 
glaube nicht, dass es die Kulturmanager waren, die 
da oben sitzen, die das organisiert haben. Weil, 
und da komm ich gleich zum nächsten und ab-
schließend. Mit diesen Herren Hermann Dikowitsch 
und Martin Grünes und Paul Gessl führe ich öfters 
Gespräche. Und ich bedanke mich recht herzlich 
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für die permanente Bereitschaft zu diesen Gesprä-
chen, mit Information mit Rat und Tat mir zur Seite 
zu stehen. Vielen Dank an die Kulturabteilung! 

Dass da irgendwas schief gelaufen ist, gut, das 
kann passieren. Und ich werde es verkraften. 
Werde mir bei Gelegenheit die Fortschritte dieses 
neuen Kunstmuseums ansehen und schauen, ob 
da alles mit rechten Dingen zugeht und auch der 
Bau dementsprechend fortschreitet. 

Auch herzlichen Dank an die Kulturregion Nie-
derösterreich mit Dorothea Draxler und Martin 
Lammerhuber. Es gibt viele Institutionen, die her-
vorragend arbeiten in Niederösterreich. Die Musik-
schulen sind schon genannt worden. Ich bedanke 
mich nochmals recht herzlich. Und ende, so wie ich 
begonnen habe: Ein Hoch auf die Kultur in Nieder-
österreich! Dankeschön! (Beifall bei den GRÜNEN, 
Teilen der ÖVP und SPÖ.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Klubobmann Waldhäusl. 

Abg. Waldhäusl (FPÖ): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Herr Landesrat! Hoher Landtag! 

Ich darf als letzter Redner von uns noch einen 
Rückblick zur Kultur machen und dann mich der 
Dorferneuerung widmen. (Abg. Mag. Hackl: Gib dir 
einen Ruck!) 
Und lieber Kollege, ich muss mir gar keinen Ruck 
geben. Denn ich glaube, dass auch mein Vorredner 
eigentlich vieles richtig gesagt hat und auch auf den 
Punkt gebracht hat, wie er die Vielzahl an Veran-
staltungen im Kulturbereich in ganz Niederöster-
reich aufgezeigt hat. Wie unterschiedlich diese 
Veranstaltungen sind und wie er auch mittlerweile 
merkt, wie unterschiedlichst oft sie auch von Man-
dataren von uns besucht werden. 

Die Stärke der Kultur generell auch in unserem 
Bundesland ist, wie vielfältig sie ist und wie breit 
gefächert sie ist. Und ich nehme auch für mich das 
Recht heraus, dass bei mir Kultur bereits bei der 
Fronleichnamprozession beginnt. Auch das ist für 
mich gelebte Kultur, wo ich mit der Familie, mit den 
Kindern selbstverständlich teilnehme. Weil ich das 
von den Eltern mitbekommen habe, wie das ab-
läuft. Und ich glaube daher, dass wir, wenn wir 
generell über Kultur diskutieren, wir uns nicht aus-
einanderdividieren müssen und plötzlich ... der ist 
kulturfeindlich und der andere nicht. Es ist nicht so, 
dass jemand, wenn er zum Beispiel im Kulturbe-
reich sagt, wo er Geld kürzen würde oder wo er 
nicht subventionieren würde, deswegen kulturfeind-
lich wäre. 

Ich glaube, man soll es auch bei dem belas-
sen, dass man – so wie in anderen Bereichen, auch 
im Gesundheitsbereich, im Wissenschaftsbereich - 
überall das Recht hat zu sagen, hier würden wir 
mehr Geld ausgeben und weniger Geld ausgeben, 
muss es auch zulässig sein, dass die FPÖ sagt, im 
Kulturbereich würden wir generell etwas kürzen und 
bei einigen Dingen würden wir überhaupt keine 
Förderung geben. Und das hat mein Klubkollege, 
der Abgeordnete Landbauer, genau auf den Punkt 
gebracht. Aber er hat es sehr emotionsfrei auf den 
Punkt gebracht. Wie er gesagt hat, wo für uns die 
Grenze jenes Bereiches beginnt, wo man subventi-
oniert und fördert. Er hat aber auch gesagt, dass er 
die Freiheit der Kunst akzeptiert. Und das kann 
gelebt werden. Aber nicht mit jenen Geldern, die, 
wie heute eingangs von der zuständigen Referen-
tin, „danke Steuerzahler“ hat sie gesagt, erwirt-
schaftet werden. 

Und damit ist das ganz einfach erledigt. Wenn 
man das so betrachtet, gibt’s in Wirklichkeit kein 
Problem. Und wir haben auch gesagt und immer 
wieder betont bei diesen Debatten, wie wichtig und 
wie positiv wir immer die Landesausstellungen 
bewertet haben. Weil wir gesagt haben, da kommt 
nicht nur Kultur zu den Leuten, sondern da kommt 
Tourismus, da gibt’s Wertschöpfung, da wird Geld 
investiert in den Regionen. Und das wissen wir, 
dass viele Regionen und Gemeinden selbst das 
Geld nicht hätten. Die hoffen ja, und darum ja das 
Gerangel um Landesausstellungen. 

Das heißt, wir scheuen uns nicht davor zu sa-
gen, was hier in diesem Bereich absolut in Ordnung 
ist. Aber es muss auch möglich sein, genauso 
emotionslos zu sagen, in diesem und jenem Be-
reich, wie es der Kollege Landbauer gesagt hat, ist 
für uns die Schmerzgrenze erreicht. Und wenn er 
auch angeführt hat, dort, wo Werte Christi in Mitlei-
denschaft gezogen werden, wo es einfach hier im 
religiösen Bereich bei uns zu weit geht, da ist auch 
die Schmerzgrenze woanders. Und die ist bei der 
SPÖ anders, bei den GRÜNEN. Bei der ÖVP war 
sie früher auch ganz woanders, da war sie vielleicht 
noch viel, viel strenger wie bei uns, bei der FPÖ. 
Aber jetzt hat sich halt die ÖVP auch verändert und 
jetzt liegt die Schmerzgrenze an einer anderen 
Latte. Und es wird vielleicht auch einen Grund ha-
ben, dass ihr bei den Wahlen dann immer weniger 
Stimmen bekommt. Aber das ist euer Problem! Das 
ist nicht meine Sache, das zu diskutieren. Doch ich 
glaube, diese Meinungsfreiheit muss man auch uns 
einräumen, ganz einfach aufzuzeigen, wo wir mehr 
Geld und wo wir weniger Geld ausgeben würden. 
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Zur Dorferneuerung möchte ich, wie jedes 
Jahr, auch ein paar Worte sagen, weil wir hier nicht 
vergessen sollten, auch danke zu sagen. Sie ist 
neben der verbliebenen Feuerwehr und oft noch 
einem kleinen Sportverein die letzte Institution oder 
die letzte Säule im kulturellen, gemeinschaftlichen 
Zusammenleben in den Ortschaften. Und es hat 
einen Grund gegeben, warum sie gegründet wurde. 
Und es hat ein Ziel gegeben und es gibt einen 
Sinn, dass hier Menschen zusammenarbeiten. 
Dass hier Menschen was verändern wollen und 
dass hier Menschen sagen, okay, wir wollen Prob-
leme selbst diskutieren. Wir werden sie nicht selbst 
lösen können, aber wir können den Anstoß dazu 
geben. Das heißt, die geistige Dorferneuerung soll 
soweit gehen, dass man sich auch darüber Gedan-
ken macht, wo kann ich mithelfen, der Allgemein-
heit zu dienen, sag ich jetzt. 

Da gibt’s Probleme. Denn wir haben immer 
mehr Menschen in dieser momentanen Welt, die 
alle nur fordern und sagen, was kann ich haben. 
Aber wir haben immer weniger, die sagen, was 
kann ich dazu beitragen? Was kann ich tun? Ich 
merke immer mehr, dass der Egoismus fortschrei-
tet, dass jeder nur mehr sagt, dort ist ein Unkraut, 
das gehört gemacht, das müsste gemacht werden. 
Na, wer? Die Allgemeinheit. Wer ist die Allgemein-
heit? Und daher ist es mir so wichtig, immer wieder 
zu betonen, wenn Menschen freiwillig Probleme 
diskutieren und sagen, wo kann ich etwas beitra-
gen, dass man die dann auch unterstützt. Und da-
rum glaube ich, dass der Gedanke dieser Dorfer-
neuerung ein ganz ein wichtiger war.  

Man muss nur jetzt aufpassen, und ich bin ja 
selbst ein Obmann einer Dorferneuerung, sie ist in 
die Jahre gekommen die Dorferneuerung, dass die 
Menschen die Vision in die Zukunft nicht verlieren. 
Speziell in jenen Gegenden, wo die Abwanderung 
so stark ist, dass sich dort immer weniger Men-
schen finden, auch hier aktiv teilzunehmen, haben 
wir das Problem. Und da muss man darüber nach-
denken, wie man zumindest die Vision und wirklich 
den Gedanken an die Zukunft immer wieder impft, 
damit er nicht verloren geht. Das heißt, man könnte 
auch kurz sagen, man muss schauen, dass dort 
wieder dieser Schwung reinkommt, so wie er ein-
mal war und dementsprechend dann diese Vereine, 
diese Ehrenamtlichen, auch unterstützt werden. 

In diesem Sinne möchte ich noch abschließend 
sagen, dass wir uns immer genau anschauen, was 
wir kritisieren. Und daher ist es für uns auch eine 
Freude, viele, viele Veranstaltungen, auch im Kul-
turbereich, zu besuchen. Und es gibt keine Blas-
musikwertung, wo ich nicht, wenn ich Zeit habe, 
dabei bin. Weil auch das für mich Kultur ist. Gelebte 

Kultur am Land. Und ich habe auch Ausstellungen, 
die ich mir in der Stadt anschaue, wo ich sage, 
auch das ist Kultur. Aber bitte lassen wir auch allen 
Bürgern die Freiheit, zu sagen, für mich ist das 
Kultur, für mich ist jenes Kultur. Und dann diskutie-
ren wir gemeinsam, wo wir die Fördergelder einset-
zen würden. 

Wir sind der Meinung, wir brauchen diese Gel-
der verstärkt für die grundlegenden Dinge im Land, 
dass die Menschen leben können, dass die Men-
schen wohnen können, dass die Menschen Arbeit 
kriegen. Und dort, wo wir der Meinung sind, dass 
das ein bisschen zu weit geht, dort muss die Kultur 
das selbst erledigen. Das heißt, das muss sich 
selbst tragen. Und da muss ich nicht noch zusätz-
lich subventionieren. Dann werden wir kein Prob-
lem damit haben. Dann wird kein einziger Bürger 
fragen, Herr Waldhäusl, haben die einen Vogel, 
dass sie für sowas Geld ausgeben? (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Frau Abgeordnete Gruber. 

Abg. Gruber (SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrter Herr Landesrat! Liebe Abge-
ordnete! 

Die NÖ Regional GmbH wurde 2015 gegründet 
mit dem Ziel, die einzelnen Regionen Niederöster-
reichs und die regionalen Einrichtungen bei der 
Umsetzung des Landesentwicklungskonzeptes der 
Hauptregionsstrategien 2024 und bei Schlüssel-
projekten zu unterstützen. 

So wurden beispielsweise die bisherige Dorf- 
und Stadterneuerung, Gemeinde 21 die Kleinregio-
nen, das Mobilitätsmanagement, die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit bei EU-Projekten und 
die Regionalentwicklung zusammengeführt. Sie 
sollen ihre Tätigkeiten bündeln und gemeinsam 
strategisch vorgehen. Nicht nur auf Mitarbeiter-
ebene, sondern bis hinauf in die Regierungsspitze, 
zumal ja unterschiedliche Zuständigkeiten für die 
einzelnen Einrichtungen auf Landesebene beste-
hen, soll das Gemeinsame gelebt werden. Die bis-
herigen Einrichtungen bestehen dabei aber weiter. 

Die NÖ Raumplanung hat das Land Nieder-
österreich mit seinen 21 politischen Bezirken, 4 
Statutarstädten und 573 Gemeinden in fünf Haupt-
regionen gegliedert. Und zwar Industrieviertel, Nie-
derösterreich Mitte, Mostviertel, Wald- und Wein-
viertel. In jeder der fünf Hauptregionen wurde ein 
Regionalverband geschaffen, der aus Mitgliedsge-
meinden besteht und ein Gesellschafter der NÖ 
Regional GmbH ist. 
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Für jede Hauptregion wurde ein eigenes Regi-
onskonzept entwickelt. Das Mostviertel, wo ich zu 
Hause bin, setzt auf Tourismus, eine starke Land-
wirtschaft, internationale tätige Unternehmen sowie 
grenzüberschreitende Kooperationen. Vieles ist 
bereits erreicht. Vieles hat noch zu geschehen. 

In den diversen Aktionsfeldern war das Most-
viertel bisher sehr aktiv. Der Donauhafen 
Enns/Ennsdorf ist ausgebaut, Flächen für die ge-
werbliche und die industrielle Nutzung bereitge-
stellt. Die verkehrsklinische Ertüchtigung und eine 
Strategie für Technologie, Bildungs- und Qualifizie-
rungseinrichtungen gemeinsam mit Oberösterreich 
abgestimmt. 

Es gibt Serviceleistungen für Start ups und In-
novationsträger. Es gibt ein Unterstützungssystem 
zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und 
der Wertschöpfung. Es wird das Arbeitskräftepo-
tenzial gezielt genutzt, die Menschen qualifiziert für 
ihre Arbeit ausgebildet. Im Tourismus werden mehr 
Betten für Übernachtung bereitgestellt, in der 
Landwirtschaft werden Innovationen sowie neue 
landwirtschaftliche Dienstleistungen vorbereitet. Es 
gibt ein Unterstützungssystem zur Erhaltung der 
Streuobstwiesen, die humusfördernde Landwirt-
schaft ist als Thema in der Region verankert. 

Wir dürfen uns aber am Erreichten nicht aus-
ruhen. Inaktivität bedeutet Stillstand. Ziel des Regi-
onalverbands muss daher die Aufrechterhaltung 
der hohen Standards in diesen Regionen sein. Es 
muss uns auch weiterhin ein großes Anliegen sein, 
die Vielfalt an interessanten Arbeitsplätzen im 
Mostviertel zu erhalten und auszubauen, damit 
diese Region auch über die nächsten Jahre hinaus 
für die Bevölkerung lebenswert bleibt. Sichere und 
gut bezahlte Arbeitsplätze sind für dieses Ziel eine 
unabdingbare Voraussetzung. Es ist daher noch 
viel zu tun. 

Nach einem Jahr des Aufbaus und neuer 
Strukturen und der verstärkten Vernetzung der 
einzelnen Akteure wünsche ich mir, dass die NÖ 
Regional GmbH nun verstärkt die Gemeinden und 
die Kleinregionen unterstützt, sich aktiv mit guten 
Ideen einbringt und so als Motor zur Weiterent-
wicklung der niederösterreichischen Regionen fun-
giert. 

Wir stimmen diesem Budgetansatz gerne zu 
und gratulieren gleichzeitig allen handelnden Per-
sonen in der NÖ Regional GmbH zur geleisteten 
Arbeit zum Wohle der niederösterreichischen Be-
völkerung! (Beifall bei der SPÖ und Teilen der 
ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Zu Wort ge-
meldet ist Herr Abgeordneter Mag. Hackl. 

Abg. Mag. Hackl (ÖVP): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hoher Landtag! 

Es ist mir eine Freude, Schlussredner sein zu 
dürfen in dieser Kulturdebatte, die sehr viel Positi-
ves gebracht hat und auch sehr gut herausgear-
beitet hat, dass Kultur eine echte Kraftquelle ist für 
unser Land, die uns sehr viel Freude bereitet und 
auch viele wirtschaftliche Impulse setzt. Die Vor-
züge sind der Dialog von Urbanität und Tradition, 
das Zusammenspiel zwischen Natur und Kultur, 
das harmonische Miteinander von eindrucksvoller 
Landschaft und kultureller Vielfalt. Und das alles 
zusammen ist ein Alleinstellungsmerkmal für Nie-
derösterreich. Ein Alleinstellungsmerkmal, das uns 
im Tourismus weiter hilft, das Niederösterreich zu 
einem Kulturland im Herzen von Europa macht. 

Wer darauf nicht stolz ist, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wer hier nicht aufsteht und mit 
Freude ja sagt, der hat es nicht verstanden worum 
es uns bei der Kultur geht. Und ich nehme eigent-
lich mit Freude zur Kenntnis, dass unsere Kulturde-
batten sich in die positive Richtung entwickeln. Wir 
haben ja schon andere Debatten in den letzten 
Jahren gehabt. 

Eines möchte ich aber schon sagen. Wenn der 
Kollege Landbauer bei sehr viel positiven Beiträ-
gen, die er heute auch mitgeliefert hat, das hast du, 
Gottfried (Waldhäusl), ja durchaus bemerkt, nach-
her wieder anfängt, wir sind eh dafür, aber bei dem 
nicht, wir machen keine Zensur, aber ..., dann muss 
ich bei aller Wertschätzung sagen, bei der Rede, da 
sollte er einfach sagen, wenn es um die Kunst geht, 
„kunnst net aufhörn“? 

Weil das ist genau der Punkt, wo wir immer 
wieder nicht zusammen kommen. Und wenn du 
sagst, Gottfried (Waldhäusl), man kann das Budget 
in der Richtung höher machen und niedriger ma-
chen, hast du Recht. Aber ich habe mir den Antrag 
durchgelesen: Ihr halbiert das Kulturbudget! Und 
das ist eine andere Richtung. Da geht’s nicht mehr 
darum, dass ich sage, ich setze ein Zeichen, ich 
setze einen Trend. Sondern das ist in Wirklichkeit, 
ja, da können wir zusperren. Für alle Leistungen die 
du auch herausgehoben hast. Und das, meine sehr 
geehrten Damen und Herren vom Landtag, das ist 
eindeutig der falsche Weg. 

Und wenn man nachher immer wieder vorgibt, 
eigentlich ist das und das was gefördert wird, nicht 
ganz richtig, sage ich einmal, der Qualtinger hat  
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gesagt, „moralische Entrüstung ist der Heiligen-
schein der Scheinheiligen“. Und in der Beziehung 
strahlt ihr ein bisschen mit der Argumentation, so-
dass ich mich fast geblendet fühle. Das sind politi-
sche Scheuklappen und das ist der falsche Weg. 
Und ich denke mir, wir sind bei diesen Kulturde-
batten schon besser als die letzten Jahre, ein biss-
chen mehr geht noch, was die Anträge überhaupt 
betrifft. Denn wenn man sich anschaut, wie wichtig 
die Kunst und Kultur ist, gerade auch bei einer 
Standortbestimmung einer Region, da geht’s auch 
um Betriebsansiedlungen, dass man in einem eu-
ropaweiten Wettbewerb überhaupt Aufmerksamkeit 
erreicht, dann merkt man, dass wir stolz sein kön-
nen, was in Kultur und Kunst weitergegangen ist. 

Dass wir, was das Management betrifft, die 
richtigen Steuerungsinstrumente haben zur Kultur-
förderung, dass wir auf Basis eines reichhaltigen 
Kulturerbes und einer fest verankerten Tradition auf 
zwei Jahrzehnte zurückblicken können, die zahlrei-
che Leuchtturmprojekte herausgebracht haben, 
welche heute auch schon angeschnitten worden 
sind. 

Im kommenden Jahr steht uns die Eröffnung 
des Hauses der Geschichte im Museum Nieder-
österreich bevor in St. Pölten. Es ist ein tolles Pro-
jekt, das unsere Landeshauptstadt stärkt. In Krems 
entsteht ein außergewöhnlicher Neubau, nämlich 
die Landesgalerie Niederösterreich. Und wenn man 
vielleicht nicht eingeladen wird, dann hat man ge-
sagt, es ist nicht die Landesgalerie Niederöster-
reich. Das wird uns auch noch sehr viel Freude 
machen, weil sich alle Sparten der Kunst hier prä-
sentieren können. 

Und wir haben ein Aushängeschild, in Nieder-
österreich, das die Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreicher annehmen: 20.000 Veranstal-
tungen im Jahr, 1,5 Millionen Besucher. Und 85 
Prozent aller Niederösterreicherinnen und Nieder-
österreicher sagen ja, das kulturelle Angebot in 
unserem Land ist fantastisch! Und wenn Sie das 
sagen, kann man auf der anderen Seite nicht ar-
gumentieren, eigentlich gibt’s da das eine oder 
andere, was von der Bevölkerung gar nicht so ge-
wünscht ist. Von 10 Niederösterreichern sagt jeder 
8. das, was wir hier in Sachen Kultur machen, ist 
mir wichtig!  

Und wenn wir vom Budget reden und wenn wir 
sagen, man könnte mit dem Kulturbudget das eine 
oder andere bewirken, dann muss ich an die FPÖ 
ausrichten: Genau 1,5 Prozent des Budgets des 
Landes ist das Kulturbudget. 133 Millionen Euro. 
Wir geben über 50 Prozent für Soziales aus. Wenn 
ihr jetzt argumentiert, ihr könntet mit dem Kultur-

budget die sozialen Probleme richten, ist das 
grundfalsch. Das geht nicht in die richtige Richtung. 
Das ist einfach nur populistisch. Und ich glaube, 
auch das ist nicht der Sinn wie man Kulturpolitik 
betreibt. 

Und wenn man sagt, dort oder da ist der 
Rechnungsabschluss überschritten worden, möchte 
ich auch anmerken, wenn man sich das genau 
anschaut, wo überschritten worden ist, zum Bei-
spiel in den Musikschulen, wo du auch, Gottfried 
(Waldhäusl), gesagt hast, das ist dir wichtig, ja? 
Das heißt, dass wir unseren Kindern die Möglich-
keit geben, sich hier weiterzubilden, hier in den 
Blasmusikkapellen später Karriere zu machen, 
Freude zu haben. Dafür das geben wir im Land 
Niederösterreich gerne Geld aus. Und wir sind stolz 
darauf, auch wenn das ein bisschen mehr kostet. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn man weiters davon ausgeht, dass 
wir 12.000 Arbeitsplätze im Land Niederösterreich 
durch unsere Investitionen in Sachen Kunst und 
Kultur sichern, dann wird einem erst klar, dass ei-
gentlich deine Kürzungen in Wirklichkeit Arbeits-
plätze kosten! Und dass das das ganz falsche Sig-
nal wäre. Und das ist nicht nur so daher gesagt, 
sondern wir haben eine Studie von der Donau-Uni-
versität, wonach rund 1 Milliarde Euro pro Jahr mit 
unserem Kulturbudget ausgelöst werden an Zu-
satzeffekten. Direkt und indirekt. Das ist eine stolze 
Zahl. Das zeigt, dass hier eine Kulturwirtschaft 
gemacht wird, die nicht nur Künstlerinnen und 
Künstlern zugute kommt, sondern jeder Nieder-
österreicherin und jedem Niederösterreicher. Nicht 
nur, dass er Freude daran haben kann, sondern 
dass er auch seinen Arbeitsplatz gesichert sieht, 
dass die Wirtschaft etwas davon hat. Und das ist 
ganz was Besonderes und das ist wichtig. 

Und einen Satz noch zur Kollegin Gimborn be-
treffend den Antrag auf Gratiseintritt für Jugendliche 
und Kinder. Ich glaube, es ist ganz wichtig auch, 
dass man Kindern und Jugendlichen vermittelt, 
dass Kunst einen Wert hat und dass das nicht alles 
gratis ist. Und dass wir hier Angebote haben, die 
extrem jugendfreundlich sind, schülerinnen- und 
schülerfreundlich, das, glaube ich, das ist bekannt. 
Wenn man ins Landesmuseum St. Pölten Eintritt 
zahlen muss als Schülerin und Schüler, kostet mich 
das 1 Euro im Jahr. Und ich denke, das ist nicht zu 
viel, dass man auch den Wert der Kultur heraus-
streicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
können stolz sein, dass Niederösterreich in Sachen 
Kunst keine Monokultur ist, sondern ein reicher, ein 
blühender Garten mit einer Vielfalt an Blüten und 
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Früchten in den verschiedensten Bereichen der 
Kultur. Auf der einen Seite bodenständig, heimisch, 
tief verwurzelt, wie es der Kollege Waldhäusl am 
liebsten hat, auf der anderen Seite offen für neue 
Wege, experimentell, kontroversiell auch mit 
künstlerischer Freiheit verbunden. Das wollen die 
Grünen vielleicht mehr. Wir wollen hier als NÖ 
Volkspartei beide, diese Wege bestreiten. Auf das 
sind wir stolz. Und wir sind auch stolz, dass Nie-
derösterreich ein Kulturland ist. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Zweiter Präsident Mag. Karner: Die Redner-
liste ist erschöpft. Der Berichterstatter verzichtet auf 
das Schlusswort. Wir kommen daher zur Abstim-
mung der Gruppe 3. Hierzu liegt ein Abänderungs-
antrag vor. (Nach Abstimmung über den Abände-
rungsantrag der Abgeordneten Landbauer, Wald-
häusl, Dr. Von Gimborn und Dr. Machacek u.a. 
betreffend Senkung des Budgetansatzes in der 
Gruppe 3:) Das ist mit den Stimmen der FPÖ und 
der Liste FRANK, ausgenommen Dr. Laki, die Min-
derheit. (Abgelehnt.) 

(Nach Abstimmung über die Gruppe 3:) Das ist 
mit Stimmen der SPÖ, ÖVP, Dr. Laki und den 
GRÜNEN mehrheitlich angenommen! 

Zur Gruppe 3 liegen folgende Resolutionsan-
träge vor. (Nach Abstimmung über den Resoluti-
onsantrag der Abgeordneten Dr. Von Gimborn und 
Hintner betreffend Studie zur Bewertung der volks-
wirtschaftlichen Gesamteffekte durch Kulturförde-
rungen des Landes Niederösterreich:) Das ist mit 
Stimmen der FPÖ, Liste FRANK, SPÖ und ÖVP die 
Mehrheit. (Angenommen.) 

(Nach Abstimmung über den Resolutionsan-
trag der Abgeordneten Dr. Von Gimborn betreffend 
freier Eintritt für Kinder und Jugendliche in nieder-
österreichische Museen:) Das ist mit den Stimmen 
von FPÖ, Liste FRANK und SPÖ die Minderheit. 
(Abgelehnt.) 

Hohes Haus! Ich unterbreche nun nach Voll-
endung der Gruppe 3 die Verhandlungen über den 
Voranschlag des Landes für das Jahr 2017. Die 
nächste Sitzung des Landtages bzw. die Fortset-
zung der heutigen Sitzung findet morgen, Don-
nerstag, 16. Juni 2016, um 9 Uhr statt. Die Bera-
tungen über den Voranschlag werden mit der Spe-
zialdebatte zur Gruppe 4 fortgesetzt. Die Sitzung ist 
geschlossen. (Ende der Sitzung um 21.32 Uhr.)

 


